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Abkürzungen. 



ALVG. as Gesetz, betr. die aUgemeine Landesyerwaltimgi vom 90. Juli 1883. 

GO. => G^meindeordnung. 

GS. =» Gesetzessammlung für die preussischen Staaten. 

Tr_r^ TT . j 13. Dezember 1872. 

KrO. « Kreisordnmig vom 19^ März 1881. 

LGO. =» Landgemeindeordnung. 

Org.Ges. =« Organisationsgesetz vom 26. Juli 1880. 

OVG. = Oberverwaltungsgericbt. 

«_^ ^ , . , , 29. Juni 1875. 

Pro. - Provmzialordnung vom ^ ^^ ^^^^^ 

RGBl. » Reicbsgesetzblatt. 

BG^wO. =a Eeichsgewerbeordnüng vom 21.i Juni 1869. 

StO. -= Städteordnung. 

VGG-. ■■ Gesetz, betr. die Verfassung der Yerwaltungsgerichte und das- 

1^ ^^^ ^x. 3. JuH 1875. 
Verwaltungsstreitverfahren, vom ^—r . ^^vg^ 

VO. s= Verordnung. 

Zust.Ges. oder ZG. » Zuständigkeitsgesetz vom 1. August 1883. ^ 

a. ZustGeB. »> (altes) Zuständigkeitsgesetz vom 26. Juli 1876. 
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I. Abschnitt. 

Die Organisation der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungsgerichte. 



g 1. Einleitung. 

Die gegenwärtige Organisation der preussischen Verwaltung 
beruht zunächst auf den in der sog. Stein- Uardenberg'schen Periode 
im Anfange dieses Jahrhunderts erlassenen Verwiutungsgesetzen, 
dem Publmandum vom 16. Dezember 1808 betr. die veränderte 
Verfassung der obersten Staatsbehörden der preussischen Monarchie 
u. s. w., der Verordnung vom 26. Dezember 1808 wegen verbesser- 
ter Einrichtung der Provinzial-, Polizei- und Finanzbehörden, der 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 betr. die veränderte Verfassung 
der obersten Staatsbehörden, der Verordnung vom 30. April 1815 
wegen verbesserter Einrichtung der Provinzialbehörden und den 
diese Gesetze' und Verordnungen theils ergänzenden und erläutern- 
den, theils abändernden Instruktionen vom 23. Oktober 1817 und 
31. Dezember 1825 für die Regierungen, bezw. Oberpräsidenten. 

Nach diesen gesetzlichen Vorschriften gestaltete sich der Be- 
hördenorganismus der preussischen Verwaltung in folgender Weise: 

An der Spitze der grossen Verwaltungszweige (Aeusseres, 
Inneres, Justiz, Krieg und Finanzen) wurden als Einzelbeamte 
fungirende Minister gestellt, welchen die Leitung und Beauf- 
sichtigung der betreffenden Verwalturigsgebiete und ausserdem, die 
Entscheidung von wichtigen in ihren Ressorts entstehenden Einzel- 
fragen zur letztinstanziellen Entscheidung überwiesen wurde. In 
den Provinzen wurden die Institutionen der Oberpräsiden- 
ten und der Regierungen geschaffen. Den Oberpräsidenten, 
welche den einzelnen Provinzen vorgesetzt wurden, wurde theils 
die Aufsicht und Kontrole der übrigen Provinzialbehörden, theils 
die selbstständige Verwaltung besonders wichtiger Provinzial- 
angelegenheiten übertragen. Für die einzelnen Bezirke, in welche 
die Provinzen zerlegt wurden, wurden die koUegialisch organisirten 
Regierungen mit einem Regierungspräsidenten an der Spitze als 
Landeshoneits-, Polizei- und Finanzbehörden bestellt. Dieselben zer- 
fielen regelmässig in drei Abtheilungen: a) des Innern (für 
Landeshoneits- und Polizeisachen), b) für Kirchen-undSchul- 
angelegenheiten, c) für direkte Steuern, Forsten und 
Domänen. 

y. Stengel, Zuständigkeit. 1 
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Die Regierungsbezirke wurden wieder in eine Anzahl von 
Kreisen eingetheiit, in welchen die L a n d r ä t h e als Vertreter der 
Regierungen die diesen überwiesenen Angelegenheiten in unterster 
Instanz besorgten. 

Daneben standen die grösseren Städte, welche von der 
Kreiseintheilung ausgenommen waren und deren Organisation avif 
den verschiedenen seit dem Jahre 1808 erlassenen Städteordnungen 
beruhte. StO. vom 30. Mai 1853, bezw. 19. März und 15. Mai 
1856. 

Die im Vorstehenden skizzirte Organisation hat wesentliche 
Aenderungen erfahren durch die Kreisordnung vom 13. Dezember 
1872 und eine Anzahl von Gesetzen, welche sich an die Kreis- 
ordnung angeschlossen haben, nämlich die Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875, das Gesetz vom 3. Juli 1875 bezw. 2. August 1880 
betr. die Verfassung der Verwaltungsgerichte und das Verwaltungs- 
Streitverfahren , das Gesetz vom 26. Juli 1876 betr. die Zustän- 
digkeit der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte, das 
Gesetz vom 26. Juli 1880 betr. die Organisation der allgemeinen 
Landesverwaltung, endlich das Gesetz vom 30. Juli 1883 über die 
allgemeine Landesverwaltung und das Gesetz vom 1. August 1883 
betr. die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und der Ver- 
waltungsgerichte. Diese letzteren beiden Gesetze sollen vom 1. April 
1884 ab das Zuständigkeitsgesetz vom 26. Juli 1876, das sog. 
Organisationsgesetz vom 26. Juli 1880 und die Mehrzahl der 
Paragraphen des sog. Verwaltungsgerichtsgesetzes — nämlich alle 
Paragraphen bis auf diejenigen, welche vom Oberverwaltungs- 
gerichte handeln — ersetzen. 

Von diesen sämmtlichen Gesetzen betreffen allerdings die Kreis- 
ordnung und die Provinzialordnung zunächst die Verfassung und 
Verwaltung der Kreise uncf Provinzen als sog. Kommunalbehörden, 
im übrigen ist aber durch dieselben auch die Organisation der 
allgemeinen Landesvprwaltung, also der eigentlichen 
Staatsverwaltung umgestaltet worden, wie in den beiden nächsten 
Paragraphen darzulegen sein wird. Zu beachten ist, dass die Or- 
ganisation der allgemeinen Landesverwaltung, wie sich dieselbe 
nach dem Organisationsgesetze vom 26. Juli 1880, dem Zuständig- 
keitsgesetze vom 26. Jun 1876 und dem Verwaltungsgerichtsgesetze 
vom 3. Juli 1875/2. August 1880 gestaltet hat^ bezw. nach dem 
Gesetze über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
und dem neuen Zuständigkeitsgesetze vom 1. August 1883 ge- 
stalten wird, sich zunächst nur auf die Provinzen Ostpreussen, 
Westpreussen, Pommern, Brandenburg, Sachsen und Schlesien, 
einschliesslich des einen besonderen Verwaltungsbezirk bildenden 
Stadtkreises Berlin und der hohenzoUerschen Lande bezieht, 
bezw. beziehen wird, in den Provinzen Posen, Rheinland, West- 
falen, Schleswig -Holstein, Hannover und Hessen - Nassau aber erst 
durchgeführt werden soll, wenn in diesen Provinzen neue Kreis- 
und Provinzialordnuugen erlassen sein werden. ALVG. § 155^ 
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g 2. Die Organisation der YerwaltungsbeliOrden.. 

A. Die Ministerien. 

Gegenwärtig hat Preussen 9 Ministerien : 1. des Innern, 2. der 
Finanzen, 3. für Handel und Gewerbe, 4. für öffentliehe Arbeiten, 
5. fiir Landwirthschaft, Domänen und Forsten, 6. der Justiz, 7. der 
geistliehen, Unterrichts- und Medizinal -Angelegenheiten, 8. des 
Kriegs, 9. der auswärtigen Angelegenheiten, dessen Geschäfte 
übrigens, soweit sie nicht überhaupt Reichssache wurden, gegen- 
wärtig durch das „Auswärtige Amt des Deutschen Reichs" besorgt 
werden. 

Die Stellung und Organisation der Ministerien ist durch die 
neuen Verwaltungsgesetze nicht berührt worden. Dagegen ist eine 
Aenderung in der Zuständigkeit derselben insoferne eingetreten, als 
die letztinstanzielle Entscheidung in Streitigkeiten des Verwaltungs- 
rechts, soweit sie früher den verschiedenen Ministerien, insbesondere 
dem Ministerium des Innern zugestanden hatte, auf das Ober- 
verwaltungsgericht übertragen worden ist, und als ferner auf dem 
We^e der Dezentralisation in manchen Verwaltungssachen an 
SteUe der Ministerien die Provinzialbehörden als entscheidende und 
beschliessende Behörden getreten sind. 

B. Die Provinzialbehörden. 

Die staatlichen^^ Provinzialbehörden sind: 1. der Oberpräsident, 
2. der Provinzialratn. 

1. Der Oberpräsident. Derselbe steht an der Spitze der 
Verwaltung der Provinz zur Führung der Geschäfte der allge- 
meinen Landesverwaltung, soweit dieselben nicht andern Behörden, 
wie z. B. den Generalkommissionen, überwiesen sind. Der Ober- 

f)räsident handelt innerhalb seines Geschäftskreises — - vorbehalt- 
ich der Oberleitung der Minister — selbstständig unter voller Ver- 
antwortlichkeit, also als Einzelbeamter, ist jedoch in gewissen 
Fällen an die Zustimmung des ProvinziaLraths gebunden. §§ 8 und 
3 ALVG. [§§ 8 und 3 Org.Ges.]. 

Der Wirkungskreis des Oberpräsidenten ist durch die Reform- 
gesetze nicht unerheblich erweitert und insbesondere ist ihm die 
Befugniss beigelegt worden, mit Zustimmung des Provinzialraths 
Polizeiverordnungen zu erlassen. § 137 ALVG. [§73 Org.- 
Ges.]. 

^) Die Organe der kommunalen Pro vinzialverwaltong sind, abgesehen 
vom Provinzialiandtag, der ProvinzialausschusS; der Landesdirektor und die 
demselben beige^ebenen Provinzialbeamten und die Provinzialkommissionen. 
Dieselben sind m dieser Schrift nicht berücksichtigt, da dieselbe blos die 
Darstellung der Organisation und der Zuständigkeit der Behörden der all- 
gemeinen Landesverwaltun^ zum Gegenstande hat. — Ebenso sind 
auch die staatlichen für spezielle Yerwaltungszweige bestehenden Behörden, 
wie die Proyinzialsteuerdirektionen , Oberbergämter u. s. w., nicht berück- 
sichtigt. 

1* 
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2. Der Provinzialrath. Deraelbe besteht a. aus dem 
Oberprä8identen,bezw. dessen Stellvertreter, als Vorsitzendem, b. aus 
einem vom Minister des Innern auf die Dauer seines Hauptamtes 
am Sitze des Oberpräsidenten ernannten höheren Verwaltungs- 
beamten, bezw. dessen Stellvertreter, und c. aus fünf Mitgliedern, 
bezw. deren Stellvertretern, welche vom Provinzialausschusse aus 
der Zahl der zum Provinziallandtage wählbaren Provinzialange- 
hörigen gewählt werden. § 10 ALVG. [§ 10 Org.Ges.]. 

Die Zuständigkeit des Provinzialraths ist im Allgemeinen eine 
dreifache. Derselbe hat a. das Zustimmungsrecht zu den Polizei- 
verordnungen des Oberpräsidenten, er entscheidet ferner b. auf 
'Beschwerden gegen die in erster Instanz ergangenen, ausnahms- 
weise aiTch gegen die in zweiter Instanz ergangenen Be schlü sse 
des Bezirksausschusses; er ist c. in einzelnen Fällen BescGIhss- 
behörde erster Instanz^). ^ ""^ 

C. Die Bezirksbehörden. 

Für die allgemeine Landesverwaltung bestehen als Bezirks- 
behörden: 1. der Regierungspräsident; 2. der Bezirksausschuss; 
3. die Bezirksregierung. 

1. Der Regierungspräsident Derselbe besorgt (gemein- 
schaftlich mit der Bezirksregierung) in den Regierungsbezirken die 
Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltung, und zwar handelt er 
unter voller persönlicher Verantwortlichkeit selbstständig, d. h. als 
Einzelbeamter, vorbehaltlich der durch die Gesetze bezeichneten 
koUegialischen Mitwirkung des Bezirksausschusses und der Bezirks- 
regierung in den vom Gesetze bezeichneten Fällen. Der Wirkungs- 
kreis des Regierungspräsidenten ist ein dreifacher. Er ist a. Präsi- 
dent der Bezirksregierung; in dieser Hinsicht ist die Stellung des 
Regierungspräsidenten im Wesentlichen dieselbe geblieben, welche 
sie nach den älteren gesetzlichen Vorschriften war; er hat femer 
b. den Vorsitz im Bezirksausschusse (vgl. weiter unten), und c. 
sind ihm eine Anzahl Angelegenheiten zur persönlichen Verwaltung 
übertragen. §§ 3, 17, 24 und 28 ALVG. [§§ 3, 16 und 23 Org.Ges.]. 

Was den persönlichen Wirkungskreis des Regierungs- 
präsidenten anlangt, so ist vor Allem zu bemerken, dass der Re- 
gierungspräsident an die Stelle der früheren Abtheilung des Innern 
getreten ist, bezw. tritt, und daher die Besorgung der Geschäfte 
derselben übertragen erhalten hat. § 18 ALVG. [§ 17 Org.Ges.]. 
Von den übrigen in den persönlichen Wirkungskreis fallenden Be- 
fugnissen sina besonders hervorzuheben: 1. die Befugniss, mit Zu- 
stimmung des Bezirksausschusses Polizeiverordnungen zu erlassen — 
§ 137 ALVG. [§ 73 Org.Ges.] —; 2. das Recht, bei Ausübung seiner 

1) In den h oh enzoll ersehen Landen tritt an die Stelle des Ober- 
präsidenten und des Provinziakaths der zuständige Minister. § 5 ALYG. 
[§ 5 Org.Ges.]. 
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obrigkeitlichen Gewalt Zwangsmittel anzuwenden — §§132 ff. ALVG. 
[§§ 68 ff. Org.Ges.] — ; 3. die dienstliche Aufsicht über die Geschäfts- 
führung des Kreis- (Stadt-) Ausschusses — § 48 ALVG. [§ 58 Org.- 
Ges.] — ;4. das Recht; endgültige Beschlüsse des Bezirksausschusses 
mit aufschiebender Wirkung zu beanstanden und Beschlüsse der 
Regierung ausser Kraft zu setzen — §§ 126 und 24 ALVG. [§§ 60 
und 23 Org.Ges.]. 

2. Der Bezirksausschüsse welcher durch das Gesetz 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 an Stelle 
des Bezirksraths und des Bezirksverwaltungsgerichts geschaffen 

} worden ist. § 153 ALVG. Derselbe besteht aus dem Regierungs- 
I Präsidenten als Vorsitzendem und sechs Mitgliedern^ von denen zwei 
i vom Könige auf Lebenszeit ernannt, die übrigen vier, sammt der 

I gleiclien Zahl Stellvertreter, vom Provinzialausschusse aus den Ein- 
' wohnern des Sprengeis des Bezirksausschusses gewählt werden^). 

Von den ernannten Mitgliedern muss eins zum Richteramte, 
^ eins zur Bekleidung höherer Verwaltungsämter beföhigt sein. Das 
eine dieser Mitglieder wird vom Könige zum Stellvertreter des 
Regierungspräsidenten im Vorsitze mit dem Titel Verwaltungs- 
gerichtsdirektor ernannt. Ausserdem wird zur sonstigen Stell- 
vertretung des Regierungspräsidenten und zur Stellvertretung jedes 
der beiden auf Lebenszeit ernannten Mitglieder vom Könige aus 
der Zahl der am Sitze des Bezirksausschusses ein richterliches 
oder ein höheres Verwaltungsamt bekleidenden Beamten je ein 
Stellvertreter bestellt. §§ 28, 30 ALVG. (vgl. auch § 29 ibid.). 

Der Bezirksausschuss hat eine doppelte Stellung: er ist a. 
Bezirksverwaltungsgericht (vgl. darüber den folgenden 
^/Paragraphen) und b. Beschlussbehörde. 

Als Beschlussbehörde ist der Bezirksausschuss abgesehen von 
dem Rechte, zu den Polizeiverordnungen des Regierungspräsidenten 
sowie zu gewissen vom Regierungspräsidenten als Kommunalauf- 
sichtsbehörde zu erlassenden Verfügungen seine Zustimmung zu 
geben, zuständig 1. zur Entscheidung der gegen die Beschlüsse 
ll des Kreis- (Stadt-) Ausschusses gerichteten Beschwerden, 2. zur erst- 

II instanziellen Beschlussfassung in einer grossen Anzahl von An- 
I gelegenheiten. 

3. Die Bezirksregierungen. Dieselben bestehen, nach- 
dem die Abtheilungen des Innern aufgehoben und deren Geschäfte 
auf die Regierungspräsidenten übergegangen sind, nur noch aus 
den Abtheilungen lür Kirchen- und Schulwesen und für direkte 
Steuern, Domänen und Forsten, haben aber in ihrem verkleinerten 
Umfange ihre frühere Organisation und im Wesentlichen ihre bis- 
herige Zuständigkeit, soweit sie mit den beiden Abtheilungen ver- 
knüpft war, beibehalten, indem nur einige wenige Sachen aus den 



i 



^) In den h oh enzoll ersehen Landen werden die zu wählenden 
Mitglieder vom Landesausschosse aus der Zahl der zum Kommunallandtage 
wählbaren Angehörigen des Landeskommunalverbandes gewählt. § 35 ALVG. 
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erwähnten beiden Verwaltungsgebieten auf andere Behörden über- 
tragen worden sind. 

Eine weitere Darstellung der lediglich auf den älteren Ge- 
setzen beruhenden Organisation und Zuständigkeit der Bezirks- 
regierungen ist daher nicht veranlasst, da hier nur der Inhalt der 
neueren Gesetze zur Darstellung gebracht werden soll. 

D. Die Kreisbehörden. 
1. Der Landrath. 2. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss. 

1. Der Landrath. Derselbe steht an der Spitze der Ver- 
waltung des Kreises und handelt als Einzelbeamter vorbehaltlich 
der Mitwirkung des Kreisausschusses in den vom Gesetze bezeich- 
neten Fällen. Die Stellung und der Wirkungskreis des Landraths 
bestimmen sich zunächst nach den älteren Gesetzen, welche grund- 
sätzlich durch § 77 KrO. aufrecht erhalten worden sind. Im 
Uebrigen hat der Wirkungskreis des Landraths durch die neuen 

^ Verwaltungsgesetze sehr wesentliche Erweiterungen erfahren. Ins- 
besondere ist demselben die Befugniss beigelegt worden, mit Zu- 
stimmung des Kreisausschusses kreispolizeiUche Verordnungen zu 
erlassen — § 142 ALVG. [§ 78 Org.Ges.] — und die in § 132 ALVG. 
[§ 68 Org.Ges.] au%efährten Zwangsmittel bei Ausübung seiner 
obrigkeitlichen Gewalt anzuwenden. 

2. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss. Derselbe besteht 
aus dem Landrathe als Vorsitzendem und sechs von der Kreis- 
versammlung aus der Zahl der Kreisangehörigen gewählten &Iit- 
gliedern. § 181 KrO. Der Wirkungskreis des Kreisausscfausses ist 
ein dreifacher : derselbe ist a. Verwaltungsorgan für die Kommunal- 
angelegenheiten des Kreises; in dieser Eigenschaft kommt er hier 
nicht in Betracht; er ist aber ferner b. Kreis Verwaltungsgericht 
(vgl. den nächsten Paragraphen); c. Beschlussbehörde erster In- 
stanz in einer grossen Anzahl von Angelegenheiten der allgemeinen 
Landesverwaltung. 

In den ho he nz oller sehen Landen bestehen an Stelle der 
Kreise Oberamtsbezirke mit einem Oberamtmann bezw. Amtsaus- 
schusse an der Spitze. Nach § 5 ALVG. treten in Angelegen- 
heiten der allgemeinen Landesverwaltung der Oberamtmann an 
die Stelle des Landraths und der Amtsausschuss an die Stelle 
des Kreisausschusses und üben daher alle Befugnisse dieser Be- 
hörden aus. 

In Stadtkreisen, d. h. in Kreisen, welche blos aus einer 
Stadt bestehen^), besteht einStadtausschuss, welcher als Ver- 
waltungsgericht und als Beschlussbehörde für die Geschäfte der 
allgemeinen Landesverwaltung fungirt. Derselbe setzt sich zu- 



^) Im Stadtkreise Magdeburg, welcher sich aus den Städten: Altstadt- 
Magdeburg mit Sudenburg, Neustadt - Magdeburg und Buckau zusammen- 
setzt, besteht ein besonders organisirter Rreisausschuss, vgl. § 173 KrO. 
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samrnen aus a. dem Bürgermeister, bezw. dessen gesetzlichem Ver- 
treter, als Vorsitzendem; b. vier Mitgliedern, welche vom Magistrate 
(bezw. von dem koUegialischen Gemeindevorstande) gewählt werden. 
Der Vorsitzende oder ein Mitglied, des Stadtausschusses muss zum 
Richteramte oder zum höheren Verwaltungsdienst befähigt sein. 

In ganz vereinzelten Fällen tritt in den zu einem Landkreise 
gehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern an die Stelle 
des Kreisausschusses der Magistrat (kollegialische Gemeindevor- 
stand). § 4 ALVG. Dies ist z. B. der Fall nach § lOÖ des Zust- 
Ges. bei Konzessionirung gewerblicher Anlagen. 

E. Der Behördenorganismus in Berlin. 

Der Stadtkreis Berlin nimmt insoferne eine eigenthümliche 
Stellung ein, als derselbe keinen Bestandtheil der Provinz Branden- 
burg bildet, sondern nach § 2 PrO. aus dem Kommunalverbande 
dieser Provinz ausgeschieden ist und einen Verwaltungsbezirk für 
sich bildet. § 1 ALVG. [§ 1 Org.Ges.l 

Die Behördenorganisation dieses Verwaltungsbezirks ist fol- 
gende : 

Der Oberpräsident der Provinz Brandenburg ist zugleich 
Oberpräsident vonBerlin und fuhrt an Stelle des Regierungs- 
präsidenten die Aufsicht des Staats über die Verwaltung der Ge- 
meindeangelegenheiten der Stadt Berlin. §§ 41, 42 AL v G. [§§ 34, 
35 Org.Ges.]. Ausserdem sind auf ihn verschiedene Zuständig- 
keiten der Regierungsabtheilung des Innern zu Potsdam überge- 
gangen (Verordnung vom 26. Januar 1881). Im Uebrigen tritt für 
den Stadtkreis Berlin der Polizeipräsident an die Stelle des 
Regierungspräsidenten und der aufgehobenen Abtheilung des Innern 
der Regierung, ausserdem aber auch, wenigstens was die Angelegen- 
heiten der kirchlichen Verwaltung anlangt, an die Stelle der Re- 
gierungsabtheilung für Kirchen- und Schulwesen. §§ 42, 44 ALVG. 

An die Stelle des Provinzialraths tritt in den Fällen, in 
welchen er in erster Instanz beschliesst, der Oberpräsident, in den 
übrigen Fällen der Minister. § 43 ALVG. 

Für den Stadtkreis Berlin besteht ein besonderer Bezirk s- 
ausschuss, welcher wie die übrigen Bezirksausschüsse aus einem 
vom Könige ernannten Präsidenten als Vorsitzendem und zwei 
weiteren ernannten und vier gewählten Mitgliedern besteht. Die 
gewählten Mitglieder werden vom Magistrate und von der Stadtver- 
ordnetenversamndung gewählt. § 43 ALVG. 

Zu beachten ist jedoch, dass derBezirksausschuss in Berlin zwar 
als Verwaltungsgericht dieselbe Zuständigkeit hat, wie die 
anderen Bezirksausschüsse, dass er aber nicht in allen sonst der 
Beschlussfassung des Bezirksausschusses überwiesenen An- 
gelegenheiten zuständig ist, sondern dass in einzelnen Fällen an 
seiner Stelle der Polizeipräsident entscheidet. § 161 des ZustGes. 
vom 1. Aug. 1883. 
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Hinsichtlich des Stadtausschusses und der Zuständigkeit des 
Magistrats in einzelnen Angelegenheiten der allgemeinen Landes- 
verwaltung bestehen besondere Vorschriften nicht. Vgl. jedoch 
§ 57 Abs. 2 ALVG. 



§ 3. Die YenfaltangBgerlchte. 

Nach § 7 Abs. 1 ALVG. [§ 7 Org.Ges.] wird die Verwaltungs- 

ferichtsbarkeit (Entscheidung im Verwaltungs - Streitverfahren) 
urch die Kreis- (Stadt-) Ausschüsse und die Bezirksausschüsse^ 
sowie durch das in Berlin für den ganzen Umfang der Monarchie 
bestehende Oberverwaltungsgericht ausgeübt. 

1. Das Oberverwaltungsgericht^). Dasselbe besteht 
aus einem Präsidenten, den Senatspräsidenten und der erforder- 
lichen Anzahl von Bäthen, welche sämmtlich auf Vorschlag de& 
Staatsministeriums vom Könige ernannt werden. §§ 17 und 1& 
VGG. 

Das Oberverwaltungsgericht entscheidet . in einigen wenigen. 
Fällen in erster (und letzter) Instanz, im Uebrigen ist es Revi-^ 
sionsgericht gegenüber den in zweiter Instanz erlassenen Ent- 
scheidungen der Bezirksausschüsse und Berufungsgericht ge- 
genüber den erstrichterlichen Entscheidungen dieser Behörde. Aus- 
nahmsweise ist schon gegen die in erster Instanz ergangenea 
Urtheile der Kreisausschüsse und Bezirksausschüsse die Revisioa 
zulässig. 

In Armenstreitigkeiten tritt das Bundesamt für das Hei- 
mathwesen in Berlin als letzte Instanz an die Stelle des- 
Oberverwaltungsgerichts. 

2. Die Bezirksausschüsse, deren Zusammensetzung be- 
reits in § 2 erörtert ist, fungiren auch als Verwaltungsgerichte^ 
und zwar sind sie theils Berufungsinstanz gegenüber den End- 
urtheilen der Kreisausschüsse, theils erste Instanz in einer grossen 
Anzahl von Angelegenheiten, insbesondere der Stadtkreise. 

3. Die Kreisausschüsse und in den Stadtkreisen die 
Stadtausschüsse. Die Zusammensetzung dieser beiden Behör- 
den ist ebenfalls in § 2 dargestellt. Dieselben entscheiden stets nur 
in erster Instanz in denjenigen Angelegenheiten, welche ihnen aus- 
drücklich dui:ch die Gesetze übertragen worden sind. 



^) Die Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts erstreckt sich zunächst 
lediglich auf die sog. Kreisordnungsprovinzen, einzelne Gesetze (vgl. dieselben 
aufö. 516— 518 des grösseren Werkes über die Verwaltungsorganisation) 
haben jedoch schon jetzt in einzelnen Angelegenheiten die Zuständigkeit des 
OVGr. auf das ganze Gebiet der Monarchie ausgedehnt, z. B. das Waldschutz- 
gesetz vom 6. Juli 1875, das Gesetz über die Bildung von Wassergenossen- 
schaften vom 1. April 1879 u. s. w. 
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II. Abschnitt. 



Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und 

Verwaltungsgericlite nach den einzelnen Behörden 

und Gerichten geordnet. 



Yorbemerkangen. 

1. Der hier folgende Abschnitt II, welcher eine Darstellung 
der Zuständigkeit der einzelnen Behörden enthält, berücksichtigt, 
ebenso wie die den dritten Abschnitt bildende nach Materien ge- 
ordnete und möglichst im Anschlüsse an das Zuständigkeitsgesetz 
vom 1. August 1883 eingerichtete Zuständigkeits- Tabelle, nur die 
Behörden der allgemeinen Landesverwaltung, bezw. die Verwaltungs- 
gerichte, vom Landrathe, bezw. Kreis- (Stadt-) Ausschuss aufwärts. 
Wenn ausnahmsweise andere Behörden, insbesondere Ortspolizei- 
behörden, in Betracht kommen, so ist dies stets ausdrücklich be- 
merkt. ^ 

2. Die Abschnitte II und III beziehen sich nur auf die An- 
gelegenheiten der sog. allgemeinen Landesverwaltung; Aneelegen- 
heiten der Kommunalverwaltung der Gemeinden, Amtsbezirke, 
Kreise u. s. w. sind nur insoweit angeführt, als bei denselben die 
Thätigkeit der Behörden der allgemeinen Landesverwaltung und der 
Verwaltungsgerichte entweder zum Behufe der Ausübung der staat- 
lichen Oberaufsicht oder zum Zwecke der Entscheidung von 
Streitigkeiten zu Tage tritt. Deshalb ist auch die Zuständigkeit 
des Kreisausschusses, insoweit derselbe Organ der Kreiskommunal- 
verwaltung ist, nicht aufgeführt. 

3. Die Darstellung bezieht sich nur auf Materien, welche 
durch die Reformgesetze neu geregelt sind, bezw. durch neuere 
Gesetze, welche bereits bei Vertheilung der Zuständigkeit die 
durch die Kreisordnung begonnene Reorganisation der Verwaltungs- 
behörden berücksichtigt haben. 

4. Diejenigen Fälle, in denen der Kreis- (Stadt-) Ausschuss I 
und der Bezirksausschuss im Verwaltungs-Streitverfahren ent- 
scheiden, sind im III. Abschnitte (der Zuständigkeits - Tabelle) 

> stets besonders hervorgehoben; in allen andern Fällen be seh Hes- 
sen die Behörden im sog. Beschlussverfahren. § 54 ALVG. 

5. Klagen und Beschwerden gegen Verfugungen, Anordnungen, 
Bescheide u. s. w. der in erster Instanz entscheidenden oder ver- 
fugenden Behörden, insbesondere der Lokalbehörden, sind an und 
für sich an eine Frist nicht geknüpft. Ebenso sind für die weiteren 
Beschwerden gegen Bescheide der Einzelbeamten, insbesondere an 
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die betreffende Dienstaufsichtsbehörde, in der Kegel keine Fristen 
gesetzt. Ausnahmen sind jeweils hervorgehoben. Vgl. § 51 ÄLVG. 

6. Gegen die Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses findet 
die Beschwerde an den Bezirksausschuss , gegen die in erster In- 
stanz ergangenen Beschlüsse des Bezirksausschusses Beschwerde an 
den Provinzialrath statt, soferne nicht nach ausdrücklicher Vor- 
schrift des Gesetzes die Beschlüsse endgültig sind oder die Be- 
schlussfassung über die Beschwerde andern Sehörden übertragen 
ist. Diese Beschwerden (als Rechtsmittel) sind an eine Frist 
von zwei Wochen geknüpft. Vgl. § 121 ALVG. 

7. Die auf Beschwerden gefassten Beschlüsse des Bezirksaus- 
schusses und die Beschlüsse des Provinzialraths sind endgültig, so- 
ferne nicht ausnahmsweise das Gesetz anders bestimmt hat, was 
stets bemerkt ist. § 121 Abs. 2 ALVG. 

8. Die Bestimmungen der Abs. 1 u 2 § 121 ALVG. über die 
Anfechtung der Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses und des 
Bezirksausschusses finden gemäss Abs. 3 1. c. auch auf die nach 
Maassgabe der gesetzlichen Vorschriften vom Landrathe unter Zu- 
stimmung des Kreisausschusses, vom Regierungspräsidenten unter 
Zustimmung des Bezirksausschusses und vom Oberpräsidenten unter 
Zustimmung des Provinzialraths eefassten Beschlüsse Anwendung. 

9. Der Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungs-Streitverfahren ist regelmässig an eine Frist von 
zwei Wochen geknüpft. Die gleiche Frist gilt für die Berufung 
und die Revision im Verwaltungs-Streitverfahren. §§ 85 und 95 
ALVG. Abweichende Fristen und Abweichungen im Instanzen- 
zug (insbesondere in Disziplinarsachen) sind ausdrücklich bemerkt. 

10. Die sub 5 u. 6 erwähnten Beschwerden und Klagen sind 
bei derjenigen Behörde bezw. demjenigen Verwaltungsgerichte an- 
zubringen, welche zur Beschlussfassung (Entscheidung) in der Sache 
zuständig sind. Vgl. § 63 ALVG. Dagegen sind die sub 9 auf- 
geführten Rechtsmittel bei derjenigen Behörde bezw. demjenigen 
Gerichte anzubringen, gegen deren Beschlüsse oder Urtheile sie 
gerichtet sind. Vgl. §§ 86, 95, 122 Abs. 1 ALVG. Ausnahmen 
sind hervorgehoben. 

11. Die in Klammern [] beigefügten Paragraphen sind in Ge- 
setzen enthalten, welche mit dem 1. Aj)ril 1884 ausser Kraft treten. 
Dass das ALVG. und das Zuständigkeitsgesetz vom 1. August 1883 
am 1. April 1884 vorerst nur in den sog. Kreisordnungsprovinzen 
in Kraft treten, ist in § 1 am Schlüsse bemerlA. 

12. Eine fortwährende Vergleichung der Tabelle mit den in 
Bezug genommenen Gesetzesstellen erscheint schon um deswillen 
dringend geboten, weil nur eine solche Vergleichung die ganze 
Bedeutung der betreffenden Vorschrift und insbesondere auch er- 
sehen lässt, wer jeweils befugt ist, das betreffende Rechtsmittel zu 
gebrauchen. 
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g 4. Die sachllclie Zuständigkeit des Landratlis. 

1. Beschwerden gegen polizeiliche Verfügungen der 
Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem Landkreise 
gehörigen Stadt bis zu 10000 Einwohnern. — Beschwerde an den 
Kegierungspräsidenten, dann Klage beim Oberverwaltungsgericht; 
Frist zwei Wochen i). — § 127 ÄLVG. [§ 63 Org.Ge8.p). 

2. Beschwerden gegen die Androhung eines Zwangs- 
mittels Seitens einer Ortspolizeibehörde auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt bis zu 10000 Einwoh- 
nern. — Beschwerde an den Regierungspräsidenten, dann Klage 
beim Oberverwaltungsgericht; Frist zwei Wochen. — § 133 Abs. 1 
ALVG. [§ 69 Abs. 1 Org.öes.]»). 

3. Beanstandung gesetzwidriger oder unzulässiger Beschlüsse 
des Kreistags, der Kreiskommissionen, sowie des Kreisausschusses 
in Kommunalangelegenheiten. — Klage beim Bezirksauschusse; 
Frist zwei Wochen. — KrO. § 178. 

4. Aufsicht über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Amtsver bände als Vorsitzender des Kreisausschusses und vor- 
behaltlich der Mitwirkung des Kreisausschusses. — Beschwerde 
an den Regierungspräsidenten; Frist zwei Wochen. — § 5 Zust. 
Ges. (vgl. § 55 c KrO.). 

5. Als Vorsitzender des Kreisausschusses Aufsicht über die 
Geschäftsführung der Amtsvorsteher. — Beschwerde an den 
Regierungspräsidenten; Frist zwei Wochen. — § 67 Abs. 2 KrO. 

6. Die Zwangsetatisirung gegenüber den Amtsverbän- 



1) Die beigefügten Fristen beziehen sich auf die Rechtsmittel gegen die 
Beschlüsse u. s. w. derjenigen Behörden, deren Zuständigkeit jeweils darge- 
stellt wird. 

2) In einer Reihe von Fällen kommen die allgemeinen Vorschriften über 
die Kecht«mittel gegen polizeiliche Verfügungen nicht zur Anwendung: 

1. Bei den Verfügungen auf Grund des § 2 des Ausf.Ges. zum Reichs- 
Viehseuchengese tze vom 12. März 1881. Hier ist lediglich bei der vor- 
gesetzten Polizeibehörde Beschwerde zulässig. 

2. Gegen die auf Grund des Sozialistengesetzes vom 21. Oktober 
1878 erlassenen polizeilichen Verfugungen ist nur Beschwerde, nicht Klage 
zulässig. §§ 7, 8, 10, 13, 14 Ges. vom 21. Oktober 1878, RGBl. S. 351. 

3. Gegen Anordnungen der Wegepolizeibehörde und Wasser- 
polizeibehörde ist^emäss §§56 und 66 ZustGes. zunächst Einspruch 
bei der Wege- bezw. Wasserpolizeibehörde zulässig, über welchen diese Be- 
hörde entscheidet. Gegen den Bescbluss findet oie Klage im Verwaltungs- 
Streitverfahren statt. 

4. In einer Reihe von Fällen ist an Stelle der Wahl zwischen Be- 
schwerde und Klage bei orts- und kreispolizeilichen Verfugungen nur das 
eine Rechtsmittel, also entweder Klage oder Beschwerde zulässig, z.B. § 103 
Abs. 2, § 117 ZustGes. 

•) Gegen die Festsetzung öder Ausführung eines Zwangsmittels 
ist in allen Fällen nur die Beschwerde, nicht die Klage zulässig. 
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den. — Klage beim Bezirksausschuss; Frist zwei Wochen. — 
§ 72 Abs. 1 KrO. 

7. Als Vorsitzender des Kjreisausschusses und vorbehaltlich 
der vorgeschriebenen Mitwirkung desselben die Aufsicht über die 
Verwaltung der Angelegenheiten der Landgemeinden, der 
Aemter in der Provinz Westfalen und der Bürgermeistereien in der 
Rheinprovinz, sowie der Gutsbezirke. — Beschwerde an den Reg. 
Präs. ; Frist zwei Wochen. — § 24 ZustGes. [§ 60 a. ZustGes.] i). 

8. Die Zwangsetatisirung gegenüber den Landgemeinden 
(Aemtern, Bürgermeistereien) und Gutsbezirken. — Klage beim 
Bezirksausschuss. — § 35 ZustGes. [§ 51 a. Zust.Ges.]. 

9. Bestätigung von Gemeindebeamten oder eines Guts- 
vorstehers (Versagung nur mit Zustimmung des Kreisausschusses) ; 
Bestellung stellvertretenaer Gemeindebeamten (mit Zustimmung des 
Kreisausschusses). — Beschwerde an den Bezirksausschuss *). — § 26 
Abs. 3—5 und § 26 a KrO. 

10. Ernennung eines Stellvertreters fiir den Gutsvorsteher 
in Fällen, wo letzterer einen solchen bestellen muss oder unfähig 
ist (mit Zustimmung des Kreisausschusses). — Beschwerde an den 
Bezirksausschuss. — §§ 32, 34 KrO. 

11. Verhängung von Ordnungsstrafen gegen Gemeinde- 
vorsteher (Amtmänner in Westfalen, Bürgermeister in der Rhein- 
provinz), Schöffen, Mitglieder des kollegialischen Gemeindevorstan- 
des und sonstige Gemeindebeamten, sowie gegen Gutsvorsteher. — 
Beschwerde an den Regierungspräsidenten ; Frist zwei Wochen. — 
§ 36 Abs. 1 Ziff. 1 ZustGes. [§ 61 a. Zust.Ges.]. 

12. Entscheidung auf Beschwerden gegen vom Amtmann 
in Westfalen oder vom Bürgermeister in der Rheinprovinz auf 
Grund des § 83 der westftllischen Landgemeindeordnung vom 
19. März 1856 bezw. §§ 83 und 194 der rheinischen Gem.Ordn, 
vom 23. Juli 1845 gegen Unterbeamte der Gemeinden, Aemter 
oder Bürgermeistereien erlassene Strafverfügungen. — Beschwerde 
an den Regierungspräsidenten ; Frist zwei Wochen. — § 36 Abs. 1 
Ziff. 2 ZustGes. 

13. Verfügung der Einleitung des auf Entfernung aus dem 
Amte gerichteten Disziplinarverfahrens gegen Gemeindevor- 
steher, Schöffen, Mitglieder des Gemeindevorstandes und son- 
stige Gemeindebeamte, sowie Gutsvorsteher, desgleichen Ernen- 
nung des Untersuchungskommissars und des Vertreters der Staats- 
anwaltschaft — § 36 Abs. 1 Ziff. 3 Zust.Ges. [§ 61 a. ZustGes.]. 

14. Zwangsetatisirung gegenüber den Schulverbänden 



1) Nach § 60 a. Zust.Ges. stand die Aufsicht dem Kreisausschusse und 
in höherer Instanz dem Bezirksrathe zu. 

2) Wo für die Beschwerde eine Frist nicht angegeben ist, beträgt die- 
selbe zwei Wochen. §51 ALVG. [§42 Org.Ges.] und § 24 Abs. 2 Zust.Ges. 
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(Schulsozietäten, Schulkommunen u. s. w.). — Klage beim Bezirks* 
ausschuss; Frist zwei Wochen. — § 48 ZustGes. ^). 

15. Ausübung der Wegepolizei nach Maassgabe des § 55 
ZustGes. [Art. IV der Nov. zur KrO.], sowie des Gesetzes vom 
7. Juni 1844 (Ges.SammL S. 167). — Einspruch binnen zwei Wochen, 
sodann Klage beim Kreisausschuss ; Frist zwei Wochen. 

16. Die Einziehung und Auszahlung oder Hinterlegung der 
festgestellten Entschädigungssumme gemäss § 50 des Gesetzes vom 
28. Februar 1843 betreffend die Benutzung der Privatflüsse. 
(In Städten ist der Gemeindevorstand kompetent.) — Beschwerde 
beider Aufsichtsbehörde (Regierungspräsident)^). — § 79 ZustGes. 
[§ 113 a. ZustGes.]. 

17. Aufsicht über die Wassergenossenschaften als Vor- 
sitzender des Kreisausschusses (an Stelle des Kreisausschusses) ge- 
mäss § 49 Abs. 3 Ges. vom 1. April 1879, (In Stadtkreisen wird 
die Aufsicht durch die Ortspolizeibehörden ausgeübt.) — Beschwerde 
an den Regierungspräsidenten. — § 94 Abs. 2 ZustGes. ^). 

18. Stellung des Antrags zur . Bildung einer öffentlichen 
Wassergenossenschaft in Gemässheit des § 72 Ziff. 2 des 
Ges. vom 1. April 1879*). (In Stadtkreisen ist der Gemeindevor- 
stand zur Stellung des Antrags befugt.) Der Antrag ist an den 
Regierungspräsidenten zu richten, welcher weiter zu verfugen hat. 
— § 94 Abs. 5 ZustGes. 

19. Beschlussfassung — soweit nach bestehendem Rechte die- 
selbe den Verwaltungsbehörden zusteht — in Jagdpolizei- 
sachen. (In Stadtkreisen ist die Ortspolizeibehörde zuständig.) — 
Beschwerde an den BezirksausschusS; welcher endgültig entscheidet, 



1) Dabei finden die Bestimmungen des § 47 Abs. 2 Safz 2 und Abs. 4 
sluxigemässe Anwendung; d. h. wenn der in Anspruch Genommene zu der 
ihm angesonnenen Leistung statt seiner einen Andern für verpfliehtet er- 
achtet, so ist die Klage zugleich gegen diesen zu richten. Ferner kann die 
zuständige Behörde zur Vervollständigung der Klage eine angemessene 
Nachfrist bewilligen. Durch Ablauf der Klagefrist von zwei Wochen und der 
etwaigen Nachfrist wird die Kla^e im Verwaltungs - Streitverfahren auf Er- 
stattung des Geleisteten gegen einen aus Gründen des öflPentUchen Hechts 
verpflicnteten Dritten nicht ausgeschlossen. 

*) Beschwerden gegen Verfügungen der Einzelbeamten sind an und für 
sich an eine Frist nicht gebunden im Gegensatz zu den in § 51 ALVG. be- 
handelten Beschwerden. 

^) In den Fällen des § 51 (vorgängige Genehmigung zur Veräusserung 
von Immobilien und Aufnahme von Anleihen durch die Genossenschaft), 
§ 53 (Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genossenschaft und ins- 
besondere über die Verpflichtung zur Theilnahme an den Lasten), § 71 (Ge- 
stattung von Vorarbeiten zur Vorbereitung einer öffentlichen Genossenschaft) 
behält es bei der Zuständigkeit des Kreis- (Stadt-) Ausschusses sein Bewenden. 
§ 94 Abs. 2 Satz 2 Zust.Ges. 

*) § 72 Z. 2 des Gesetzes vom 1. April 1879 bestimmt, dass die Bildung 
einer öffentlichen Wassergenossenschaft erfolgen kann im öffentlichen In- 
teresse auf Antrag der Regierung (Landdrostei), in deren Bezirk das Unter- 
nehmen ganz oder theilweise zur Ausführung gelangen soll. 
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Igen Beschlüsse^ durch welche AnordnuDgen wegen Abminderung- 
es Wildstandes getroffen oder Anträge auf Anordnung oder Ge- 
stattung solcher Abminderung abgelehnt werden; Frist zwei Wo- 
chen. — § 103 ZusiGes. 

20. Die staatliche Aufsicht über die Amtsföhrung der Stan- 
desbeamten in den Landgemeinden und Gutsbezirken als Vor- 
sitzender des Kreisausschusses. — Beschwerde an den Regierungs- 
präsidenten und in letzter Instanz an den Minister des Innern. — 
I 154 Abs. 1 ZustGes. [§ 160 a. ZustGes.] i). 

21. Entscheidung über die gemäss § 3 des Gesetzes vom 
20. August 1883, betreffend die Befugnisse der Strombauverwal- 
tung gegenüber den Uferbesitzern an öffentlichen Flüssen (Ges.S. 
S. 33), der Strombauverwaltung einzuräumenden Befugnisse. (In 
Stadtkreisen entscheidet die Ortspolizeibehörde, in Hannover die 
betreffende Obrigkeit.) — Beschwerde an den Kegierungspräsidenten ; 
Frist zwei Wochen, — § 4 Zust.Ges. 

22. Erlass von Kreispolizeiverordnungen unter Zustimmung 
des Kreisausschusses. — § 142 ALVG. [§ 78 Org.Ges.]. 



§ 5. Die Zuständigkeit des Kreisausscliusses als Beseliluss- 

bellörde. 

1. Beschlussfassung auf Beschwerden und Einsprüche betr.: 

a. das Recht der Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen 
und Anstalten des Kreises; 

b. die Heranziehung oder Veranlagung zu den Kreis abgaben. 
— Klage beim Bezirksausschuss; Frist zwei Wochen. — § 19 KrO. 

2. Beschlussfassung über die Vereinigung von Gütern oder 
Gemeinden au Kollektivstimmen für die Wahlen zum Kreis- 
tage. — Beschwerde beim Bezirksausschuss; Frist zwei Wochen, — 
§§ 99, 101 KrO.' 

3. Bestimmung des Wahlorts für die Wahl der in den Wahl- 
bezirken des Verbandes der Landgemeinden und in Städtewahl- 
bezirken zu wählenden Kreistagsabgeordneten. — Beschwerde beina 
Bezirksausschuss. — §§ 103, 104 KrO. 



1) Früher wurde die Aufsicht durch den Kreisausschuss, Provinzialratth 
und Minister des Innern ausgeübt. Im Bezirke des Oberlandesserichts zu 
Köln, wo die staatliche Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamten 
durch die Staatsanwaltschaft ausgeübt wird, bewendet es bei den betreffenden 
Vorschriften § 154 Abs. 2 ZustGes. 

2) Ob im einzelnen Falle neben, bezw. an Stelle des Kreisausschu8se& 
der Stadtausschuss zu beschliessen, bezw. zu entscheiden berufen ist,^ ergiebt 
sich aus der Natur der betreffenden Angelegenheiten von selbst, ist übri- 

fens in der als Anhang beigefügten Zuständigkeitstabelle in jedem einzelnen 
'alle bemerkt. — Diejenigen Fälle, in welchen ausnahmsweise an Stelle des 
Kreisausschusses, bezw. Stadtausschusses, die Gemeindebehörde (Magistrat) zur 
Beschlussfassung berufen ist, sind besonders hervorgehoben. 
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4. Die Aufstellung des Verzeichnisses der Wahlberechtigten 
zum Kreistage. — Klage beim Bezirksausschüsse Frist zwei 
Wochen. — § 110 KrO. 

5. Vertheilung der Kreistags abgeordneten auf die einzelnen 
Wahlverbände. — Klage beim Bezirksausschuss; Frist vier Wo- 
chen; nur Revision. — §§ 111, 112 und 112a KrO. 

6. Beschlussfassung über die Gültigkeit der Wahlen zum 
Kreisausschuss. — Klage beim Bezirksausschuss; Frist zwei 
Wochen. — § 113 KrO. 

7. Verhängung von Ordnungsstrafen gegen Kreisbeamte 
und Amtsvorsteher. — Beschwerde an den Bezirksausschuss; 
Frist zwei Wochen. — §§ 68, 134 KrO. i). 

8. Feststellung u. s. w. der bei Kassen und sonstigen Verwal- 
tungen der Amtsverbände vorkommenden Defekte. — Endgül- 
tig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs. — § 55 b Nr. 2 KrO. 

9. Beschlussfassung über verweigerte Abnahme oder Entlastung 
der Rechnungen der rechnungsfiihrenden Beamten der Amtsver- 
bände. — Endgültig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs. — 
§55b Nr. 3 KrO. 

10. Anordnung der Stellvertretung des Amtsvorstehers, 
wenn sich im Amtsbezirke keine dazu geeignete Person findet, 
sowie im Falle gleichzeitigen Abganges oder gleichzeitiger Behin- 
derung des Amtsvorstehers und seines Stellvertreters. — Beschwerde 
an den Bezirksausschuss ; Frist zwei Wochen. — § 57 Abs. 4 KrO. 

11. Anordnung der Stellvertretung des Amtsvorstehers 
für den Fall der persönlichen Betheiligung, sowie in Gemeinden, 
welche einen eigenen Amtsbezirk bilden. — Endgültig. — § 57 Abs. 5 
und 6 KrO. 

12. Bestimmung desjenigen Amtsvorstehers bezw. städ- 
tischen Polizeiverwalters, welcher im Falle der Betheiligung meh- 
rerer Amts- oder Stadtbezirke in Wege-, Vorfluth- oder andern poli- 
zeilichen Angelegenheiten zu verfügen hat. — Endgültig. — § 61 KrO. 

12a. Ergänzung der vom Amtsausschusse versagten Zu- 
stimmung zum Erlasse von Orts- und Amts-Polizeiverordnungen. — 
Endgültig. — § 62 Abs. 2 KrO. 

13. Beschlussfassung auf Beschwerden gegen Verfugungen der 
Amtsvorsteher in nicht -polizeilichen Angelegenheiten. — Be- 
schwerde beim Bezirksausschuss. — § 67 Abs. 1 KrO. 

14. Beschlussfassung — soweit eine solche Beschlussfassung 
nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde zu- 
steht — über die Veränderung der Grenzen der ländlichen 
Gemeindebezirke und der Gutsbezirke unter Wegfall der 
in den Gemeindegesetzen vorgeschriebenen Anhörung des Kreis- 



*) Gegen Kreisbeamte kann auch der Landrath Ordnungsstrafen ver- 
hängen. — § 134 Abs. 1 N. 3 KrO. 
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tages. — Beschwerde an den Bezirksausschass. — § 25 Abs. 1 
ZustGes. [§ 40 a. Zust.Qes.] i). 

15. Besehlussfassung über die in Folge einer Veränderung 
der Grenzen der Landgemeinden und Gutsbezirke^ sowie der 
Aemter in West&len und der Bürgermeistereien in der BheinproviDz 
nothwendig werdende Auseinandersetzung zwischen den Betheilig- 
ten. — K&ge bei dem Kreisausschuss. — § 25 Abs. 4 ZustGes. 

16. Vorläufige Beschlussfassung bei Streitigkeiten über die 
bestehenden Grenzen der ländlichen Gemeinde- und Guts- 
bezirke, sowie über die Eigenschaft einer Ortschaft als Gemeinde 
oder eines Gutes als Gutsbezirk. — Die definitive Entscheidung steht 
dem Kreisausschuss als Verwaltunesgericht zu. — § 26 Zust.Ges. 

17. Beschlussfassung 9 soweit die Beschlussfassung in den 6e- 
meindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde oder (in der Pro- 
vinz Hessen-Nassau) dem Amtsbezirksrathe zusteht, — jedoch unter 
Wegfall der vorgeschriebenen Anhörung des Kreistag — über 
die Bestätigung (Genehmigung) von Ortsstatuten und sonstigen die 
ländlichen Gemeindeangelegenheiten betreffenden Ge- 
meindebeschlüssen, sowie über die Herbeiftihrung und erforderlichen 
Falles Anordnung einer Ergänzung oder Abänderung der in An- 
sehung der Gemeindelasten oder des Gemeindestimmrechts beste- 
henden Ortsverfassung. — Beschwerde an den Bezirksausschuss 
und, soweit es sich um die Aufbringung der Gemeindeabgaben und 
Dienste handelt, weitere Beschwerde des Vorsitzenden des Bezirks- 
ausschusses aus Gründen des öffentlichen Interesses an die Minister 
des Innern und der Finanzen. — § 31 Abs. 1 und 3 Zust.Ges. *) 
[§ 42 a. Zust.Ges.]. — Gemeindebeschlüsse und Anordnungen, durch 
welche besondere direkte oder indirekte Gemeindesteuern neu ein- 
geführt oder in ihren Grundsätzen verändert werden, bedürfen der 
Zustimmung der Minister des Innern und der Finanzen. — § 31 
Abs. 4 Zust.Ges. 

18. Beschlussfassung, soweit dieselbe nach den Gemeindever- 
fassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde zusteht: 

a. über die Zahl der aus einer jeden Ortschaft einer Land- 
gemeinde zu wählenden Mitglieder der Gemeindevertretung; 

b. über die Vornahme aussergewöhnlicher Ersatzwahlen zur 
Gemeindevertretung oder in den Gemeindevorstand; 

c. über die Vermehrung der Zahl der Mitglieder des Gemeinde- 
vorstandes, der Schöffen und der Ortsvorsteher, sowie über die 



^) Hinsichtlich der Veränderung der Grenzen der Aemter in der Pro- 
vinz Westfalen und der Bürgermeistereien in der Kheinprovinz , sowie hin- 
sichtlich der Bildung neuer Gemeinde- und Gutsbezirke behält es mit der 
Maassgabe sein Bewenden^ dass an die Stelle der vorgeschriebenen An- 
hörung des Kreistags die Anhörung des Kreisausschusses tritt. § 25 Abs. 2 
Zust.Ges. 

«) Abs. 4 § 31 ZustGes. hat die ß§ 38 u. 34 Tit. 7 Thl. II AUg. LR, 
die Kab.O. vom 25. Januar 1831, betreffend die Erwerbung von Kittergütern 
durch Dorfgemeinden oder deren Mitglieder, und den § 4 des Anh. z. AGO. 
aufgehoben. 
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Bestellung besonderer Ortsvorsteher fiir verschiedene Ortschaften 
eines Gemeindebezirks, desgleichen über die Bestellung besonderer 
Stellvertreter des Gutsvorstehers für entlegene Theile des Guts- 
bezirks, gemäss KrO. § 32 Abs. 2; 

d. über die Festsetzung der Besoldungen, der Dienstunkosten- 
entschädigungen und der baaren Auslagen der Mitglieder des Ge- 
meindevorstandes, der Schöffen, der sonstigen Gemeindebeamten, 
sowie der kommissarischen Gemeindevorsteher, Gutsvorsteher und 
sonstiger kommissarisch bestellter Beamten; 

e. an Stelle der Aufsichtsbehörde über die Feststellung und 
den Ersatz der bei Kassen und anderen Verwaltungen der Land- 
gemeinden vorkommenden Defekte, nach Maassgabe der VO. vom 
24. Januar 1844. — In den Fällen a — d Beschwerde an den Be- 
zirksausschüsse die Beschlussfassung ad e ist endgültig, vorbehalt- 
lich des ordentlichen Rechtswegs. — § 32 Zust.Ges. [§ 50 a. Zust.- 
Gcs.]. 

f. über die zwischen dem Gemeindevorstande und der Ge- 
meindevertretung oder zwischen dem Gemeindevorsteher und dem 
kollegialischen Gameindevorstande entstandenen Meinungsverschie- 
denheiten, abgesehen von den Fällen des § 29 (Anfechtung unzu- 
lässiger und ungesetzlicher Beschlüsse der Gemeindeversammlung 
u. 8. w. durch den Gemeindevorsteher oder Amtmann); 

g. an Stelle der Gemeindebehörden im Falle ihrer durch wider- 
sprechende Interessen herbeigeführten BeschlussunfUhigkeit oder im 
Falle wiederholter Beschlussunfähigkeit; 

h. an Stelle der nach Maassgabe der Gemeindeverfassungs- 
gesetze aufgelösten Gemeindevertretung; 

i. an Stelle der Bezirksregierung über die Art der gericht- 
lichen Zwangsvollstreckungen wegen Geldforderungen gegen Land- 
femeinden, gemäss § 15 N. 4 EG. zur ZPrO. — In den Fällen 
— i Beschwerde an den Bezirksausschuss. — §33 ZustGes. 

19. Beschlussfassung über streitige Pensions- Ansprüche der 
besoldeten Gemeindebeamten, soweit nach den Gemeindever- 
fassungsgesetzen die Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde zusteht, 
und zwar hinsichtlich der Bestimmung des bei Feststellung der Pen- 
sionsansiirüche als Gehalt anzusehenden Theils des Diensteinkommens 
vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander zustehenden 
Klage im Verwaltungs-Streitverfahren, im Uebrigen vorbehaltlich 
des ordentlichen Rechtswegs. — Der Beschluss ist vorläufig voll- 
streckbar. — § 36 Abs. 3 Zust.Ges, 

20. Beschlussfassung über die Auseinandersetzung im Falle 
des Ausscheidens eines ländlichen Gemeinde- oder Guts- 
bezirks aus dem Amtsbezirke. — Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Streitverfahren; Frist zwei Wochen. — § 49a KrO. ^). 



1) Die in § 28 Abs. 6 und §§ 41 u. 42 KrO. erwähnten Fälle der Aus- 
einandersetzung zwischen Gutsherrn und Gemeinden, sowie zwischen Schulzen- 
gutsbesitzern und Gemeinden, in denen der Kreisausschuss ebenfalls die Be- 
T. Stengel, Zuständigkeit. 2 
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21 . Genehmigung von Beschlüssen der Amtsver bände über 
Veräusserung von Grundstücken und Immobiliarrechten oder die 
Aufnahme von Anleihen. — Beschwerde beim Bezirksausschuss. — 
§ 55 a KrO. 

22. Beschlussfassung über die Art der gerichtlichen Zwangs- 
vollstreckung wegen Geldforderungen gegen Ämtsverbände. — 
Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 55 b N. 1 KrO. 

23. Feststellung der Statuten zur Regelung der Armen- 
pflege an Stelle des Kreistags. Im Falle wiederholter Versagung 
oeschTiesst der Bezirksausschuss. — § 40 Abs. 2 u. 3 Zust.Ges. 

24. Entscheidung über Beschwerden von Armen gegen Ver- 
fügungen von Ortsarmenverbänden über die Höhe und Art der 
Armenunterstützung (§ 63 Gesetz vom 8. März 1871 und 
§ 51 Gesetz vom 24. Juni 1871), soferne keine Stadt von mehr 
als 10 000 Einwohnern an dem Armenverbande betheiligt ist. — 
Endgültig. — § 41 Abs. 1 Z. 2 Zust.Ges. [§ 75 a, Zust.Ges.]. 

25. Beschlussfassung a. über Streitigkeiten zwischen Armen- 
verbänden im schiedsrichterlichen oder sühneamtlichen Vermitte- 
lungsverfahren an Stelle der in den §§ 60 — 62 Ges. vom 8. März 
1871 und in den §§ 48—50 des lauen burgischen Gesetzes vom 
24. Juni 1871 bezeichneten Kreiskommission; b. gegen die zur 
Unterstützung eines Hülfsbedürftigen verpflichteten Angehörigen, 
gemäss § 65 bezw. 53 a. a. O. an Stelle des Landraths, bezw. 
städtischen Gemeindevorstandes. — Endgültig, ad b vorbehaltlich 
des Rechtsweges. — § 43 Zust.Ges. [§ 76 a. Zust.Ges.]. 

26. Beschlussfassung über die Feststellung des Geldwerthes 
der Naturalien und des Ertrages der Ländereien bei amtlicher 
Festsetzung des Einkommens der Elementarlehrer. — Be- 
schwerde beim Bezirksausschuss. — §45 Zust.Ges. [§ 77 a. ZustGes.]. 

27. Beschlussfassung über die Bestätigung von Gemeinde- 
beschlüssen oder Ortsstatuten wegen VertheiTung der Quartier- 
leistungen und sonstigen Naturalleistungen in Land- 

i gemeinden, sowie über die S'estsetzung des Umfangs der Quartier- 
eistung fiir solche Gutsbezirke, welche eine Vereinigung mit einer 
Gemeinde nicht abgeschlossen haben. — Beschwerde beim Bezirks- 
ausschuss (bisher beim Provinzialrath). — § 50 Zust.Ges. [§ 80 
a. Zust.Ges.]. 

28. Beschlussfessung über Einwendungen gegen die für die 
Vertheilung der Quartierleistungen aufgestellten Kataster in 
den Landgemeinden. (In den Städten entscheidet der Gemeinde- 
vorstand.) — Beschwerde beim Bezirksausschuss, welcher endgültig 
beschliesst (bisher Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwal- 
tungs-Streitverfahren). — § 51 Zust.Ges. [§ 81 a. ZustGes.]. 

29. In Schleswig-Holstein: 

a. Die Bestätigung von Bestimmungen der Gemeinden in Be- 



schlussfassung hat, sind wegen ihrer blos vorübergehenden Bedeutung im 
Texte nicht erwähnt. 
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treff der Anlegung^ Verlegung oder Einziehung von Neben- 
wegen^ öffentlichen Fugssteigen oder Landwegen. 

b. Die Anordnung der Verlegung von Nebenwegen (§ 226 
Satz 1 Wegeordnung vom 1. März 1842), sowie die Anordnung 
der Anlegung neuer Landwege oder der Verlegung oder besseren 
Einrichtung bestehender Landwege im Kreise Herzogthum Lauen- 
burg. 

c. Die Genehmigung des Zusammentretens von Gemeinden 
und Gutsbezirken zu einem Verbände behufs gemeinsamer Her- 
stellung und Unterhaltung von Nebenwegen. 

d. Die Anordnung der im Interesse der Sicherheit der Wege- 
benutzung nach § 14 der Wegeordn. vom 1. März 1842 zulässigen 
Beschränkungen der Benutzung von Grundstücken in der Nähe 
öffentlicher Wege. — Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 58 
Zust.Ges. 

30. In der Provinz Hannover: Beschlussfassung 

a. über Beschwerden Betheiligter gegen Bestimmungen der 
Gemeinden darüber, welche Wege als Gemeindewege anzulegen, 
au&oheben oder für solche zu erklären sind; 

b. über Beschränkungen des Gebrauchs von Gemeindewegen 
auf bestimmte Zwecke des Verkehrs oder hinsichtlich einzelner 
Arten der Beförderungsmittel; 

c. über Beschwerden Betheiligter gegen die Anordnung der 
gesetzlichen Gemeindevertretung in Betreff der Theilung eines Ge- 
meindebezirks in Unterbezirke zur abgesonderten Anlegung oder 
Unterhaltung von Gemeindewegen 

-^ soweit es sich um Landkreise handelt: 

d. über die Verbindung mehrerer benachbarter Ortsgemeinden 
zur gemeinschaftlichen Anlegung und Unterhaltung der für sie alle 
wichtigen Gemeindewege innerhalb des einen oder andera Bezirks, 
soferne die betheil^en Gemeinden demselben Kreise angehören. — 
Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 60 Z. 1 u. 3 Zust.Ges. 

31. Für den Umfang des vormaligen Herzogthums Nas- 
sau ßeschlussfassung an Stelle des Amtsbezirksraths in den Fäl- 
len des § 7 des Ges. v. 2, Okt. 1862 betr. die Erbauung chaus- 
sirter Verbindungsstrassen. — Beschwerde beim Bezirks- 
ausschuss, welche der Chausseebauverwaltung und den betheiligten 
Gemeinden zusteht. — § 62 Abs. 2 Zust.Ges. 

32. Für den Umfang der vormals grossherzoglich hessi- 
schen LandestHeile Beschlussfassung über die Ertheilung der 
Genehmigung a. zur Ausfiihrung neuer Ortsstrassen und Vizinal- 
wege Seitens der Gemeinden, b. zur Bildung von Vizinalwege- 
verbänden. — Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 63 Zust.Ges. 

33. Beschlussfassung über den Erlass von Reglements (Regu- 
lativen) wegen Räumung von Gräben, Bächen und Was- 
serläufen an Stelle der bisher zuständigen Behörde. — Beschwerde 
beim Bezirksausschuss. — § 65 ZustGes. [§ 97 a. Zust.Ges.]. 

34. Ernennung der sachverständigen Kommissarien behufs 
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Festsetzung der Höhe des Wasserstandes bei Stau- 
werken. — Endgültig. - § 67 Abs. 1 ZustGes. [§ 99 a. Zust.Ges.]^). 

35. Vorläufige Festsetzung der H ö h e des Wasserstandes 
im Falle vorhandener Streitigkeiten. — Endgültige Entscheidung 
im Verwaltungs - Streitverfahren vor dem Ereisausschusse. — § 67 
Abs. 3 ZustGes. [§ 99 a. ZustGes.]. 

36. Beschlussfassung a. über Anträge auf Verschaffung von 
Vorfluth, b. über Anträge auf Mitbenutzung einer Entwässe- 
rungsanlage und auf Abänderung eines Entwässerungsplanes. — 
Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs -Streitverfahren; 
Frist zwei Wochen. — § 68 Zust.Ges. [§§ 101, 102 a. ZustGes.]. 

37. Aufforderung zur Schiedsrichterwahl, Ernennung des Ob- 
manns, sowie der von den Betheiligten nicht rechtzeitig gewählten 
Schiedsrichter und Ermächtigung des Schiedsgerichts in Vor- 
fluthsachen. — Endgültig. — § 69 ZustGes. [§ 103 a. ZustGes.]. 

38. Beschlussfassung a. über die Rechtmässigkeit der Ab- 
lehnung des Schiedsrichteramts, b. über die Zurückweisung unzu- 
lässiger Schiedsrichter, c. über die Festsetzung der Vergütung der 
Schiedsrichter, d. über die Festsetzung der Vergütung der Kom- 
missarien — in Vorfluthsachen. — Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Streitverfahren, in welchem der Kreis- (Stadt-) Aus- 
schuss endgültig entscheidet; Frist zwei Wochen. — § 70 ZustGes. 

39. Fassung des Präklusionsbescheids bei Bewässerungs- 
und Entwässerungsanlagen. — Restitutionsgesuch innerW 
zweier Wochen , über welches im Verwaltungs-Streitverfahren ent- 
schieden wird; Berufung an den Bezirksausschuss , welcher end- 
gültig entscheidet. — § 74 ZustGes. [§ 108 a. ZustGes.]. 

40. Bei Anträgen eines üferbesitzers auf Einräumung oder 
Beschränkung von Rechten behufs Ausführung oder Erhaltung von 



1) Die in den nachfolgend zitirten §§ 67—80 inkl. Zust.Ges. enthalteneu 
Vorschriften haben Grültigkeit für den Geltungsbereich folgender Gesetze: 

1. Gesetz vom 15. November 1811 wegen des Wasserstauens bei Mühlen 
und Verschaffung von Vorfluth (GS. S. 352); 

2. Rheinisches Ruralgesetz vom 28. September 1791; 

3. Rheinisches Kessortreglement vom 20. Juli 1818; 

4. Gesetz vom 11. Mai 1853, betreffend die Anwendung der Vorflutn- 
gesetze auf unterirdische Wasserleitungen (GS. S. 182); 

5. Gesetz vom 14. Juni 1859 wegen Verschaffung der Vorfluth in den 
Bezirken des Appellationsgerichtshofes zu Köln und des Justizsenates zii 
Ehrenbreite nst ein, sowie in den hohenzoUerschen Lanäen (GS. S. 325); 

6. Vortluthgesetz für Neuvorpommern und Rügen vom 9. Februar l86i 
(GS. S. 220); 

7. Gesetz über die Benutzung der Privatflüsse vom 28. Febraar 184«> 
(GS S. 41); ^^ 

8. Verordnung vom 9. Januar 1845, betreffend die Einführung des ue- 
setzes vom 28. Februar 1843 über die Benutzung der Privatflüsse in dem Be- 
zirke des Appellationögerichtshofes zu Köln (GS. S. 35); 

9. Gesetz vom 23. Januar 1846, betreffend das für Entwässerungsanlage» 
einzuführende Aufgebots- und Präklusionsverfahren (GS. S. 26); «<. 

10. Wiesenordnung für den Kreis Siegen vom 28. Oktober 1846 iy^- 
S. 485). 
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Bewässerungsanlagen Beschlussfassung über die Vorfrage^ 
ob ein überwiegendes Landeskulturinteresse vorwalte. — Be- 
schwerde beim Bezirksausschuss (früher beim Provinzialrath). — 
§ 76 ZustGes. [§ 110 a. ZustGes.]. 

41. Ernennung der Kommissarien für das Verfahren in An- 
gelegenheiten der Erhaltung oder Ausführung von Bewässe- 
rungsanlagen und Beschlussfassung über die erhobenen Wider- 
sprüche gegen den von den Kommissarien entworfenen I^lan, sowie 
über die Frist zu seiner Ausführung. — Ernennung endgültig ^ im 
Uebrigen Antrag auf mündliche Verhandlung im Streitverfanren!; 
Frist zwei Wochen. — § 77 Zust.Ges. [§ 111 a. Zust.Ges.]. 

42. Beschlussfassung über den Antrag auf vorläufige Ge- 
stattung der Anlage und die Höhe der zu erlegenden Kaution bei 
Bewässerungsanlagen. — "Beschwerde beim Bezirksausschuss. 
— § 80 Zu8t.Ges. 

43. Beschlussfassung über Anträge auf ßegulirungen, ins- 
besondere über den ErTass von Regulativen, durch welche die 
Rechte und Pflichten der an einer Wasserlösung Betheiligten 
nach Maassgabe der §§ 2 — 9 und 11 der Wasserlösungsordnung 
ftir die Geestdistrikte des Herzogth. Holstein vom 16. Juli 1857 
und bezw. §§ 2 — 8 und 10 der Wasserlösungsordn. für den Kreis 
Herzogth. Lauenburg vom 22. Mai 1857 bestimmt werden sol- 
len. — Antrag auf mündliche Verhandlung im Streitverfahren ; Frist 
zwei Wochen. — § 82 Zust.Ges. ^). 

44. An Stelle der Obrigkeit Beschlussfassung über die (nach 
§§ 4, 47, 53,68,74, 86, 87, 90 des hannoverischen Ges. vom 
22. Aug. 1847 über Ent- und Bewässerung der Grundstücke sowie 
über Stauanlagen) für die Errichtung neuer Entwässerungs-, 
Bewässerungs- und Stauanlagen, sowie für die Aenderung 
und Aufhebung solcher Anlagen erforderliche vorgängige Genehmi- 
gung. — Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 83 Zust.Ges. 

45. Beschlussfassung über auf Grund der §§ 97, 75—77 u. 79 
des sub 44 angeführten hannover. Gesetzes gestellte Anträge 
a. auf Zulassung neuer Entwässerungs-, Bewässerungs- 
und Stauanlagen oder auf Aenderung oder Wegräumung der- 
artiger Anlagen gegen den Widerspruch BetheiUgter, b.« auf Setzung 
eines Stauziels für vorhandene Stauanlagen, c. auf den Eintritt 
in eine oder den Austritt aus einer Entwässerungs- oder 
Bewässerungs-Gesellschaft, welche auf Grund des han- 
noverischen Ges. vom 22. August 1847 oder vor Erlass desselben 
errichtet und als öffentliche Genossenschaft im Sinne des Wasser- 
genossenschafts -Gesetzes vom 1. April 1879 nicht begründet ist. — 
Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Streitverfahren ; 
Frist zwei Wochen. — 8 84 Zust.Ges. 



*) Die betreffenden Schaukommisfionen sind vor dem Beschlüsse zu 
hören und haben auf Erfordern des Kreis- (Stadt-) Ausschusses die Unter- 
suchnng und Vermittelung vorzunehmen. 
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46. Für den Geltungsbereich der kurhess. Verordn. vom 
31. Dezember 1824, betr. den Wasserbau, des kurhess. Ges. vom 
28. Oktober 1834, betr. die Beseitigung mehrerer der Verbesserung 
des Acker- und Wiesenbaues entgegenstehenden Hindernisse, und 
des kurhess. Ges. vom 17. Dezember 1857, betr. die Ausführung 
von Entwässerungs-Anlagen mittels unterirdischer Röhren, 
Beschlussfassung über Anträge a. auf Zulassung oder Veränderung 

fewisser Wasserbauanlagen gegen den Widerspruch Betbei- 
gter; b. auf Setzung von Richtpföhlen bei vorhandenen Stau- 
anlagen und tlber den Widerspruch Betheiligter ; c. auf Führung 
von Bewässerungs- oder Entwässerungsgräben oder 
Drains durch fremde Grundstücke, auf Gestattung von Vorarbei- 
ten für Drainanlagen auf fremden Grundstücken oder auf An- 
legung von Werken zum Stauen oder zur Hebung des Wassersauf 
fremden Grundstücken; d. auf Feststellung des Beitrags, welchen 
Gemeinden oder Private zu den Kosten von Wasserbauten zu 
leisten haben, welche nach ihrem Gegenstande nicht nur als 
Staats-, sondern zugleich als Gemeinde- oder Privatbauten erschei- 
nen. — Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Streit- 
verfahren; Frist zwei Wochen. — § 86 Zust.Ges. 

47. Für den Geltungsbereich der nassauischen Verordu. 
vom 27. Juli 1858, betr. Entwässerungs- und Bewässe- 
rungsanlagen, der grossherzogl. hess. Ges. vom IS.Febro^ 
1853, betr. die Aufräumung und Unterhaltung der Bäche, voia 
19. Februar 1853, betr. die Errichtung und Beaufsichtigung der 
Wassertriebwerke, und vom 2. Januar 1858, betr. die Ent- 
wässerung v(m Grundstücken , bezw. der landgräfl. hess, Ges. vom 
15. Juli 1862 über Beaufeichtigung und Errichtung der Wasser- 
triebwerke, und vom 15. Juli 1862, oetr. die Entwässerung von 
Grundstücken, Beschlussfassung über die Anlegung von Sehwellen 
in den Sohlen regulirter Bäche. — Beschwerde beim Bezirksaus- 
schuss. — § 88 ZustGes. — Ferner Beschlussfassung über Anträge: 
a. auf Zulassung von Bachreguli rungen, sowie neuer Knt- i 
und Bewässerungsanlagen gegen den Widerspruch Bethei- I 
ligter nach § 2 nass. Verordn. vom 27. Juli 1858; b. auf Aus- 
fünrung von Entwässerungsanlagen gegen den Widersprucn 
Betheiligter nach §§ 1, 21 und 32 grossh. hess. Ges. vom 2. Ja; | 
nuar 1858 und landgr. hess. Entwässerungs - Ges. vom 15. W^ 
1862; c. auf Entscheidung über Widersprüche von Gemeinden gegeo 
eine Bachregulirung oder g^en die Uebernahme der durcn 
eine Bachregulirung entstehenden Kosten und über das Verhältmss; 
in welchem die Kosten einer Bachregulirung auf mehrere Gemein- 
den zu vertheilen sind, nach Art. 10, 7 und 8 des grossh. hess. 
Ges. vom 19. Februar 1853; d. auf Genehmigung zur Errichtung, 
sowie zur Veränderung von Triebwerken an Bächen und deren 
Seitengräben gegen den Widerspruch Betheiligter nach §§ 19> ^^j 
26 und 27 der nass. Verordn. vom 27. Juli 1858, bezw. Art. 8 unö 
10 des grossherzogl. hess. Ges. vom 20. Februar 1853 und des 
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landgräfl. hess. Ges. vom 15. Juli 1862; e. auf Setzung von Aich- 
pfählen an bereits bestehenden Triebwerken nach § 28 der nass. 
Verordn. vom 27. Juli 1858, bezw. Art. 20 und 21 des grossh. 
hess. Ges. vom 20. Februar 1853 und des landgräfl. hess. Ges. vom 
15. Juli 1862. — Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwal- 
tungs-Streitverfahren ; Frist zwei Wochen. — § 89 Zust.Ges. 

48. Für den Geltungsbereich des bayer. Ges. über Be- 
nutzung des Wassers vom 28. Mai 1852 Beschlussfassung 
über Anträge: a. auf Genehmigung zu einer Abweichung von der 
gesetzlichen Beschränkung der üferanlieger in der Benutzung des 
Wassers nach Art. 54 Abs. 2 und § 58 a. a. O. ; b. auf Vertheilung 
des Wassers unter die Berechtigten bei Verminderung des Wasser- 
standes nach Art. 60 a. a. O. ; c. auf Zuweisung von Wasser für 
Grundstücke, welche nicht an dem Flusse liegen, nacTi Art. 62 und 
63 a. a. O. ; d. auf Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung 
von Stauvorrichtungen und Triebwerken oder auf Setzung eines 
Stauziels gegen den Widerspruch Betheiligter nach Art. 61, 73, 77, 
83 und 84 a. a. O. ; e. auf Zuleitung oder Ableitung des für eine 
Be- oder Entwässerung erforderlichen Wassers durch fremde Grund- 
stücke. — Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- 
Streitverfahren ; Frist zwei Wochen. — § 91 Zust.Ges. 

49. Für den Geltungsbereich der Mühlenordnung für das 
Fürstenthum Hohenzollern-Sigmaringen .vom S.November 
1845 beschliesst der Amtsausschuss (als Kreisausschuss) über die 
Einrichtung von Fluthschleusen an Mühlenwehren zur Verhütung 
von Ueberschwemmungen nach § 27 N. 13 a. a. 0.; ferner über 
Anträge: a. auf Errichtung, Veränderung oder Wiederherstellung 
von Wassermühlen nach § 23 II, § 5 III, § 8 a. a. O.; b. auf Ge- 
währung einer Entschädigung an einen Mühlenbesitzer für die Ein- 
richtung von Fluthschleusen nach § 27 N. 13 a. a. 0.; c. auf Be- 
nutzung des Wassers für Mühlen u^^d die Gewährung bezüglicher 
JBntschädigungen nach § 25 Abs. 2 ä. a. O. — Antrag auf münd- 
liche Verhandlung im Verwaltungs-Streitverfahren in den Fällen a, 
b, c; Frist zwei Wochen. — § 93 Zust.Ges. 

50. Aufsicht über die nach §§ 59 und 9 des Fischerei- 
gesetzes vom 30. Mai 1874 gebildeten Genossenschaften. — An- 
trag auf mündliche Verhandlung im Streitverfahren gegen Be- 
schlüsse, welche angeblich dem Statut oder dem Gesetze wider- 
sprechen; Frist zwei Wochen. — § 100 ZustGes. [118 a. ZustGes.]. 

51. Soweit die Beschlussfassung nach bestehendem Rechte 
den Verwaltungsbehörden zusteht, Beschlussfassung a. über die 
Genehmigung zur Bildung mehrerer für sich bestehender Jagd- 
bezirke aus dem Bezirke einer Gemeinde (Gemarkung, Feld- 
mark); b. über die Anordnung der Vereinigung mehrerer Ge- 
meindebezirke (Gemarkungen, Feldmarken) zu einem gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirke gemäss § 6 der Verordn., betr. das Jagdrecht 
und die Jagdpolizei im ehemaligen Herzogthum Nassau, vom 
30. März 1867 und § 8 des lauenburg. Ges., betr. das Jagdrecht 
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und die Jagdpolizei, vom 17. Juli 1872. — Beschwerde an den 
BezirksausBchuss. — § 104 Zust-Ges. 

52. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss und in den einem Landkreise 
angehörigen Städten mit mehr als 10000 Einw. der Magistrat 
(kollegial Gemeindevorstand) beschliesst über Anträge auf Ge- 
nehmigung zur Errichtung oder Veränderung gewerblicher 
Anlagen (§§ 16 bis 25 RGewO.), soweit gewisse in § 109 Zust.- 
Ges. aufgeführte konzessionspflichtige Anlagen in Frage sind^). 
— Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 109 Zust.Ges. [§ 123 
a. Zust.Ges.]. ) 

53. Beschlussfassung über Anträge auf Ertheilung der Er- 
laubniss zum Betriebe der Gastwirthschaft oder ächank- 
wirthschaft, zum Kleinhandel mit Branntwein oder 
Spiritus, wenn die Ortspolizei und die Gemeindebehörde kei- 
nen Widerspruch erheben^ sowie zum Betriebe des Pfand- 
leihgewerbes und zum Handel mit Giften (§§ 33, 34 
RGew.O.). In den zu einem Landkreise gehörigen Städten mit 
mehr als 10000 Einw. tritt an die Stelle des Kreisausschusses 
der Magistrat (kollegial. Gemeindevorstand). — Gegen die Ver- 
sagung der Erlaubniss Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungs-Streitverfahren; Frist ^ei Wochen. — § 114 ZustGes.*).— 
Im üebrigen gemäss § 113 .Zust.Ges. Besehwerde an den Minister 
flir Handel und Gewerbe; kommen bei Stauanlagen Landeskultur- 



1) Der § 109 betrifft folgende konzessionspflichtige Anlagen: Gasberei- 
tongs- und Gasbewahrungsanstalten, Anstalten zur Destillation von Erdöl, 
Anlagen zur Bereitung von Braunkoblentheer, Steinkohlentheer und Koks, 
Asphaltkochereien und Pecbsiedereien, Glas- und ßusshütten, Kalk-, Ziegel- 
und Gipsöfen, Metallgiessereien , Hammerwerke, Schnellbleichen, Firniss- 
siedereien , Stärkefabriken , Stärkesirupfabriken , Wacbstuch- , Darmsaiten-r 
Dacbpappen- und Dacbfilzfabriken, Darmzubereitungsanstalten, Leim-, Thran- 
und Seifensiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knöchenkoche- 
reien und Knochenbleichen, Honfenschwefeldarren, Zubereitungsaustalten für 
Thierhaare, Talgachmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Stroh- 
papierstofffabriken, Stauanlagen für Wassertriebwerke, Fabriken, in welchen 
Dampfkessel oder andere Blechgefasse durch Vernieten hergestellt werden, 
Anstalten zum Imprägniren von Holz mit erhitzten Theerölen, Kunstwollen- 
fabriken und D^grasfabriken, endlich Dampfkessel mit Ausnahme der fof 
den Gebrauch auf Eisenbahnen bestimmten Lokomotiven und der ;sum Be- 
triebe auf Bergwerken und Aufbereitungsanstalten bestimmten Dampfkessel' 
— Im Fall fernerer Ergänzung des Verzeichnisses der konzessionspnicbtigen 
Anlagen gemäss § 16 letzter Abs. EGO. bleibt die Bestimmung darübeiv 
für welche der in das Verzeichniss nachträglich aufgenommenen Anlagen 
der Kreisausschuss (Stadtausschuss, Magistrat) zuständig ist, königlicher Ver- 
ordnung vorbehalten. , 

2) Zu beachten ist die Vorschrift des § 121 Zust.Ges.: Insofern durcft 
Reichsgesetz bestimmt wird, dass ausser den in §§ 114 — 120 aufgeführteji 
Gewerbetreibenden noch andere einer Konzession (Approbation, Genehmi- 
gung, Bestallung) zum Gewerbebetriebe bedürfen oder noch anderen ^ge- 
werbetreibenden der Gewerbebetrieb untersagt oder die ihnen ertheilte Kon- 
zession zurückgenommen werden kann, so wird die zur Ertheilung der Kon- 
zession, Untersagung des Gewerbebetriebes, beziehungsweise Zurücknahme 
der Konzession zuständige Behörde durch königliche Verordnung bestimmt- 
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Interessen in Betracht; ist der Minister für Landwirthschaft zuzu- 
ziehen. 

54. Soweit die Vorschriften über das Feuerlöschwesen 
nicht entgegenstehen, a. Beschlussfassung über die Genehmigung 
und erforderlichen Falls über die Anordnung zur Bildung, Ver- 
änderung oder Aufhebung von Verbänden mehrerer Landgemeinden 
oder Gutsbezirke behufs gemeinschaftlicher Anschaffung und Unter- 
haltung von Feuerspritzen (Spritzenverbänden), b. Bestätigung eines 
die gemeinschaftlicnen Angelegenheiten des Spritzenverbandes re- 
gelnden Statuts/ c. Feststellung eines solchen Statuts im Falle des 
NichtZustandekommens desselben, bezw. wiederholter Versagung 
der Bestätigung. — Beschwerde beim Bezirksausschuss. — § 139 
ZustGes. 

55. Beschlussfassung über die in Folge Veränderung oder 
Aufhebung eines Spritzen Verbandes noth wendig werdende 
Auseinandersetzung zwischen den Betheiligten. — Antrag auf münd- 
liche Verhandlung im Verwaltungs- Streitverfahren; Frist zwei Wo- 
chen. — § 140 ZustGes. 

56. Beschlussfassung über Dispense von Baupolizeiord- 
nungen, soferne es sich nicht um eine Stadt von mehr als 10000 
Einwohnern handelt oder die Angelegenheit nicht zur Zuständigkeit 
anderer Organe nach Maassgabe der betr. Bauordnung gehört 

— Beschwerde an den Bezirksausschuss. — § 145 Abs. 1 ZustGes.*). 

57. Im Geltungsbereiche des laue nburg. Ges. v. 22. Januar 
1876, betr. die Verth eilung öffentlicher Lasten bei Grund- 
stücks-Zerstückelungen, beschliesst der Kreisausschuss über 
die vorläufige Feststellung der Lastenvertheilung an Stelle des 
Landraths. — Endgültig. — § 149 Zust.Ges. 

58. Beschlussfassung über die nach § 53 Abs. 1 Gesetz vom 
11. Juni 1874 über die Enteignung von Grundeigenthum zu- 
gewiesene Entscheidung über die Entnahme von Wegebaumateria- 
lien und die dafür zu leistende Entschädigung, an Stelle des Land- 
raths (in Hannover der betr. Obrigkeit). — Beschwerde beim 
Bezirksausschuss, gegen die Feststellung der Entschädigung auch 
der Rechtsweg. — § 151 Zust.Ges. 

59. Beschlussfassung über Festsetzung der Entschädigung für 
die Wahrnehmung der Geschäfte der Standesbeamten in den 
Fällen des § 7 Abs. 2 RGes. vom 6. Februar 1875 in Land- 
gemeinden (in Stadtgemeinden durch die Gemeindevertretung). — 
Beschwerde beim Bezirksausschuss, welcher endgültig entscheidet 

— § 155 ZustGes. 

60. Bezeichnung von Personen für das Amt eines Schieds- 
mannes zur Schätzung des gemeinen Werths der auf polizeiliche 
Anordnung getödteten oder nach dieser Anordnung an der Seuche 
gefallenen Thiere. — Endgültig. — § 18 des Ge?. vom 12. März 

^) Zur Einlegung der Beschwerde ist auch die zur Ertheilung der Bau- 
erlaubniss zuständige Behörde befugt^ welcher der Beschluss zuzustellen ist. 
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1881; betreffend die Ausführung des Reichs-Viehseuchen- 
gesetzes. 

61. BeschiuBsfassuDg in den Fällen der §§ 5; 8 u. 9 des Ges. 
vom 2. Juli 1875; betr. die Anlegung und Veränderung 
von Strassen und Plätzen u. s. w. (GS. S. 561). — Be- 
schwerde an den Bezirksausschuss. 

62. a. Feststellung der Zahl und der Personen der Schieds- 
richter für das schiedsrichterliche Entschädigungsverfahren im Falle 
des § 6 des Ges. vom 20. August 1883, betr. die Befugnisse der 
Strombauverwaltung gegenüber den Uferbesitzern an öffentlichen 
Flüssen. — Beschwerde an den Bezirksausschuss. — b. Fest- 
setzung der Entschädigung in den Fällen der §§ 3 u. 8 des Ges. 
— Rechtsweg binnen 90 Tagen. — § 9 ibid. 

63. Ergänzung der Zustimmung des Amtsausschusses zu 
Polizeiverordnungen des Amtsvorstehers. — § 62 Kr.O. 

64. Zustimmung zu den Polizeiverordnungen des Landraths. — 
§ 142 ALVG. [§ 78 Org.Ges.]. 

§ 6. Die Zuständigkeit des Erels- (Stadt-) Aassehnsses als 
Verwaltungsgerlcht, 

1. Klagen gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- 
polizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem Landkreise 
gehörigen Stadt bis zu 10000 Einwohnern. — Berufung. — § 128 
ALVG. [§ 64 Org.Ges.] i). 

2. Entscheidung in Disziplinarsachen gegen Amtsvorsteher 
und Kreisbeamte. — Berufung an das Oberverwaltungsgericht; 
Frist vier Wochen (§ 42 des Diszipl.Ges. vom 21. Juli 1852 und 
§ 157 ALVG.). - §§ 68 N. 2 und 134 N. 3 KrO. 

3. Streitigkeiten der Betheiligten untereinander, welche sich 
in Folge der aus Anlass von Veränderungen der Grenzen der 
Landgemeinden und Gutsbezirke, sowie der Aemter in 
Westfalen und der Bürgermeistereien in der Rheinprovinz noth- 
wendig werdenden Auseinandersetzungen ergeben. — Berufung aß 
den Bezirksausschuss; Frist zwei Wochen. — § 25 Abs. 4 Zust.Ges. 
[§ 40 a. ZustGes.]. 

4. Streitigkeiten über die Grenzen der ländlichen Ge- 
meinde- und Gutsbezirke, sowie über die Eigenschaft einer 
Ortschaft als Gemeinde oder als Gutsbezirk. — Berufung*). "^ 
§ 26 Abs. 1 ZustGes. [§ 41 a. Zust.Ges.]. 

^) Da gegen die Androhung eines Zwangsmittels dieselben 
Recbtsmittel zulässig sind, wie gegen die Anordnung, um deren Durcn- 
führun^ es sich handelt^ so ist auch gegen die Androhung zur Durchsetzung 
polizeilicher Verfüffunffen der im Texte genannten Behörden die Klage bei"^ 
Kreisausschusse zulässig. 

*) Wo nichts Anderes angegeben ist, findet gegen die EntscheidungeD 
des Kreisausschusses innerhalb zweier Wochen die Berufung an den Bezirfcs- 
ausschuss und gegen dessen Entscheidungen die Revision an das Oberverwa 
tungsgericht statt. Vgl. §§ 82, 83, 85, 93, 95 ALVG. 
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5. Klagen gegen die in Gemässheit des § 27 2i2st.G-es. (vgl. 
den Text dessell^n S. 227 ff.) von der ländlichen Gemeinde Ver- 
tretung, und wo solche nicht besteht^ von dem Gemeindevorstande ge- 
fassten Beschlüsse über die Gemeindemitgliedschaffc; das Gemeinde- 
bürgerreebt , das Wahl- und Stimmrecht in Gemeindesachen u. s. w., 
die Gültigkeit der Gemeindewahlen, die Berechtigung zur Ablehnung 
oder Niederlegung einer Stelle in der Gemeindevertretung u. s. w. 
— Berufung. — § 28 Zust.Ges. [§§ 45 u. 49 a. ZustGes.]. i). 

6. Klagen der Gemeindeversammlung^ Gemeindevertretung, 
bezw. des kollegialischen Gemeindevorstandes in Landgemein- 
den gegen Verfügungen des Gemeindevorstehers — in der Provinz 
Westfalen des Amtmanns — , durch welche Beschlüsse der Gemeinde- 
versammlung, der Gemeindevertretung oder des kollegialischen 
Gemeindevorstandes als unzulässig oder ungesetzlich mit au&chieben- 
der Wirkung beanstandet wurden ^). — Berufung. — § 29 ZustGes. 

7. Klagen gegen Beschlüsse des Gemeindevorstandes in L a n d- 
gemeinden auf Beschwerden und Einsprüche, betr. a. das Recht 
zur Mitbeuutzung der Gemeindeanstalten, sowie zur Theilnahme 
an den Nutzungen und Erträgen des Gemeindevermögens, b. die 
Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemeindelasten, c. die 
besonderen Kechte oder Verpflichtungen einzelner örtlicher Theile 
des Gemeindebezirks oder einzelner lOassen der Gemeindeangehöri- 
gen in Ansehung der zu a und b erwähnten Ansprüche und Ver- 
bindlichkeiten. — Berufung. — § 34 Abs. 1 u. 2 ZustGes. [§ 49 
a. ZustGes.]. 

8. Streitigkeiten der BetheiUgten über ihre im öffentlichen Rechte 
begründete Berechtigung oder Verpflichtung zu den in N. 7 erwähn- 
ten Nutzungen, bezw. Lasten. — Berufung. — § 34 Abs. 3 Zust.Ges. 

9. Klage der Gemeinde, bezw. des Besitzers eines Guts- 
bezirks gegen die eine Zwangsetatisirung enthaltende Verfügung 
des Landraths. — Berufung. — § 36 Abs. 2 ZustGes. 

10. Entscheidung in dem auf Entfernung aus dem Amte ge- 
richteten Disziplinarverfahren gegen Gemeindevorsteher, Schöf- 
fen, Mitglieder des Gemeindevorstands und sonstige Gemeinde- 
beamte*). — Berufung an das Oberverwaltungsgericht (wie oben 
N. 2). — § 36 Abs. 1 Z. 4 Zust.Ges. 



^) Die Beschlüsse der Gemeindevertretung bezw. des Gemeindevorstands 
in den Fällen des § 27 bedürfen keiner Genehmigung oder Bestätigunff von 
Seiten des Gemeindevorstands oder der Aufsichtsbehörde. — Die Klage, 
welche, wenn der Beschluss von , der Gemeindevertretung gefasst ist, auch 
dem Gemeindevorstande, sowie in der Provinz Westfalen dem Amtmann zu- 
steht, hat in den Fällen des § 27 sub 1 u. 2 keine aufschiebende Wirkung, 
jedoch dürfen Neuwahlen vor ergangener rechtskräftiger Entscheidung nicht 
vorgenommen werden. 

*) Die in den Gemeindegesetzen begründete Befugniss der Aufsichts- 
behörde, aus andern Gründen als in Abs. 1 § 29 angegeben , eine Beanstan- 
dung von Beschlüssen der Gemeindevertretung oder des kollegialischen Ge- 
meindevorstandes herbeizuführen, ist aufgehoben. — Abs. 2 § 29 Zust.Ges. 

^ In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte ist gegebenen 
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11. Streitigkeiten bezüglich der Pensionsansprüche der besol 
deten G-emeindebeamten in Landgemeinden darüber, ^vv'elchei 
Theil des Diensteinkoromens bei Feststellung der Pensionsansprüch« 
als Gehalt anzusehen ist. — Berufiing. — § 36 Abs. 3 Zust.Ges. 

12. Klagen gegen Beschlüsse des Ämtsausschusses übei 
Einsprüche gegen Wahlen zum Ämtsausschusse. — Berufung. — 
§51aKrO. 

13. Klage gegen VerfügungCD des Am ts vor Stehers, durch 
welche Beschlüsse des Ämtsausschusses als gesetzwidrig oder nnza- 
ässig beanstandet wurden. — Berufung. — § 54 a KrO. 

14. Klage gegen den Beschluss des Ämtsausschusses über 
Beschwerden und Einsprüche, betr. a. das Recht zur Mitbenutzimg 
der öffentlichen Einrichtungen und Anstalten des Ämtsbezirks, 
b. die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kosten der 
Ämtsverwaltung oder zu andern Ämtsabgaben. — Berufung. — 
§ 70 a KrO. 

15. Klagen gegen Beschlüsse des Gutsvorstehers, bezw. 
Vorsitzenden des Gesammtarmenverbandes auf Beschwerden 
und Einsprüche, betr. die Verpflichtung zur Theilnahme an den 
Lasten der Armenpflege in Gutsbezirken und Gesammtarmenver- 
bänden (§§ 8 ff. Ges. vom 8. März 1871). — Berufung. — § U 
Abs. 1 u. 2 ZustGes. [§ 49 a. Zust.Ges.]. 

16. Klagen gegen Beschlüsse der örtlichen SchuIbeho/</^ 
auf Beschwerden und Einsprüche , betr. die Heranziehung zä ab- 
gaben und sonstigen nach öffentlichem Rechte zu fordernden LÄv 
tungen für der allgemeinen Schulpflicht dienende Landscbnler.. 
— Berufung. — § 46 Abs. 1 u. 8 ZustGes. [§§ 7T, 78 a. ZustGes.]. 

17. Streitigkeiten zwischen Betheiligten über ihre in dem 
öffentlichen Rechte begründete Verpflichtung zu Abgaben und Leis- 
tungen für der allg. Schulpflicht dienende Landschulen, 
desgleichen an Stelle der ordentlichen Gerichte Streitigkeiten über 
Abgaben und sonstige nach öffentlichem Rechte zu fordernde Leis- 
tungen für solche Schulen oder für deren Beamte, sowie über 
Schulgeld. — Berufung. — § 46 Abs. 3 u. 5 Zust.Ges. i). 

18. a. Klagen gegen den Beschluss der Schulaufsichts- 
behörde über Anordnung von Neu- und Reparaturbauten bei 
der allg. Schulpflicht dienenden Landschulen, über die öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung zur Tragung der Baukosten, sowie über die 
Vertheilung derselben auf Gemeinden (Gutsbezirke), Schul verbände 
und Dritte, statt derselben oder neben denselben Verpflichtete ; b. fer- 



Falles auch über die Thatsache der Dienstunfähigkeit der ländlichen Ge- 
meindebeamten Entscheidung zu treffen. — § 36 Abs. 2 ZustGes. 

^) Einsprüche gegen die Höhe von Zuschlägen für Schulzwecke zu den 
direkten Staatssteuern, welche sich gegen den Prinzipalsatz der letzteren 
richten, sind unzulässig. — Die Beschwerden und Einsprüche, sowie die Klage 
haben keine aufschiebende Wirkung. — Die Vorschriften dieses Paragraphen 
finden auf solche Abgaben und Leistungen für Schulen, welche zu den Ge- 
meindelasten gehören (§§ 18, 34), keine Anwendung. § 46 Abs. 6—8 ZustGes. 
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ner Streitigkeiten derBetheiligten darüber, wem von ihnen die öflFent- 
JicJi-rechtliciie Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung einer 
Landschule obliegt. — Berufung. — § 47 Abs. 1—3 Zust.Ges. ^). 

19. Entscheidung in streitigen Wegesachen, soferne es sich 
um Landkreise und Städte bis zu 10000 Einwohnern handelt, nach 
Maassgabe des § 56 ZustGes. — Berufunff. — § 56. ZustGes. 

20. Klage gegen den Beschluss der Wegepolizeibehörde 
über Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege. — Berufung. — 
§ 57 ZustGes. 

21. Klagen der Wegepflichtigen, soferne es sich um Ge- 
meindewege handelt, betreffend den besonderen Beitrag, welchen 
die Unternehmer von Fabriken u. s. w., durch deren Betrieb Wege 
in erheblicher Weise benutzt werden, nach bestehenden Gesetzen 
(Ges. vom 26. Februar 1877, betr. eine Abänderung des hannov. 
Gesetzes über Gemeindewege und Landstrassen — GS. S. 18; § 24 
der Wegeordnung für das Herzogthum Lauenburg vom 7. Februar 
1876 — lauenburg. Offizielles Wochenblatt S. 27; § 7 des Ges. 
vom 16. März 1879, betr. die Abänderung der Wegegesetze im 
Regierungsbezirke Kassel — GS. S. 225) zu den Kosten der Unter- 
haltung oder des Neubaues der betreffenden Wege zu leisten haben. 
— Berufung. — § 64 ZustGes. 

22. Klagen gegen den Beschluss der Wasserpolizei- 
behörde über Anordnungen wegen Räumung von Gräben, Bächen 
und Wasserläufen, bezw. wegen Aufbringung oder Vertheilung 
der dazu erforderlichen Kosten, sowie Streitigkeiten der Betheilig- 
ten darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindlich- 
keit zur Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen obliegt. 
— Berufung. — § 66 ZustGes. [§ 98 a. ZustGes.]. 

23. Klagen gegen die Festsetzung des Wasserstandes 
durch die vom Kreisausschusse ernannten Kommissarien und Strei- 
tigkeiten darüber, ob die Höhe des Wasserstandes in rechtsver- 
bindlicher Weise bestimmt sei. — Berufung. — § 67 Abs. 2 und 3 
Zust.Ges. [§ 89 Abs. 2 a. ZustGes.]. 

24. Streitigkeiten in den oben sub § 6 N. 36 S. 20 erwähnten 
V or flu th Sachen. — Berufung. — § 68 ZustGes. 



^) Die Klage in den sub a aufgeführten Fällen ist innerhalb zweier 
Wochen anzubringen. Die zuständige Behörde kann zur Vervollständigung 
der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. Durch den Ablauf dieser 
Fristen wird jedoch die Klage im Verwaltungs- Streitverfahren auf Erstattung 
des Geleisteten gegen einen aus Gründen des öflPentlichen Rechts verpflich- 
teten Dritten nicht ausgeschlossen. § 47 Abs. 4 Zust.Ges. — Gemäss § 49 
Zust.Ges. finden die Vorschriften des § 47 auch dann Anwendung, wenn die 
Schule mit- der Küsterei verbunden ist. Für die im Verwaltungs-Streit- 
verfahren nach § 47 zu treffenden Entscheidungen sind die von den Schul- 
aufsichtsbehörden innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen all- 
gemeinen Anordnungen über die Ausführung von Schulbauten maassgebend. 
Die der Schulaufsichtsbehörde nach Maassgabe des Gesetzes zustehende Be- 
fugniss zur Errichtung neuer oder zur Theilung vorhandener Schulsozietäten 
bleibt unberührt 
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25. Streitigkeiten in den § 5 N. 37 S. 20 erwähnten Vor- 
fluthsachen. — Endgültig. — § 70 ZustGes. 

26. Anfechtung der schiedsrichterlichen Entscheidung in V o r- 
fluthsachen innerhalb sechs Wochen. — Berufung. — § 71 
ZustGes. [§ 108 a. ZustGes.] 0- 

27. Entscheidung über das Restitutionsgesuch gegen den Prä- 
klusionsbescheid bei Bewässerun gs- und Entwässerungs- 
anlagen. — Berufung^ aufweiche der Bezirksausschuss endgültig 
entscheidet— § 74 ZustGes. [108 a. ZustGes.]. 

28. Entscheidung über Widersprüche gegen eine Bewässe- 
rungsanlage des Üferbesitzers (§§ 16a u. b^ 17^ 23 Abs. 1 u. 2 
Ges. vom 28. Februar 1843; § 43 der Wiesenordnung v. 28. Ok- 
tober 1846). — Berufung. — § 75 ZustGes. 

29. Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Streit- 
verfahren gegen den Beschluss über die gegen den von den Kom- 
missarien in Bewässerungsangelegenheiten entworfenen 
Plan erhobene Beschwerde. — Berufung. — § 77 ZustGes. [§ 111 
a. ZustGes.} 

30. Ernennung der Taxatoren — endgültig — und Festsetzung 
der Entschädigung in Bewässerungsangelegenheiten durch 
Endurtheil. — Gegen Endurtheil Berufung an das Oberlandeskultur- 
gericht; Frist sechs Wochen (§ 47 Ges. v. 28. Februar 1843). - 
§ 78 ZustGes. [§ 112 a. ZustGes.]. 

31. Im Geltungsbereiche der provisorischen Verfügung für die 
öeestedistrikte des Herzogthums Schleswig vom 6. Septbr. 18&3 
a. Klagen gegen die Anordnungen, Festsetzungen und Erkennt- 
nisse der Wasserlösungskommissionen und der Schauungs- 
männer*). — Frist zur Klage zwei Wochen; der Kreisausschuss 
kann zur Vervollständigung der Klage eine angemessene Nach- 
frist gewähren. — § 81 Abs. 1 ZustGes. — b. Entscheidung im Falle 
des Schlusssatzes des § 17 der prov. Verfügung vom 6. Sept. 1863. 
— Berufung. — § 81 Abs. 3 ZustGes. 

32. Im Geltungsbereiche der Wasserlösungsordnung 
für die Geestedistrikte des Herzogthums Holstein v. 16. Juli 
1857 und der Wasserlösungsordnung für den Kreis Her- 
zogthum Lauenburg vom 22. Mai 1857 a.^Kla^e gegen die 
Entscheidung über Beschwerden gegen Verfügungen der Behörden, 
durch welche die Betheiligten zur Erfüllung der durch das Gesetz 
oder durch rechtlich bestehende Regulative bestimmten Verpflich- 
tungen angehalten werden; b. Entscheidung über Streitigkeiten 

*) Frist zur Klage früher zwei Wochen, jetzt wieder wie nach dem 
Gesetz vom 15. November 1811 sechs Wochen. 

2) Gemäss § 81 Abs. 2 Zust-Ges. entscheiden die Wasserlösungskommis- 
sionen und bezw. die Schauungsmänner durch Erkenntniss auch: 

1. auf Beschwerde gegen Yerfügangen der von den Wasserlösungs- 
kommissionen Kommittirten (| 22 der Vermgung vom 6. September 1863); 

2. in. Streitigkeiten der Betheiligten unter einander über die ihnen aus 
dem Gesetz oder den rechtlich bestehenden Regulativen zustehenden Rechte 
und Pflichten. 
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unter den Betheiligten über die ihnen aus dem Gesetz oder aus 
den rechtlich bestehenden Regulativen entspringenden Rechte und 
Pflichten gemäss §§ 10 u. 12, bezw. 9 u. 11 der gedachten Ver- 
ordnungen. — Berufung. — § 82 Abs. 1 Zust.Ges. 

33. Streitigkeiten in den sub §5 N. 43 S. 21 erwähnten 
Wasserlösunffssachen. — Berufung. — § 82 Abs. 5 ZustGes. 

34. StreitigKeiten in den sub §5 N. 45 S. 21 aufgeführten 
Be-und Entwässerungs-, sowie Stauanlage -Sachen. — 
Berufung. — § 84 ZustGes. 

35. Streitigkeiten in den sub § 5 N. 46 S. 22 aufgeführten 
Wasserrechtssachen in Kurhessen. — Berufung. — § 86 
ZustGes. 

36. Streitigkeiten in den sub § 5 N. 47 S. 22 aufgeführten 
Wasserrechtssachen in den ehemals nassauischen und hessi- 
schen Gebietstheilen. — Berufung. — § 89 ZustGes. 

37. Streitigkeiten in den sub § 5 N. 48 S. 23 au%eführten 
Wasserrechtssachen in den ehemals bayer. Gebietstheilen. — 
Berufung. — § 91 ZustGes. 

38. Streitigkeiten in den sub § 5 N. 49 S. 23 aufgeführten 
hohenzollern-sigraaringischen Wasserrechtssachen. — Beru- 
fung. - § 93 Zust.Ges. 

39. Klagen der Fischereigenossenschaften gegen Auf- 
sicht sverfugungen des Kreisausschusses. — Berufung. — § 100 
ZustGes. [§ 118 a. ZustGes.]. 

40. Klagen ge^en den Bescheid des Fischer eigenossen- 
schaftsvorstandes über die Verpflichtung zur Theilnahme an den 
Lasten der nach § 9 u. 10 des Ges. vom 30, Mai 1874 gebildeten 
Genossenschaften oder über das Recht zur Theilnahme an den 
Auikünften aus der gemeinschaftlichen Fischereinutzung. — Be- 
rufung. Die Entscheidung des Kreis-(Stadt-)Ausschusses ist vorläufig 
vollstreckbar. — § 102 ZustGes. [§ 119^. ZustGes.]. 

41. Streitigkeiten der Betheiligten über ihre in dem öffent- 
lichen Rechte oegründeten Berechtigungen und Verpflichtungen 
hinsichtlich der Ausübung der Jagd; insbesondere über: 1. Be- 
schränkungen in der Ausübung des Jagdrechts auf eigenem Grund 
und Boden; 2. Bildung von gemeinschaftlichen Jagdbezirken^ An- 
schluss von Grundstücken an einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk^ 
oder Ausschluss von Grundstücken aus einem solchen; 3. Ausübung 
der Jagd auf fremden Grundstücken, welche von einem Walde 
oder von einem oder mehreren selbstständigen Jagdbezirken um- 
schlossen sind, sowie die den Eigenthümern der Grundstücke zu 
gewährende Entschädigung. — Berufung. — § 105 ZustGes. 

42. Klage gegen den einer Genehmigung oder Bestätigung 
seitens der Aufsichtsbehörde nicht bedürfenden Beschluss der Ge- 
meindebehörde, bezw. des Jagdvorstands, betr. Beschwerden und 
Einsprüche hinsichtlich der Vertheilung der Erträge der gemein- 
schaftlichen Jagdnutzung. — Berufung. — § 106 ZustGes. 
[§ 92 a. ZustGes.]. 
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43. Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Streit- 
verfahren gegen den die Erlaubniss zum Betriebe der Gastwirth- 
schaft oder Schankwirthschaft, zum Kleinhandel mit 
Branntwein oder Spiritus, sowie zum Betriebe des Pfand- 
leihgewerbes und zum Handel mit Giften versagenden 
Beschluss des Kreisausschusses, sowie Entscheidung über Anträge 
auf Erlaubniss zum Betriebe der Gastwirthschaft, zum Ausschänken 
von Branntwein oder von Wein, Bier oder andern geistigen Ge- 
tränken, sowie zum Kleinhandel mit 'Branntwein oder Spiritus, im 
Falle des Widerspruchs seitens der Gemeinde oder Ortspolizei- 
behörde. — Berufung; der Bezirksausschuss entscheidet endgültig. 

— § 114 Zust.Ges. [128 a. ZustGes.]. 

44. Klagen gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde auf 
dem Lande und in Städten bis zu 10000 Einwohnern, durch welche 
die Erlaubniss zum gewerbsmässigen öffentlichen Ver- 
breiten von Druckschriften versagt oder die nicht gev^erbs- 
massige öffentliche Verbreitung von Druckschriften verboten wor- 
den ist. — Berufung. — § 116 Zust.Ges. [§ 130 a. Zust.Ges.]. 

45. Klagen der zuständigen Behörde : a. über die Untersagung 
des Betriebs der im § 35 SQewO. und der im § 37 a. a. 0. 
gedachten Gewerbe; b. über die Zurücknahme von Konzes- 
sionen zum Betriebe der Gast- und Schankwirthschaft, zum Klein- 
handel mit Branntwein und Spiritus, sowie zum Betriebe des Pfand- 
leihgewerbes und zum Handel mit Giften (§ 33 a. a. O.). — Be- 
rufung. — § 119 ZustGes. [§ 133 a. Zust.Ges.]. 

46. Streitigkeiten, welche aus Anlass der in Folge Verände- 
rung oder Aufhebung eines Spritzenverbandes nothwendig 
werdenden Auseinandersetzung unter den Betheiligten entstehen, 
sowie Streitigkeiten zwischen den betheiligten Gemeinden oder 
Gutsbezirken über ihre Berechtigung oder Verpflichtung zur Theil- 
nahme an den Nutzungen bezw. Lasten des Spritzenverbandes. 

— Berufung. — § 140 Zust.Ges. 

47. a. Klage gegen den von der Ortspolizeibehörde zu tref- 
fenden Bescheid über die Gestaltung neuer Ansiedelungen 
nach §§ 1 — 4 des lauenburg. Ges. vom 4. November 1874, betr. 
die Gründung neuer Ansiedelungen im Herzogthum Lauenburg. 

— Berufung. — § 149 Zust.Ges. 

b. Im Geltungsbereiche des lauenburg. Ges.- vom 22. Januar 
1876; betreffend die Vertheilung öffentlicher Lasten bei 
Grundstückszertheilungen. — Berufung. — § 150 ZustGes. 

48. Streitigkeiten in den Fällen der §§ 9, 11 u. 17 des Ges. 
vom 25. Aug. 1876, betr. die Vertheilung der öffentlichen 
Lasten bei Grundstückstheilung u. s. w. (GS. Ö. 205). — 
Berufung, bezw. im Falle des § 11 endgültig. 

49. (Als Waldschutzgericht) Entscheidung darüber, ob ein 
Wald zur Schutzwaldung zu erklären ist, und ob und welche 
Maassregeln in Bezug auf dieselbe anzuordnen sind, sowie über die 
Entschädigung der betheiligten Eigenthümer und die Kosten der 



Digitized by VjOOQ IC 



— 33 — 

Anlagen. — Berufung. — § 7 d. Ges. vom 6. Juli 1875 über die 
Schutz Waldungen (GS. S. 416). 

50. (Als Waldschutzgericht) Entscheidung über die Verpflich- 
tung der Bestellung von Bevollmächtigten seitens der Miteigen- 
thümer einer gemeinschaftlichen Holzung und Feststellung 
der die Art der Bestellung der Bevollmächtigten u. s. w., sowie die 
Verwaltung und Bewirthschaftung einer gemeinschaftlichen Holzung 
regelnden Statuten. — Berufung. — §§ 4, 5 des Ges. v. 14. März 
1881 über die gemeinschaftlichen Holzungen (GS. S. 261). 

51. (Als Waldschutzgericht) Entscheidung über die Bildung 
von Waldgenossenßchaften. — Berufung. — §§ 31 ff., 37 d. 
Ges. vom 6. Juli 1875 i). 

52. Klage gegen den Bescheid der Ortspolizeibehörde auf dem 
Lande und in Städten bis zu 10000 Einwohnern, betr. Anspruch 
auf Ersatzgeld in Feldpolizeisachen, soferne der Anspruch 
nicht im Zivilprozesse zu verfolgen ist (§ 69 Abs. 3 d. Ges. vom 
1. April 1880). — Frist für die Klage zwei Wochen; endgültig. — 
§§ 75 u. 76 des Feld- und Forstpolizeigesetzes vom 1. April 1880 
(GS. S. 230). • 

53. Klage gegen den Bescheid der Ortspolizeibehörde auf dem 
Lande und in Städten bis zu 10000 Einwohnern, betr. die Aufrecht- 
erhaltung oder Aufhebung einer Pf&ndung in Feldpolizeisachen 
— soferne der Streit nicht im Zivilprozesse auszutragen ist. — 
Frist für die Klage zwei Wochen ; endgültig. — §§ 82—84 d. Ges. 
vom 1. April 1880. 

54. Klage gegen den Bescheid der Ortspolizeibehörde in Land- 
kreisen, betr. Genehmigung zur Errichtung von Feuerstellen 
in der Nähe von Waldungen. — Berufung. — § 50 d Feld- und 
Forstpolizeigesetzes vom 1. April 1880 (GS. S. 230). 

§ 7. Die Zuständigkeit des Segierangspräsidenten. 

1. Beschwerden gegen Bescheide des Landraths, betr. poli- 
zeiliche Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande 
oder einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt bis zu 10000 Ein- 
wohnern. — Klage beim Oberverwaltungsgericht; Frist zwei Wo- 
chen. — § 127 ALVG. [§ 63 Org.Ges.]. 

2. Beschwerden gegen polizeiliche Verfügungen der 
Ortspolizeibehörden eines Stadtkreises (mit Ausnahme von Berlin), 



^) Nach § 48 des Ges. vom 6. Juli 1875 werden in denjenigen Theilen 
der Monarchie, in welchen zur Zeit des Erlasses des Gresetzes Verwaltungs- 

f «richte nicht bestanden, bis zur Errichtung von solchen die im Gesetze 
en VerwaltungBgerichten übertragenen Funktionen in erster Instanz durch 
besondere Waldschutzgerichte, welche bei eintretenden Bedürfnissen für 
jeden Kreis (nach Analogie des Kreisausschusses aus dem Landrathe und 
sechs von der Kreisversammlung gewählten Mitgliedern) gebildet werden, in 
zweiter Instanz durch die Deputationen für das Heimatliwesen wahrgenommen. 
In dritter Instanz entscheidet das Oberverwaltungsgericht. 

T. Stengel, Zuständigkeit. 3 
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einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt von mehr als 10000 
Einwohnern oder des Landraths. — Beschwerde an den Oberprä- 
sidenten i); Frist zwei Wochen. — § 127 ALVG. [§ 63 Oi^.Ges.]. 

3. Beschwerde gegen Festsetzung oder Ausführung 
eines Zwangsmittels seitens des Landraths. — Beschwerde an 
den Oberpräsidenten. — § 133 ALVG. [§ 69 Abs. 2 Org.Ges.] 

4. Ordnuugsstrafrecht gegen Amtsvorsteher und Kreis- 
beamte im Umfange des dem Minister durch das Disziplinargesetz 
vom 21. Juli 1852 beigelegten Ordnungsstrafrechtfif. — feeschwerde 
an den Oberpräsidenten; Frist zwei Wochen. — §§68 unid 134 
der KrO. 

5. Aufsicht des Staates über die Angelegenheiten der Land- 
kreise und des Stadtkreises Magdeburg. — Beschwerde an den 
Oberpräsidenten; Frist zwei Wochen. — § 177 KrO. 

6. Zwangsetatisirung gegenüber den Kreisverbänden. — Klage 
beim Oberverwaltungsgericht. — § 180 KrO., § 4 ZustGes. 

7. Aufsicht auf die Verwajftung der Allgelegenheiten der 
Amtsverbände in höherer und letzter Instanz. — Endgültig. 
— § 5 Zust.Ges. 

8. Aufsicht über die Verwaltung der städtischen Ge- 
meindeangelegenheiten in erster Instanz. — Beschwerde an 
den Oberpräsidenten als zweite und letzte Instanz, in den hohen- 
zoUerschen Landen an den Minister ; Frist zwei Wochen *). — 
§ 7 ZustGes. 

9. Bestätigung der Wahlen der städtischen Gemeinde- 
beamten, soweit dieselbe den Aufsichtsbehörden zusteht. — Ver- 
sagung nur unter Zustimmung des Bezirksausschusses, event. Er- 
gänzung derselben durch den Minister des Innern. 

10. Bestätigung von Gemeindebeschlüssen in Stadt- 
gemeinden über die Veräusserung oder wesentliche Verände- 
rung von Sachen, welche einen besonderen wissenschaftlichen, histo- 
rischen oder Kunstwerth haben, insbesondere von Archiven oder 
Theilen derselben. — Beschwerde an den Oberpräsidenten. — § 16 
Zust.Ges. 8). 

11. Zwangsetatisirung gegenüber Stadtgemeinden nach 
§ 19 Abs, 1 ZustGes.*). — Klage der Gemeinde bei dem Ober- 
verwaltungsgericht; Frist zwei Wochen. — § 21 Zust.Ges. 



^) Gegen polizeiliche Verfügungen des Kegierungspräsidenten in Sig- 
maringen findet innerhalb zweier Wochen unmittelbar die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte statt. § 130 ALVGr. [§ 66 Abs. 3 Org.Ges.]. 

2) Gemäss § 7 Abs. 3 Zust.Ges. sind Beschwerden bei den städtischen 
Aufsichtsbehörden in städtischen Angelegenheiten in allen Instanzen inner- 
halb zweier Wochen anzubringen. 

3) Hinsichtlich der Gememde Waldungen bewendet es bei den bestehen- 
den Bestimmungen § 16 Abs. 2 Zust.Ges. 

^) Eine Feststellung des Stadtetats durch die Aufsichtsbehörde findet 
fortan nicht statt; auch in den Städten von Neuvorpommern und Bügen ist 
jedoch eine Abschrift des Etats gleich nach seiner Feststellung durch die 
städtischen Behörden der Aufsichtsbehörde einzureichen. 
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12. Festsetzung von Ordnungsstrafen an Stelle der Bezirks- 
regierung gegen Bürgermeister, Seigeordnete und Magistratsmit- 
glieder, sowie gegen die sonstigen Qeraeindebeamten. — Beschwerde 
an den Oberpräsidenten, in Hohenzollem Klage beim Oberverw. 
Ger.; Fi ist zwei Wochen. — § 20 Abs. 1 Z. 1 ZustGes. 

13. Entscheidung von Beschwerden gegen Strafverfugungen 
des Bürgermeisters in Stadtgemeinden. — Klage beim Ober- 
verw. Ger.; Frist zwei Wochen. — § 20 Absatz 1 Z. 2 ZustGes. 

14. Verfügung der Einleitung des auf Entfernung aus dem 
Amte gerichteten Disziplinarverfahrens gegen städtische Ge- 
meindebeamte, Ernennung des Untersuchungskommissars und 
des Vertreters der Staatsanwaltschaft beim Bezirksausschusse. — § 20 
Abs. 1 Z. 3 ZustGes. 

15. Aufsicht in zweiter und letzter Instanz über die Verwal- 
tung der Angelegenheiten der Landgemeinden u. s. w. — End- 
gültig. — § 24 ZustGes. 

16. Genehmigung von Gemeindebeschlüssen in Landge- 
meinden über die Veräusserung oder wesentliche Veränderung 
von Sachen, welche einen besonderen wissenschaftlichen, historischen 
oder Kunstwerth haben, insbesondere von Archiven oder von Thei- 
len derselben. — Beschwerde an den Oberpräsidenten. — § 30 Abs. 1 
Zust.Ges. 

17. a. Verhängung von Ordnungsstrafen — im Umfange des 
den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsstrafrechts — gegen 
die Gemeindevorsteher (Amtmänner in Westfalen, Bürger- 
meister in der Rheinprovinz), Schöffen, Mitglieder des koUegiali- 
schen Gemeindevorstandes und sonstige Gemeindebeamte. 

b. Entscheidung in zweiter Instanz auf Beschwerden gegen die 
vom Landrathe gegen die genannten Gemeindebeamten und gegen 
die vom Amtmann in Westfalen und Bürgermeister in der Rhein- 
provinz gegen die Unterbeamten der Gemeinden u. s. w. erlassenen 
Strafverfügungen. — Ad a Beschwerde an den Oberpräsidenten, 
in Hohenzollem Klage beim Oberverwaltungsgericht, ad b Klage 
beim Oberverwaltungsgericht; Frist zur Beschwerde und zur 
Klage zwei Wochen. — § 36 Abs. 1 N. 1— 3 Zust.Ges. 

18. Einleitung der Disziplinaruntersuchung und Ernennung 
des Untersuchungskommissars und Vertreters der Staatsanwaltschaft 
im Disziplinarverfahren gegen Gemeindebeamte in den Landge- 
meinden. — § 36 Abs. 1 Z. 4 Zust.Ges. 

19. Zwangsetatisirung gegenüber Schulverbänden, soferne 
es sich um Stadtschulen handelt. — Klage beim Oberverwal- 
tungsgericht. — § 48 Zust.Ges. 

20. Bestätigung in Sparkassenangelegenheiten (Ver- 
sagung der Bestätigung nur mit Zustimmung des Bezirksausschus- 
ses). — Beschwerde an den Prov.Rath. — § 53 ZustGes. 

21. Wahrnehmung der Wegepolizei in Bezug auf die 
Chausseen. — Einspruch, dann Klage beim ßezirksausschuss ; Frist 
jeweils zwei Wochen. — §§ 58 u. 56 Zust.Ges. [§ IV KrO. Novelle]. 
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22. a^ Zwaugsetatisirung ge^en öffentliche Wassergenossen- 
schaften. — Klage beim OVG. ; Frist zwei Wochen. — § 94 Abs. 3 
Zust.Ges. b. Ausübung der dem Oberpräsidenten in den Fällen 
der §§ 73, 75, 76, 77, 93 u. 94 des Ges. vom 1. April 1879 bei- 
gelegten Befugnisse in dem auf Begründung öffentlicher Genossen- 
schaften gerichteten Verfahren, soferne das Genossenschaftsgebiet 
die Grenzen des Regierungsbezirks nicht überschreitet. — § 94 
Abs. 5 Zust.Ges.i). 

23. Beschlussfassung über die Anwendung der Bestimmungen 
der VO. vom 21. Dezember 1846, betr. die beim Bau von Eisen- 
bahnen beschäftigten Handarbeiter (GS. 1847 S. 21), auf andere 
öffentliche Bauausführungen (gemäss § 26 der Verfass.- 
Ordn.), unter Zustimmung des Bezirksausschusses, insoweit es sich 
um Bauten der Kreise, Amtswegeverbände oder Gemeinden handelt. 
— Beschwerde an den Provinzialrath. — § 144 Z. 1 Zust.6e8. 
[§ 154 a. ZustGes.]. 

24. Die Befugnisse und Obliegenheiten, welche im Gesetze 
vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von Grundeigen- 
thum den Bezirksregierungen (Landdrosteien) in den Fällen der 
§§ 15, 18—20, 24 u. 27 des Ges. beigelegt worden sind«). — Be- 
schwerde an die vorgesetzte Ministerial- Instanz. — § 151 ZustGes. 
[§ 157 a. ZustGes.], § 22 des Ges. vom 11. Juni 1874. 

25. Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamtem 
in höherer Instanz bei Landgemeinden und Gutsbezirken, in erster 
Instanz bei Stadtgemeinden. — Beschwerde beim Oberpräsidenteu 
und Minister des Innern; früher Bezirksrath, bezw. Provinzialrath, 
und Minister des Innern. — § 155 Abs. 1 Zust.Ges. [§ 160 des 
a. Zust.Ges.]. 

26. Die durch das RGes. vom 1. Juni 1870 über den Er- 
werb und Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit der 
höheren Verwaltungsbehörde beigelegten Befugnisse. Die Erthei- 
lung der Aufnahmeurkunde und Entlassungsurkunde. — Klage beim 
OVCr. innerhalb zweier Wochen gegen den versagenden Bescheid 
des Regierungspräsidenten, nach Maassgabe des Abs. 2 1. c. § 15" 
Zust.Ges. [§ 161 a. ZustGes.]. 

27. Aufsichts- und Zwangsverfügungen auf Grund des Ges. 
vom 14. August 1876, betr. die Verwaltung der den Gemeinde» 
und öffentlichen Anstalten gehörigen Holzungen, sO" 
wie auf Grund des Gesetzes vom 14. März 1881 über die gemein- 
schaftliche Holzungen. — Beschwerde an den Oberpräsiden- 
ten, dann Klage beim Ober Verwaltungsgericht; Frist jeweils zwei 

1) Die Befugniss zur Uebertragung der Leitung des Verfahrens an euie 
Auseinandersetzungsbehörde (§77 Abs. 1 Satz 2 des Ges. vom \. April iolv) 
verbleibt dem Oberpräsidenten. i 

2) Von den erwähnten Vorschriften betreffen: § 15 Feststellung una 
Prüfung des Planes für Ausführung des Unternehmens, §§ 18—20 das ver- 
fahren behufs Feststellung des Plans, §§ 24 u. 27 die Verhandlung über aie 
provisorische Feststellung der Entschädigung, bezw. das Verfahren zur A* * 
mittelung derselben. 
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Wochen. — § 11 des Ges. vom 14. August 1876 und § 2 des Ges. 
vom 14. März 1881. 

28. Genehmigung zur Errichtung von Ffandleihanstal- 
ten seitens der Gemeinden oder weiterer Verbände und Bestätigung 
ihrer Reglements (in Berlin Oberpräsident und ebenso bei Prand- 
leihanstalten der Provinzialverbände) ; Versagung der Genehmigung, 
bezw. Bestätigung nur mit Zustimmung des Bezirksausschusses. — 
Beschwerde an den Prov.Rath. — § 20 des Ges. v, 17. März 1881 
betr. das Pfandleihgewerbe (GS. S. 265). 

29. Beschwerde gegen die von den Lokalbaubeamten der 
Strombauverwaltung getroffenen . Anordnungen zur Durchfuhrung 
des Ges. vom 20. August 1888; betr. die Befugnisse der Strombau- 
verwaltung u. s. w., unbeschadet der Fälle des § 4 des Ges. und 
soweit es sich nicht um die Bezirke der Rhein-, Elb- und Oderstrom- 
baudirektion oder den Stadtkreis Berlin handelt. — Beschwerde an 
den zuständigen Minister oder Klage beim Oberverwaltungsgericht 
nach Maassgabe des § 127 Abs. 3 u. 4 ALVG. — § 13 des Ges. 
vom 20. Aug. 1883. 

30. Erlass von Polizeivorschriften nach Maassgabe der §§ 137 
Abs. 2 und 138 ALVG. [§§ 73 Abs. 2 und 74 Org.Ges.] unter Zu- 
stimmung des Bezirksausschusses. — § 139 ALVG. [§ 75 Org.Ges.]. 

31. Ausserkraftsetzung orts- und kreispolizeilicher Vorschriften 
— von dringenden Fällen abgesehen — unter Zustimmung des Be- 
zirksausschusses. — § 145 ALVG. [§ 84 Org.Ges.]. 

Der Polizeipräsident in Berlin. 

Nach § 42 ALVG. tritt der Polizeipräsident in Berlin durch- 
weg an die Stelle des Regierungspräsidenten. Gemäss § 161 Abs. 2 
ZustGes. beschliesst derselbe ausserdem in den Fällen der §§ 115, 
117, 124 u. 141 für den Stadtkreis Berlin an Stelle des Bezirks- 
ausschusses (vergl. weiter unten B II Ziffer 38, 39, 41 und 47). 
Gegen den versagenden Beschluss desselben findet die Klage inner- 
halb zweier Wochen beim Bezirksausschusse statt. 

% 8. Die Zuständigkeit des Bezlrksaasschusses als Besehlnss- 

beliOrde. 

1. Beschlussfassung über die Auseinandersetzung der bethei- 
ligten Kreise in den Fällen der Veränderung der Kreisgrenzen 
und der Bildung neuer Kreise, sowie des Ausscheidens grosser 
Städte aus dem Kreisverbande. — Klage der betheiligten Kreise 
beim Bezirksausschusse; Frist für die Klage zwei Wochen. — 
§ 2 ZustGes. 

2. Feststellung und Ersatz von Defekten der Kreisbeam- 
ten. — Endgültig vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. — 
§ 128 a KrO. 

3. Bestätigung von Kreistagsbeschlüssen, betr. a. Ver- 
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äuflseruDsen von Gmndstäcken und Immobiliarrechten des Exeises ; 

b. Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbestande 
belastet oder der bereits vorhandene Schuldenbestand vergrössert 
werden würde, sowie Uebernahme von Bürgschaften auf den B^xeis-, 

c. eine neue Belastung der Kreisangehörigen ohne gesetzliche Ver- 
pflichtungy insoferne die aufzubringenden Leistungen über die näch- 
sten fünf Jahre hinaus fortdauern sollen. — § 176 Z. 4 — 6 KrO. 

4. Beschwerden gegen Beschlüsse des Kreistags^ betr. Er- 
lass von Statuten wegen Bildung der Amtsausschüsse. — End- 
gültig. — § 51 KrO. 

5. Festsetzung des Beitrags zu den Kosten der städtischen 
Polizeiverwaltung in den Fällen des § 49a KrO. — Be- 
schwerde an den Provinzialrath. — § 49ä Abs. 2 KrO. 

6. Beschlussfassung a. über die Veränderung der Grenzen der 
Stadtbezirke, soweit die Beschlussfassung nach den Gemeinde- 
verfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde zusteht ; b. über die in Folge 
einer Veränderung der Grenzen der Stadtbezirke noth wendig 
werdende Auseinandersetzung zwischen den betheiligten Gemeinden. 

— Ad a Beschwerde an den Provinzialrath, ad b Klage im Ver- 
wältungs-Streitverfahren. — § 8 Zust.Ges. 

7. Vorläufige Festsetzung streitiger Grenzen der Stadtbe- 
zirke. — Definitive Entscheidung im Verwaltungs-Streitverfahren. 

— § 9 Zust.Ges. 

8. Beschlussfassung, soweit dieselbe der Aufsichtsbehörde nach 
den Gemeindeverfassungsgesetzen zusteht: a. über die Zahl der 
aus jeder einzelnen Ortschaft einer Stadtgemeinde zu wählenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung; b. über die Vornahme ausser- 
gewöhnlicher Ersatzwahlen zur Gemeindevertretung oder in den Ge- 
meindevorstand. — Beschwerde an den Prov.Rath. — § 12 Zust-Ges. 

9. Zustimmung zu dem die Bestätigung von Wahlen städti- 
scher Gemeindebeamten versagenden Beschlüsse des Regie- 
rungspräsidenten. — § 13 Zust.Ges. 

10. BeschlussfasBung, soweit solche der Aufsichtsbehörde zu- 
steht, über die Gültigkeit der Wahlen solcher städtischer Ge- 
meindebeamten, welche der Bestätigung nicht bedürfen. (Auch im 
Stadtkreise Berlin nach § 161 ZustGes.) — Beschwerde an den 
Provinzialrath. — § 14 Zust.Ges. 

11. Beschlussfassung über die in den Gemeindeverfassungs- 
gesetzen der Aufsichtsbehörde vorbehaltene Bestätigung (Geneh- 
migung) von Ortsstatuten und sonstigen, die städtischen Ge- 
meindeangelegenheiten betreffenden Gemeindebeschlüssen, 
abgesehen von den durch den Regierungspräsidenten zu bestätigen- 
den Beschlüssen hinsichtlich der Veräusserung oder wesentlichen 
Veränderung von Sachen von wissenschaftlichem Werthe u. s. w. 

— Beschwerde an den Provinzialrath; bei Beschlüssen über Auf- 
bringung der Gemeindeabgaben und Dienste weitere Beschwerde 
des Vorsitzenden des Provinzialraths an die Minister des Innern 
und der Finanzen. — § 123 ALVG., § 16 Zust.Ges. 
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12. BeschlussfassuDg; soweit die Beschlussfassung nach den 
städtischen Gem. VertGes. der Aufsichtsbehörde zusteht: a. über 
die zwischen dem Gemeindevorstande und der Gemeindevertretung, 
bezw. dem Bürgermeister und dem kollegialischen Gemeindevor- 
standC; entstehenden Meinungsverschiedenheiten (abgesehen vom 
Falle des § 13 ZustGes.); b. an Stelle der Gemeindebehörden im 
Falle ihrer durch widersprechende Interessen herbeigeführten Be- 
schlussunfähigkeit; c. an Stelle der nach Maassgabe der Gem. Verf. 
Ges. aufgelösten Gemeindevertretung; d. über die Art der gericht- 
lichen Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen gegen Stadt- 
gemeinden ; e. über die Feststellung und den Ersatz der Defekte 
der Gemeindebeamten nach Maassgabe des § 57 VO. v. 30. Jan. 
1844. — Ad a — id Beschwerde; ad e endgültig, vorbehaltlich des 
Rechtswegs. — § 17 Zust.Ges. (In den Fällen sub b und e auch 
im Stadt&eise Berlin, § 161 Zust.Ges.) 

13. Beschlussfassung — soweit solche nach den Gemeindever- 
fassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde zusteht — über streitige 
Pensionsansprüche der besoldeten Gemeindebeamten. Der Be- 
schluss ist vorläufig vollstreckbar. — Klage beim Bezirksausschuss, 
soweit der Beschluss sich darauf erstreckt, welcher Theil des 
Diensteinkommens bei Feststellung der Pensionsansprüche als Ge- 
halt anzusehen ist; Frist zwei Wochen, im Uebrigen unter Vor- 
behalt des ordentlichen Rechtswegs. — § 20 Abs. 4 Zust.Ges. 

14. Beschlussfassung über die Bestätigung der in den §§ 8, 
9, 10 und 12 d. Ges., betr. die Ausführung des ünterstütz.Wohns. 
Ges., vom 8. März 1871 und des betr. lauenburg. Ges. vom 24. Juni 
1871 gedachten Statuten zur Regelung der Armenpflege in dep 
nicht ausschliesslich im Eigenthum des Gutsbesitzers stehenden Guts- 
beziif-ken und in den Gesammtarmenverbänden, sowie über die Ge- 
nehmigung zur Wiederauflösung von Gesammtarmenverbänden. 

— Endgültig. — §40 ZustGes. [§74 a. Zust.Ges.: Provinzialrath]. 

15. Beschlussfassung über Beschwerden von Armen gegen 
Verfugungen von Ortsarmenverbänden, soferne eine Stadt von mehr 
als 10000 Einwohnern betheiligt ist, und von nur aus einem Kreise 
bestehenden Landarmenverbänden — über die Höhe und Art der 
Armenunterstützung (auch im Stadtkreise Berlin, § 161 Zust.Ges.). 

— Endgültig. — § 41 Zust.Ges. [§ 75 a. ZustGes.]. 

16. Beschlussfassung über die Feststellung des Geldwerths 
der Naturalien und des Ertrags der Ländereien bei amtlicher Fest- 
setzung des Einkommens der Elementarlehrer an Stadt- 
schulen. — Endgültig. — § 45 ZustGes. [§ 77 Z. 2 a. ZustGes.]. 

17. Beschlussfassung über die Bestätigung von Gemeindebe- 
schlüssen oder Ortsstatuten in Städten wegen Vertheilung der 
Quartier leistungen und sonstigen Naturalleistungen. — Be- 
schwerde an den Provinzialrath. — § 50 Abs. 1 Zust.Ges. 

18. Beschlussfassung über die in § 5 N. 29 S. 18 und 19 auf- 
geführten Wegeangelegenheiten in der Provinz Schleswig- 
Holstein, soierne es sich um Stadtkreise handelt — Beschwerde 
an den Provinzialrath. — § 58 ZustGes. 
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19. Beschlussfassung — in der Provinz Schleswig-Holstein — 

a. über» die Zulassung einzelner Ausnahmen von der Regel hin- 
sichtlich der Breite und der Herstellungsart der Nebenwege; 

b. über die Herstellungsart derjenigen neu auszubauenden Neben- 
landstrassen, hinsichtlich welcher die Kreise aus Provinzial- 
mitteln eine Unterstützung nicht erhalten. — Beschwerde an den 
Provinzialrath. — § 59 Zust.Ges. 

20. In der Provinz Hannover Beschlussfassung über die oben 
§ 5 N. 30 S. 19 aufgeführten Wegesachen, sofeme es sich 
um Stadtkreise und selbstständige Städte handelt, bezw. im Falle 
N. 30 d Gemeinden verschiedener Kreise, aber desselben Regierungs- 
bezirks in Frage stehen, ferner über zeitweilige Beschränkungen 
des Gebrauchs von Landstrassen hinsichtlich der Zwecke des Ver- 
kehrs oder der Beförderungsmittel.— Beschwerde^). — §60Zust.Ges. 

21. Für den Umfang des Regierungsbezirks Kassel an Stelle 
der Bezirksregierung Beschlussfassung über die Heranziehung der 
Gemeinden und Gutsbezirke zum Wegebau ausserhalb ihrer Ge- 
markungen, sowie über Vertheilung der Wegebaulast (§§ 2, 3 u. 4 
Ges. vom 16. März 1879, betr. Abänderung der Wegeges. im Reg. 
Bez. Kassel). — Beschwerde. — § 61 ZustGes. 

22. Für den Umfang des vormaligen Herzogthums Nassau 
Beschlussfassung über die Feststellung der Beiträge der Gemeinden 
zu den Kosten der Herstellung chaussirter Verbindungs- 
strassen nach Maassgabe der §§ 5 u. 6 des nass. Ges., betr. die 
Erbauung chaussirter Verbindungsstrassen, vom 2. Oktober 1862. 
— Beschwerde. — - § 62 Zust.Ges. 

23. Beschlussfassung über die Beschränkung der Ableitung 
des Wassers, wenn durch eine Bewässerungsanlage das öffent- 
liche Interesse gefährdet oder der nothwendige Wasserbedarf den 
unterhalb liegenden Einwohnern entzogen wird (§15 Ges. vom 
28. Febr. 1843, § 3 der Wiesenordnung für den Kreis Siegen vom 
28. Oktober 1846). - § 73 Zust.Ges. 

24. Im Geltungsbereiche des hannoverischen Gesetzes vom 
22. August 1847 Beschlussfassimg an Stelle der Landdrostei und 
in selbstständigen Städten an Stelle der Obrigkeit über nach dem 
Ges. vom 22. Aug. 1847 (§§ 4, 47, 53, 74, 86, 87, 90) für die Vor- 
richtung neuer Entwässerungs-, Bewässerungs- und Stau- 
anlagen, sowie für die Aufhebung und Aenderung solcher An- 
lagen erforderliche vorgängige Genehmigung der zuständigen Be- 
hörde. — Beschwerde. — § 83 Zust.Ges. 

25. Im Geltungsbereiche der oben § 5 N. 46 S. 22 er- 
wähnten kurhessischen Gesetze und Verordnungen Beschluss- 
fassung über die Ertheilung der nach §§ 16 u. 17 Abs. 2 VO. v. 
31. Dezember 1824 erforderlichen Genehmigung zu den dort bezeich- 



*) Wenn in den übrigen Fällen dieses Abschnitts blos „Beschwerde*^ 
angegeben ist, so ist darunter stets Beschwerde an den Provinzialrath zu 
verstehen. 
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neten Wasserbauanlagen und zu Veränderungen an vorhandenen 
derartigen Anlagen^). — Beschwerde. — § 85 Zust.Ges. 

26. Im Geltungsbereiche der oben § 5 N. 47 S. 22 au^e- 
fiihrten Gesetze und Verordnungen an Stelle der Bezirksregierung 

a. über die nach Artikel 4 des grossherzoglich hessischen 
Gesetzes vom 18. Februar 1853 erforderliche Genehmigung der ver- 
tragsmässigen Vereinigung mehrerer Gemeinden zu einem Verbände 
(Konkurrenz) behufs gemeinsamer Aufbringung der Kosten für 
Aufbringung und Unterhaltung eines Baches; 

b. über die Genehmigung zu einer Bachregulirung , zu Ent- 
und Bewässerungsanlagen oder zur Anlage von Wassertriebwerken 
nach §§ 2, 19, 25 u. 26 der nassauischen Verordnung vom 
27. Juli 1858 (zu vergleichen jedoch § 89 Ziff. 1 u. 4); 

c. über die Genehmigung zur Anlegung oder Veränderung von 
Wassertriebwerken nach §§ 1 u. 15 der grossherzoglich hessischen 
Verordnung vom 20. Febr. 1853 und des landgräflich hessischen 
Gesetzes vom 15. Juli 1862 (zu» vergleichen jedoch § 89 Ziffer 4). 
— Beschwerde. — § 87 ZustGes. 

27. Beschlussfassung im Geltungsbereiche des bayerischen 
Gesetzes über Benutzung des Wassers vom 28. Mai 1852 
a. über die im Interesse der Erhaltung des nöthigen Wasserbedarfs 
für eine Ortschaft erforderlichen Beschränkungen hinsichtlich der 
Ableitung des Wassers nach Art. 58 a. a. O.;^ b. über Anträge auf 
Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung von Stauanlagen 
nach Art. 61 u. 82 a. a. O. — Beschwerde. — § 90 ZustGes. 

28. Beschlussfassung über die Feststellung von Instruktionen 
iiir die Einrichtung und Benutzung der Mühlenhauntkanäle 
nach § 27 N. 12 der hohenzoUern-sigmaring. Mühlenordnung 
vom 8. November 1845. — Beschwerde. — § 92 ZustGes. 

29. Beschlussfassung, soweit es sich um Deiche handelt; 
welche zu keinem Deich verbände oder Deichbunde gehören: a. über 
die Genehmigung für neue und für die Verlegung, Erhöhung oder 
Beseitigung bestehender Deichanlagen nach §§ 1 bis 3 des Ges. 
über das Deichwesen vom 28. Januar 1848 — GS. S. 54; §§ 16 
und 17 der kurhessischen Verordn. vom 31. Dezember 1824, betr. 
den Wasserbau — kurhessische GS. S. 99; Art 10, 36 und 40 des 
bayerischen Ges. vom 28. Mai 1852, betr. die Benutzung des AlVas- 
sers — GS. für Bayern S. 489 ; b. über die Herstellung ganz oder 
theilweise verfallener oder zerstörter Deiche und die Heranziehung 
der Pflichtigen zur Erhaltung oder Wiederherstellung nach §§ 4 
und 5 des Ges. vom 28. Januar 1848; c. über die interimistische 
Tragung der Deichbaulast und die Vertheilung der Beiträge nach 
§§ 6 bis 8 a. a. O. ; d. über die Beschränkung oder Untersagung 
der Nutzung eines Deichs nach § 24 a. a. O. — Die Beschwerde 
findet an den Minister für Landwirthschaft u. s, w. statt. — § 96 
ZustGes. «) [§ 121 a. Zust.Ges.]. 

*) Abgesehen von den in § S6 Ziff. 1 u. 3 ZustGes. erwähnten Fällen, 
in welchen der Kreisausschuss zur Beschlussfassung zuständig ist. 

*) Gemäss § 97 Zust.Ges. können Beftignisse, welche hinsichtlich der 
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30. Ueschlussfassung a. über den Erlass yon Begulativeii; 
betr. die Beaufsichtigung und den Schutz der Laichschon- 
reviere (§ 31 des Fischereiges. vom SO. Mai 1874); b. über die 
Genehmigung zur Ausfuhrung von Fisch passen (§§ 36 und 39 
a. a. O.); c. darüber, in welchen Zeiten des Jahres der Fischpass 
geschlossen gehalten werden muss und in welcher Ausdehnung 
oberhalb und unterhalb des Fischpasses für die Zeit, während 
welcher der Fischpass geöffnet ist, jede Art von Fischfang ver- 
boten ist (§§ 41 u. 42 a. a. O.). — Beschwerde. — § 98 Zust.Öes. 

31. Beschlussfassung a. über die Gestattung von Ableitungen 
nach § 43 Abs. 2 des Fischereiges. v. 30. Mai 1874 und über 
die Anordnung von Vorkehrungen nach § 43 Abs. 3 a. a. O., 
soferne die betreffende Ableitung nicht Zubehör einer der im § 16 
der RGewO. vom 21. Juni 1869 (Bundesgesetzblatt S. 245) als ge- 
nehmigungspflichtig bezeichneten Anlagen ist, die Schlussbestim- 
mung des § 43 des Fischereiges. wird in Betreff der im § 16 der 
RGewO. nicht erwähnten Anlagen aufgehoben; b. über die Ge- 
stattung von Ausnahmen von dem Verbote des Flachs- und Hanf- 
rötens in nicht geschlossenen Gewässern (§ 44 a. a. O.). — Be- 
schwerde. — § 99 ZustGes. [§ 117 a. ZustGes.]. 

32. Beschlussfassung in den § 5 N. 51 S. 23 aufgeführten 
Jagdangelegenheiten in Stadtkreisen. — Beschwerde, sowie 
endgültige Beschlussfassung auf die Beschwerde in den § 4 N. 19 
S. 13 aufgeführten Jagdan gelegenheiten. — §§ 103, 104 ZustGes. 

33. Beschlussfassung über die Verlängerung, Verkürzung oder 
Aufhebung der gesetzlichen Schonzeit, soweit darüber 'nach be- 
stehendem Rechte im Verwaltungswege Bestimmung getroffen wer- 
den kann. — Endgültig. — § 107 Zust.Ges. 

34. Beschlussfassung über die Erneuerung der auf den 
schleswigschen Westseeinseln bestehenden Konzessionen zur Er- 
richtung von Vogelkojen, sowie über die Ertheilung neuer Kon- 
zessionen (§ 6 Ges. vom 1. März 1873). — Beschwerde. — § 108 
Zust.Ges. 

35. ^) Beschlussfassung a. über Anträge auf Genehmigung 
zur Errichtung oder Veränderung gewerblicher Anlagen, 
soweit die Beschlussnahme darüber nicht nach § 109 dem ißreis- 
(Stadt-)Ausschusse (Magistrat) überwiesen ist; b. im Einvernßhmen 



Deichverbände den Bezirksregierungen (Landdrosteien) in Gemässheit des 
Gesetzes über das Deich wesen vom 28. Januar 1848 übertragen worden sind, 
durch Statut, oder Statutenänderung den Kreis- (Stadt-) Ausschüssen, den 
Bezirksausschüssen oder Provinzialräthen überwiesen werden. — Auch können 
den vorbezeichneten Behörden Befugnisse hinsichtlich der Deichverbände 
und der Sielverbände (Schleusen-, Wettern-, Wasserlösungs- u. s. w. Ver- 
bände) durch Statuten übertragen werden, mittels welcher die innere Or- 
ganisation der Deich- und Sielverbände im Geltungsbereiche der besonderen 
Deichordnungen nach Artikel IV des Gesetzes vom 11. April 1872 (GS. 
S. 377) neu geregelt und festgestellt wird. 

*) In dem Falle sub 35 ist'der Bezirksausschuss auch in Berlin zuständig. 
— § 161 ZustGes. ■ 
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mit dem zuständigen Oberbergamte über die Zulässigkeit von 
Wassertriebwerken, welche zum Betriebe von Bergwerken oder 
Aufbereitungsanstalten dienen (§ 59 Abs. 3 des Allgem. Bergges. 
vom 24. Juni 1865, GS. S. 705). — Beschwerde an den Minister für 
Handel und Gewerbe. (Soferne bei Stauanlagen Landeskulturinter- 
essen in Betracht kommen, ist der Minister fiir Landwirthschaft 
zuzuziehen.) — § 110 ZustGes. 

36. ^) Beschlussfassung — auf Antrag der Ortspolizeibehörde — 
darüber, ob die Ausübung eines Gewerbes in Anlagen, deren 
Betrieb mit ungewöhnlichem Geräusch verbunden ist, an der ge- 
wählten Betriebsstätte zu untersagen oder nur unter Bedingungen 
zu gestatten ist (§ 27 der RGewO.). — Beschwerde wie ad 35. — 
§ 112 ZustGes. 

37. Untersagung der ferneren Benutzung einer gewerb- 
lichen Anlage wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren 
für das Gemeinwohl (§ 51 RGewO.). (Auch im Stadtkreise Berlin, 
§ 161 Zust.Ges.) — Beschwerde an den Minister für Handel und 
Gewerbe. — § 112 ZustGes. 

38. ^) Beschlussfassung über Anträge auf Ertheilung a. der 
Konzession zu Privat- Kranken-, Privat-Entbindungs- und Privat- 
irrenanstalten (§ 30 Abs. 1 RGewO.); der Erlaubniss zu Schau- 
spielunternehmungen (§ 32 a. a. O.). — Gegen den die Konzession 
(Erlaubniss) versagenden Beschluss Antrag auf mündliche Verhand- 
lung im Streitveriahren ; nur Revision. — §§ 115, 118 ZustGes, 

39.^) Beschlussfassung über Ertheilung von Legitimations- 
scheinen für den Gewerbebetrieb im Umherziehen nach Maass- 
gabe des § 117 Zust.Ges. — Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungs- Streitverfahren; Frist zwei Wochen. 

40. Beschlussfassung über die Genehmigung von Ortsstatuten, 
betr. gewerbliche Angelegenheiten (§ 142 RGewO. und 
§ 57 N. 2 Verordn. vom 9. Februar 1849). — Beschwerde. — § 122 
ZustGes. 

41. Beschlussfassung a. über die Genehmigung zur Erhöhung 
der bei der Aufnahme in eine Innung zu entrichtenden Antritts- 
gelder (§ 85 RGewO.) •, b. über die Genehmigung zur Auflösung 
von Innungen (§ 93 a. a. O.). (Auch im Stadtkreise Berlin.) — Be- 
schwerde. — § 123 ZustGes. 

42. Beschlussfassung über die Genehmigung von Innungs- 
S tat Uten und deren Abänderung (§ 92 und § 96 b RGewO.). 

— Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- Streit- 
verfahren gegen den versagenden Beschluss; blos Revision. — 
§ 124 Zust.Ges. 

43. Beschlussfassung über die Zahl, Zeit und Dauer der 
Wochenmärkte, über die fernere Gestattung des herkömmlichen 

^) In dem Falle sub 36 ist der Bezirksausschuss auch in Berlin zuständig. 

— § 171 ZustGes. 

2) In den Fällen sub 38 und 39 entscheidet in Berlin an Stelle des 
Bezirksausschusses der Polizeipräsident. 
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Wochenmarktverkehrs mit gewissen Handwerkerwaaren von Seiten 
der einheimischen Verkäufer (§ 64 der RGewO.), sowie darüber, 
welche Gegenstände ausser den im § 66 a. a. O. aufgeführten, nach 
Ortsgewohnheit und Bedürfniss im Regierungsbezirke überhaupt 
oder an gewissen Orten zu den Wochenmarktartikeln gehören. 
Die Festsetzungen über Zahl, Zeit und Dauer der Wochenmärkte 
erfolgen unter Zustimmung der Gemeindebehörden des Marktortes. 
(Auch im Stadtkreise Berlin.) — Beschwerde. Kommen bei Auf- 
hebung von Märkten Entschädigungsansprüche von Marktberech- 
tigten in Frage, so bedürfen die bezüglichen Beschlüsse der Zu- 
stimmung des Ministers für Handel und Gewerbe. — § 128 Zust Ges. 

44. Beschlussfassung über die Einführung neuer, sowie über 
die Erhöhung oder Ermässigung oder anderweite Regulirune be- 
stehender Marktstandsgelder (Ges. vom 26. April 1872, betr. 
die Erhebung von Marktstandsgeldern, GS. S. 513). Bei der Bestim- 
mung des § 5 Abs. 2 des Ges. vom 26. April 1872 behält es sein 
Bewenden. (Auch im Stadtkreise Berhn.) — Beschwerde. — § 130 
Zust.Ges. 

45. Beschlussfassung a. über die Genehmigung der auf Grrund 
der §§1 bis 4 des Ges. vom 18. März 1868, betr. die Errichtung 
öffentlicher, ausschliesslich zu benutzender Schlachthäuser (GS. 
S. 277) gefassten Gemeindebeschlügse, sowie über die Bestätigung 
von Verträgen zwischen einer Gemeinde und einem Unternehmer 
in Betreff der Errichtung eines öffentlichen Schlachthauses (§ 12 
a. a. O.); b. über Entschädigungsansprüche der Eigenthümer und 
Nutzungsberechtigten von Privatschlachtanstalten wegen des ihnen 
durch die Errichtung öffentlicher, ausschliesslich zu benutzender 
Schlachthäuser zugefugten Schadens (§§ 9 — 11 a. a. O.). — In. den 
Fällen zu 1 findet die Beschwerde an den Minister für Handel und 
Gewerbe, in den Fällen zu 2 nur der ordentliche Rechtsweg gemäss 
§ 11 a. a. O. statt. — § 131 Zust.Gest. 

46. Beschlussfassung über die Einrichtung, Aufhebung oder 
Veränderung der Kehrbezirke für Schornsteinfeger (§39 
RGewO.). (Auch im Stadtkreise Berlin.) — Beschwerde. — § 132 
ZustGes. 

47. *) Beschlussfassung über Anträge auf Zulassung einge- 
schriebener Hilfskassen (§4 RGes. vom 7. April 1876). — Gegen 
den die Zulassung versagenden Beschluss Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltung!»- Streitverfahren ; Frist zwei Wochen, 
nur Revision. — § 141 Zust.Ges. 

48. Beschlussfassung über die Anwendung der in den Städten 
geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorschriften bei Ge- 
bäuden auf solchen zum platten Lande gehörigen Grundstücken, 
welche innerhalb der Städte oder im öemenge mit städtischen 
bebauten Grundstücken liegen, nach der Verordn. vom 17. Juli 
1846. — Beschwerde. — § 143 ZustGes. 

*) Im Falle sub 47 beschliesst an Stelle des Bezirksausschußses in Berlm 
der Polizei[)räsident. 
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49. Zustimmung zu den Beschlüssen des Begierun^spräsi- 
-deuten über die Anwendung der Bestimmungen der v erordn. vom 
21. Dezember 1846, betr. die beim Bau von Eisenbahnen beschäf- 
tigten Handarbeiter, (GS. 1847 S. 21) auf andere öffentliche Bau- 
ausführungen, insoweit es sich um Bauten der Kreise, Amts- 
wegeverbände oder der Gemeinden handelt. — § 144 Zust.Ges. 
£§ 154 a. ZustGes.]. 

50. Beschlussfassung über Dispense a. nach Maassgabe der 
Bauordnungen in Stadtkreisen und in Städten von mehr als 
10000 Einw., soweit nicht die Angelegenheit nach diesen Ord- 
nungen zur Zuständigkeit anderer Orgiane gehört; b. Ertheilung 
von baupolizeilichen Dispensen in allen Fällen an Stelle der Be- 
zirksregierung. (Auch in Berlin.) — Beschwerde an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten. — § 146 Abs. 1 und 2 ZustGes. 

51. Wahrnehmung a. der Befugnisse und Obliegenheiten, 
welche im Ges. vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von 
Grundeigenthum den Bezirksregierungen (Landdrosteien) bei- 
gelegt worden sind, in den Fällen der §§ 3, 4, 5, 14, 21, 29, 32 
bis 35 und 53 Abs. 2, und b. der Befugnisse der Bezirksregierung 
gemäss §§ 142 ff. des Allg. Bergges. vom 24. Juni 1865. In Ber- 
lin beschliesst an Stelle des Bezirksausschusses die erste Abtheilung 
des Polizei-Präsidiums. — Beschwerde gegen die in erster Instanz 
gefassten Beschlüsse an den Minister der öffentlichen Arbeiten, 
soweit nicht der ordentliche Rechtsweg zulässig ist; Frist im Falle 
des § 34 des Ges. vom 11. Juni 1874 drei Tage, sonst zwei 
Wochen ^). 

52. Beschlussfassung, soweit nach den für Enteignungen 
im Interesse der Landeskultur im § 54 N. 1 d. Ges. vom 11. Juni 
1874 aufrecht erhaltenen Gesetzen, in Verbindung mit dem Gesetze 
über die allgemeine Landesverwaltung, der Begierungspräsident 
über die Enteignung Entscheidung zu treffen haben würde, jedoch — 
unbeschadet der Vorschriften im § 97 des gegenwärtigen Gesetzes — 
mit Ausnahme der Enteignungen für die Zwecke von Deichen, 
welche einem Deichverbande angehören, und für die Zwecke der 
Sielanstalten in den Verbandsbezirken. — Beschwerde. — § 152 
Zust.Ges. 



^) Die Fälle, in welchen der Bezirks^uschuss zu beschliessen hat, sind 
folgende: a. Gesetz vom 11. Juni 1874 S ▼(Erklärung der Zulässigkeit der 
Enteignung in gewissen Fällen an Stelle einer königlichen Verordnung), 
§ 4 (Anordnung vorübergehender Beschränkungen), § 5 (Vorbereitungsarbeiten 
fiir die Enteignung), § 14 (Entscheidung über die Verpflichtung des Unter- 
nehmers zur Einrichtung gewisser Anlagen, Wege u. s. w.), § 21 (Enteig- 
nungsbeschluss), § 29 (Entscheidung über die Entschädigung, die zu be- 
stellende Kaution u. s. w.), §§ 32—35 (Vollziehung der Enteignung), § 53 
Abs. 2 (Beschwerde gegen den Beschluss des Kreisausschusses über Ent- 
nahme von Wegebaumaterialien). -- Gegen die Festsetzung der Entschädi- 
gung u. s. w. ist der Rechtsweg innerhalb 6 Monaten zulässig, § 30 ibid. — 
b. Die §§ 142 ff. des Alle. Berggesetzes betreffen die Abtretung von Grund- 
eigenthum zum Zwecke des Betriebs des Bergbaues. 
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53. BeschluBsfasBung über die Feststellung der Entschä- 
digung in den Fällen der 8§ 39 ff. des Reichs-Kayon-Ges. vom 
21. Dezember 1871. — Endgültig vorbehaltlich des Rechtswegs. — 
§ 153 Zust.Ges. 

54. Beschwerden über die durch die städtische Gemeinde- 
vertretung erfolgte Festsetzung der Entschädigung fiir die Wahr- 
nehmung der Geschäfte des Standesbeamten in den Fällen des 
Abs. 2 RGes. vom 6. Februar 1875. (Auch in Berlin.) — Frist zur 
Einlegung der Beschwerde zwei Wochen; Beschluss endgültig. — 
§ 154 Abs. 3 ZustGes. 

55. Beschlussfassung über Ergänzung der vom Ereisausschusse 
versagten Zustimmung zur Vereinigung von Gemeinden und Guts- 
bezirken zu gemeinschaftlichen Einschätzungsbezirken für 
die Klassensteuer (Art. II Ges. vom 16. Juni 1875, betr. einige 
Abänderungen der Vorschriften für die Veranlagung der Klassen- 
steuer). — Beschwerde. — § 156 ZustGes. 

56. Beschlussfassung über Erhöhung oder Ermässigung der 
in §§ 71 und 72 des Feld- und Forstpolizeiges. vom I.April 
1880 (GS. S. 230) vorgeschriebenen Ersatzgeldbeträge auf 
Antrag der Kreisvertretung (in Hohenzollern der Amtsvertretung). 
— Endgültig. — § 73 des angef. Ges. 

57. Festsetzung allgemeiner Werthsätze für die Einstellung, 
Wartung und Fütterung gepfändeter Thiere für die Kreise des 
Bezirks in Forst- und Feldpolizeisachen. (Unter ZuBÜm- 
mung der Kreisvertretung.) — Endgültig. — § 79 des Ges. vom 
1. April 1880. 

58. Beschlussfassung über Aufforderung der Gemeinde zur 
Anbauung unkultivirter Grundstücke mit Holz. — Beschwerde. — 
§ 8 Ges. vom 14. August 1876, betr. die Verwaltung der den Ge- 
meinden und öffentlichen Anstalten gehörigen Holzungen i) (GS. 
S. 373). 

59. Genehmigung zur Beeidigung von Forstschutzbeam- 
ten (welche nicht königliche Beamte sind). — Beschwerde. — 
§ 23 des Ges. betr. den Forstdiebstahl (GS. S. 222). 

60. Beschlussfassunff in den Fällen der §§ 5, 8 und 9 des 
Ges. vom 2. Juli 1875, hetr. die Anlegung und Veränderung von 
Strassen und Plätzen u. s. w. für die Stadtkreise (mit Ausnahme 
von Berlin)^) und für die zu einem Landkreise gehörigen Städte 
mit mehr als 10000 Einwohn|pn, desgl. Bestätigung von Statuten 
im Falle der §§ 12, 15 a. a. O. — Beschwerde an den Prov.Rath 
innerhalb zweier Wochen. — § 146 ZustGes. und § 51 ALVG. 



') Gemäss § 2 des Gesetzes vom 14. März 1881 (GS. S. 261) über ge- 
meinscliaftliche Holzungen unterliegen diese Holzungen , insoweit sie sich 
nach ihrer Beschaffenheit und ihrem Umfange zu einer forstmässigen Be- 
wirthschaftung eignen, hinsichtlich des Forstbetriebs und der Benutzung, der 
Aufsicht des Staats, nach Maassgabe der gesetzlichen Bestimmungen, welche 
in^ den einzelnen Landestheilen fiir die Holzungen der Gemeinden gelten. 

2) Bezüglich Berlins s. § 12 N, 18 S. 59 f. 
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61. Zustimmung zu den Polizeiverordnungen des Regierungs- 
präsidenten und zur Ausserkraftsetzung von kreis- und ortspolizei- 
Jichen Vorschriften durch denselben. — §§ 139, 145 ALVG. [§§ 75 
und 81 Org.Ges.]. 

62. Ergänzung der Zustimmung des Gemeindevorstandes zu 
ortspolizeilichen Vorschriften in Städten. — § 143 ALVG. [§ 79 
Org.Ges.]. 

§ 9. Die Zaständigkeit des Bezirksausschusses als Bezirks- 
rerwaltungsgerieht *). 

1. Klagen gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- 
polizeibehörden eines Stadtkreises (einschliesslich Berlin) und einer 
zu einem Landkreise gehörigen Stadt bis zu 10000 Einw. oder des 
Landraths. — Berufung. — § 128 ALVG. [§ 64 Org.Ges.]. 

2. Entscheidung im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus 
dem Amte gegen Mitglieder des Provinzialausschusses. — 
Berufung; Frist vier Wochen. — § 51 Abs. 2 PrO. und § 98 N. 5 ibid. 

3. Entscheidung im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus 
dem Amte gegen den Landesdirektor und die oberen rro- 
vinzialbeamten. -^ Berufung; Frist vier Wochen. — §98N. 1 
und 5 PrO. 

4. Klage gegen Ordnungsstrafverfügungen des Landesdirek- 
tors, bezw. der Vorsteher von Provinzialanstalten gegen die ihnen 
untergebenen Beamten. — Berufung; Frist zur Klage und Berufung 
zwei Wochen. — § 98 N. 2, 4 und 6 PrO. 

5. Entscheidung im Disziplinarverfahren gegen die in N. 4 
genannten Provinzialbeamten. — Berufung ; Frist vier Wochen. 
— § 98 N. 5 und 6 PrO. 

6. Entscheidung im Disziplinarverfahren gegen gewählte Mit- 

flieder der Kreisausschüsse (Stadtausschüsse). - Berufung; 
Vist vier Wochen. — § 39 ALVG. [§ 32 Org.Ges. j. 

7. Streitigkeiten, welche in Folge der aus Anlass einer Ver- 
änderung der Kreisgrenzen, der Bildung neuer Kreise, sowie 
des Ausscheidens grosser Städte aus dem Kreisverbande noth- 
wendig werdenden Auseinandersetzung unter den betheiligten 
Kreisen entstehen. — Berufung. — § 2 ZustGes. 

8. Klage gegen den Beschluss des Kreistags betr. Fest- 
setzung von Nachtheilen im Falle dengJVeigerung, ein unbesoldetes 
Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreises zu über- 
nehmen oder fortzufuhren. — Berufung. — § 8 KrO. 

9. Klagen gegen Beschlüsse des Kreisausschusses, er- 
gangen auf Beschwerden und Einsprüche betr. a. das Recht der 
Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anstalten des 
KreiseS; b. die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreis- 
abgaben. — Ad a Berufung, ad b Revision. — § 3 ZustGes., § 19 KrO. 

*) Soferne nichts Anderes bemerkt ist, ist gegen die in erster Instanz 
ergangenen Endurtheile der Bezirksausschüsse binnen zwei Wochen die Be- 
ratung zum Oberverwaltungsgerichte zulässig. § 83 ALVG. 
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1 0. Klagen gegen Beschlüsse des Ereisausschusses betr. 
Au&tellung des Verzeichnisses der Wahlberechtigten zum Kreis- 
tage. — Revision. — § 110 KrO. 

11. Klagen gegen Beschlüsse des Kreisausschusses betr. 
die Vertheilung der Kreistagsabgeordneten auf die einzelnen Wahl- 
verbände. — Revision. — §§ 111, 112, 112 a KrO. 

12. Klagen gegen Beschlüsse des Kreistags betr. die Gül- 
tigkeit der Wahlen zum Kreistag. — Berufung. — § 113 Abs. 1 — 3 
KrO. 

13. Klagen gegen Beschlüsse des Kreisausschusses betr. 
die Gültigkeit der Wahlen zum Kreisausschusse. — Berufung. — 
§ 133 KrO. 

14. Klagen gegen Verfugungen des Landraths, durch welche 
gesetzwidrige und unzulässige Beschlüsse des Kreistags u. s. w. 
beanstandet werden. — Berufung. ~ § 178 KrO. 

15. Klagen gegen die eine Zwangsetatisirung gegenüber einem 
Amts verbande enthaltenden Verfugungen des Landraths. — Be- 
rufung. — § 72 KrO. 

16. ^) Streitigkeiten, welche aus Anlass der in Folge einer Ver- 
änderung der Grenzen der Stadtbezirke nothwendig werdenden 
Auseinandersetzung unter den betheiligten Gemeinden entstehen. 

— Berufung. — § 8 Zust.Ges. 

17. ') Streitigkeiten über die bestehenden Grenzen der Stadt- 
bezirke. — Berufung. — § 9 ZustGes. 

18. Klagen gegen die Beschlüsse der städtischen Ge- 
meindevertretung, ergangen auf Beschwerden und Einsprüche 
betr. den Besitz oder Verlust des Bürgerrechts u. s. w., ferner über 
Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung, über die Berech- 
tigung zur Ablehnung und Niederlegung von Aemtern und Stellen 
in der Gemeinde- Vertretung oder -Verwaltung u. s. w. — Berufiing. 

— §§ 10, 11 ZustGes. «). 

19.^) Klagen gegen Beschlüsse des städtischen Gemeinde- 
vorstandes, bezw. des Bürgermeisters, welche gesetzwidrige oder 
unzulässige Beschlüsse der Gemeindevertretung oder des kollegiali- 
schen Gemeindevorstandes beanstanden. — Berufung. — § 15 
ZustGes. »). 

1) In den Fällen sub N. 16? ^j_ 19 entscheidet für den Stadtkreis Berlin 
das ObcrverwaltuDgsgericht. § ^ZustGes. 

•) Der Beschluss der Gemeindevertretung (§ 10 Zust.Ges.) bedarf keiner 
Genehmigung oder Bestätigung von Seiten des Gemeindevorstandes oder der 
Aufeich tsbehörde. -— Die Klage, welche auch dem Gemeindevorstande zusteht, 
hat in den Fällen des § 10 N. 1 u. 2 keine aufschiebende Wirkung, jedoch 
dürfen Ersatzwahlen vor ergangener rechtskräftiger Entscheidung nicht vor- 
genommen werden. 

•) Gemäss Absatz 2 § 15 Zust.Ges. ist die in den Gemeindegesetzen be- 
gründete Befugniss der Aufsichtsbehörden, aus andern als den in Abs. 1 an- 
gegebenen Gründen (also etwa wegen Verletzung des Staatswohls oder des 
Gemeindeinteresses) eine Beanstandung der Beschlüsse der Gemeindevertretung 
oder des koUegialischen Gemeindevorstandes herbeizuführen, aufgehoben. 
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20. Klagen gegen die Beschlüsse des städtischen Ge- 
meindevorstandes, ergangen auf Beschwerden und Einsprüche 
betreffend a. das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Ge- 
meindeanstalten, sowie zur Theilnahme an den Nutzungen und 
Erträgen des GemeindevermöffenS; b. die Heranziehung oder die 
Veranlagung zu den Gemeindelasten ; ebenso Streitigkeiten zwischen 
den Betheiligten über ihre im öffentlichen Rechte begründete Be- 
rechtigung oder Verpflichtung zu den im Vorstehenden erwähnten 
Nutzungen bezw. Lasten. — Ad a Berufung, ad b Revision. — 
§ 18 ZustGes. 1). 

21. a. An Stelle der Bezirksregierung Entscheidung in dem 
auf Entfernung aus dem Amte gegen Bürgermeister und sonstige 
städtische Gemeindebeamte gerichteten Disziplinarverfahren ^). 
— Berufung innerhalb vier Wochen an das Oberverwaltungsgericht, 
b. Entscheidung über streitige Pensionsansprüche der besoldeten 
Gemeindebeamten, soweit es sich darum handelt, welcher Theil 
des Diensteinkommens bei Feststellung der Pensionsansprüche als 
Gehalt anzusehen ist. — Berufung. — § 20 Abs. 4 ZustGes. 

22. Klagen gegen Verfügungen des Landraths, welche eine 
Zwangsetatisirung gegenüber einer Landgemeinde (Amt, Bür- 
germeisterei) oder einem Gutsbezirke enthalten. — Berufung. — 
§ 35 ZustGes. 

23. Streitigkeiten zwischen Armenverbänden wegen öffent- 
licher Unterstützung Hülfsbedürftiger. — Berufung an das Bundes- 
amt für das Heimathwesen, Frist 14 Tage; §§41 und 46 des RGes. 
vom 6. Juni 1870. — § 39 Zust.Ges.8). 

24. Klagen gegen Beschlüsse des Vorstandes eines Landes- 
armenverbandes betreffend die im § 6 N. 15 S. 28 erwähnten 
Angelegenheiten. — Revision. — § 44 ZustGes. 

25. Streitigkeiten in den oben § 6 N. 16 und 17 S. 28 aufge- 
führten Schulrechtssachen, wenn es sich um Stadtschulen 
handelt. — Berufung. — § 46 ZustGes. [§ 77 a. ZustGes.]. 

*) Einsprüche gegen die Höhe von Gemeindezuschlägen zu den direkten 
Staatssteuern, welche sich gegen den Prinzipalsatz der letzteren richten, 
sind unzulässig. — Die Besenwerden und die Einsprüche, sowie die Klage 
haben keine aufschiebende Wirkung. — § 18 Abs. 4 u. 5 ZustGes. 

2) In dem bezüglich der Entfernung aus dem Amte vorgesehenen Ver- 
fahren ist entstehenden Falls auch über die Thatsache der Dienstunfähigkeit 
der Bürgermeister, Magistratsmitglieder und sonstigen Gemeindebeamten Ent- 
scheidung zu treffen. — Gegen Mitglieder Ifer Gemeindevertretung findet ein 
Disziplinarverfahren nicht statt. — § 20 Abs. 2 u. 3 Zust.Ges. 

^) § 39 Abs. 3 ZustGes. bestimmt: „Im Uebrigen behält es bei den 
Bestimmungen des RGes. über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 187U 
sein Bewenden." Da nun in § 58 Abs, 2 des RGes. vom 6. Juni 1870 vor- 
geschrieben ist, dass die Streitigkeiten über die Nothwendigkeit des Trans- 
ports eines Auszuweisenden und die Art der Ausführung desselben endgültig 
durch die in erster Instanz in der Hauptsache zuständige Behörde des Armen- 
verbandes des Aufenthaltsorts entschieden werden, welche gemäss § 38 Abs. 2 
des RGes. durch die Landesgesetzgebung bestimmt wird, so gehören zwei- 
fellos die erwähnten Streitigkeiten vor den nach § 39 Zust.Ges. in Armen- 
rechtsstreitigkeiten zuständigen Bezirksausschuss. 

y. Stengel, Zuständigkeit. 4 
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26. Ellagen gegen Beschlüsse der Schulaufsichtsbehörde 
in den oben § 6 N. 18 S, 28 aufgeführten Angelegenheiten, wenn es 
sich um Stadtschulen handelt — Berufung. — § 47 ZustGes. [§ 78 
a. ZustGes.]. 

27. Klagen gegen Verfügungen des Landraths, welche eine 
Zwangsetatisirung gegenüber einem Schulverbande enthalten, so- 
feme es sich um eine Landschule handelt. — BeruAing. — § 48 
ZustGes. 

28. Klagen Einzelner wegen der ihnen als Mitglieder einer 
Synagogengemeinde oder auf Grund des Gesetzes vom 
26. JuH 1876 betreflfend den Austritt aus den jüdischen Synagogen- 
gemeinden zustehenden Rechte und obliegenden Yerpnichtangen 
zu Abgaben und Leistungen. — Berufung. — § 54 Zust.Ge8. 

29. Streitige Wegesachen nach Maassgabe der Vorschriften 
der §§ 56 und 57 ZustGes. [Art. IV Novelle zur KrO.], welche 
lauten : 

§ 56. Gegen die Anordnungen der Weffepolizeibehörde, welche 
den Bau und die Unterhaltung der öffentlichen Wege oder die Auf- 
bringung und Vertheilung der dazu erforderlichen Kosten oder 
die Inanspruchnahme von Wegen für den öffentlichen Verkehr 
betreffen, findet als Rechtsmittel innerhalb zweier Wochen der Ein- 
spruch an die Wegepolizeibehörde statt. 

Wird der Einspruch der Vorschrift des ersten Absatzes zu- 
wider innerhalb der gesetzlichen Frist bei denjenigen Behörden 
erhoben, welche zur Beschlussfassung oder Entscheidung auf Be- 
schwerden gegen Beschlüsse oder Verfügungen der Wegepoiizei- 
behörde zuständig sind, so gilt die Frist als gewahrt 

Der Einspruch ist in solchen Fällen von den angerufenen Be- 
hörden an die Wegepolizei zur Beschlussfassung abzugeben. 

Ueber den ^^nspruch hat die Wegepolizeibehörde zu be- 
schUessen. Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungs- 
Streitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der in Anspruch Ge- 
nommene zu der ihm angesonnenen Leistung aus Gründen des 
öffentlichen Rechts statt seiner einen Anderen für verpflichtet er- 
achtet, zugleich gegen diesen zu richten. In dem Verwaltungs- 
Streitverfahren ist entstehenden Falles auch darüber zu entscheiden, 
ob der Weg für einen öffentlichen zu erachten ist. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligtcn 
darüber^ wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verpflichtung z^^ 
Anlegung oder Unterhaltung eines öffentUchen Weges obliegt, der 
Entscheidung im Verwaltungs-Streitverfahren. , 

Die Klage ist in den Fällen des vierten Absatzes innerhalb 
zweier Wochen anzubringen. Die zuständige Behörde kann zur Ver- 
vollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. 
Durch den Ablauf dieser Fristen wird jedoch die Klage im J^^' 
waltungs- Streitverfahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen 
aus Gründen des öffentlichen Rechts verpflichteten Dritten nicnt 
ausgeschlossen. 
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Zuständig im Verwaltungs-Streitverfahren ist in erster Instanz 
der Kreisausschuss, in Stadtkreisen, in Städten mit mehr als 10000 
Einwohnern und soferne es sich um Chausseen handelt, oder ein 
Provinzialverband, Landeskommunal- oder Ereiskommunalverband 
als solcher, oder — in der Provinz Hannover — ein Wegeverband 
betheiligt ist, oder wenn die Klage gegen Beschlüsse des Land- 
rathes gerichtet ist, der Bezirksausschuss. 

Wird ein Weg im Verwaltungs-Streitverfahren für einen öffent- 
lichen erklärt, so bleibt demjenigen, welcher privatrechtliche An- 
sprüche auf den Weg geltend macht, der Antrag auf Entschädigung 
fegen den Wegebauverpflichteten im ordentlichen Rechtswege nach 
laassgabe des § 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (GS. S. 192) 
vorbehalten. 

§ 57. Ueber Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege 
bescmiesst die Wegepolizeibehörde, nachdem das Vorhaben mit der 
Aufforderung, Einsprüche binnen vier Wochen zur Vermeidung 
des Ausschlusses geltend zu machen, in ortsüblicher Weise, sowie 
durch das Kreisblatt und das Amtsblatt, veröffentlicht worden ist. 
Gegen den Beschluss der Wegepolizeibehörde steht den mit dem 
Einsprüche Zurückgewiesenen innerhalb zweier Wochen die Klage 
bei dem Kreisausschusse, beziehungsweise dem Bezirksausschusse 
nach Maassgabe der Vorschrift in § 56 Absatz 7 zu. — 

30. Streitigkeiten über den besonderen Beitrag, welchen die 
Unternehmer von Fabriken u. s. w,, durch deren Betrieb Wege 
in erheblicher Weise benutzt werden, nach bestehenden Gesetzen 
zu den Kosten der Unterhaltung oder des Neubaues des 
betreffenden Weges zu leisten haben, bei Wegen, welche nicht 
Gemeindewege im Landkreise sind, in Hannover auch bei den Ge- 
meindewegen in selbstständigen Städten. — Berufung. — § 64 
ZusiGes. 

31. Wasserrechtsstreitigkeiten öffentlich-rechtlicher 
Natur nach Maassgabe des § 66 des Zust.Ges.^), welcher lautet: 

Gegen die Anordnungen der für die Wahrnehmung der Wasser- 
polizei zuständigen Behörde wegen Räumung von Gräben, Bächen 
ixnd Wasserläufen, beziehungsweise wegen Aufbringung oder Ver- 
theilung der dazu erforderlichen Kosten findet als Kechtsmittel 
innerhfSb zweier Wochen der Einspruch an die Wasserpolizeibehörde 



^) Zu beachten ist die Vorschrift des § 95 ZustGes., dass durch die 
Vorschriften des auf die Wasserpolizei bezüglichen Titels nicht berührt 
Trerden ; 

1. die Zuständigkeiten der zur Wahrnehmung der Strom-, Schifffahrts- 
nxKi Hafenpolizei berufenen Behörden; 

2. die Zuständigkeiten der Auseinandersetzungsbehörden zur Regelung 
c/ejc- mit einer Auseinandersetzung verbundenen Wasserstau-, Eni- und Be- 
"^ä. «serungsanlagen ; 

' 3. die Bestimmungen der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
(.ß^cindes-Gesetzblatt S. 245) über Stauanlagen für Wassertriebwerke und die 
d.ancaaf bezüglichen Zuständigkeitsvorschriften in §§ 109 ff. des gegenwär- 
tigen Gesetzes. 
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statt. Dabei finden die Vorschriften des zweiten und dritten Ab- 
satzes des § 56 sinngemässe Anwendung. 

Ueber den Einspruch hat die Wasserpolizeibehörde zu be- 
schliessen. Gegen den Beschluss der Behörde findet die Klage im 
Verwaltungs- Streitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der In- 
anspruchgenommene zu der ihm angesonnenen Leistung aus Grün- 
den des öffentlichen Rechts statt seiner einen Anderen fiir ver- 
pflichtet erachtet, zugleich gegen diesen zu richten. 

Auch im Uebrigen unternegen Streitigkeiten der Betheili^en 
darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindliclieit 
zur Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen obliegt, der 
Entscheidung im Verwaltungs-Streitverfahren. 

Die Klage ist in den Fällen des zweiten Absatzes innerhalb 
zweier Wochen anzubringen. Die zuständige Behörde kann zur 
Vervollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. 
Durch den Ablauf dieser Fristen wird jedoch die Klage im Ver- 
waltungs-Streitverfahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen 
aus Gründen des öffentlichen Rechts Verpflichteten nicht ausge- 
schlossen. 

Zuständig im Verwaltungs-Streitverfahren ist in erster Instanz 
der Kreisausschuss, in Stadtkreisen und wenn die Klage gegen 
Beschlüsse des Landrathes gerichtet ist, sowie in Städten mit mehr 
als 10000 Einwohnern der Bezirksausschuss. 

Auf Gräben, Bäche und Wasserläufe im Bezirke eines Deich- 
verbandes finden die vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung, 

32. Im Geltungsbereiche der provisorischen Verfügung für die 
Geestedistrikte des Herzogthums Schleswig vom 6. September 1863 
Klagen gegen Verfügungen des Landrathes an die in Wasser- 
lösungsangelegenheiten Betheiligten. — Berufung; Frist zur 
^age zwei Wochen. — § 80 Zust.Ges. 

3'3. Entscheidung in den § 6 N. 32 S. 30 aufgeführten strei- 
tigen Wassersachen im Herzogthum Holstein und im Kreise 
Herzogthum Lauenburg, soferne es sich um Stadtkreise, Städte 
über 10000 Einwohner oder Beschwerden gegen Verfügungen des 
Landraths handelt. — Berufung. — § 82 ZusiGes. 

34. Klage von Wassergenossenschaften gegen Ver- 
fügungen oder Peststellungen des Landraths oder der Ortspolizei- 
behörde, welche von denselben in Ausübung der Aufsicht über 
Wassergenossenschaften nach Maassgabe der Vorschriften des Ge- 
setzes vom 1. April 1879 betr. die Bildung der Wassergenossen- 
schaften getroffen wurden. — Berufung. — § 94 Zust.Ges. 

35. Entscheidung in folgenden streitigen Fischer eisachen: 
a. Streitigkeiten über die Frage, ob ein Gewässer als ein ge- 
schlossenes anzusehen ist (§ 4 des Fischereigesetzes vom 30. Mai 
1874); b. Klagen der Fischereiberechtigten oder Fischereigenossen- 
schaften auf weitere Beschränkung, oder gänzliche Aufhebung von 
Fischereiberechtigungen, welche auf die Benutzung einzelner be- 
stimmter. Fangmittel oder ständiger Fischereivorrichtungen gerichtet 
sind (§ 5 Ziff. 2 a. a. O.). — Berufung. — § 102 ZustGes. 
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36. Streitigkeiten in den oben § 6 N. 41 S. 31 aufeefuhrten 
Jagdreehts-Angelegenheiten in Stadtkreisen. — Berufung. 

— § 105 ZustGes. 

37. Streitigkeiten in den oben § 6 N. 42 S. 31 aufgeführten 
Jagdreehts-Angelegenheiten in Stadtkreisen. — Berufung. 

— § 106 ZustGes. 

38. Antrag auf mündliehe Verhandlung im Verwaltungs- 
Streitverfahren gegen den a. die Konzession zu Privat- 
Eranken-; Privat-Entbindungs- und Privat-Irrenan- 
stalten^) oder b. die Erlaubniss zu Sehauspieiunter- 
nehmungen versagenden Beschluss des Bezirksausschusses. — 
Frist zwei Wochen; Revision. — §§ 115, 118 ZustGes. 

89. Klagen gegen die die Erlaubniss zum gewerbsmäs- 
sigen öffentlichen Verbreiten von Druckschriften 
versagenden oder die nicht gewerbsmässige öffent- 
liche Verbreitung von Druckschriften verbietenden 
Verfügungen der Ortspolizeibehörden in Stadtkreisen und in den 
zu einem Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern. — Revision. — §§ 116, 118 ZustGes. 

40. a. Klagen eegen die Verfügungen der unteren Verwaltungs- 
behörden, durch welche Reichsangehörigen der Legitimations- 
Bchein zum Ankauf von Waaren oder zum Aufsuchen 
von Waarenbestellungen oder zum Gewerbebetrieb 
im Umherziehen versagt worden ist b. Antrag auf münd- 
liche Verhandlung in Verwaltungs- Streitverfahren gegen den die 
Ertheilung von Legitimationsscheinen für alle an- 
deren Arten des Gewerbebetriebs versagenden Be- 
schluss des Bezirksausschusses. — Frist zwei Wochen; 
Revision. — §§ 117, 118 ZustGes. 

41. Klagen der zuständigen Behörde über die § 6 N. 45 S. 32 
aufgeführten Gewerbestreitigkeiten in Stadtkreisen und Städten 
mit mehr als 10000 Einwohnern. — Berufung. — § 119 Zust.Ges. 

42. Klagen der zuständigen Behörde über die Zurücknahme: 

a. der im § 119 N. 2 Zust.Ges. nicht gedachten, im § 53 der 
Reichsgewerbeordnung aufgeführten Approbationen, Genehmigungen 
und Bestallungen, mit Ausnahme der Konzessionen der Markscheider; 

b. der Konzessionen der Versicherungsunternehmer, sowie der 
Auswanderungsunternehmer und Agenten; 

c. der Konzessionen der Handelsmakler; 

d. der Patente der Stromschiffer (§ 81 Abs. 3 der Reichsge- 
werbeordnung) ; 

e. der Prtifungszeugnisse der Hebeammen (§ 30 Abs. 2 a. a. 0.). 

— Berufung. — § 120 Zust.Ges. 

^) Für die im Verwaltungs-Streitverfahren zu treffenden Entscheidungen 
in den Fällen sub a sind die von den Medizinalaufsichtsbehörden innerhalb 
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen allgemeinen Anordnungen über 
die gesundheitspolizeiüchen Anforderungen, welche an die baulicnen und 
sonstigen technischen Einrichtungen der sub a bezeichneten Anstalten zu 
stellen sind, maassgebend. 
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43. Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Strei 
verfahren gegen den die Genehmigung von Innungsstatute] 
und deren Abänderung versagenden Beschluss des Bezirksam 
Schusses. — Frist zwei Wochen; Revision. — § 124 Zust.Ges. 

44 Streitigkeiten zwischen Ortsgemeinden und Innungei 
in Folge der Auflösung der letzteren gemäss § 94 Abs. 4 dei 
KGewO. (§ 103 a Abs. 3 KGes. vom 18. Juli 1881). Ferner Klagei 
gegen die in den Fällen des § 95 Abs. 1 RGewO. und des § IM 
Abs. 7 und 8 RGes. vom 18. Juli 1881 erwähnten Entscheidusges 
der Aufsichtsbehörde. — Berufung. — § 125 Zust.Ges. 

45. Klage der Aufsichtsbehörde über die Schliessung einer 
Innung oder eines gemeinsamen Innungsausschusses (§103 RGewO^ 
Ges. vom 10. März 1881). — Berufung. — § 126 Zust.Ges. 

46. Entscheidung über Anträge auf Ablösung von Gewerbe- 
berechtigungen und auf Entschädigung für aufgehobene Gewerbe- 
berechtigungen. — Berufung mit Ausschluss anderer Rechtsmittel 
— § 133 ZustGes. 

47. Klagen gegen Beschlüsse der Handelskammern be- 
treffend: a. die Einsprüche gegen die Wahl von Mitgliedern und 
die Legitimation derselben ; b. das Erlöschen der Mitgliedschaft in i 
Folge eines in der Person des Mitgliedes eingetretenen Umstandes; 

c. Beschwerden wegen unrichtiger Einschätzung zu einer fingirten 
Gewerbesteuer behufs Aufbringung der etatmässigen Kosten j 

d. Einwendungen gegen die Listen der Wahlberechtigten; e. Ana- 
schluss eines Mitglieds oder vorläufige Enthebung von seinem ¥unk- 
tionen. — Revision; -die Klage ist innerhalb zweier Wochen lu 
stellen. — §§ 135, 138 Zust.Ges. 

48. Klagen gegen Beschlüsse des Vorstandes einer k a u f m änni- 
schen Korporation über die Aufnahme, die Suspension oder 
die Ausschliessung von Mitgliedern, die Gültigkeit der Vorstands- 
wahlen, die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die Verhän- 

fung von Ordnungsstrafen ge^en Mitglieder , soweit nach dem 
tatut gegen dergleichen Beschlüsse der Rekurs an eine Behörde 
zulässig ist, an Stelle des Rekurses. — Revision; Frist för die 
Klage zwei Wochen. — §§ 136, 138 ZustGes. 

49. Klagen gegen Beschlüsse der Handelskammer oder 
des Vorstandes einer kaufmännischen Korporation, 
durch welche die Erlaubniss zum Besuche der der Aufsicht der 
Handelskammer oder der kaufinännischen Korporation unterstellten 
Börse versagt, auf Zeit oder für immer entzogen, eine Beschwerde 
über unrichtige Einschätzung zu den Börsenbeiträgen zurückgewiesen, 
oder über einen Handelsmakler eine Ordnungsstrafe verhängt 
wird, — soweit nach der Börsen- oder Maklerordnung gegen der- 
gleichen Beschlüsse der Rekurs an eifie Behörde zulässig ist — 
an Stelle des Rekurses. — Revision; Frist für die Klage zwei 
Wochen. — §§ 137, 138 ZustGes. 

50. Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs-Streit- 
verfahren gegen den die Zulassung einer eingeschriebenen H ü 1 f s • 
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kasse versagenden Beschluss des Bezirksausschusses. — Frist zwei 
Wochen; Revision. — § 141 ZustGes. 

51. Auf Klage der Aufsichtsbehörde Entscheidung über die 
Schliessung eingeschriebener Hilfskassen^). — Berufung. — 
§ 142 ZustGes. 

52. Entscheidung in den § 6 N. 52 und 53 S. 33 aufgeführten 
Feldpolizeisacheu; soferne es sich um Bescheidevon Ortspolizei- 
behörden in Stadtkreisen und Städten mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern handelt. 

53. Klagen gegen den Bescheid der Ortspolizeibehörde in 
Stadtkreisen betreffend Genehmigung zur Errichtung einer 
Feuerstelle in der Nähe einer Waldung. — Berufung. — § 50 
des Feld- und Forstpolizeigesetzes vom 1. April 1880 (GS. S. 236). 

54. Streitigkeiten in den Fällen der §§ 9, 11, 27 des Gesetzes 
vom 28. August 1876 betreffend die Vertheilung öffentlicher Lasten 
u. s. w. IQ Stadtkreisen. — Berufung, bezw. im Falle des § 11 end- 
gültig, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtswegs. 

§ 10. Die Zuständigkeit des OberprSsidenten. 

1. Beschwerden gegen polizeiliche Verfügungen: a. der 
Ortspolizeibehörde in Berlin; b. des Regierungspräsidenten. — 
Klage beim Oberverwaltungsgerichte; Frist zwei Wochen. — §§ 127 
und 130 ALVG. [§§ 64, 66 Org.Ges.]. 

2. Aufsicht über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Provinzialverbände. — Beschwerde an den Minister des In- 
nern; Frist zwei Wochen. — § 114 ff. PrO. 

3. Beanstandung gesetzwidriger und unzulässiger Beschlüsse 
des Provinziallandtags, des Provinzialausschusses 
oder der Provinzialkommissionen. — Klage beim Ober- 
verwaltungsgerichte; Frist zur Klage zwei Wochen. — §118 PrO. 

4. Zwangsetatisirung gegenüber dem Provinzialverbände. 
— Klage beim Oberverwaltungsgerichte; Frist zur Klage zwei 
Wochen. — § 121 PrO. 

5. Ernennung der Amtsvorsteher. — Endgültig. — § 56 
Abs. 1 KrO. 

6. Aufsicht über die Verwaltung der städtischen Ange- 
legenheiten: a. in Berlin in erster Instanz; b. in den übrigen 
Städten in höherer und letzter Instanz. — Ad a Beschwerde inner- 
halb zweier Wochen an den Minister des Innern; b endgültig. — 
§ 7 Zust-Ges. 

7. Beschwerde gegen die Ordnungsstrafverfägungen des Re- 

^) Das Reichsgesetz vom 15. Juni 1883, betreffend die Krankenversiche- 
rung der Arbeiter TGS. S. 73), ist hier nicht berücksichtigt worden, da es 
eines preuss. Ausführungsgesetzes darüber bedürfen wird, welche Behörden 
in den verschiedenen in diesem Gesetze erwähnten streitigen und nicht- 
streitigen Sachen zur Entscheidung, bezw. Beschlussfassung zuständig sein 
sollen. 
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^erungspräsidenten gegen Bürgermeister, Beigeordnete und Ma- 
gistratsmitglieder; sowie städtische Gemeindebeamten. — Klage 
beim Oberverwaltungsgerichte; Frist zwei Wochen. — § 20 ZustGes. 

8. In Berlin: Festsetzung von Ordnungsstrafen gegen Bür- 
germeister u. 8. w. wie ad 7. — Klage beim Oberverwaltungs- 
gerichte; Frist zwei Wochen. — § 20 Abs. 1 N. 1 ZustGes. 

9. Entscheidung von Beschwerden gegen Ordnungssträfver- 
fügungen des Regierungspräsidenten gegen Gemeindevorsteher 
u. s. w. von Landgemeinden. — Klage beim Oberverwaltungs- 
gerichte; Frist zwei Wochen. — § 36 Abs. Z. 2 u. 3 ZustGes- 

10. Genehmigung der Errichtung von Sparkassen darch 
Kreise, Stadt- und Landgemeinden und andere über den Umfang 
eines Kreises nicht hinausgehende Verbände, Bestätigung der be- 
züglichen Statuten und Verfugung der Auflösung. — Versagung der 
Genehmigung (Bestätigung) und Verfügung der Auflösung nur 
mit Zustimmung des Provinzialraths. — § 53 Zust.Ges. 

11. Ertheiiung der Genehmigung in Angelegenheiten der Spar- 
kassen in Berlin. — § 53 ZustGes. 

12. Beschlussfassung über die Anwendung der Bestimmungen 
der VO. vom 21. Dezember 1846, betreffend die beim* Bau von 
Eisenbahnen beschäftigten Handarbeiter, auf andere öffentliche 
Bauausführungen (Kanal- und Chausseebauten u. s. w.) gemäss 
§ 26 der VO.: a. für den Stadtkreis Berlin; b. insoweit es sich 
um Bauten des Provinzialverbandes handelt, unter Zustimmung des 
Provinzialraths. — § 144 Zust.Ges. 

13. Die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbe- 
amten im Stadtkreise Berlin in erster Instanz, sonst in höherer 
Instanz. — § 154 Zust.Ges. 

14. Beschwerde gegen die vom Regierungspräsidenten auf 
Grund des Gesetzes vom 18. August 1876, betreffend die Verwal- 
tung der den Gemeinden und öffentlichen Anstalten gehörigen Hol- 
zungen, und des Gesetzes vom 14. März 1881 über gemeinschaft- 
liche Holzungen erlassenen Aufsichts- und Zwangsverftigungep. — 
Klage zum Oberverwaltungsgerichte; Frist zwei Wochen. — § 11 
Ges. vom 18. August 1876, § 2 Ges. vom 14. März 1881. 

15. Genehmigung der Errichtung von Pfandleihanstalten 
und Bestätigung der Reglements dieser Anstalten: a. in Berlin; 
b. soweit es sich um Pfandleihanstalten der Provinzialverbände 
handelt. Versagung ad b nur mit Zustimmung des Provinzialraths. — 
Beschwerde an den Minister des Innern. — § 20 Ges. vom 17. Aug. 
1881 betreffend das Pfandleihgewerbe (Ges.Samml. S. 265). 

16. a. Entscheidung über die Schiffbarkeit eines öffentlichen 
Flusses gemäss § 1 des Ges. vom 20. August 1883 betreffend die 
Befugnisse der btrombauverwaltung gegenüber den Uferbesitzem 
u. s. w. — Beschwerde an den Minister mit Ausschluss des Rechts- 
wegs. — b. Beschwerde gegen die von den Lokalbaubeamten der 
Strombauverwaltunff getroffenen Anordnungen — abgesehen vom 
Falle des § 4 des Ges. vom 20. August 1883 — in den Bezirken 
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der BheiD^ Elb- und Oderstrombaudirektion und im Stadtbezirke 
Berlin. — Beschwerde an den Minister, bezw. Klage beim Ober- 
verwaltungsgerichte nach Maassgabe des § 127 Abs. 3 u. 4 ALVG. 
— § 13 des Ges. vom 20. August 1883. 

17. Erlass von Polizeiverordnungen nach Maassgabe der §§ 137, 
188 und 139 ALVG. [§§ 73, 74 und 75 Org.Ges.] unter Zustimmung 
des Provinzialraths. 

§ 11. Die Zuständigkeit des Provinzialraths. 

1. Beschlussfassung auf Beschwerde gegen die Beschlüsse des 
Bezirksausschusses, durch welche Ortsstatuten oder sonstige die 
städtischen Gemeindeangelegenheiten betreflFende Gemeindebe- 
schlüsse bestätigt (genehmigt) worden sind. Weitere Beschwerde 
des Vorsitzenden des Provinzialraths an die Minister des Innern 
und der Finanzen, wenn es sich um Aufbringung von Gemeinde- 
abgaben und Diensten handelt. — § 16 Abs. 3 ZustGes. 

2. Beschwerden von Ortsarmenverbänden gegen Ver- 
fügungen der Landarmenverbände darüber, ob, in welcher Höhe 
und in welcher Weise Beihülfen zu gewähren sind (§ 36 Ges. vom 
8. März 1871). — Endgültig.— § 42 ZustGes. [§ 36 a. Zust.Ges., 
welches diese Streitigkeiten dem Bezirksverwaltungsgerichte über- 
tragen hatte]. 

3. Zustimmung zu den oben sub §10 N. 10 S. 56 erwähnten Be- 
schlüssen des Oberpräsidenten in Sparkassenangelegenhei- 
ten. — § 52 ZustGes. 

4. Beschlussfassung über die Zahl, Zeit und Dauer der Kram- 
und Viehmärkte. — Beschwerde an den Minister für Handel und 
Gewerbe. — Zust.Ges. § 127. 

5. Beschlussfassung über die Verbindung mehrerer benach- 
barter Ortsgemeinden zur gemeinschaftlichen Unterhaltung der für 
sie alle wichtigen Gemeindewege innerhalb des einen oder an- 
deren Bezirks, wenn die Gemeinden verschiedenen Regierungs- 
bezirken angehören — nach Maassgabe des § 24 Abs. 2 N. 1 und 
Abs. 3 des hannoverischen Gesetzes vom 8. Juli 1851 über 
Qemeindewege und Landstrassen, -r- Endgültig. — § 60 N. 3 
ZustGes. 

6. Ergänzung der Vorschlagsliste der Amtsvorsteher im 
Falle einer Weigerung des Kreistags. — Endgültig. — § 56 KrO. 

7. Zustimmung zu den Polizeiverordnungen des Oberpräsi- 
denten. — Endgültig. — § 139 ALVG. [§ 75 Org.Ges.]. 

§ 13. Die Zuständigkeit der Minister. 

1. Minister des Innern: Bestätigung der Beschlüsse des 
ProvinziallandtagS; betr. eine Mehr- oder MinderbelastuDg 
einzelner Theile der Provinz und die Aufnahme von Anleihen in 
gewissen Fällen. — § 119 N. 2 u. 3 PrO. 
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2. Minister des Innern und der Finanzen: Bestäti- 

fung der Beschlüsse des Provinziallandtags, betr. Belastung 
es Provinzialverbandes durch Beiträge über 25 Proz. des Ge- 
sammtautkommens an direkten Steuern oder eine neue Belastung 
ohne gesetzliche Verpflichtung, insoferne die aufzulegenden Leis- 
tungen über die nächsten fünf Jahre hinaus fortdauern sollen. — 
§ 119 N. 4 u. 5 PrO. i). 

3. Minister des Innern: Mitwirkung bei dem Disziplinar- 
verfahren gegen höhere Provinzialbeamte gemäss § 98 PrO. 
und gegen Mitglieder des Provinzialausschusses gemäss § 51 PrO. 

4. Minister des Innern: Bestätigung von Ereistags- 
beschlüssen, betr. Mehr- oder Minderbelastung einzelner Kreis- 
theile. - § 176 N. 2 KrO. 

5. Minister des Innern und der Finanzen: Bestäti- 
gung von Kreistagsbeschlüssen^ enthaltend Belastung der 
Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50 Proz. des Gesammt- 
aufkommens der direkten Staatssteuern. — § 176 N. 3 KrO. 

6. Minister des Innern im Einvernehmen mit dem 
Bezirksausschusse: Revision , endgültige Feststellung und 
Abänderung der Amtsbezirke^ Vereinigung ländlicher Gemeinde- 
und Gutsbezirke bezüglich der Verwaltung der Polizei mit dem 
Bezirke einer Stadt, sowie Ausscheidung der ersteren aus dem 
Amtsbezirk. — §§ 49 Abs. 2, 49a Abs. 1 und 3 KrO., § 6 Zust.Ges. «> 

7. Minister des Innern: a. Ertheilung der Zustimmung 
zu dem die Bestätigung der Wahlei^ städtischer Gemeindebeamten 
versagenden Beschlüsse des Begierungspräsidenten, wenn der Be- 
zirksausschuss die Zustimmung verweigert hat-, b. Bestätigung der 
Wahlen städtischer Gemeindebeamten, wenn dieselbe vom Regie- 
rungspräsidenten unter Zustimmung des Bezirksausscliusses versagt 
worden ist. — § 13 Zust.Ges. 

8. Minister des Innern und der Finanzen: a. Bestätigung 
(Genehmigung) von Gemeindebeschlüssen in Stadtgemeinden, 
durch welche besondere direkte oder indirekte Gemeindesteuern 
neu eingeführt oder in ihren Grundsätzen verändert werden; b. Be- 
schlussfassung auf die vom Vorsitzenden des Provinzialraths aus 
Gründen des öffentlichen Interesses gegen den Beschluss desselben 
eingelegte weitere Beschwerde bei Gemeindebeschlüssen, betr. die 
Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienste in Stadtgemeinden. 
— § 16 Abs. 4 u. 5 ZustGes. 

9. Minister des Innern: Einleitung des Verfahrens auf 
Entfernung aus dem Amte gegen städtische Gemeindebeamte 
und Ernennung des üntersuchungskommissars und des Vertreters 
der Staatsanwaltschaft beim Oberverwaltungsgerichte. — § 20 Abs. 1 
Z. 3 Zust-Ges. 



1) Hinsichtlich der Reglements vgl. § 120 PrO. 

*) Früher war der Provinzi/ilrath zuständig, welcher im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern entschied. 
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10. Minister des Innern und der Finanzen: a. Ent- 
scheidung in zweiter und letzter Instanz auf die weitere Beschwerde 
des Vorsitzenden des Bezirksausschusses in Angelegenheiten der 
Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienste in Land- 
gemeinden; b. Bestätigung (Genehmigung) von Gemeindebe- 
schlüssen und Erlass von Anordnungen, durch welche besondere 
direkte oder indirekte Gemeindesteuern neu eingeführt 
oder in ihren Grundsätzen verändert werden. — § 31 Abs. 3 u. 4 
ZustGes. 

11. Minister des Innern: Ernennung des Vertreters der 
Staatsanwaltschaft bei dem Oberverwaltungsgerichte im Verfahren 
auf Entfernung aus dem Amte gegen Gemeindevorsteher 
u. s* w. in Landgemeinden. — § 36 Abs. 1 Z. 4 

*12. Minister für Landwirthschaft: Beschwerdengegen 
Beschlüsse des Bezirksausschusses gegen die § 8 N. 29 S. 41 auf- 
geführten Deichangelegenheiten. — § 96 ZustGes. 

13. Minister für Handel und Gewerbe (event. bei die 
Landeskulturinteressen beruhigenden Stauanlagen unter Zuziehung 
des Ministers für Landwirthschaft) : Beschwerden gegen die ge- 
werbepolizeilichen Beschlüsse des Kreisausschusses, bezw. des Ma- 
gistrats (kolleg. Gem.Vorst.) und des Bezirksausschusses in den 
§ 5 N. 53 S. 24 u. § 8 N. 35, 36 u. 37 S. 42 f. aufgeführten gewerb- 
lichen Angelegenheiten. — § 113 Zust.Ges. 

14. Minister für Handel und Gewerbe: a. Beschwer- 
den gegen Beschlüsse des Provinzialraths über die Zahl, Zeit und 
Dauer der Kram- und Viehmärkte ; b. Zustimmung zu Beschlüssen 
des Provinzialraths und Bezirksausschusses über Aufhebung von 
Kram-, Vieh- und Wochenmärkten, soferne Entschädigungsansprüche 
von Marktberechtigten in Frage kommen. — § 129 Zust.Ges. 

15. Minister für Handel und Gewerbe: Beschwerden 
gegen Beschlüsse des Bezirksausschusses, betr. die Genehmigung der 
auf Grund der §§ 1 bis 4 Ges. vom 18. März 1868, betr. die Er- 
richtung öflfentlicher ausschliesslich zu benutzender Schlachthäuser, 
gefassten Gemeindebeschlüsse, sowie betr. die Bestätigung von Ver- 
trägen zwischen einer Gemeinde und einem Unternehmer in BetreflF 
der Errichtung eines öffentlichen Schlachthauses. — § 131 ZustGes. 

16. Minister für Handel und Gewerbe: Beschluss- 
fassung über die Genehmigung zur Erhebung eines zehn Prozent 
der Gewerbesteuer vom Handel übersteigenden Zuschlages von 
Seiten einer Handelskammer, sowie zu einer Ueberschreitung des 
Etats derselben, ingleichen über die Herabsetzung der etatmässigen 
Kosten auf den Betrag eines zehnprozentigen Zuschlages zur Ge- 
werbesteuer vom Handel (§ 24 des Gesetzes über die Handels- 
kammern vom 24. Februar 1870, GS. S. 134). — § 134 ZustGes. 

17. Minister der öffentlichen Arbeiten: Beschwerden 
€gen Beschlüsse des Bezirksausschusses erster Instanz, betr. die 
Ttheilung baupolizeilicher Dispense. — § 145 ZustGes. 

18. Wahrnehmung der in §§ 5, 8, 9 des Ges. vom 2. Juli 
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1875, betr. die Anlegung und Veränderung von Strassen 
und Plätzen in Städten und ländlichen Ortschaften 
(GS. S. 561) dem Kreisausschusse beigelegten Funktionen fiir den 
Stadtkreis Berlin: Minister der öffentlichen Arbeiten; 
desgl. Bestätigung der Statuten nach den §§ 12 u. 15^ a. a. O. : 
Minister des Innern. — § 146 ZustGes. 

19. Minister der öffentlichen Arbeiten: Beschwerde 
gegen in erster Instanz gefasste Beschlüsse des Bezirksausschusses; 
bezw. der ersten Abtheilung des Polizeipräsidiums in Berlin, in 
Enteignungssachen. — § 150 ZustGes. 

20. Minister des Innern: Staatliche Aufsicht über die 
Amtsführung der Standesbeamten a. in zweiter Instanz bei 
Landgemeinden und Gutsbezirken^ sowie in Stadtgemeinden; b. in 
Berlin in erster Instanz. — § 154 ZustGes. 

21. Minister der öffentlichen Arbeiten: Ausübung 
der in §§ 7 u. 22 Gesetz über die Eisenbahnunternehmungen vom 
3. Nov. 1838 und § 9 Ges. vom 1. Mai 1865 aufgeführten Befug- 
nisse an Stelle der Bezirksregierungen. — § 159 Abs. 1 ZustGes. 

22. Minister des Innern: Derselbe ist befugt^ die §§ 1 
bis 18 u. 21 Abs. 2 des Ges. vom 17. März 1881 betr. das Pfand- 
leihgewerbe (GS. S. 265) auf die bereits bestehenden Pfandleih- 
anstalten der Gemeinden oder der weiteren kommunalen Verbände 
für anwendbar zu erklären und zugleich die bestehenden Ordnungen, 
Reglements und Statuten derselben zu ändern. — § 22 des Gesetzes 
vom 17. März 1881. 

23. Minister der öffentlichen Arbeiten: Beschwerden 
gegen die Beschlüsse des Oberpräsidenten, bezw. Regierungspräsi- 
denten in den Fällen der §§ 1 u. 13 des Ges. vom 20. Aug. 1883, 
betr. die Befugnisse der Strombauverwaltung u. s. w. 

24. Minister des Innern: Ausserkraftsetzung von Polizei- 
Verordnungen ieder Art. — § 145 Abs. 2 ALVG. [§ 81 Abs. 2 Org.Ges.]. 

NB, Nach ausdrücklicher Vorschrift des § 157 Zust.Ges. wird 
durch den im Zust.Ges. vorgeschriebenen Beschwerdezug an einen 
bestimmten Minister die in den bestehenden Vorschriften begrün- 
dete Mitwirkung anderer Minister bei Erledigung der Beschwerde 
nicht berührt. 

§ 13. Die Zuständigkeit des Oberverwaltnngsgerichts 0. 

1. Klage gegen den in dritter Instanz ergangenen Bescheid 
des Regierungspräsidenten, betr. polizeiliche Verfügungen 
der OrtspoTizeibeh Orden. — Frist zwei Wochen. — § 127 
Abs. 1 ALVG. [§ 68 Abs. 1 Org.Ges.]. 

^) In diesem Abschnitte soll selbstverständlich nicht die gesammte sach- 
liche Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts dargestellt werden, vielmehr . 
werden nur diejenigen Angelegenheiten aufgeführt, in welchen dasselbe in 
erster und letzter Instanz entscneidet, oder das Angehen desselben auf dem 
Wege der Berufung oder Revision abweichend von der ßegel geordnet ist. 
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2. Klage gegen den in dritter Instanz ergangenen Bescheid 
des Oberpräsidenten; betr.polizeiiiche Verfügungen derOrts- 
polizeioehörden eines Stadtkreises oder einer zu einem Land- 
kreise gehörigen Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern oder des 
Landraths. — Frist zwei Wochen, — § 127 Abs. 1 ALVG. [§ 65 
Abs. 1 Org.Ges.]. 

3. Klage gegen den in zweiter Instanz ergangenen Bescheid 
des Oberpräsidenten, betr. polizeiliche Verfügungen der 
Ortspolizeibehörden in Berlin. — Frist zwei Wochen. — 
§ 127 Abs. 1 ALVG. [§ 65 Abs. 1 Org.Ges.]. 

4. Klage gegen den in zweiter Instanz ergangenen Bescheid 
des Oberpräsidenten, betr. polizeiliche Verfügungen des 
Begierungspräsidenten, sowie gegen die in erster Instanz 
erlassenen polizeilichen Verfugungen des Begierungspräsidenten in 
Sigmaringen. — Frist zwei Wochen. — § 130 ALVG. [§ 66 
Org.Ges.]. 

5. Klage gegen die Androhung eines Zwangsmittels zur 
Durchfuhrung einer polizeilichen Verfügung unter denselben 
Voraussetzungen , unter denen die Klage gegen die polizeiliche Ver- 
fügung selbst zum OVG. zulässig ist. — § 133 ALVG. [§ 69 Org.Ges]. 

6. Streitigkeiten, welche bei Ausführung der Vorschriften des 
1 PrO., wonach alle Kreise und Ortschaften, welche einem andern 
rovinzialver bände angehören, auszuscheiden und in den 

Verband derjenigen Provinz einzutreten haben, innerhalb deren 
Grenzen sie liegen, entstehen. 

7. Klagen gegen Beschlüsse des Provinziallandtags, 
betr, die Gültigkeit der Wahlen zum Provinziallandtage, ferner 
eegen Beschlüsse des Provinzialausschusses , betr. die Gültigkeit 
der Wahlen zum Provinzialausschusse, zum Provinzialrath und zum 
Bezirksausschusse. — Frist zwei Wochen. — • §§ 23, 24, 48 PrO., 
§§ 11, 28 Abs. 5 ALVG. [§§ 11, 27 Org.Ges.]. 

8. Streitigkeiten, welche bei Eegelung des Uebergangs der 
Verwaltung der kommunalständischen Verbände, betr. die 
Fürsorge für Landarme, Geisteskranke, Taubstumme, Blinde und 
Idioten, auf die Provinzialverbände entstehen. — § 128 PrO. 

9. Klage gegen den auf die Reklamation eines Kreises wegen 
Vertheilung der Provinzialabgaben erlassenen Beschluss des 
Provinzialausschusses. — Frist zwei Wochen. — § 1 Zust.Ges. und 
§ 112 PrO.i). 

10. Klage gegen die gesetzwidrige und unzulässige Beschlüsse 
des Provinzialausschusses, des Provinziallandtags und 
der Provinzialkommissionen beanstandende Verfügung des 
Oberpräsidenten. — Frist zwei Wochen. — § 118 PrO. 

11. Klage gegen die eine Zwangsetatisirung gegenüber einem 
Provinzialverbände enthaltende Verfüffung des Oberpräsi- 
denten. — Frist zwei Wochen. — § 121 PrO. 

^) Früher ging die Klage an das Bezirksverwaltungsgericht. 
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12. Klage des Oberpräsidenten (in den hohenzoUerschen Landen 
des Regierungspräsidenten) gegen Provinzial- (kommunalständische^ 
LandesKommunal-) Verbände auf Erfüllung der ihnen nach dem 
Gesetz, betr. die Unterbringung verwahrloster Kinder^ 
vom 13. März 1878 (GS. S. 132) obliegenden, von der Behörde 
innerhalb ihrer Zuständigkeit festgestellten Leistungen. — § 15 des^ 
Ges. vom 13. März 1878. 

13. Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Amte gegen, 
gewählte und stellvertretende Mitglieder der Provinzialräthe 
und der Bezirksausschüsse (rlenum). — §§ 14 u. 32 ALVG. 
[§§ 13, 14, 27, 28 Org.Ges.]. 

14. Entscheidung im Disziplinarverfahren der Kreisbeamten 
und Amtsvorsteher gemäss §§ 68 N. 1 und 134 N. 3 KrO. in 
zweiter und theilweise in erster Instanz. 

15. Revision gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses,, 
betr. die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreis- 
abgaben. — § 3 Zust.Ges. 

16. Revision gegen die Endurtheile des Bezirksausschusses in 
den § 9 N. 10 u. 11 S. 48 aufgeführten Kreistagswahlsachen. •— 
§§ 110, 111, 112, 112a KrO. 

17. Klage gegen die eine Zwangsetatisirung gegenüber einem 
Kreise aussprechende Verfugung aes Regierungspräsidenten. — 
Frist zwei Wochen. — § 180 Abs. 2 KrO. in Verbindung mit § 4 
Zust.Ges. 1). 

18. Im Stadtkreise Berlin: a. Streitigkeiten, welche aus An- 
lass der in Folge einer Veränderung der Grenzen der Stadtbezirke 
nothwendig werdenden Auseinandersetzung unter den betheiligten 
Gemeinden entstehen — § 8 ZustGes. ; b. btreitigkeiten über die be- 
stehenden Grenzen des Stadtbezirks — § 9 Zu8t.Ges., § 21 ibid. 

19. Im Stadtkreise Berlin: Klagen gegen Beschlüsse des 
Gemeindevorstandes, welche gesetzwidrige oder unzulässige Be- 
schlüsse der Gemeindevertretung beanstanden. — Frist zur Klage 
zwei Wochen. — § 15 ZustGes. und § 21 ibid. 

20. Revision gegen die Entscheidungen der Bezirksausschüsse, 
betr. die Heranziehung oder Veranlagung zu den Gemeinde- 
lasten in Stadtgemeinden. — § 18 ZustGes., § 21 Abs. 3 ibid. 

21. Klage gegen dife eine Zwangsetatisirung gegenüber einer 
Stadtgemeinde enthaltende Verfügung des Regierungspräsiden- 
ten. — § 19 Zust.Ges. 

22. a. inHohenzollern: Klage gegen die Ordnungsstraf- 
verfugungen des Regierungspräsidenten gegen die Bürgermeister,. 
Beigeordneten und Magistratsmitglieder, sowie die sonstigen städti- 
schen Gemeindebeamten; b. in Berlin: Klagen gegen die Be- 
schlüsse des Oberpräsidenten, durch welche Ordnungsstrafen gegen 
die Bürgermeister u. s. w. festgesetzt worden sind; c. in den 
übrigen Landestheilen: Klagen gegen die in zweiter Instanz 

^) Früher ging die Klage an das Bezirksverwaltungsgericht. 
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ergangenen Beschlüsse des Oberpräsidenten in den erwähnten An- 
gelegenheiten. — Frist zur Klage zwei Wochen. — § 20 Abs. 1 Z. 1 
ZostGes. 

23. Klagen gegen den auf Beschwerden gegen Straftrerfiigun- 
gen der Bürgermeister einer Stadtgemeinde ergangenen Be- 
schluss des Regierungspräsidenten. — Frist zur Klage zwei Wochen. 
- § 20 Abs. 1 N. 2 Zust.Ges. 

24. Klagen gegen Verfügungen und Entscheidungen der Ke- 
gierungspräsidenten und Oberpräsidenten, betr. die Verhängung von 
Ordnungsstrafen gegen Gemeinde- Vorsteher, Ge- 
meinde-Unterbeamte u. s. w. in Landgemeinden. — 
Frist zur Klage zwei Wochen. — § 36 Absatz 1 Z. 3. 

25. Klagen gegen die eine Zwangsetatisirung gegenüber einem 
städtischen Schulverbande aussprechende Verfügung des 
Regierungspräsidenten. — § 48 ZustGes. 

26. Klagen gegen die vom Regierungspräsidenten erlassenen 
Z wangsetatisirungen gegenüber öffentlichen Wassergenos- 
senschaften. — § 50 des Gesetzes vom 1. April 1879, betr. die 
Bildung von Wassergenossenschaften, § 94 Abs. 3 Zust.Ges. 

27. Revision gegen die in erster Instanz erlassenen Endur- 
theile des Bezirksausschusses in den § 9 N. 38, 39, 40 u. 43 S. 53 f. 
aufgeführten gewerblichen Streitigkeiten. — §§ 118 u. 124 
ZustGes. 

28. Revision gegen Endurtheile des Bezirksausschusses in 
Handelskammer-Streitigkeiten. — §§ 135 — 138 Zust.Ges. 

29. Revision gegen Endurtheile des Bezirksausschusses in den 
§ 9 N. 50 S. 54 f. aufgeführten Hülfskassensachen. — § 341 Zust.Ges. 

30. Klage gegen den die Ertheilung der Aufnahmeurkunde 
oder Entlassungsurkunde (§§ 7, 15, 17 u. 21 letzt. Abs. d. RGes. 
vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verlust der Bun- 
des- und Staatsangehörigkeit) versagenden Bescheid des 
Regierungspräsidenten. — Frist für die Klage zwei Wochen. — §§ 155 
ZustGes. 

31. Klagen gegen Entscheidungen des Oberpräsidenten auf 
Beschwerden gegen die vom Regierungspräsidenten auf Grund des 
Ges. vom 14. August 1876, betr. die Verwaltung der den Gemein- 
den und öffentlicnen Anstalten gehörigen Holzungen, und des 
Ges. V. 14. März 1881 über gemeinschaftliche Holzungen erlassenen 
Aufsichts- und ZwangsverfUgungen. — § 11 Ges. vom 14. August 
1876, § 2 Ges. vom 14. März 1881. 

32. Klage der evangelisch-kirchlichen Gemeinde- 
organe gegen Verfugungen der Staatsbehörde, durch welche Posten 
des Etats u. s. w. als gesetzwidrig beanstandet werden oder die 
Eintragung von Leistungen in den Etat angeordnet wird. — Art. 27 
des Ges., betr. die evangelische Kirchenverfassung in den acht äl- 
teren Provinzen der Monarchie, vom 3. Juni 1876 (GS. S. 125). 

33. Klage der verwaltenden Organe gegen Verfugungen der 
Staatsbehörde, durch welche Posten des Etats u. s. w. als gesetz- 
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widrig beanstandet werden oder die Eintragung von Leistungen in 
den Etat angeordnet wird. — § 6 des Ges. vom 7. Juni 1876 über 
die Aufsichtsrechte des Staats bei der Vermögensverwaltung 
katholischer Diözesen (GS. S. 149). 

34. Klage der kirchlichen Gemeindeorgane gegen 
Verflftgungen der Staatsbehörde, bezw. des Konsistoriums, durch 
welche Posten des Etats u. s. w. als gesetzwidrig beanstandet wer- 
den oder die Eintragung von Leistungen in den Etat angeordnet 
wird. — Art. 35 des Ges. v. 6. April 1878, betr. die evangelisclie 
Kirchenverfassung in der Provinz Schleswig-Holstein und im Amts- 
bezirke des Konsistoriums zu Wiesbaden (GS. S. 145). 

35. Berufungen gegen Entscheidungen des als „rheinisches 
Verwaltungsgericht" fungirenden rheinischen Deputation ftir das 
Heimath wesen, betr. Streitigkeiten über die in §§ 7 — 11 des Ges. 
vom 14. März 1880, betr. die Bestreitung der Kosten für die 
Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den Landestheilen 
des linken Rheinufers (GS. S. 225) geregelten Rechte und Pflichten 
— soweit nicht über die Leistungspflieht überhaupt gestritten wird -, 
sowie über die Frage, ob einer der im § 1 des Ges. vom 14. März 
1845 erwähnten Zuschüsse durch veränderte Umstände entbehrlich 
geworden ist. 

36. Entscheidung positiver wie negativer Kompetenz- 
konflikte zwischen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerich- 
ten. — § 113 ALVG. [§ 83 Abs. 5 VGG.]. 

37. Vorentscheidung darüber, ob der Beamte sich einer lieber- 
schreitung seiner Amtsbefugnisse oder der Unterlassung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung schuldig gemacht habe. — § 11 EG. zum 
GVG., § 114 ALVG. [§ 83 a VGG^. 

38. Klagen des Oberpräsidenten , Regierungspräsidenten und 
Landraths, bezw. des Vorsitzenden des Kreis- (Stadt-) Ausschusses, 
durch welche endgültige Beschlüsse des Provinzialraths , Bezirks- 
ausschusses und Kreis-(Stadt-)Ausschusses als unzulässig oder ge- 
setzwidrig angefochten werden. — § 126 ALVG. [§ 60 Org.Ges.]. 

39. Klagen gegen die in Gemässheit des § 13 des Ges. vom 
20. August 1883, betreff, die Befugnisse der Strombauverwaltung 
u. s. w., erlassenen Bescheide der Oberpräsidenten und der Begi^ 
rungspräsidenten. — Vgl. § 7 N. 29 S. 37 und § 10 N. 16 S. 56 f. 
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III. Abschnitt. 

Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und Ver- 
waltungsgerichtsbehörden nach Materien geordnet. 

(NB. Bei Benutzung nachstehender Zuständigkeitstabelle sind die Bemerkungen auf 

S. 9 f. zu beachten.) 



N. 



Gegesstand 



Behörde 



Beohtsmittel 



Gesetzesstelle 



I. Beohtnnittel gegen 
pollzelllohe Verfttgpuigeii 
und Zwangsmaassregeln ^). 

Beschwerde gegen polizei- 
liche Verfugungen: 

a) der Ortspolizeibehörden auf 
dem Lande oder einer zu einem 
Liandkreise gehörigen Stadt bis 
ZVL 10000 Einwohnern; 

b) der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreises, mit Ausnahme 
von Berlin, einer zu einem Land- 
kreise gehörigen Stadt mit mehr 
als 10000 Emwohnem oder des 
Landraths. 

c) der Ortapolizeibehörden in 
Berlin. 

Klage gegen polizeiliche Ver- 
fügungen : 

a) der Ortspolizeibehörden auf 
dem Lande oder einer zu einem 
Landkreise gehörigen Stadt bis 
zu 10000 Einwohnern; 

b) der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreises, einschliesslich 
Berlin, einer zu einem Land- 
kreise gehörigen Stadt mit mehr 
als 10 (XK) Einwohnern oder des 
Landraths. 



Landrath« 



Begienmgs« 
Präsident« 



Ober- 
präsident. 

Kreis- 
aasschnss 

(Streitsache). 



Bezirks- 
ausschass 

(Streitsache). 



Beschwerde an den 
Begierungsprilsi- 
denten^ g€^en des- 
sen Bescheid Klage 
beim OVG. Fr&t 
für Beschwerde und 
Klage zwei Wochen. 
Beschwerde an 
den Oberpräsiden- 
ten f dann Klage 
beim OVG. Fmt 
für Beschwerde und 
Klage zwei Wochen. 

Klage beim OVa. 
Frist zwei Wochen. 

Berufung, Revi- 
sion. Frist lurELlage 
zwei Wochen. 



Beruftin^. Frist f. 
Klage zwei Wochen. 



§ 127 ALVG. 
[§ 63 Org.- 

Ges.] 



§128 ALVG. 

[§ 64 Org.- 

Ges.] 



/ 



^) Die Fälle, in welchen die Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfugungen aus- 
nahmsweise anders geregelt sind, als in § 127 ALVG. vorgesehen ist, sind auf S. 1 1 Note 2 
im Einzelnen au%efuhrt. Klage und Beschwerde sind gegen orts- und kreispolizeiliche 
Verfugungen wahlweise zulässig, die Klage kann jedoch nur auf die in § 127 1. o. auf- 
geführten Gründe gestützt werden. Klage und Beschwerde müssen gemäss § 129 Abs. 1 
ALVG. bei deijenigen Behörde angebracht werden, gegen deren Verfügungen sie ge- 
richtet sind, die Klage beim OVG. aber bei diesem selbst. 

T. Stengel, Zast&ndigkeit. 5 
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N. 
3. 

4. 
5. 



/' 



10. 



Gegenstand 



Beschwerde gegen polizeiliche 
Verfligungen des Kegierungs- 
präsidenten ^). 

Rechtsmittel gegen die An- 
drohung eines Zwangsmittels: 

diesewen wie gegen die An- 
ordnung, um deren Durchführung 
es sich handelt, also bei polizei- 
lichen Verfügungen wie ad 1, 2, 3. 

Rechtsmittel gegen Festsetzung 
oder Ausführung eines Zwangs- 
mittels : 

nur Beschwerde (nicht Klage). 



Pr< 



n. Ansrelegeiilieiten der 



LZ. Angi 
ovlnzlal- 



-Verbände. 



Streitigkeiten, welche bei Aus- 
fuhrung der Vorschriften des § 1 
PrO. entstehen (die Ausführung 
erfolgt durch den Minister des 
Innern). 

Streitigkeiten über die Gültig- 
keit der Wahlen zum Provinziai- 
landtage. 

Streitigkeiten über die Gültig- 
keit der Wahlen zum ProvinzifU- 
ausschuss , Provinzialrath und 
Bezirksausschuss. 

Disziplinarverfahren auf Ent- 
fernung aus dem Amte gegen 
Mitglieder des Provinzialaus- 
schusses, sowie Verhängung von 
Ordnungsstrafen im Verfehren 
wegen Entfernung aus dem Amte 
gegen den Landesdirektor und 
die oberen Provinzialbeamten, 
ebenso Disziplinarverfahren gegen 
dieselben. 

Ordnungsstrafen gegen die 
übrigen Provinzialbeamten bezw. 
Anstaltsbeamten *). 



Behörde 



Ober- 
prSsident. 



Aufsichts- 
behörde 
(Landrath^ 

bezw. 
Begiemngs- 
prSsident). 



OVG. 



FroYlnzial- 
landtag« 

Proyinzial- 
ansschnss. 



Bezirks- 
ausschuss 

(Streitsache). 



Landes - 
direkter 

bezw. 
Anstalts- 
Yorstand. 



Reehtsmiitel 



Klage beim OTG. 
Frist zwei Wochen. 



Weitere 
Beschwerde. 



Endgültig. 



Klage beim OVO. 
Frist zur Klage zwei 
Wochen. 

Desgl. 



Gesetieistelle 



J130ALVG. 

[§ 66 Org.- 
Ges.] 

il33ALVG. 

[§ 69 Org.- 

Ges.] 



133 Abs. 2 
ALVG. 



Berufung, 
vier Wochen. 



Frist 



Klage beim Be- 
zirksausschuss. 

Berufung. Frist zur 
Klage und Berufung 
zwei Wochen. 



§3 PrO. 



§§23,24PiO. 



§48 PrO. 
^^ALVG. 

S8 51 Abs. 2, 
m N. 1 u. 5 
PrO. 
8 42 des 
Disziplins^"' 
ffesetzes vom 
il. Juli 1852. 



8 98N.2U.3 
^ PrO. 



findet 



^) Gegen polizeiliche Verfügungen des Regierungspräsidenten in Sigmar i ^ß^^ aq^. 
•halb zweier Wochen unmittelbar die Klaare beim OVG. statt. — Gecren die La»^ 



innerhalb zweier Wochen unmittelbar die Klage beim OVG. statt. 
Verweisung steht Personen, welche nicht Keichsangehörige sind, die Klaff< 
^) Gegen die gewählten Mitglieder des Provinzialraths ist gemäss § 
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N. 




Behörde 


Reehtsmittol 


GesetzeBfltelle 


11. 


Reklamationen der 'Kreise ge- 
gen die Vertheilung der P¥o- 
vinmalabgaben. 


Proyinzial- 
angsehnss. 


Klage beim OTO. 
Frist zur Reklama- 
tion vier Wochen, 

zur Klage zwei 
Wochen. 


§ 112 PrO. 
§ 1 ZuatGes. 


12. 


Aufsicht des Staats auf die 
Verwaltung der Angelegenheiten 
der P^ovinzialverbände. 


Ober- 
prftsident« 


Beschwerde an den 
Minister d« Innern. 

Frist zurBeschwerde 
zwei Wochen. 


§§114ff.PrO. 


13. 


Beanstandung gesetzwidriger 
oder unzulässiger Beschlüsse des 
Provinzial-LandtagSj-Ausschusses 
oder der -Kommissionen. 


Desgl. 


Klage behn OVG. 
Frist zur Klage zwei 
Wochen. 


§ 118 PrO. 


14. 


Zwangsetatisirung gegenüber 
den Provinzialverbänden. 


Desgl. 


Desgl. . 


§ 121 Pro. 


15. 


Klage des Oberpräsidenten (in 
den hohenzollerschen Landen 
des Regierungspräsidenten) ge- 
gen Provinzial- (kommunalstän- 
cische, liandeskommunal-) Ver- 
bände auf Erfüllung der ihnen 
nach dem Ges. v. 13. März 1878 
rGS. S. 132), betr. die Unter- 
bringung verwahrloster Kinder, 
obliegenden Leistungen. 


OVO. 


Endgültig. 


§ 15 Gesetz 

vom 

18. März 

1878. 


16. 


Streitigkeiten, welche bei Re- 
gelung des Uebergangs der Ver- 
waltung der kommunalständi- 
schen Verbände, betr. die Für- 
sorge für Landarme, Geistes- 
kranke, Blinde und Idioten, auf 
dieProvinzialverbände entstehen. 

ZZZ. An^elegenlieiten der 


Desgl. 


Desgl. 


§ 128 PrO. 


17. 


Auseinandersetzung der be- 
theiligten Kreise in den Fällen 
der Veränderung der Krei^en- 
zen, der Bildung neuer Kreise 
und des Ausscheidens grosser 
Städte aus dem Kreisverbande. 


Bezirks- 
anssehnss. 


Endgültig, vorbe- 
haltlich der Klage 
beim Bezirksans- 
sclinss. Klagefrist 
zwei Wochen. 


§§ 3, 4 KrO. 
§ 2 ZustGes. 


18. 


Festsetzung von Nachtheilen 
im Falle der Weigerung,^ ein un- 
besoldetes Kreisamt anzunehmen 
oder fortzufuhren. 


Kreistag. 


Klage beim Be- 
zirksansschnss. 

Berufung. Klagefrist 
zwei Wochen. 


§ 8KK). 



Disziplinarverfahren nach Maassgabe des Gesetzes vom 21. Juli 1852 betr. die Dienst- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten zulässig; Disziplinargericht ist das Plenum des 
OVG. — Gegen die gewählten Mitglieder des Bezirksausschusses findet das Disziplinar- 
vertahren auf Grund des Gesetzes vom 7. Mai 1851 betr. die Dienstvergehen der Richter 
statt. Disziplinargericht ist ebenfalls das Plenum des OVG. 
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Gegenstand 



Behörde 



Reelitunittel 



GeMiiMsttlle 



19. 



/ 



20. 



/ 



21. 



22. 



28. 



24. 



25. 



26. 



27. 



Beschwerde und Emsprüche 
betrefP. a) das Recht der Mit- 
benutzung der öffentl. Elinrich- 
tungen und Anstalten des Kreises ; 

b) die Heranziehung oder die 
Veranlagung zu den Kreisab- 
gaben. 



Ordnungsstrafen 
Vorsteher und Kreis! 



Amts- 



te. 



Disziplinarverfahren gegen 
Amtsvorsteher und Kreisbeamte. 



Vereinigung von Gutsbezirken 
oder Gemeinden zu Kollektiv- 
stimmen für die Kreistagswahlen. 

Bestimmung des Wahlorts fUr 
die Wahl der in den Wahlbe- 
zirken des Verbandes der Land- 
gemeinden und in Städtewahl- 
bezirken zu wählenden Kreis- 
tagsabgeordneten. 

Aufstellung des Verzeichnisses 
der Wahlberechtigten zum Kreis- 
tage. 



Vertheilung der Kreistagsab- 
geordneten auf die einzelnen 
Wahlverbände. 

Gültigkeit der Wahlen zum 
Eoreistag. 



Feststellung und Ersatz von 
Defekten der Kreisbeamten. 



Kreis- 
aussehnss« 



Kreisans- 
sehnss oder 
Re^erungs- 

präsident, 

eegen Kreis- 

beamte auch 

Landrath. 



Kreis- 
ansschnss« 



Kreis- 
anssehnss« 



Desgl. 



Kreist 
ansschnss 

(Anträge auf 
Berichtigung 
des Verzeich- 
nisses inner- 
halb vier 
Wochen). 

Kreis- 
anssehnss. 



Kreistag. 



Kreis- 
ansschnss. 



Klage beim Be- 
zlrksansselinsse« 

Berufung, ad b blos 
Revision. Frist für 
die Reklamationen 
zwei Monate, für die 
Klage zwei Wochen. 

Beschwerde bin- 
nen zwei Wochen 
an den Regiemngs- 
präsidenten^ bezw. 

den Oberpräsi- 
denten, gegen den 
Beschluss 2. Instanz 
Klage beim OVG. 
Frist zwei Wochen. 

Berufung an dt. 
OVG., Frist vier 
Wochen. 

Beschwerde an den 
Bezirksansschnss. 



Desgl. 



Klage beim 
Bezirksansschnss* 

Nur Revision. Frist 
zur Klage zwei Wo- 
chen. 



Ebenso ; jedoch 
ELlagefrist vier Wo- 
chen. 

Klage beim 
Bezirksanssehnss* 

Berufung. £[lagefrist 
zwei Wochen. 

Endgültig, vorbe- 
haltlich des Rechts- 
wegs. 



§ IQKiO. 
§ 3 ZustGes. 



§§ 68 N. 1, 



§ 68 N. I 
KiO. 



i 99, 101 
EiO. 



§§ 103, 104 



§ 110 KrO. 



u 112a KrO. 
§ 118 KrO. 



§ 125a KrO. 
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Behörde 



Reohtuniitel 



GesetieMtelle 



Gültigkeit der Wahlen zum 
Kreisansschuss ^). 



Bestätigung von Kreistagsbe- 
schlüfisen betreffend: 

a) statutarische Anordnungen-, 

b) Mehr- oder Minderbelastung 
einzelner ELreistheile ; 

c) Belastung der Kreisange- 
hörigen durch Kreisabgaben über 
50^/0 des Gesammtaufkommens 

I an direkten Btaatssteuem ; 

' d) Veräusserungen von Grund- 
stücken und Immobiliarrechten 
des Kreises; 

e) Anleihen und Uebemahme 
von Bürgschaften) 

f) Neubelastung der Kreisan- 
gehörigen ohne gesetzliche Ver- 
pflichtung. 

Aufsicht des Staats über die 
Verwaltung der Angelejgenheiten 
der Landlureise und oes Stadt- 
kreises Magdeburg. 

Beanstandung gesetzwidriger 
oder unzulässiger Beschlüsse des 
Kreisti^s, der Kreiskommissionen 
und des Kreisausschusses in 
Kommunalangelegenheiten. 

Zwangsetatisirung gegenüber 
den Kreisverbänden. 



IV. An^elegenhetten der 
AmtsverDände. 

Revision, endgültige Feststel- 
lung und Abänderung der Amts- 
bezurke, Vereinigung ländlicher 
Gemeinde- und Gutsbezirke be- 
züglich der Polizeiverwaltung mit 
einem Stadtbezirke und Aus- 
scheiden der ersteren aus dem 
Amtsbezirke. 



Kreis- 
anssehuss. 



Klage beim Be- 
zirksanssehnss* 

Berufung. Klagefrist 
zwei Wochen. 



Landesherrliche Genehmlgang. 

Minister 
des Innerh. 

Minister 
des Innern 

und der 
Finanzen. 

Bezlrks- 
ansschnss. 

Desgl. 

Desgl. 



Beglemngs- 
prftsldent. 



Landrath* 



Regierungs- 
präsident. 



Minister 
des Innern 
im Einver- 
nehmen mit 
dem 

Bezlrks- 
ansschnss. 



Endgültig. 
Desgl. 



Beschwerde. 



Desgl. 
Desgl. 



Beschwerde an den 
Oberpräsidenten. 

Frist zwei Wochen. 

ELlage beim Be- 
zlrksanssehnss. 

Berufung. Klagefrist 
zwei Wochen. 



Klage beim OVG. 
Frist zwei Wochen. 



Endgültig. 



§ 133 KrO. 



§ 176 KrO. 



§ 177 KrO. 

§ 178 KrO. 



§ 180 KrO. 
§ 4 ZustGes. 



i 49 Abs. 2, 
49 a Abs. 1 
u. 3 KrO. 

§ 6 ZustGes. 



^) Gegen die gewählten Mitglieder des Kreis- (Stadt-)Aus8chusse8 ist nach § 39 
AXjVG. [§32 Org.G.J das Disziplinarverfahren auf Grund des Gesetzes vom 21. Juli 1852 
betr. die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten zulässig, entscheidende Behörde 
ist in erster Instanz der Bezirksausschüsse in zweiter Instanz das Plenum des OVG. 
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N. 



Gegenstand 



Beborde 



Beohtsmittel Gesetiesstelle 



84. 



35. 



37. 



38. 



40. 



41, 



42. 



43. 



44. 



Festsetzung des Beitrags zu den 
Kosten der städtischen Polizei- 
verwaltung im Falle des § 49 a 
Abs. 2 KrO. 

Auseinandersetzung im Falle 
des Ausscheidens einer Landge- 
meinde oder eines Gutsbezirks 
aus dem Amtsbezirke., 

Erlass von Statuten wegen 
Bildung der Amtsausschüsse. 



E^age gegen Beschlüsse des 
Amtsausschusses über Einsprüche 
gegen Wahlen zum Amtsaus- 



Kl&ge gegen Verfügungen des 
Amtsvorstehers, durch welche 
Beschlüsse des Amtsausschusses 
als gesetzwidrig oder unzulässig 
beanstandet werden. 

Genehmigung von Beschlüssen 
der Amtsverbände über die Ver- 
äusserung von Grundstücken und 
Immobiliarrechten oder die Auf- 
nahme von Anleihen. 

Beschlussfassung über die Art 
der gerichtlichen Zwangsvoll- 
streckung wegen Geldforde- 
rungen gegen .£utsverbände. 

Beschlussfassung über Fest- 
stellung und Ersatz der bei Kas- 
sen u. 8. w. der Amtsverbände 
vorkommenden Defekte. 

Beschlussfassung über verwei- 
gerte Abnahme oder Entlastung 
der Rechnungen der rechnungs- 
führenden Beamten der Amtsver- 
bände. 

Aufsicht über die Verwaltung 
der Angelegenheiten der Amts- 
verbände. 



Ernennung der Amtsvorsteher. 



Bezlrks- 
ansschnss. 



Kreis- 
ansschnss« 



Kreistag. 



Kreis- 
ansschnss 

(Streitsache). 

Desgl. 



Kreis- 
ansschnsB« 



Desgl. 



Desgl. 



Desgl. 



Landrath 

(alsVorsitzen- 
der des Kreis- 
ausschusses). 

Ober- 
präsident. 



Beschwerde. 



Antr^ auf münd- 
liche Verhandlung 
im Streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 

Beschwerde an den 
Bezlrksausschuss. 
Endgültig. Ohne 
Frist. 

Berufung. Revi- 
sion. Klagefrist zwei 
Wochen. 



Desgl. 



Beschwerde. 



§ 49 a Abs. 2 
KrO. 



49 a 



Ende 
haltlicr 
wegs. 



ültig vorbe- 
des Rechts- 



Desgl. 



Beschwerde ax\ 
den Regierungs- 
präsidenten« 

Endgültig. 



KrO. 



§ 51 KrO. 



§ 51a KiO. 



§ 54a KrO. 



§ 55a m 



8 55b N. 1 
^ KiO. 



8 55bN.2 
^ KrO. 



8 55b N. 3 
^ KrO. 



§ 55c KrO. 
§5 ZustGes. 



8 56 AhS'J 
(§58) KrO. 
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ll. 



Gegenstand 



Beborde 



Rechtsmittel 



Gesetiesstelle 



45. 



46. 



47. 



48. 



49. 



50. 



51. 



52. 



53. 



54. 



VervollständiguiL^ der vom 
Kreistage aufgestelfien Amtsvor- 
Steher-Kandidatenliste. 

Anordnung der Stellvertretung 
des Amtsvorstehers im Falle des 
Fehlens einer dazu geeigneten 
Person, bezw. des Abgangs oder 
der Behinderung des Amtsvor- 
stehers und seines Stellvertreters. 

Anordnung der Stellvertretung 
des Amtsvorstehers für den Fall 
der persönlichen Betheiligung, 
sowie in Gemeinden, welche einen 
eigenen Amtsbezirk bilden. 

Bestimmung desjenigen Amts- 
vorstehers, bezw. Polizeiverwal- 
ters, welcher bei Betheiligung 
mehrerer Amts- oder Stadtbezirke 
in Wege-, Vorfluth- und anderen 
polizeilichen Angelegenheiten zu 
verfugen hat. 

Ergänzung der vom Amtsaus- 
schusse versagten Zustimmung 
zum Erlasse von Polizeiverorf 
nungen. 

Beschwerden gegen Verfugun- 
gen ^les Amts Vorstehers in nicht- 
polizeilichen Angelegenheiten. 

Aufsicht über die Greschäfts- 
führung des Amtsvorstehers. 



Festsetzung der Amtsunkosten- 
entschädigung der Amtsvorsteher 
und der Kemuneration kommissa- 
rischer Amtsvorsteher. 

Klage gegen den Beschluss des 
Amtsausschusses über Beschwer- 
den und Einsprüche betreffend: 

a) das Recht der Mitbenutzung 
der öffentlichen Einrichtungen 
und Anstalten deb Amtsbezi^s, 

b) die Heranziehung und Ver- 
anlagung zu den Kosten der 
Amtsverwaltung u. s. w. 

Zwangsetatisirung gegenüber 
Amtsverbänden. 



Krels- 
anssehnss« 



Desgl. 



Landrath 

(alsVorsitzen- 
derdesKreis- 



ProTlnzlal- 
rath. 



Krels- 
aussclinsB. 



Desgl. 



Desgl. 



Desgl. 



Beschwerde. 



Endgültig. 



Desgl. 



Krels- 
ansschnss. 



Krels- 
ansschnss 

(Streitsache). 



Landrath. 



Endgültig. 



Beschwerde. 



Beschwerde an 
den Regiernngs- 
präsldenten. 

Beschwerde. 



Berufung. 

Revision. 

Frist für die Klage 
zwei Wochen, für 
die Reklamation 
zwei Monate. 



Klage beim Be- 
zirksansschnss. 

Frist zwei Wochen. 



56 Abs. 8 
KrO. 



57 Abs. 4 
' KrO. 



I 57 Abs.Su. 
6 KrO. 



§ 61 KrO. 



S2 Abs. 2 
KrO. 



i 67 Abs. 1 
KrO. 

67 Abs. 2 
KrO. 



69 KrO. 



70 a KrO. 



72 KrO. 
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55. 



56. 



57. 



58. 



Gegenstand 



- 72 — 



Behörde 



V. AngelesrenhelteB der 
Btadt-Oemelnden. 

Au&icht des Staates über die 
Verwaltung der städtischen Ge- 
meindeangelegenheiten : 

a) in Berlin, 

b) in den übrigen Städten. 



a) Veränderung der Grenzen 
der Stadtbezirke, 

b) Auseinandersetzung zwischen 
den betheili^en Gemeinden in 
Folge einer Grenzveränderung. 

Streitigkeiten über die be- 
stehenden Grenzen der Stadt- 
bezirke. 



Kla^e gegen Beschlüsse der 
Gememdevertretungi); a) auf Be- 
schwerden und Emsprüche be- 
treffend den Besitz oes Bürger- 
rechts u. s. w., b) über die Gültig- 
keit der Wahlen zur Gemeinde- 
vertretung, c) über die Berech- 
tigung zur Ablehnung oder Nie- 
derlegung von Gemeindeämtern 



Ober- 
präsident* 

Regierungg' 
Präsident. 



Bezirks- 
anssehnss« 



Bezirks- 
anssehnss 

(Streitsache) 

— in! Berlin 

OYG. — . 

Vorläufige 

Festsetzung 

der Grenzen 
im ö£Fent- 

lichen Inter- 
esse durch 

Beschluss des 
Bezlrks- 

aussehnsses. 

Bezirks- 
ansschnss 

(Streitsache). 



Reehtsmittel 



Gesetiont«!]« 



Beschwerde an 
den Minister des 
Innern. Frist zwei 
Wochen. 

Beschwerde an den 
Oberpräsidenten 
(in HohenzoUem an 
den Minister des 
Innern). Frist zwei 
Wochen. 

Beschwerde ad a; 
Klage im Verwalt- 
Streitverfahren adb. 
In Berlin OVG. Frist 
für die Klage zwei 
Wochen. 

Berufung. Revision. 
Frist zur Klage zwei 
Wochen. 



Endgültig. 

Berufung. Revi- 
sion. Klagefrist zwei 
Wochen. 



7 ZustGs. 



; ZU8t.G€S. 

21 ibid. 



J 21 ibid. 



5 10 u. 11 
ZustGes. 



*) Welche Gemeindeorgane in den einzelnen Landestheilen als Gemeindevorstan 
und als Gemeindevertretung zu betrachten sind, bestimmt § 23 ZustGes., während ^ ' 
ibid. angiebt, auf welche Gemeinden in den einzelnen Gebietstheilen die Vorschriften <^^ 
rV. Titel des Zust.Ges. Anwendung finden. 
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N. 



GegeuBtuid 



Beliorde 



Beehtsmittel 



Gesetieutelle 



59. Beschlussfasfiung: a) über die 
Zahl der ans jeder einzelnen Ort- 
schaft einer Stadtoemeinde zu 
wählenden Mitglieder der Ge- 
meindeyertretong, b) über die 
Yomahme aussergewöhnlicher 
Ersatzwahlen zur Gemeindever- 
tretung oder in den Gemeinde- 
vorstand. 



60. 



61. 



62. 



Bezirks- 
aussehnss. 



Beschwerde. 



§12Zust.Ges. 



Bestätigung der Wahlen von 
Gemeindebeamten , soweit sie 
nach den Gemeinde- Verfassniu^- 
Gesetzen den Aufsichtsbehörden 
zusteht. 



Beschlussfassung über die Gül- 
tigkeit der Wahlen der der Be- 
stätigung nicht bedüifenden Ge- 
meindebeamten. 



Kla^e gegen die Beschlüsse der 
Grememdevertretung bezw. des 
kollegialischen Gcmeindevorstan- 
des als unzulässig oder gesetz- 
widrig anfechtende Verragung 
des Gemeindevorstandes l^zw. 
Büxgermeisters. 

a) Genehmigung von Gemeinde- 
beschlüssen über die Yeräusse- 
mng oder wesentliche Verände- 
nmg von Sachen von besonderem 
wissenschaftlichen, historischen 
oder Kunstwerth, insbesondere 
von Archiven oder TheUen der- 
selben, 

b) Bestätigung von Ortsstatuten 
und Genehnugung sonstiger, die 
stadtischen C^m^ndeangdegen- 
heiten betreffender Gemeinde- 
beschlüsse abgesehen von den 
Fällen sub a, 



Begiemng8- 
prftsldent 

(Versagnng 

mit Zustim- 
mung des Be- 

zirksaussch., 
welche durch 

den Minister 
des Innern er- 
gänzt werden 
kann). 

Bezirks- 
aasschnss 

(an Stelle der 
Aufsichtsbe- 
hörde); auch 
in Berlin. 

a) Bezirks- 
ansschuss 

(Streitsache) ; 

b) in Berlin 
OTG. 



BegieningS' 
Präsident* 



Im Falle der Ver- 
sagun^ der Bestäti- 
gung durch den Ke- 
gierun^präsidenten 
entscheidet auf An- 
trag des Gemeinde- 
vorstandes bezw. d. 
Gemeindevertretung 
der Minister des 
Innern. 

Beschwerde. 



a) Berufung. 

b) End^ült^. 
Klagefnst zwei 

Wochen. 



Beschwerde an den 
Oberpräsidenten« 

Frist zwei Wochen. 



§13Zust.Ges. 



Bezirks- 
ausschnss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde). 



Beschwerde an 
den ProTlnzialrath 
und soweit es sich 
um Aufbringung von 
Gemeindeaogaben 
und Diensten han- 
delt , weitere Be- 
schwerde des Vor- 
sitzenden des Pro- 
vinzialraths an die 
Minister d. Innern 
und der Finanzen. 



iUZustGes. 
§ 161 ibid. 



l 15 u. 21 



,16Zust.Ges. 
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64. 



65. 



66. 
67. 



GegeuBtand 



c) Beßtätigunff (Grenehmigung) 
von G^meindebeschlüssen betr. 
die Einführung oder Veränderung 
von besonderen direkten oder 
indirekten Gemeindesteuern. 

Beschlussfassung a) über Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen 
Bürgermeister u. koilegialischem 
Gemeindevorstand abgesehen von 
denFällendesS 15Zust.Ges.(N.62), 

b) an Stelle der Gemeinde- 
behörden im Falle der durch 
widersprechende Interessen her- 
beigeführten Beschlussunfahig- 
kei^ 

c) an Stelle der aufgelösten 
Gemeindevertretung, 

d) über die Art der gericht- 
lichen Zwanffsvollstreckung we- 
gen Geldforderungen, 

e) über Feststellung und Ersatz 
der Defekte der Gemeindebe- 
amten. 

A. Kls^e gegen Beschlüsse 
des Gemeindevorstands auf Be- 
schwerden und Einsprüche betr. 
a) das Kecht zur Mitbenutzung 
der öffentüchen Gemeindeanstal- 
ten, sowie zur Theilnahme an 
den Nutzungen und Erträgen des 
Gemeindevermögens, b) die Her- 
anziehung oder die Veranlagung 
zu den Gemeindelasten. 

B. Streitigkeiten zwischen Be- 
theiligten über ihre im öffent- 
lichen Rechte begründete« Be- 
rechtigung zu den sub A a u. b 
bezeichneten Nutzungen bezw. 
Lasten. 

Zwangsetatisirungen gegen 
Stadtgemeinden . 

Ordnungsstrafrecht gegen Bür- 
germeister, Beigeordnete, Ma- 
gistratsmitglieder und sonstige 
Gemeindebeamte a) in Berlin, 

b) in den übrigen Städten. 



Minister 

des Innern 

und der 

Finanzen. 

Bezirks- 
aussehnss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde); 

ad b u. e auch 
in Berlin. 



Bezirks- 
ansschnss 

(Streitsache). 



Regierungs- 
präsident. 



Ober- 
präsident. 
Begiemngs« 
Präsident. 



Reehtsmittel 



Endgültig. 



Beschwerde. 



Berufung, Revi- 
sion; ad Ad nur Re- 
vision. Klagefrist 
zwei Wochen. 



Klage beim 0T9. 
Frist zwei Wochen. 



Klage beim OTG. 

Beschwerde beim 
Oberpräsidenten, 
dann Klage beim 
OVO.; in Hohen- 
zoUem sofort Klage. 
Frist zwei Wochen. 



Cf68etient«Ili 



§16ZuBtG£ 



|17Zu8tG6. 

§ 161 ibii 



ZostGes. 



§19ZustGi« 



' N.l 
ZustGes.^* 



*) Nach § 20 Abs. 3 ZustGes. findet gegen Mitglieder der Gemeindevertreta« 
ein Disziplinarverfahren nicht statt. 
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ftegenstuid 



70. 



Beschwerden gegen Diaziplinar- 
und StratVerfUgungen des Bürger- 
meisters. 

Disziplinarverfahren auf Ent- 
fernung aus dem Amte gegen 
Bürgermeister u. s, w. 

(In diesem Verfahren ist ent- 
stehenden Falls auch üher die 
Thatsache der DienstunfUhigkeit 
der Bürgermeister u. s. w. Ent- 
scheidung zu treffen.) 



Streitige Pensionsansprüche der 
besoldeten Gemeindebeamten. 



Behörde 



Regiemngs- 
präsldent. 

Bezlrks- 
ansschnss. 



Bezirks- 
ansschnss 

(an Stelle der 
Aufsichts 
behörde). 



VI. Angelegenhetten der [ 
XiandMmelnden und selbst- ; 
it&iid^gr«n Ontsbeslrke. 

Aufsicht des Staats über die 
Angelegenheiten der Limdge- 
memden, der Aemter in West- 
falen, der Bürgermeistereien in 
der Rheinproyinz und der Guts- 
bezirke. 



Reehtsmittel 



Klage beim 0T6. 
Frist zwei Wochen. 



Berufung zum 
OVO. PVist vier 
Wochen. Einleitung 
des Verfahrens und 
Ernennung des Un- 
tersuchunffskommis- 
sars erfo^t durch 
den Regierungspräs, 
bezw. Min. d. Binem, 
den Vertreter der 
Staatsanwaltschaft 
ernennt beim Be- 
zirksausschuss der 

Begierungspräsi- 
dent, l)eim OVG. der 
Minister des Innern. 

Soweit es sich um 
Bestimmung des als 
Grehalt anzusehen- 
den Theils des 
Diensteinkommens 
handelt, vorbehalt- 
lich der Klage im 
Verwaltungs - Streit- 
verfahren, im üebri- 
gen vorbehaltlich 
des Rechtswegs. 



72. Beschlussfassung über a) Ver- 
änderung der Grenzen der länd- 
I liehen Gemeinde- und der Guts- 
I bezirke *). 



Landrath 

(als Vor- 
sitzender des 

Kreis- 
ausschusses). 

Kreis- 
ansschuss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde). 



Beschwerde an 
den Begiemng}»- 
präsldenteii« Ixist 
zwei Wochen. 



Beschwerde. 



Gesetiesstelle 



20 Abs. 1 
2Zust.Ge8. 



g 20 Abs. 1 

N. 3, Abs. 2 

Zust.Ges. 



>■ 



§ 20 Abs. 4 
ZustGes. 



24Zust.Ges. 
'% 60 a. Zust. 
Ges.] 



^25 ZustGes. 

§40a. Zust. 

Ges.] 



^) Hinsichtlich der Veränderung der Grenzen der Aemter in Westfalen und der 
Rrgenneistereien in der Rheinprovinz, sowie hinsichtlich der Bildung neuer Gemeinde- 
id Gutsbezirke behält es gemäss § 25 Abs. 2 Zust.Ges. bei den bestehenden Vorschriften 
in Bewenden. 
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G^egenstand 



B«liörde 



Boohtamiital 



Gesetzeuii 



7a 



74. 



75. 



76. 



den Betheiligten in Folge einer 
Veränderung der Grenzen der 
Land^meinden und Gutsbezirke, 
der Aemter in Westfalen und 
der Bürgermeistereien in der 
Rheinprovinz. 

Streitigkeiten über die be- 
stehenden Grenzen der länd- 
lichen Gemeinde- und Gutsbe- 
zirke, sowie über die Eigenschaft 
einer Ortschaft als Gemeinde 
oder eines Guts als Gutsbezirk. 



Klage gegen Beschlüsse der 
Gemeindevertretung, bezw. des 
Gemeindevorstands ^) : a) auf Be- 
schwerden und Ein4>rüche betr. 
den Besitz oder den Verlust der 
Gemeindemitgliedschaft u. s. w., 

b) über die Gültigkeit der 
Waiilen zur Gemeindevertretung, 

c) über die Berechtigung zur 
Ablehnung oder Niederlegung 
von Gemeindeämtern u. s. w. 

Kla^e ^egen die Beschlüsse 
der Gememdeversammlung, der 
Gemeindevertretung oder des kol- 
legialischen Gemeindevorstandes 
als unzulässig oder gesetzwidrig 
beanstandende Verß^ng des 
Gremeindevorstehers (inWestfalen 
des Amtmanns). 

Genehmigung der Gemeinde- 
beschlüsse über die Veräusserung 
von Sachen, welche einen beson- 
deren wissenschaftlichen, histo- 
rischen oder Kunstwerth haben, 
insbesondere von Archiven und 
von Theilen derselben. 



Krels- 
ansschnss. 



Kreis- 
ansschnss 

(Streitsache). 

Vorläufige 

Festsetzung 

der Grenzen 

u. s. w. durch 

Beschluss- 

fassun^ des 

Kreis- 
ausschusses. 

Kreis- 
anssehuss 

(Streitsache). 



Krels- 
ansschuss 

(Streitsache). 



Begienmgs- 
Präsident« 



Klage im Ver- 
waltungs-Streitver- 
fahren. Frist zwei 
Wochen. 



Berufung. Revi- 
sion. 



^25Za8tGi 
§40a.Zii 

■ Ges.]^ 



^26Zufit6( 
§41a.Ziä 

" Gesr 



Berufung. Revi- 
sion. Frist zur Klage 
zwei Wochen. 



8§ 21% 

ZustGes. 

§25M 

[§45 a. Zus 

Ges.] 



Bem^mg. Revi- 
sion. Frist zur Klage 
zwei Wochen. 



§29ZustGe 



Beschwerde an 
den Oberpräsiden- 
ten. 



§30ZastGe 



*) Wer als Gemeindevorstand, bezw. Gemeindevertretung in den einzelnen Landi 
theilen zu betrachten ist, sagt § 38 ZustGes. 
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Gegenstuid 



RMhismittel 



GesetiesBielle 



il, Beschlussfassung über die Be- 
stätigung (Genemnigung) von 
Ortsstatnten und sonstigen die 
Gremeindeangelegenheiten betr. 
Gemeindebeschlüssen, sowie über 
die Herbeiführung bezw. An- 
ordnung einer Er^nzung oder 
Abänderung der m Ansehung 
der Gememdelasten oder des 
Gemeindestimmrechts bestehen- 
den Ortsverfassung. 



BestätigoDg (Genehmigimg) von 
Gemeindeoeschlüssen betr. den 
Erlass von Anordnungen über 
£änführung oder Veränderung 
von direkten oder indirekten 
Gemeindesteuern. 

Beschlussfassong a). über die 
Zahl der aus jeder einzelnen Ort- 
schaft einer Gemeinde zu wählen- 
den Mitglieder der Gemeinde- 
vertretung ; b) über die Vornahme 
aussergewöhnlicher Ersatzwahlen 
zur Gemeindevertretung oder in 
den Gemeindevorstand : c) über 
die Vermehrung der Zahl der 
MitgUeder des Gemeindevprstan- 
des, der Schöffen und der Orts- 
vorsteher, sowie über die Be- 
stellung besonderer Ortsvorsteher 
i {^verschiedene Ortschaften eines 
I Gemeindebezirks; d) über die 
' Festsetzung der Besoldungen, der 
Dienstunkostenentschädigun^en 
tmd der haaren Auslagen der Mit- 

flieder des Gemeindevorstandes, 
er sonstigen Gemeindebeamten, 
sowie der kommiss. Gemeinde- 
vorsteher, Gutsvorsteher und 
sonstiger kommiss. bestellter Be- 
amten; e) über Feststellung und 
Ersatz der Defekte bei Kassen 
/u. s. w. 



^ ^) über die 

I zwischen dem Gemeindevorstande 
und der Gemeindevertretung 
bezw. zwischen dem Gemeinde- 
vorsteher und dem koUegialischen 
.' Gemeindevorstande entstandenen 
\ Meinungsverschiedenheiten abge- 
\ sehen von den Fällen des § 29 
' Zust.Ges. (N. 75), 



Krels- 
aasschnss 

(an Stelle der 
Aiifeichts- 
behörde, in 

Hessen- 
Nassau an 
Stelle des 
Amtsbezirks- 
raths). 



Minister 
des Innern 

und der 
Finanzen. 



Kreis- 
ansschuss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde). 



Kreis- 
anssehuss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde). 



Beschwerde an 
den Bezirksans- 
schnss. Frist awei 
Wochen. Handelt 
es sich um Auf- 
bringung von Ge- 
meindeabgaben und 
Diensten, weitere 
Beschwerde des Vor- 
sitzenden des Be- 
zirksausschusses an 
die Minister des 
Innern und der 
Finanzen. 

Endgültig. 



Beschwerde, ad e 
endgültig vorbehalt- 
lich des Rechtswegs. 



31 ZustGes. 
42 U.43 

Just.Ges.] 



Beschwerde. 



§ 31 Abs. 4 
Zust.Gres. 



§28 ZustGes. 

§ 22 Abs. 3, 
§§ 28, 84, 
84a ErO. 
[§ 50 N. 1 

a. Zust.Ges,] 



> 88 ZustGes. 
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83. 



Gegenstand 



b) an Stelle der Gemeindebehör- 
den im Falle ihrer durch wider- 
sprechende Interessen herbei- 
geführten Beschlussunföhigkeit, 

c) an Stelle der aufgelösten Ge- 
meindevertretung, d) über die Art 
der gerichtlichen Zwangsvoll- 
streckung gegen Landgememden, 

81. A. Klage gegen Beschlüsse des 
GemeindevoTstandes bezw. Guts- 
vorstehers betr. a) das Recht der 
Mitbenutzung der öffentlichen 
Gemeindeanstalten, sowie zur 
Theilnahme an den Nutzungen 
und Erträgen des Gemeindever- 
mögens, b) die Heranziehung oder 
Veranla^ng zu den Gemeinde- 
lasten bezw. den öffentlichen 
Lasten eines Gutsbezirks, c) die 
besonderen Rechte oder Ver- 
pflichtungen einzelner örtlicher 
Theile des Gemeindebezirks oder 
einzelner Klassen der G^meinde- 
angehörigen in Ansehung der 
sub a u. b erwähnten Ansprüche 
und Verbindlichkeiten. 

B. Streitigkeiten zwischen Be- 
theiligten über ihre im öffentlichen 
Rechte begründete Berechtigung 
oderTerpmchtung zu den sub A 
bezeichneten Nutzungen bezw. 
Lasten. 

82. Zwangsetatisirung gegenüber 
einer Landgemeinde (Amt, Bür- 

fermeisterei) oder einem Guts- 
ezirke. 



A. Ordnungsstrafrecht gegen 
Gemeindevorsteher (Amtmänner, 
Bürgermeister) und sonstige Ge- 
meindebeamte und Gutsvorsteher. 



B. Beschwerden gegen Diszi- 
plinarstwfverfügungen des west- 
rälischen Amtmannes und des 
rheinischen Bürgermeisters. 



Krels- 
ansschnss 

(an Stelle der 

Aufiaichts- 

behörde, ad d 

an Stelle der 

Bezirks- 

regiemng). 

Kreis- 
ansschnsB 

(Streitsache). 



Reekitmitiel 



Beschwerde. 



Landrath« 



Landrath, 

bezw. 

Begiemngs- 

Präsident. 



Landrath. 



Berufung. Revi- 
sion. Frist zur Klage 
zwei Wochen. 



Klage beim Be- 
zirksansselinsse. 

Frist zwei Wochen. 

Beschwerde an 
den Regiemngs- 

E" identen bezw. 
rprftsldenten; 
zwei Wochen, 
in HohenzoUem so- 
fort Klage beim 
OTÜ. gegen die 

Strafv^erfügungen 
des Regierungsprä- 
sidenten. 

Beschwerde an den 
Begiemogspräsi- 
denten; Frist je- 
weils zwei Wochen. 
Gegen Beschluss des 
Remerunffspräsiden- 
tenKlageoeimOTG* 
Frist zwei Wochen. 
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Gegenstand 



Behörde 



Reohisoiittel 



Gesetzeestelle 



i, Disziplinarverfahren auf Ent- 
fernung aus dem Amte gegen 

I Gemeindevorsteher u. s. w. 

: (In diesem Verfahren ist ent- 

I stehenden Falls auch über die 
Dienstunfahigkeit der ländlichen 

' Gemeindebeamten Entscheidung 

j zu trefien.) 



Krels- 
ans8chnss. 



Streitigkeiten über Pensions- 
ansprüche der besoldeten Gre- 
meindebeamten. 



Bestätigung von Gemeinde- 
beamten oder eines Gutsvor- 
stehers. 



?7. ' Bestellung stellvertretender 
Gremeindebeamten. 



t8. Bestellung besonderer Stell- 
vertreter des Gutsvorstehers für 
entlegene Theile des Gutsbezirks. 

9. Ernennung eines Stellvertreters 
für den Gutsvorsteher in den 
FäUen der §§ 82 u. 34 KrO^ 



zwischen 
Gutsherrn und Gemeinde, Schul- 
zengutsbesitzer und Gemeinde. 



Kreis- 
ausschnss 

(an Stelle der 
Aufsichts- 
behörde). 



Landrath 

(Versagung 
nur mit Zu- 
stimmung des 

Kreis- 
ausschusses). 

Landrath 

mit Zustim- 
mung des 

Kreis- 
ausschusses. 

Krels- 
ansschnss* 

Landrath 

mit Zustim- 
mung des 

Kreis- 
ausschusses. 

Krels- 
ansschuss. 



un Streitfalle 

General- 
kommission. 



Berufung an das 
OTG. i%8t vier 
Wochen. Einleitunff 
des Verfahrens und 
Ernennung des Un- 
tersuchungskommis- 
sars, bezw. Vertre- 
ters der Staatsan- 
waltschaft durch den 
Landrath, bezw. Re- 
gierungspräsiden- 
ten. Den Vertreter 
der Staatsanwalt- 
schaft vor demOVG. 
ernennt der Minister 
des Innern. 

Soweit es sieh da- 
rum handelt, welcher 
Theil des Dienstein- 
kommens als Gehalt 
anzusehen ist, vor- 
behaltlich der Kla- 
ge im Verwaltungs- 
streitverfahren, im 
Uebrigen vorbehalt- 
lich des Rechtswegs. 

Beschwerde an 
den Bezirksans- 
sehnss im Falle der 
Versagung. 



Beschwerde. 



Desgl. 



Beschwerde an 
den Bezirksans- 
schnss. 



Berufung an das 
Oberlandesknltnr- 
gericht. 



i36Abs.lZ.4 
ZustGes. 



; 86 Abs. 8 
Zust.Ges. 



26 Abs. 8, 
> 26 a KrO. 



§ 26 Abs. 4 
u. 5 KrO. 



§ 82 Abs. 2 
KrO. 

§ 34 KrO. 



28 Abs. 6, 
41 u. § 42 
KrO. 



Digitized by VjOOQIC 



— 80 



91. 



92. 



94. 



GegeiiBtand 



vn. Armenanffeleffeii- 
hetten. 

Streitigkeiten zwischen Armen- 
verbänden wegen öffentlicher 
Unterstützung nülfsbedürfÜger. 

Streitigkeiten über die Noth- 
wendigkeit und Art desTrans^rts 
auszuweisender HülfsbedOrftiger. 

a) Bestätigung von Statuten zur 
Regelung der Armenpflege in 
Gutsbezirken u. Gesammtimnen- 
verbänden, b) Genehmigung zur 
Wiedemuflösung von Gesammt- 
armenverbänden. 



95. 



96. 



Beschwerden von Armen gegen 
Verfügungen von: 

A) Ortsarmenverbänden dar- 
über, ob, in welcher Höhe und in 
welcher Weise Armenunter- 
stützungen zu gewähren sind, 

a) sofeme eine Stadt von mehr 
als 10000 £. betheiligt ist, 



b) in den übrigen Fällen; 

^B. Landarmen verbänden, so- 
feme sie nur aus einem Kreise 
bestehen, über die Art und Höhe 
der Unterstützung. 

Beschwerden von Ortsarmen- 
verbänden gegen Verfügungen 
der Landarmenverbände &rüber, 
ob. in welcher Höhe und in 
welcher Weise Beihülfen zu ge- 
währen sind. 

Schiedsrichterliches oder sühne- 
amtliches Vermittelungsverfahren 
bei Streitsachen zwischen Armen- 
verbänden. 



Behörde 



Bezirks- 
ansschnss 

(Streitsache). 

Desgl. 



Bezirks- 
aussehnss 

und an Stelle 
des Kreistags 
der Kreisaus- 

schuss, im 
Falle wieder- 
holter Ver- 
sagun^ der 
Bestätigung 
der Bezirks- 
ausschuss. 



Krels- 
aussehnss 

(Stadt- 
ausschnss) 

(an Stelle der 

Kreis- 
kommission). 



Reehismittel 



Berufimg an das 
Bundesamt für das 
Helmathswesen. 

Frist 14 Tage. 



Endgültig. 



Beschluss des Be- 
zirksaQSSchnsses 

endgültig. 



Bezlrks- 
ausBchnss, 

auch in 
Berlin. 


Endgültig. 


Kreis- 
ansschnss* 


Desgl 


Bezlrks- 
ansschnss. 


Desgl. 


ProYinzial- 
rath. 


Desgl 



Desgl. 



GeBeti«Mtell( 



§39Zu8tGe5. 
§§ 38ff. 
BeicWes. t 
6. Jum 18(0 

§ 58 Abs. 2 
Eteichsges. t. 
6. Junil^ö. 

,40Zu8t.G(s. 
t§ 8-10, li 

14. 

Aasf.6ei 

v.8.Mänl?;i 

XL lauenbai?. 

Ges. V. 2i 

Juni Wii 

574a. ZiBt 

Ges.] 



ß4lZust.Geä. 
^^ 161 ibid. 
63 Ges.T. 

51 Ges. T. 
t. Juni 18il 
75 a. ZiBt 

Ges.] 



[§ 



42Zust.Ges. 
^ 36 Ges.t. 
8. März ISa 



8 43Zuflt.Ge8. 
^ 88 60-62 
Gtes.v.8.Mäi? 

1871, j? '^ 
bis50Gc . 
24. Juni m 
8 76 a.Znst 
^ Ges.; 
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Gegenstand 



Behörde 



Beehtsmiitel 



Gesetzesetelle 



97. 



Beschlussfassung auf Antrag 
eines Armenverbandes gegen die 
zur Unterstützung eines Hülfs- 
bedürftigen yerpmchteten Ange- 
hörigen. 



ELlagen gegen Beschlüsse des 
Gutsvorstehers, bezw. des Vor- 
^tzenden der Vertretung eines 
Gesammtarmenverbandes, bezw. 
I des Vorstandes eines Landarmen- 
I Verbandes auf Beschwerden und 
Einsprüche betr. a) die Verpflich- 
tung zur Theilnahme an den 
Lasten der Armenpflege in Guts- 
bezirken und in Gesammtarmen- 
verbänden, b) die Heranziehung 
oder Veranlagung zu den Lasten 
der Landarmenverbände ^). 



Vlil. SohiilaiiMlesren- 
helten. 

Feststellung des Geldwerths 
der Naturalien und des Ertrags 
der Ländereien bei amtlicher 
Festsetzung des Einkommens der 
Elementarlehrer. 



A. Klagen gegen Beschlüsse 

der Schulbehörae auf Beschwer- 

I den und Einsprüche, betr. die 

I Heranziehung zu Abgaben und 



Kreis- 
ansBchnss 

(Stadt- 
ansschuss) 

(an Stelle des 
Landraths, 
bezw. städt. 
Gemeinde- 
vorstandes), 
ad a) Kreis- 
anssehuss^ 
ad b) Be- 
zirksaus- 
schnss 
(Streitsache). 



Eäidgulti 
haltlich de 
wegs. 



; vorbe- 
Rechts- 



a) bei Land- 
schulen 
Kreis- 

ansschuss, 

b) bei Stadt- 
schulen 

Bezirks- 
ansschnss« 
a) bei Land- 
schulen 
Kreis- 
aussehnss^ 



Berufung. 
Nur Bevision. 



Frist zur Klage 
zwei Wochen. 



§43Zust.Ges. 
§ 65 Ges. V. 
8. März 1871. 
§ 53 Ges. V. 
24. Juni 1871. 
[§ 76 a. Zust. 
Ges.] 



44Zust.Ges. 
8ff. u. 29 
es. V. 8.März 
1871. 



Beschwerde. 
Der Beschlnss des 
Bezirksansschns- 

ses ist in allen Fällen 
endgültig. 



Berufung. 
Revision. 



i45Zust.Ge8. 

§ 77 a. Zust. 
Ges.] 



§46Zuständ.- 
Ges.«) [§77 
a. Zust. Otea,] 



^) Einsprüche gegen Zuschläge zu den direkten Staatssteuem, welche sich gegen den 
Prinzipalsatz der letzteren richten, sind unzulässig. — Die Beschwerden und £e Ein- 
sprüche, sowie die Klage haben keine aufschiebende Wirkung. Dieselben stehen in den 
Fällen zu b nur den unmittelbar zur Aufbringung der Kosten der Landarmenpflege heran- 
gezogenen einzelnen Verbänden, Kreisen und Gemeinden zu. 

^ Gemäss § 46 Abs. 5 Zust.Ges. erfolgt auch die Entscheidung über streitige Ab- 
gaben und sonstige nach öffentlichem Rechte zu fordernde Leistungen für Schulen, welche 
der allgemeinen Schulpflicht dienen, oder für deren Beamte, sowie über streitiges Schul- 
geld fSr -solche Schulen nach § 15 des Gesetzes über die Erweiterung des Rechtsweges 
vom 24. Mai 1861 fortan im Verwaltungs-Streitverfahren. — Eiasprüche gegen die Höhe 
Von Zuschlägen für Schulzwecke zu den direkten Staatssteuem, welche sich gegen den 
^rinzipaJsatz der letzteren richten, sind imznlässig. — Die Besdbwerden und Einsprüche, 
•Owie die Klage haben keine aufschiebende Wirkung. — Die Vorschriften des § 46 finden 
*Uf solche Abgaben und Leistungen, welche zu den Gemeindelasten (§§ 18, 34) gehören, 
^ine Anwendung. 

V. Stengel, Zuständigkeit. 6 
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Behörde 



Reohtemittel 



GesetieBstelle 



^ 

<;-^ 



101. 



102. 



103. 



sonstigennacb öffentlichemBechte 
zu fordernden Leißtungen für 
Schulen, welche der allgemeinen 
Schulpflicht dienen. 

B. Streitigkeiten zwischen Be- 
theiligten über ihre im öffent- 
lichen Rechte begründete Ver- 
pflichtung zu dergl. Abgaben und 
Leistungen. 

A. Klagen gegen Beschlüsse 
der Schulaufsichtabehörde betr. 
die Anordnimg von Neu- und 
Reparaturbauten bei Schulen, 
welche der allgemeinen Schul- 
pflicht dienen, üoer die öffentlich- 
rechtliche Verpflichtung zur Auf- 
bringung der Baukosten u. s. w. 

B. Streitigkeiten der Bethei- 
ligten darüber, wem von ihnen 
die öffentUch-rechtliche Verbind- 
lichkeit zum Bau oder zur Unter- 
haltung einer der allgemeinen 
Schulpflicht dienenden Schule 
obliegt. 

Zwangsetatisirung gegenüber 
Schulverbänden bei der allge- 
meinen Schulpflicht dienenden 
Schulen. 



IZ. Elnquarttei^aiigsan- 
S^o^onlioltsii. 

A. Bestätigung von Gemeinde- 
beschlüssen oder Ortsstatuten 
wegen Vertheilung der Quartier- 
leistungen und sonstigen Natural- 
leistungen (Vorspann , Natural- 
verpflegung, Fourage); 



b) bei Stadt- 1 

schulen | 

Bezirks- ; 

aussehuss i 

(Streitsache). I 



Berufung. 



ad A Frist zur 
I Klage zwei Wochen. 



a) bei Land-' 
schulen der 

Kreis- | 
ansschnss. i 

b) bei Stadft-' 
schulen der | 

Bezirks- 

ansscfauss 

(Streitsache), i 



Berufung. 
Revision. 



Berufung. 



§47Zu8t.Ges. 
§ 49 ibid.') 
[§ 78 a. Zust. 
I Ges.] 



ad A Klagefrist , 
zwei Wochen. I 



B. Beschlussfassung über die 
Festsetzung des Umfangs der 
Quartierleistung für solche Guts- 
bezirke, welche eine Vereinigung 
mit einer Gemeinde nicht aoge- 
schlossen haben. 



a) bei Land- 
schulen der 
Landrath, 

b) bei Stadt- 
schulen der 

Reglemngs- 
präsldent. 



a) in Städten 
der Bezirks- 



a) Klage beim ße- 
zirksansschnss. 

Berufung. 
b)KlagebeimOTG« 
Frist zwei Wochen. 



Beschwerde. 



R48ZastGes. 
§ 49 ibid. 



ansschnss. 



b) im Uebn 

gen der 

Kreis- 

ausschnss. 

Kreis- 

anssehnss« 



Desgl. 



Desgl. 



550Zust.Ges. 
8 80 a. Zust. 
■^ Ges.] 



1) Die Vorschriften des § 47 Zu8t.Ges. finden gemäss § 49 ibid. auch ^T^^^^^^ 
wenn die Schule mit der Küsterei verbunden ist. — Für die im Verwaltungs-Streitv ^^^^ 
nach § 47 zu treffenden Entscheidungen finden die von den Schulaufsichtsbehorae ^^u 
halb ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen über die -^^^^ ß^etze« 
Schulbauten Anwendung. — Die der Schulaufsichtsbehörde nach Maassgabe des ^^^^^ 
zustehende Befugnis» zur Errichtung neuer oder Theilung vorhandener Schuiso 
bleibt unberührt. § 49 Abs. 3 a, a. O. 
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104. 



Beschlussfassung betr. Einwen- 
dun^n gegen die für die Ver- 
theilnng der Quartierleistungen 
aufgestellten Kataster. 

(Jmst für die Einwendungen 
21 Tage.) 



105. 



X. Sparkassenangelegen- 
heiten. 

Genehmigung zur Errichtung 
und Auflösung von Gemeinde- 
oder Kreisspaäassen, sowie Be- 
stätigung von Statuten oder Ab- 
änderung derselben. 



jInStädtender 
i Gemeinde- 
Torstand, 
in Betreff der 
übrigen Ort- 
schaften der 

Ereis- 
ausschnss. 



106. 



107. 



Ertheilung der nach Gesetz 
oder Statut erforderlichen staat- 
lichen Genehmigung der Spar- 
kassen a) in Benin, 

b) im üebrigen. 



ZI. Syna£:og6ngem0lnde- 
ans^eles^enhelten. 

Klagen Einzelner wegen der 
ihnen alsüVlitgliedcm einer Syna- 

fogengemeinae oder auf Grund 
es Gesetzes v. 28. Juli 1876 betr. 
den Austritt u. s. w. zustehenden 
Bechte und obliegenden Verbind- 
lichkeiten. 



Ober- 
' Präsident« 

Versagung 
der Geneh- 
migung und 
. Auflösung, 
sowie derße- 
jstätigung von 
; Statuten- 
; änderungen 
nur mit^u- 
stimmun^ des 
Provinzial- 
raths. 



Ober- 
präsident« I 
Begiernngs- 
präsident. I 

Versagunff | 
nur unter Zu-, 
Stimmung des! 

Bezirks- 
ausschusses. 



Bezirks- 

aussehuss 

(Streitflache). 



Beschwerde an : 
den Bezirksans- il 
schnss. Frist zwei 
Wochen. Der Be- 
Bchluss ist endgültig. 



Endgültig. 



i51Zust.6es. 

§ 81 a. Znst. 

Ges.] 



Beschwerde. 

Beschwerde an den 
ProYinflalrath. 



108. 



I XZI. WegepolizeL 

A. Klagen ^egen Beschlüsse 
I der Wegepolizeibehörden ergan- 
gen auf Einsprüche gegen An- 
' Ordnungen betr. den Bau und die 
Unterhaltung der öffentiichen 
Wege oder aie Aufbringung und 
Veitheilung der dazu erforder- 
liehen Kosten oder die Inanspruch- 
nahme von Wegen für den öffent- 
lichen Verkehr. 



Berufung. 
Revision. 



i52Zust.Ges. 

§152a.Zust. 

Ges.] 



f53Zust.Ges. 
§152a.Zust. 

Ges.] 



}54Zust.Ges. 

§164a.Zust. 

Ges.] 



Bezirks- 
aussehuss 

in Stadt- 
kreisen, in 
Städten mit 

mehr als 
10000 E., so- 
feme es sichi 
umChausseen i 
handelt, ein 



Berufung. 



i§56Zust.Ges. 
I [Art. IV der 
I Kreis- 
I ordnungs- 
I novelle.] 



Digitized by VjOOQIC 



QegenBtand 



— 84 — 



Behörde 



Reohtsmiitel 



GeBotioutelle 



B. Streitigkeiten der Betheili^- 
ten darüber, wem von ihnen die 
öffentlich-rechtlicheVerpflichtung 
zur Anlegonjg oder Unterhaltung 
eines öffentkchen Weges obliegt 



Klagen gegen Beschlüsse der 
Wegepolizeibehörde betr. die 
Einzienung oder Verlegung öffent- 
licher Wege. 



In Sehleswig- Holstein Be- 
schlussfassung iiber: 

a) die Bestätigung von Be- 
stimmungen der Gremeinden in 
Betreff der Anlegung, Verlegung 
oder Einziehung von Nebenwegen, 
öffentlichen Fusssteigen oder 
Landwegen nach §§ 226, 234 
Absatz 1, 235 der W egeverord- 
nung fUr die Herzogthümer Schles- 
wig und Holstein vom 1. März 
1842 (Sammlung der Verord- 
nungen Seite 191) und § 7 Ab- 
satz 1 der Wegeordnung für das 
Herzogthum Lauenburg vom 7. 
Februar 1875 (Offizielles Wochen- 
blatt Seite 27); 

b) die Anordnung der Ver- 
legung von Nebenwegen nach 
§ 226 Satz 1 der Wegeordnung 
vom 1. März 1842, sowie die An- 
ordnung der Anlegunj^ neuer 
Landwege oder der Verlegung 



Provinzial- 
verband, 
Landes- 
kommunal 
verband oder 
Kreiskommu- 
nalverband 
als solche (in 
Hannover ein 

Wegever- 
band) bethei- 
ügtsmd, oder 
die Klage 



gegen 
Schlüsse des 

Landraths 

gerichtet ist; 

im Uebri^en 

der Kreis- 

anssehnss 
(Streitsache). 

Bezirks- 
aussehnss 

bezw. 
Ereis- 
ausschnss 
nach Maass- 
gabe des § 56 
Zust.Ges. 
N. 108. 
Bezirks- 
anssehuss 
in Stadt- 
kreisen, im 
üebrigen 
Kreis- 
ansschnss. 



Berufung. Revi- 
sion. Elage&istzwei 
Wochen. 

Desgl. 



Beschwerde. 



§57Z.Ges.i) 
(bezüglich 

£uinnover u. 
Schlesw^- 

Holstein vgl 

§§ 58U.60 
Zust.Ge8.). 



§58Zu8t.Ges. 



^) Nach Inhalt des Abs. 4 § 57 a. a. O. wird der Artikel IV der Kreisordnungsnovelle 
vom 19. März 1881 au%ehoben. Derselbe ist ersetzt durch die Vorschriften der §§55 
bis 57 Zust.Ges. 
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N. 



Qege&Biand 



oder besseren Einrichtung be- 
stehender Landwege im Kreise 
fierzogthum Lauenbnrg nach § 7 
Absatz 2 der Wegeordnung vom 
7. Februar 1876 (Offiz. Wochen- 
blatt S. 27)^ 

c) über die Genehmigung des 
Zusammentretens vonGememden 
und Gutsbezirken zu einem Ver- 
bände behufs gemeinsamer Her- 
stellung und Unterhaltung von 
Nebenwegen nach § 18 des Ge- 
setzes yom 26. Februar, betreffend 
^e Abänderung der Wegegesetz- 
gebon^ für die Jrrovinz Schleswig- 
f&olstem u. s. w. (Gresetz-Samm- 
'lung Seite 94); 

<^ über die Anordnung der im 
Interesse der Sicherheit der Wege- 
benutzung nach § 14 der Wege- 
verordnung vom 1. März 1842 
zulässigen Beschränkunj^en der 
Benutzimg von Grundstiicken in 
der Nähe öffentlicher Wege. 

In Schleswig-Holstein: Be- 
schlussfassung 

a) über die Zulassung einzehier 
Ausnahmen von den Kegeln hin- 
sichtlich der Breite und der Her- 
stellungsart der Nebenwege nach 
§ 221 der Wegeverordnung vom 
1. März 1842: 

b) über die Herstellungsart der- 
jenigen neu auszubauendenNeben- 
lan(&trassen , hinsichtlich^ wel- 
cher die Kreise aus Provinzial- 
mitteln eine Unterstützung nicht 
erhalten, nach § 146 der Wege- ^ 
Verordnung vom 1. März 1Ö42 1 
und § 7 Absatz 3 des Gesetzes 
vom 26. Februar 1879. | 

In der ProTisK Hannover: 

Beschlussfassung 

a) über Beschwerden .Bethei- 
Ugter gegen Bestimmungen der 
Gemeinden darüber, welche Wege 
als G^meindewege anzulegen, auf- 
zugeben oder für solche zu er- 
klären sind (§11 des hannover- 
schen Gesetzes vom 8. Juli 1851 
über Gemeindewege und Land- 
strassen, hannoversche Gesetz- 
Sammlung Seite 141); 



Bezirks- 
ansscliuss« 



Kreis- 
ausschuss 

in Land- 



Bezirks- 
anssehuss 

in Stadt- 
kreisen, sowie 
inden oezüg- 
lich der all- 
gemeinen 
Landes- 



Reohtimittel 



Beschwerde. 



Beschwerde. 



QeMtieiftoUe 



§59Zust.Ges. 



§60 N. 1 
ZustGres. 
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GagtüBUiid 



Reoktsmitttl QMeiiesiteU« 



113. 



114. 



b) über Beschränkungen des 
Gebrauchs von Gemeindewegen 
auf bestimmte Zwecke des Ver- 
kehrs oder hinsichtiich einzehier 
Arten der Beförderungsmittel 
(§ 17 a. a. 0.); 

c) über Beschwerden Bethei- 
ligter ^c^en die Anordnung der 
^esetzhchen Gemeindevertretung 
in Betreff der Theilun^ eines 
Gemeindebezirks in Unterbezirke 
zur abgesonderten Anlegung oder 
Unterhaltung von Gemeinde- 
wegen (S 24 Absatz 2 N. 2 und 
Absatz 4 a. a. 0.). 

In der Provinz Hannover: 

Beschlussfassung über zeitweilige 
Beschränkungen des Gebrauchs 
von Landstrassen hinsichtlich der 
Zwecke des Verkehrs oder der 
Beförderungsmittel (§ 1$ a. a. 0.). 

In der Provinz Hannover: 

Beschlussfassung über die Ver- 
bindung mehrerer benachbarter 
Ortsgemeinden zur gemeinschaft- 
lichen Anlegung und Unterhal- 
tung der für sie alle wichtigen 
Gemeindewege innerhalb des 
einen oder andern Bezirks (§ 24 
Abs. 2 N. 1 und Abs. 3 a. a. 0). 



Angelegen- 
heiten selbst- 
ständigen 
Städten. 



Bezirks - 
aussehuss. 



a) wenn die 
betheiligten 
Gemeinden 
demselben 

Kreise ange- 
hören: der 

Ereis- 
aussehnss ; 

b) wenn ein 
Stadtkreis 

oder eine be- 
züglich der 
Verwaltung 
der allgem. 

Landes- 
angelegen- 
heiten selbst- 
ständigeStadt 
betheuigt ist, 
oder die Ge- 
meinden ver- 
schiedenen 
Kreisen des- 
selben Regie- 
rungsbezirks 
angehören: 
der Bezirks- 
ausschüsse 

c) wenn die 
Gemeinden 
verschiede- 
nen Regie- 
rungsbezir- 



Beschwerde. 



Beschwerde. 



Beschwerde. 



§ 60N.2 
^nstGes. 



60 N. 3 
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N. 



G^egeBBtuid 



Behörde 



Reohtsmiitel OeBetsesstelle 



115, 



116. 



117. 



118. 



I 



Im Be^ernngsbezirk Kassel: 

' BescUussfassung über die Heran- 
ziehung der Gemeinden und Guts- 
bezirke zmn Wegebau ausserhalb 
ihrer Gemarkungen, sowie über 
die Vertheilung der Wegebaulast 

, (§§ 2, 3 und 4 des Gesetzes, betr. 

\ die Abänderung der Wegegesetze 
im Regierungsbezirk Kassel, vom 
16. März 1879 — GS. S. 225). 

Im Yormaligen Herzogthum 

Ifassau: Beschlussfassung über 

, die Feststellung des Beitrags der 

I Gemeinden zu den Kosten der 

I Herstellung chaussirter Verbin- 

dungsstrassen nach Maassgabe des 

I nassau. Ges. v. 2. Oktober 1862 

(Verordnungsblatt S. 176). 



ken ange- 
hören: der 
ProYinzial- 
rath. 

Bezirks- 
aussehuss 

(an Stelle der 
Bezirks- 
regierung). 



Bezirks- 
ausschuss 

im Falle der 

§§ 5 u. 6 des 

Ges. V. 2. Okt. 

1862; , 

Kreis- 

aussehuss 

an Stelle des 

Amtsbezirks« 

raths im Falle 

des § 17 

a. a. 0. 

Kreis - 
ausschuss. 



Endgültig. 



Beschwerde. 



In den yormalsgrossherzoffl. 
hessisehenLandestheilen: Be- 
schlussfassung über die Ertheilung 
der Genehmigung: 

a) zur Ausführung neuer Orts- 
strassen und Vizinalwege Seitens 
der Gemeinden in Gemässheit 
des Gesetzes vom 4. Juli 1812, 
das Rechnungswesen der Ge- 
meinden u. s. w. betr.; 

b. zur Bildung von Vizinal- 
wegeverbänden in Gemässheit | 
des grossherzoglich hessischen 
Gesetzes vom 6. November 1860, 
die Anlegung und Unterhaltung 
der Vizinalwege betr. (grossh. 
hess. Reg.Bl. S. 333). 

Klagen des Wegepflichtigen Bei Gremein- 
über den besonderen Beitrag, dewegen in 
welchen die Unternehmer von Landkreisen: 
Fabriken u. s. w., durch deren der Kreis- 
Betrieb Wege inerheblicher Weise aussehnss 
benutzt werden, nach bestehen- (Streitsache); 
den Gesetzen zu den Kosten der bei sonstigen 



Beschwerde. 



Desgl. 
Frist zwei Wochen. 



i61Zust.Ges. 



§ 62 Zust.6es. 



Beschwerde. 



§63Zust.Ges. 



Berufung. 
Revision. 



§64Zust.Ges. 
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N. 



Qtgenstand 



Bthördo 



Reohtimitiel 



GeMiienteüt 



119. 



120. 



121. 



Unterhaltung oder des Neubaues 
des betr. Weges zu leisten haben. 



Znz. WaMerpolizel. 

Beschlussfassung über den Er- 
lass von Reglements (Regulativen) 
wegen Räumung von Gräben, 
Bächen und Wasserläufen in den 
durch die nachstehend bezeichne- 
ten Gesetze vorgesehenen Fällen 
(§ 3 des Vorfluthgesetzes für 
Neuvorpommem und Rügen vom 
9. Februar 1867 — Ges.-SammL 
S. 220; Artikel 10 und 15 des 
grossherzoglich hessischen Ge- 
setzes vom 18. Februar 1853, 
betr. die Auf räumung und Unter- 
haltung der Bäche — Reg.Bl. 
S. 65; Artikel 39 des landgräf- 
lich hessischen Gresetzes vom 
15. Juli 1862, betr. die Errichtung 
und Beaidsichtigung der Wasser- 
triebwerke an Bächen u. s. w. — 
Archiv S. 895). 

A. Klagen gegen Beschlüsse 
der Wasserpouzeibehörde auf 
Einsprüche gegen Anordnungen 
wegen Räumung von Graben 
u. s. w. 

B. Streitigkeiten der Bethei- 
li^ten darüber, wem von ihnen 
die öffentlich-rechtliche Verbind- 
lichkeit zur Räumung von Gräben 
und sonstigen Wasserläufen ob- 
liegt. 



Im Geltnngsbereiche der bei 
§ 07 Znst^Ges. aufgeftthrten 
Gesetze: 

Festsetzung der Höhe des 
Wasserstandes bei Stauwerken. 

a) Ernennung der sachverstän- 
digen Kommissarien (keine Zu- 
zienung des Gerichts mehr); 



Wegen und 

in Hannover 

auch bei 

(remeinde- 

wegen in 

allen selbst- 
ständigen 

Städten: der 
Bezirks- 
ansschiiss 

(Streitsache), 

Kreis- 
estadt-) 
ausschuss 

(an Stelle der 
bisher zu- 
ständigen 
Behörae). 



In Stadt- 
kreisen und 

wenn die 
Klage gegen 
Beschlüsse 
des Land- 
raths gerich- 
tet ist: der 
Bezirks- 
aussehuss ; 
im Uebrigen 
der Kreis- 
aQssehuss 
(Streitsache). 



Kreis- 
estadt-) 
aussehnss; 



Berufung. 
Keine Fnst für die 
Klage. 



Beschwerde. 



§65Zust6es. 

[§ 97 a. Zust. 

Ges.] 



Berufung. 



Berufung. 
Revision. 
Klagefrist zwei 
Wochen. 



Endgültig. 



t66Zu8tGe8. 
ß 98 a. Zust. 

^ (kB] 



§67Zust.G«. 
|8 99a. Zist 

Ges.] 
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». 



QtgOBsiand 



Bthördo 



ReohiBmitttl 



G^eiotieBsitUt 



122. 



b) Klage gegen die von den 
Kommissarien beimMangel rechts- 
Terbindlicher Bestimmungen be- 
wirkte Festsetzung; 

c) Streitigkeiten über die Höhe 
des Wasserstandes; 

d) interimistische Festsetzung 
der Höhe. 



Beschlussfassung 

a)aber Anträge auf Verschafiung 
von Voifluth, und zwar nach einer 
voi^ängigen, von ihm anzuord- 
nenden örtlichen Untersuchung 
(§8 103 bis 109 und 113 bis 116 
Theil I Titel 8 des Allgemeinen 
Landrechts; §§ 11 bis 18 des 
Vorfluthgesetzes vom 15. Novem- 
ber 1811: Artikel 3 des Gesetzes 
vom 11. Mai 1853; §§ 14 bis 16, 
18 bis 21 des Gesetzes vom 
9. Februar 1867; §§ 4 ff. des 
Vorfluthgesetzes vom 14. Jiüi 
1859) — (das schiedsrichterliche 
Verfahren nach den Bestimmun- 
gen der §§ 15 ff. des Vorfluth- 
gesetzes vom 15. November 1811 
findet auch auf die Fälle der 
§§ 103 bis 109 und 113 bis 116 
Theil I Titel 8 des Allgemeinen 
Landrechts Anwendung; 

b) über Anträge auf Mitbe- 
nutzung einer Entwässerungs- 
anlage und auf Abänderiingen 
eines Entwässemngsplans (§§ 17, 
20 des Gesetzes v. 9. Febr. 1867). 
Aufforderung zur Schiedsrichter- 
waM, Ernennung des Obmanns 
sowie der von den Betheili^en 
nicht rechtzeitig gewarnten 
Schiedsrichter und Ermächtigung 
des Schiedsgerichts (§§ 22, 23, 
25, 27' Gesetz v. 15. Nov. 1811, 
§§ 23, 24, 26 Ges. v. 6. Febr. 1867). 

Beschlussfassung 

a) über die Bechtmässi^keit 
der Ablehnung des Schiedsrichter- 
amtB (§ 30 des Gesetzes vom 
16. Nov. 1811, § 24 des Gesetzes 
vom 9. Febr. 1867); 

b) über die Zurückweisung un- 
zoläsfflger Schiedsrichter (§§ 28, 



Kreis- 
estadt-) 
anssehuss 

(Streitsache). 
Desgl. 

Kreis- 

(Stadt-) 

ansschnss 

(Beschluss). 

Kreis- 

(Stadt.) 

anssehnss. 



Berufung. 
Revision. 



Desgl. 

Endgültig bis zur 
rechtskräftigen Ent- 
scheidung. 

Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



§68Zust.Ge6. 
[§ 100, 102 
a. ZustGes.] 



Kreis- 

(Stadt-) 

anssehnss. 



Kreis- 
estadt-) 
anssclmss. 



Endgültig. 



Antrae auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren, in 
welchem der Kreis- 
(Stadt-) Ausschuss 
endgültig entscheid. 
Frist zwei Wochen. 



§69 ZustGes. 
L§103a.Zust 

Ges.] 



§70 ZustGes. 

[§104a.Zust 

Ges.] 
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Oegcnttuid 



Behörde 



SeektiBitiel Gesetzesstelli 



125. 



126. 



127. 



128. 



129. 



29 des Gesetzes vom 15. Nov, i 
1811, § 24 des Gesetzes voini 
9. Febr. 1867); 

c) über die Festsetzung der , 
VergütuDg der Schiedsrichto: (§ 38 
des Gesetzes v. 15. Nov. 1811, 
§ 27 des Gesetzes v. 9. Febr. 1867) ; 

d) über die Festsetzung der Ver- 

fütung der Kommissanen (§ 27 
es Gesetzes v. 9. Febr. 1857). 

Anfechtung der schiedsrichter- 
lichen ikitscheidung im Wege der 
Klage (§§ 25, 26 Gesetz v. 15. Nov. 
1811, § 26 Gesetz v. 9. Febr. 1867). 

Ilew&ssemngsanlagen : 

Beschlussfassung über die Be- 
schränkung der Ableitung des 
Wassers, wenn durch eine Be- 
wässerungsanlage das öffentliche 
Interesse gefähraet oder der noth- 
wendige Wasserbedarf den unter- 
halb liegenden Einwohnern ent- 
zogen wird (§ 15 des Gesetzes 
V. 28. Febr. 1843, § 3 der Wiesen- 
ordnung für den Kreis Siegen 
V. 28. Okt. 1846). 

Präklusionsbescheid bei Be- 
wässerungs- und Entwässerungs- 
anlagen (§§ 19 bis 22, bezw. 6 
bis 9 und 29 a. a. 0. und Gesetz 
V. 23. Jan. 1846, Art. 8 Gesetz 
V. 11. Mai 1853). 



Widerspruch gegen eine An- 
lage des Uferbesitzers (§§ 16 a 
und b, 17, 23 Abs. 1 Gesetz v. 
28. Febr. 1843; § 12 Wiesen- 
ordnung V. 28. Okt. 1846). 

Anträge eines Uferbesitzers 
anf Einr&nmiing oder Be- 
sehränkimg von Rechten be- 
hufs Ausführung oder Erhal- 
tung Yon Bewässerungsan- 
lagen: 

Beschlussfassung über die Vor- 
frage, ob ein überwiegendes 
Landeskulturinteresse gegeben 
ist (§§ 30 bis 32 Gesetz v. 28. 
Febr. 1843). 



Kreis- 
estadt-) 
aussehuss. 



Bezirks- 
anssehuss« 



Kreis- 
estadt-) 
aussehuss. 



Kreis- 
estadt-) 
aussehuss 

(Streitsache). 



Kreis- 
estadt-) 
aussehuss. 



Berufung. Revi- 
sion. Klagefrist 
sechs Wochen, 



Beschwerde. 



Restitutionsgesuch 
innerhalb zweier 
Wochen,auf welches 
im Verwaltungs- 
streitverfahren ent- 
schieden wird; Be- 
rufung , keine Re- 
vision. 

Berafung. Revi- 
sion. 



Beschwerde. 



i71ZustG«. 
§105a.Zust 

Ges.! 



573Zu3tG€s. 
§107a.Ziist 

Ges.] 



>74Zust.G€s. 
§108a.Zust. 

Ges.l 



575Zu8tG€s. 

§109a.Zast 

Ges.] 



§76ZustGea 
[§ 110 Ab8.l 
a. ZnslGes. 
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Gegenstand 



Reehtimitiel Gesetsesetelle 



1. 



Beschlussfassung über die Wi- 
dersprüche gegen den von den 
Kommissarien entworfenen Plan 
(§§ 33 bis 44 a. a. 0.) und über 
die Frist zu seiner Ausführung. 

Festsetzung der Entschädigung 
(und endgültige Ernennung der 
Taxatoren) (§§43 bis 47, 54, 55 
a. a. O.). 

Auszahlung und Einziehung 
oder Hinterlegung der festge- 
stellten Entschädigung. 



Vorläufige Gestattung der An- 
lage und Höhe der Kaution (§ 52, 
53 a. a. 0.). 

Im Geltungsbereiche der 

proyis. Terfügung für die 

GeestdistrilEte des Herzog- 

1 thnms Schleswig t* 6. Sept« 

1863 (chronol. Sanmil. S. 232): 

a) Klage gegen die Anord- 
nungen, Festsetzungen und Er- 
kenntn&se der Wasserlösungs- 
kommissionen und Schauungs- 
männer; 

b) Entscheidung im Falle des 
§ 17 a. a. 0. 

Klagen cegen Verfügungen 
des Landratns an die in Wasser- 
lösungsangelegenheiten Bethei- 
iigten. 

Im Geltungsbereiche der 
Wasserlösimgsordnung für die 
Geestdistrikte des Herzog- 
thums Holstein yom 16« Juli 

1857 (Gesetz- und Ministerialblatt 
S. 208) und der Wasserlösnngs- 
ordnung für den Kreis Herzog- 
thum Lanenburg yom 22. Mai 

1857 (Gesetz- und Ministerialblatt 
S. 135): 

ELlage gegen die Entscheidung 
der zuständigen Organe 

a) über Beschwerden gegen 
VeiTugunffen der Behörden, durch 
welche die ßetheiligten zur Er- 
füllung der durch das Gresetz 
oder durch die rechtlich be- 



Kreis- 

(8tadt-) 

ansschuss 

(Streitsache). 

DesgL 



Landrath, 

in Stadt- 
kreisen 
Gemeinde- 
yorstand. 

Kreis- 
estadt-) 
ansschuss 

(Streitsache). 



Kreis- 
estadt-) 
ansschuss 

(Streitsache). 



Bezirks- 
ausschuss 

(Streitsache). 



Berufung. Revi- 
sion. 



77Zust.Ges. 

'§llla.Zust. 

Ges.] 



Berufung an das |§78Znst.Ge8. 
Oberlaiidesknltnr- |§ 112 a. Zust. 
gericht. Frist sechs Ges.] 
Wochen. I 



Beschwerde bei 
der Aufsichtsbe- 
hörde. 



Beschwerde. 



In Stadt- 
kreisen, in 
Städten über 
10 000 E. und 
wenn die Be- 
schwerde 
gegen die 



Berufung. 
Revision. 



Berufung. 



79 Zust.Ges4 
§ 113 a. Zust. 
Ges.] 



80Zust.Ges. 
; 114 a. Zust. 

Ges.] 



§81Zust.Ges. 



i81 letzt. Abs. 
ZustGres. 



§82Abs.lu.2 
Zust. Ges. 
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137. 



138. 



139. 



QegtBftuid 

stehenden Regulative bestimmten 
Yerpflichtangen angehalten wer- 
den; 

b) über Streitigkeiten unter 
den Betheiligten über die ihnen 
aus dem Gräetz oder aus den 
rechtlich bestehenden Regfula- 
tiven entspringenden Rechte und 
Pflichten nach Maasseabe der 
I 10 und 12, bezw. 9 und 11 
er gedachten Verordnungen. 

Beschlussfassung über Anträge 
auf Regulirungen, insbesondere 
über den £rlass von Regulativen, 
durch welche die Recnte und 
Pflichten der an einer Wasser- 
lösung Betheiligten nach Maass- 
eabe der §§ 2—9 und 11, bezw. 
|§ 2 — 8 und 10 der gedachten 
Verordnungen bestimmt werden 
sollen. 

(Die betreffenden Schaukom- 
missionen sind vor dem Be- 
schlüsse zu hören und haben 
auf Erfordern des Kreis- (Stadt-) 
Ausschusses die Untersuchung 
und Yermittelung vorzunehmen.) 

Im Geltungsbereiclie des han- 
noverischen Gesetzes t.22. Aug. 
1847 über Ent- nnd Bewftsse- 
nmg der Omndstttcke, sowie 
über Stauanlagen (hannov. GS. 
S. 262): 



über die far 
die Vorrichtung neuer Entwässe- 
rungs-, Bewässerungs- und Stau- 
anlagen, sowie für die Aende- 
rung und Aufhebung solcher An- 
lagen erforderliche Genehmij 
der zustandigen Behörde ({ 
47, 53, 68, 74, 86, 87, 90, 
99 a. a. 0.). 



Beschlussfassung über Anträge 
a) auf Zulassung neuer £bt- 
wässerungs-, Bewässerungs- oder 
Stauanlagen, oder auf Aenderung 
oder Wegräumung derartiger 
Anlagen gegen den Widerspruch 
Betheüigter (§ 97 a. a. 0.); 



Behörde 



Verfügung 
des I^d- 
raths gerich- 
tet ist, der 
Bezirks- 
anssehnss; 
im Uebri^en 
der Kreis- 
anssehnss 
(Streitsache). 



Kreis- 

(Stadt-) 

anssehnss. 



Bezirks- 
aussehnss 

an Stelle der 
Landdrostei 

und in den 
selbstständi- 
^en Städten, 
un üebrigen 

der Krels- 

aussehnss 
an Stelle der 

Obrigkeit 

Kreis- 
estadt-) 
anssehnss. 



RookiBmitiel OtietiwU 



Berufung. 



Berufung. Revi- 
sion. Frist für die 
Klage zwei Wochen. 



Antrag auf münd- 
üche Verhandlung 
im Verwaltungs- 

Streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



5 ZößtGfi.! 



Beschwerde. 



Antrat auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 

Streitverfahren. 
Frißt zwei Woijhen. 



§84Zu8t6 
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Gegoiutand 



Bechtimittol 



QeBotsesBttlle 



I b) auf Setzung eines Stauziels 
i a. s. w. (§§ 75—77 a. a. 0.) für 

vorhandene Stauanlagen (§ 79 
; a. a. O.); 

c) auf den Eintritt in eine oder 

auf den Austritt aus einer fkit- 

wässerungs- oder Bewässerungs- 
. genossenschaft, welche auf Grund 
' des hannoverschen Gesetzes vom 

22. August 1847 oder vor Erlass 
I desselben errichtet und als öffent- 
' liehe Genossenschaft im Sinne 
\ des Gesetzes vom 1. April 1879, 
I betreffend die Bildung von Wasser- 

£reno8senschaften (Gesetz-Samm- 
' lung S. 297), nicht begründet ist 
; (§§ 47-^2, §§ 68 und 69 a. a. 0.). 

Im Geltungsbereiehe der knr- 
I hessischen Terordnniig Tom 
31. Dezember 1824, betr. den 
' Wasserbau (kurhessische Gesetz- 
' Sammlung S. 99), des knrhes- 
isisehen Gesetzes vom 28. Ok- 
tober 1834, betr. die Besei- 
ti^nng mehrerer der Terbes- 
I semng des Acker- und Wiesen- 
baues entgegenstehenden Hin- 
demisse ^urhessische Gesetz- 
Sammlung S. 156) und des kur- 
I hessischen Gesetzes vom 17.De- 
zember 1857, betr. die Aus- 
führung von Entw&sserungs- 
, anlagen mittels unterirdischer 
I Rühren (kurhessische Gesetz - 
Sammlung S. 51): 

Beschlussfassung über die £r- 
theilong der nadi §§ 16 und 
17 Abs. 2 der Verordnung vom 
$1. Dezember 1824 erforderlichen 
G^enehmigun^ zu den dort be- 
I zeichneten Wasserbaoanlagen und 
jzu Veränderungen an vorhan- 
' denen derartigen Anlagen (vgl. 
: § 86 Z. 1 und 2). 

; Beschlussfassung über Anträge 
a) auf Zulassung oder Verän- 
derung der im § 85 bezeichneten 
* Wasserbauanlagen gegen den 
Widerspruch Betheiligter; 
; b) auf Setzung von Aichpf alilen 
' bei vorhandenen Stauanlagen und 
'über den Widerspruch Bethei- 
ligter; 



Bezirks- 
ausschuss. 



Beschwerde. 



§85Zust.Ges. 



Kreis- 
estadt-) 
ausschuss. 



Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



§86Zust.Ges. 



I 
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Behörde 



Bechtsmittel GesetzeBstellt 



c) auf Führung von Bewässe- 
rungs- oder Entwässerungsgräben 
oder Drains durch fremde Grund- 
stücke, auf Gestattung von Vor- 
arbeiten für Drainsanlagen auf 
fremden Grundstücken, oder auf 
Anlegung von Werken zum 
Stauen oder zur Hebung des 
Wassers auf fremden Grund- 
stücken, nach §§ 6—9 des Ge- 
setzes vom 28. Oktober 1834 
und nach dem Gesetze vom 17. 
Dezember 1857; 

d) auf Feststellung des Bei- 
trags, welchen Gemeinden oder 
Private nach § 3 Absatz 2 der 
Verordnung vom 31. Dezember 
1824 zu den Kosten von Wasser- 
bauten zu leisten haben, welche 
nach ihrem Gegenstande und 
Zwecke nicht nur als Staats-, 
sondern zugleich als Gemeinde- 
oder Privatbauten erscheinen, 
nach § 18 der Verordnung vom 
31. Dezember 1824. 

Im Geltungsbereiche der 
nassanischen Yerordnnng vom 
27« Juli 1858^ betr. Entwässe- 
mngs- und Bewässerungsanla- 
gen (Verordnungsblatt S. 100); 

der grossherzoglieh hessi- 
schen Gesetze vom 18. Februar 
1853. betr. die Aufräumung 
und Unterhaltung der Bäche 
(Regierungsblatt S. 65); vom 19. 
Februar 1853^ betr. die Re- 
gulirung der Bäche (Regierungs- 
blatt S. 70); vom 20. Februar 
1853, betr. die Errichtung und 
Beaufsichtigung der Wasser- 
triebwerke (Regierungsblatt 
S. 75). und vom 2. Januar 
1858« betr. die Entwässerung 
von Grundstücken (Regierungs- 
blatt S. 33); 

beziehungsweise der land- 
gräflich hessischen Gesetze 
vom 15. Juli 1802 über Er- 
richtung und Beaufsichtigung 
der Wassertriebwerke (Archiv 
S. 895) und vom 15. Juli 1862, 
betr. die Entwässerung von 
Grundstücken (Archiv S. 889): 
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Gegenstand 



Behörde 



Reohtsmitiel 



GeeetzeBstelle 



Beschlnssfassung 

a) über die nach Art. 4 d. grossli. 
hess. Ges. vom 18. Februar 1853 
erforderliche Genehmigung der 
vertragsmässigen Vereinigung 
mehrerer Gemeinden zu einem 
Verbände (Konkurrenz) behufs 
gemeinsamer Aufbringung der 
Kosten für Aufräumung und 
Unterhaltung eines Baches; 

b) über die Genehmigung zu 
einer Bachregulirung , zu Ent- 
mid Bewässerungsanlagen oder 

I zur Anlage von Wassertrieb- 
I werken nach §8 2, 19, 25 u. 26 
der nass. Verordn. v. 27. Juli 1858 
(ygL § 89 Z. 1 u. 14 ZustGes.); 

c) über die Genehmigung zur 
Anlegung oder Veränderung von 
Wassertnebwerken nach §§ 1 u. 
15 des erossh. hess. Gesetzes vom 
20. Februar 1853 und des land- 
gräfl. hess. Ges. v. 15. Juli 1862 
(vgl. § 89 Z. 4 ZustGes.). 



3. Beschlussfassung über die An- 
ig von Schwellen in den 



Sohlen regulirter Bäche nach § 5 
der nass. verordn. vom 27. Juli 
1858 und Art. 20 des grossherz. 

jhess- Gesetzes vom 19. Februar 

' 1853. 

L Beschlussfassung über Anträge 

a) auf Zulassung von Bachre- 
gulixungen, sowie neuer Ent- und 
Bewässerungsanlagen gegen den 
Widlerspruch Betheiliffter nach 
§ 2 der nassauischen Verordnung 
vom 27. Juli 1858; 

I b) auf Ausführung von Ent- 
wässerungsanlagen gegen den 
Widerspruch Betheiligter nach 
§§ 1, 21 und 32 deö grossherzog- 
lich hessischen Gesetzes vom 
2. Januar 1858 und des land- 
gräflich hessischen Entwässe- 
rungsgesetzes vom 15. Juli 1862 ; 

c) auf Entscheidung über Wi- 
dersprüche von Gemeinden gegen 
eine Bachregulirung oder gegen 
die Uebemahme der durch eme 
Bachregulirung entstehenden 



Bezirks- 
ausschuss 

an Stelle der 
Bezirks- 
regierung. 



Beschwerde. 



§87 ZustGes. 



Kreis- 
aussehuss. 



Kreis- 
ausschnss 

(Streitsache). 



Beschwerde. 



§88 ZustGes. 



Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



§89 ZustGes. 
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Gtgtnstaiid 



Behörde 



Rechtsmittel 



G«etiesBtelli 



145. 



146. 



Kosten und übex das Yerhaltniss, 
in welchem die Kosten einer Bach- 
regulirun^ auf mehrereGemeinden 
zu vertheilen sind, nach Art. 10, 
7 und 8 des grossherzoglich hes- 
sischen Gesetzes vom 19. Fe- 
bruar 1853; 

d) auf GhBnehmigung zur Er- 
richtung, sowie zur Veränderung 
von Triebwerken an Bächen und 
deren Seitengräben ^egen den 
Widerspruch Retheihgter nach 
g§ 19, 25, 26 und 27 der nassau- 
ischen Verordnung vom 27. Juli 
1858, bezw. Art. 8 und 10 des 
grossherzoglich hessischen Ge- 
setzes vom 20. Februar 1858 und 
des landgräflich hessischen Ge- 
setzes vom 15. Juli 1862; 

e) auf Setzung von Aichpföhlen 
an bereits bestehenden Trieb- 
werken nach § 28 der nassau- 
ischen Verordnung vom 27. Juli 
1858, beziehungsweise Art. 20 
und 21 des grossherzoglich hes- 
sischen Gesetzes vom 20. Fe- 
bruar 1858 und des landgräflich 
hessischen Gesetzes vom 15. Juli 
1862. 

Im Geltungsbereiehe des 
bayerischen Gesetzes über Be- 
nutzoBg des Wassers yom 28. 
Mai 1852 (Bay. Ges.Bl. S.489): 

Beschlussfassung 

a) über die im Interesse der 
Erhaltung; des nöthigen Wasser- 
bedarfs für eine Ortschaft er- 
forderlichen Beschränkungen hin- 
sichtlich der Ableitung des 
Wassers nach § 58 a. a. 0.; 

b) über Anträge auf Geneh- 
migung zur Errichtung oder Ab- 
änderung von Stauanlagen nach 
Art. 61 und 82 a. a. 0. (zu ver- 

fleichen jedoch § 91 Ziffer 4 
ustGes.). 

Beschlussfassung über Anträge. 

a) auf Genehmigung zu einer 
Abweichung von der gesetzlichen 
Keschränkung der Üferanlieger 
in der Benutzung des Wassers 
nach Art. 54 Abs. 2 und § 58 
a. a. 0.; 



Bezirks- 
anssehiiss« 



Ereis- 
aussehnss. 



Beschwerde. 



Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



§90ZustGei 



§9lZust.G« 
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l 



QtgenBtand 



Reehtsmiitel 



QeBttiessttllo 



b) auf Vertheilung des Wassers 
unter die Berechtigten bei Ver- 
minderung des Wasserstandes 
nach Art. 60 a. a. 0.; 

c) auf Zuweisung von Wasser 
für Grundstücke, welche nicht 

i an dem Flusse liegen^ nach Art. 
62 und 63 a. a. 0.; 

d) auf Genehmigung zur Er- 
richtung oder Abänderung von 

1 Stauvorrichtungen und Trieb- 
\ werken oder auf Setzung eines 
i Stauziels gegen den Widerspruch 
Betheiligter nach Art 61, 73, 76, 
/77, 83 und 84 a. a. 0.; 

e) auf Zuleitung oder Ablei- 
tung des für eine ße- oder Ent- 
wässerung erforderlichen Wassers 
durch fremde Grundstücke. 



Im Oeltongsbereiehe der 
MliMenordnimg für das 
Fürstenthnm Hohenzollem- 
Sigrmarinfiren yom 8. XoYember 

1845 (GS. für Höhend. - Sigm. 
Bd. VII S. 157): 

147. ' Beschlussfassung über die Fest- 
; steUung von Instruktionen für 
] die Einrichtung der Mühlenhaupt- 

kanäle nach § 27 N. 12 a. a. 0. 

148. Beschlussfassung 

A. über die Einrichtung von 
I Fiuthschleusen an Mühlenwehren 
. zur Verhütung von üeberschwem- 

mungen nach § 27 N. 3 a. a. 0. ; 

B. über Anträge: 

j a) auf Errichtung, Veränderung 
■ oder Wiederherstdlung von 
Wassermühlen nach § 23 II, § 5 
' in, § 8 a. a. 0.; 

b) auf Gewährung einer Ent- 
schädigung an einen Mühlenbe- 
sitzer für die Einrichtung von 
Fiuthschleusen nach § 27 N. 13 
a. a. 0.; 

c) auf Benutzung des Wassers 
für Mühlen und die Gewährung 
bezüglicher Entschädigungen 
nach § 25 Abs. 2 a. a. 0. 

T. Stengel, Zuständigkeit. 



Bezirks- 
ausschuss« 



Kreis- 
ansschuss 

(Amts- 
ansschuss). 



Beschwerde. 



ad A Beschwerde. 

ad B Antrag auf 
mündliche Verhand- 
lung im Verwal- 
tungs - Streitverfahr. 
Frist zwei Wochen. 



S92Zust.Ges. 



§93Zu8tGes. 
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Gegenstand 



Behörde 



Reohismiitel 



GMetioBsielle 



149. 



Angelegenheiten der öffent 
lichenlfassergenossensehaften. 

Staatliche Aufsicht auf Wasser- 
genossenschaften a) bei Genossen- 
schaften zur Anlegung und Vei> 
besserun^ von Wasserstrassen 
(Flössereien) und anderen Schiff- 
fahrtsanlagen, b) bei andern Ge- 
nossenschaften. 



150. 



Zwangsetatisirung. 



151. 



152. 



153. 



154. 



155. 



Genehmi^ng zur Veräusserung 
von Immobilien und Aufnahme 
von Anleihen. 



Klagen gegen Bescheid des 
Genossenschansvorstands betr. 
die Zugehörigkeit zur Genossen- 
schaft, insonderheit die Theil- 
nahme an den Lasten derselben. 



a) Genehmigung und Abände- 
rung des Statuts, b) Entschei- 
dung über die Kosten der Vor- 
arbeiten. 



Auflösung der Genossenschaft. 



Streitigkeiten über die TheU- 
nahme an den Lasten von Ge- 
nossenschaften zur Ent- und Be- 
wässerung von Grundstücken etc. 



ad a) Regie« 

rnngspräsi- 

dent, 

ad b) Land- 
rath als Vor- 
sitzender des 

Ejreisaus- 
schusses, in 
Stadtkreisen 
die Orts- 
polizei- 
behörde. 

a) Regie- 
rnngspräsi- 

dent, 
b) Landrath, 
bezw. Orts- 
polizei- 
behörde. 

Kreis- 
ausschuss. 



Bezirks- 

ansschnss^ 

bezw. Kreis - 

ansschnss 

(vgl. N. 149) 
(Streitsache). 

Der 
zuständige 
Minister. 
im Falle des 
^ 65 Landes- 
herr. 

Der 
zuständige 
Minister. 

Bezirks- 
ansschnss 

(Streitsache). 



Beschwerde an 
den Oberpräsiden- 
ten. 

Beschwerde an 
den Regierungs- 
präsidenten. 



Klage beim OVG. 



Klage beim Be- 
zirksansschnsse. 

Frist zwei Wochen. 



Beschwerde an 
den Bezirksans- 
schnss. 



Berufung. 

Berufung, Revi- 
sion. Klagefrist zwei 
Wochen. 



Endgültig. 



Desgl. 



Berufung. 



§ 94 Abs. 2 

ZustGes. 

§ 49 Abs. 3 

Ge8.v.l.April 
1879. 



§ 94 Abs. S 

Zust.Oes. 

§ 50 Abs. 2 

8es. V.I.April 

1879. 



§ 94 Abs. 2 

Zust.Ges. 

8 51 Ges. V. 

I.April 18:9. 

§ 94 Abs. l 

Zu8t.Geä. 

§ 53 Ges. r. 

I.Aprill^!'. 



8§57,82>^ 

Ges. v.l. Apr. 

1879. ^ 

8 94 Abs. « 

Zust.Ges. 



§ 61 C^es. l 
1. April Ibiä 



§ 70 Ges.J 
1. April 1^^ 
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Gegenstand 



Reohtsmittel Gesetzesstelle 



156, 



157. 



Beschlussfassimg über die zur 
Vorbereitung einer öffentlichen 
Genossenschaft erforderlichen 
Vorarbeiten u. s. w. 

Stellung des Antrags auf Bildung 
einer öffentlichen Genossenschaft. 



158. Entscheidung über den Antrag 
auf Begründung öffentlicher Ge- 
nossenschaften. 



159. 



ZTV. Deiohang^elei^eii- 
heiten. 

Beschlussfassung, soweit es sich 
um zu keinem Deichverbande oder 
Deichbande gehörende Deiche 
handelt, - 

a) über die Genehmigung für 
, neue und für die Verlegung, Er- 
I höhung oder Beseitigung beste- 
I hender Deichanlagen nach §§1 
bis 3 des Gesetzes über das Deich- 
wesen vom 28. Januar 1848 — 
Gesetzsammlung S. 54; §§ 16 
und 17 der kurhessischen Ver- 
ordnung vom 31. Dezember 1824, 
betr. den Wasserbau, — kurhes- 
sische Gesetzsammlung S. 99; 
Art. 10, 36 und 40 des bayeri- 
schen Gesetzes vom 28. Mai 1852, 
betr. die Benutzung des Wassers, 
— Gesetzsammlung für Bayern 
S. 489; 



Kreis- 
estadt-) 
anssehnss« 



Landrath, 

in Stadt- 
kreisen der 
Gemeinde- j 

Torstand | 

i(an Stelle der, 
I Regierung). 1 

Oberprä- 
sident und 

— abgesehen 
jedoSi vom 
FaUe des § 77 
Abs. 1 Satz 2 
Ges. v.l. Apr. I 
1879— soferne 
das Genossen- 
schaftsgebiet 
die Grenzen 
eines Eegie- 
run^sbezirks 
nicnt über- 
schreitet, 
Regienmgs - 
Präsident. 



Bezlrks- 
anssehnss. 



Beschwerde. 



Endgültig, 
158. 



s. N. 



§ 71 Ges. V. 
1. Aprill879. 
§ 94 Abs. 2 
' Zust.Ges. 
I 

' § 94 Abs. 5 
Zust.Ges. 
I § 72 Ziff. 2 . 
Ges. v.l. Apr. 
i 1879. 



Endgültig in Bezug | § 94 Abs. 5 
auf Beschwerden, I ZustGes. 
welche die Leitung i§§ 73, 75, 76, 
des Verfahrens zum 177, 93 u. 94 
Gegenstande haben. Ges. v. l.Apr. 
I 1879. 



Beschwerde. 



Beschwerde an 
den Minister für 
L and wirth Schaft. 



§96 ZustGes. 

(vffi. § 97 

ibidem). 
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N. 



GegeoBtaBd 



Behörde 



Beohtunitiel 



&e8etM88t«lle 



160. 



161. 



b) über die Herstellung ganz 
oder theUweise verfallener oder 
zerstörter Deiche und die Her- 
anziehung der Pflichtigen zur 
Erhaltung oderWiederherstellung 
nach §§ 4 und 5 des Gesetzes 
Tom 28. Januar 1848; 

c) über die interimistische Tra- 
^ng der Deichbaulast und die 
Yertheilung der Beiträge nach 
§§ 6 bis 8 a. a. O.; 

d) über die Beschränkung oder 
Untersagung der Nutzung eines 
Deichs nach § 24 a. a. 0. 

ZV. Fisohereipolizel. 

Beschlussfassung 

a) über den Erlass von fiegu- 
lativen, betr. die Beaufsichtigimg 
und den Schutz der Laichscnon- 
reviere (§ 31 des Fischereige- 
setzes ^om 30. Mai 1874, Gesetz- 
sammlung 8. 197); 

b) über die Genehmigung zur 
Ausführung von FiSshpässen 
(§§ 36 und 39 a. a. O.); 

c) dari^er, in welchen Zeiten 
des Jahres der Fischpass ge- 
schlossen gehalten werden muss 
und in welcher Ausdehnung ober- 
halb und unterhalb des Jlsch- 
passes fUr die Zeit, während 
welcher der Fischpass geöflhet 
ist, jede Art des Fischfanges ver- 
boten ist (§§ 41 und 42 a. a. 0.). 

Beschlussfassung 

a) über die Gestattung von Ab- 
leitungen nach § 43 Abs. 2 des 
Fischereigesetzes vom 30. Mai 
1874 und über die Anordnung 
von Vorkehrungen nach § 48 
Abs. 3 a. a. O., sofeme die betr. 
Ableitung nicht Zubehör einer 
der im § 16 der Reichsgewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869 
(Bundesgesetzblatt S. 245) als ge- 
nehmigungspflichtig bezeichneten 
Anlagen ist — 

die Schlussbestimmung des §43 
des Fischereigesetzes wird in Be- 
' trefi^ der im § 16 der Reichsge- 
werbeordnung nicht erwähnten 
1 Anlagen aufgehoben — ; 



Bezirks- 
ansschnss« 



Beschwerde. 



Bezirks- 
ansschnss« 



Beschwerde. 



y 



§98ZastGes. 
[§116a.W, 

Ges.] 



S99Zust.(j«. 
§117a.Zust. 

Ges.] 
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GegexiBiuid 



Behörde 



Beohtsmittel 



GeBetseuielle 



b) über die Gestattong von 
Ausnahmen ron dem Verbote des 
Flachs- vaA Hanfrötens in nicht 
geschlossenen Gewässern (§ 44 
a. a. O.). 

Aufsicht über die nach §§ 9 
und 10 des Gesetzes vom 30. Mai 
1874gebüdeten Genossenschaften. 



Klage gegen den Bescheid des 
GenossenschaftsYorstandes betr. 
die Ver^chtune zur Theilnahme 
an den Lasten der nach §§ 9, 10 

febildeten Genossenschaften oder 
as Recht der Theilnahme an 
den Aufkünften aus der gemein- 
schaftlichen Fischereinutzung. 

A. Streitigkeiten über die Fra- 
ge, ob ein Gewässer als ein ge- 
schlossenes anzusehen ist (§ 4 
a. a. O,). 

B. Klagen der Fischerdbe- 
rechti^" 

Schäften auf weitere 
kung oder gänzliche Aufhebung 
von Fischereiberechtigungen, 
welche auf die Benutzung ein- 
zelner bestimmter Fangmittel 
oder ständiger Fischereivorrich- 
tongen gerichtet sind (§ 5 Ziff. 2 
a. a. 0.). 



XVI. Jagdpolizei. 

Beschwerden gegen Beschlüsse 
des Landraths, oezw. in Stadt- 
kreisen der Ortspolizeibehörde, 
durch welche Anordnungen we- 
gen Abminderung des Wild- 
standes getroffen oder Anträge 
auf Anoranung oder Gestattung 
solcher Abminderung abgelehnt 
wurden. 



Kreis- 
estadt.) 
anssclinss. 



Kreis- 
estadt-) 
aussehnss 

(Streitsache). 



Bezirks- 
ansschnss 

(Streitsache). 



Bezirks- 
ansschnss. 

Frist für die 
Beschwerde 
zweiWochen. 



Beschwerde bez w. 
Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren, 
wenn Verletzung des 
Statuts od. Gesetzes 
behauptet wird. 

Berufung. Revi- 
sion. Klagefristzwei 
Wochen. 

(Die Entscheidung 
des Kreis- (Stadt-) 
Ausschusses ist vor- 
läufig vollstreckbar.) 



Berufung. Revi- 
sion. 



\ 100 Z.Ges. 
§118a.Z.G.] 



S 101 Z.Ges. 
.§119a.Z.G.] 



ä 102 Z.Ges. 
.§120a.Z.G.] 



Endgültig. 



^ lOB Z.(^. 
§ 90 a. Z.G.J 
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CUgensiand 



Behörde 



ReohtBmiiiel 



^esetsesstelle 



Beschlussfasstmg : 

a) über die Genelimigaiig zur 
BilduB^ mehrerer für sich be- 
stehenaer Jagdbezirke aus dem 
Bezirke einer Gemeinde (Ge- 
markung, Feldmark), 

b) über die Anordnung der 
Vereinigung mehrerer Gemeinde- 
bezirke (Gemarkungen , Feld- 
marken) zu einem gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirke gemäss § 6 
der Veroranung, betr. das Jagd- 
recht und die Jagdpolizei im ene- 
maligen Herzogthum Nassau, vom 
30. März 1867 (Gesetzsammlung 
S. 426) und § 8 des lauenburgi- 
schen Gesetzes, betr. das Jagd- 
recht und die Jagdpolizei, vom 
17. Juli 1872 (Offizielles Wochen- 
blatt N. 42). 

Streitigkeiten der Betheiligten 

über ihre in dera öffentlichen 

Rechte begründeten Berechti- 
gungen und' Verpflichtungen hin- 
sichtiich der Ausübung der Jagd, 
insbesondere über 

a) Beschränkungen in der Aus- 
übung des Jagdrechtes auf eige- 
nem Grund und Boden, 

b) Bildung von gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirken, Anschluss 
von Grundstücken an einen ge- 
meinschaftlichen Jagdbezirk, oder 
Ausschluss von Grundstücken aus 
einem solchen, 

c) Ausübung der Jagd auf 
fremden Grundstücken, welche 
von einem grösseren Walde oder 
von einem oder mehreren selbst- 
ständigen Jagdbezirken um- 
schlossen sind, sowie über die den 
üägenthümem der Grundstücke 
zu gewährende Entschädigung. 

Klage gegen den Beschluss des 
Ja^vorstandes bezw. der Ge- 
memdebehörden auf Beschwerden 
und Einsprüche betr. die von der 
Gemeindebehörde oder dem Jagd- 
vorstande festgestellte Verthei- 
lung der Erträge der gemein- 
schaftlichen Jagdnutzung. 



Kreis- 

- in Stadt- 
kreisen der 
Bezirks- 
ausschnss, 

soweit die 
13eschluss- 
fassung nach 
bestehendem 
Rechte den 
Verwaltungs 
behörden zu 
steht. 



Beschwerde. 



] 104 Z.Ges. 
§ 87 a. Z.G.] 



Kreis- 
ausschnss^ 

in Stadt- 
kreisen 
Bezirks- 
anssehnss 

(Streitsache). 



Berufung, Revi- 
sion. 



Berufung. 



5 105 Z.Ges. 

§ 91 a. Z.G.] 



Kreis- 
ausschnss, 

in Stadt- 
kreisen 
Bezirks- 
ansschuss 

(Streitsache). 



Berufung, Revi- 
sion. 



Berufung. 

Klagefrist zwei 
Wochen. 



J 106 Z.Ges. 
§ 92 a. Z.G.1 
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Gegenstand 



Behörde 



Reehtsmittel 



(^esetzesstelle 



Beschlußsfassung über die Ver- 
längerung, Verkürzung oder Auf- 
hebung der gesetzlichen Schon- 
zeit 



Beschlussfassung über die Er- 
neuerung der auf den schles- 
wigschen Westseeinseln beste- 
henden Konzessionen zur Errich- 
tung von Vogelkojen, sowie über 
die Ertheilung neuerKonzessionen 
(§ 6 des Gesetzes vom 1. März 
1873, Gesetzsammlung S. 27). 



ZVII. Gewerbepolizei. 

Ertheilung der Genehmigung 
zu den in § 109 ZustGes. aut- 
geführten konzessionspflichtigen 
Anlagen. 



a) über Anträge auf Genehmi* 
gang zur Errichtung oder Ver- 
änderung gewerblicher Anlagen, 
soweit die Beschlussnahme da- 
rüber nicht nach § 109 dem Kreis- 
(Stadtr) Ausschusse (Magistrat) 
überwiesen ist, 

b) über die Zulässigkeit von 
Wassertriebwerken, welche zum 
Betriebe von Bergwerken oder 
Aufbereitungsanstalten dienen 
(§ 59 Abs. 3 des Allgemeinen 
Berggesetzes vom 24. Juni 1865, 
Gesetesammlung S. 705). 

173-1 Beschlussfassung auf Antrag 
I der Ortspolizeibehörde darüber, 
] ob die Ausübung eines Gewerbes 
in Anlagen, deren Betrieb mit 
ungewöhnlichem Geräusch ver- 
bunden ist, an der gewählten 



Bezirks- 
ansschnss. 

soweit nacn 
geltendem 
Rechte im 

Verwaltungs- 
wege be- 
stimmt 

werden kann. 

Bezirks- 
ausschnss« 



Endgültig. 



i 107 Z.Ges. 

§ 94 a. Z.G.] 



Beschwerde. 



§ 108 Z.Ges. 



Kreis- 

(8tadt-) 

ansschnss, 

in Städten 
von mehr als 
10000 E. 
Magistrat 
(kollegial. 
Gemeinde- 
vorstand). 

Bezirks- 
ausschüsse 

auch in 
Berlin; 
ad b) im Ein- 
vernehmen 
nüt dem zu- 
ständigen 

Ober- 
bergaoite. 



Beschwerde an 
den Minister für 
Handel und Ge- 
werbe. Kommen 
bei Stauanlagen 

Landeskulturinte- 
ressen in Betracht, 
ist der Minister f. 

Landwirthscliart 
zuzuziehen. 

Desgl. 



§§ 109, 113 
!Zust.Ges. 

[§123a.Z.G.] 



SllO, 113 

Zust.Ges. 

§ 161 Abs. 1 

ibid. 



Bezirks- 
aussclinsse 

auch in 
Berlin. 



Desgl. 



S 111 Z.Ges. 

l 161 Abs. 1 

ibid. [§ 125 

a. ZustGes.] 



Digitized by VjOOQ IC 



— 104 — 



174. 



175. 



176. 



177. 



Betriebsstätte zu rmtersagen oder 
nur unter Bedingongen zu ge- 
statten ist (§ 27 der ReicliBge- 
werbeordnung). 

Untersa^ung der ferneren Be- 
nutzung einer gewerblichen An-' 
läge wegen übmriegender Nach- 
theile und Gefieihren für das Ge- 
meindewohl (§ 51 der Reichs- 
gewerbeordnung). 



Ertheilung der firlanbniss: 

a) zum Betriebe der Gast- und 
Schankwirthschaft, zmn Klein- 
handel mit Branntwein und Spi- 
ritus, 

b) sowie zum Handel mit 
Giften und zum Betriebe des 
Pfandleihgewerbes. 



BeschluBsfassung über die An- 
träge auf Ertheilung: 

sQ der Konzession zu Privat- 
Kranken-, Privat -Entbindungs- 
und Privat-Irrenanstalten (§ 30 
Abs. 1 der Reichsgewerbeord- 
nungX 

b) der Erlaubniss zu l^^chau- 
spieluntemehmungen(§ 32 a. a.0.). 

Klage ^gen YerfÜgujgen der 
Ortspolizeibehörde, durch welche 
die Erlaubniss zum gewerbsmäs- 
sigen öffentlichen Verbreiten ron 
Ivuckschriften (§ 43 der Reichs- 

rerbeordnung) versagt, oder 
nicht gewerbsmässige öffent- 
liche Verbreitimg von Druck- 
schriften (§ 5 des Reichsgesetzes 
über die Iresse vom 7. Mai 1874) 
verboten worden ist. 



Bezirks- 
anssehnss, 

auch in 
Berlin. 



BMhiimiUel 



Kreis- 
estadt-) 
anssehnss^ 

in Städten 
eines Land- 
kreises mit 
mehr als 
10000 E. der! 
Magistrat 

giolle^ial. 
ememde- 
vorstand) ; 
ad a) Streilr 
Sache, wenn 
von der Ge- 
meinde oder 
Ortspolizei- 
behörde 
Widersprach 
erhoben wird. 

Bezirks- 
ausschüsse 
in Berlin 
Polizei- 
präsident. 



Kreis- 
anssehusse 

in Stadt- 
kreisen und 

in Städten 
mit mehr als 

10000 E. 

Bezirks- 

ansschuss 
(Streitsache). 



Beschwerde an 
den Minister für 
Handel und Ge- 
werbe. Kommen 
bei Stauanlagen 
Landeskolturinte- 
ressen in Betracht, 
ist der Minister f. 
Landwirthsekaft 
zuzuziehen. 

Ge^n versagen- 
den Beschlnss An- 
trag auf mündliche 
Vemandlung im 
Verwaltungs- Streit- 
vcT&bren vor dem 
Kreis- (Stadt-) 
Ausschüsse. 

Berufung. Ent- 
scheidung des Be- 
zirksausschusses ist 
endgültig. 

Berufung. Ent- 
scheidung des Be- 
zirksausschusses ist 
endgültig. 



Gegen den ver- 
sagenden Beschluss 
Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 
Nur Revision. 



ChuinsBUIle 



J 112 Z.Ges. 
l 161 Ak 1 
ibid. [§ 126 
a. ZostGes.] 



S 114 Z.Ges. 
'§128a.Z.G.] 



[ 115, 118 
^ustGes. 
8 161 Abs. 2 
Ibid. [§ 1^^ 
a. ZnßtGes] 



Berufung, Revi- 1 §§ 116. 1^^ 
sion. ZustGes. 

[§l30a.Z.(jJ 



NurRevision. Klage- 
i inst zwei Wochen. 
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CUgensiand 



Bachismittel 



Gefletiesstelle 



Klage gegen Verfügungen der 
unteren Verwaltungsbenörden, 
durcli welche Reichsangehörigen 
der Legitimationsschein 

a) zum Ankauf von Waaren 
oder zum Aufsuchen von Waaren- 
bestellungen (§ 44 der Reichsge- 
werbeordnung) oder 

b) zum Grewerbebetrieb im Um- 
herziehen (§ 58 N. 1 und 2 der 
Reichsgewerbeordnung) versagt 
worden ist. 

Ertheilung von Legitimations- 
Behauen zum GewerTObetrieb im 
Umherziehen abgesehen von den 
FäUen in N. 178, 



Entscheidung auf Klage der zu- 
ständigen Behörde: 

a) über die Untersagung des 
Betriebes der im § 35 der Iteichs- 
gewerbeordnung und der im § 37 
a. a. 0. gedachten Gewerbe, 

b) über die Zurücknahme von 
Konzessionen zum Betriebe der 
Grast- und Schankwirthschaft, zum 
Kleinhandel mit Branntwein und 
Spiritus, sowie zum Betriebe des 
l?andleihgewerbes und zum Han- 
del mit Giften (§ 53 a. a. 0.). 

Entscheidung auf ELlage der 
zuständigen Behörde über Zu- 
rücknahme : 

a) der im Zust.Ges. § 119 
N. 2 nicht gedachten, im § 53 
der Reichsgewerbeordnung auf- 
geführten Approbationen, Ge- 
nehmigungen und Bestallungen, 
mit Ausnahme der Konzessionen 
der Markscheider, 

b) der Konzessionen der Yer- 
sicherungsuntemehmer, sowie der 
Auswanderungsuntemehmer und 
Agenten, 

c) der Konzessionen der Han- 
delsmakler, 

d^ der Patente der Strom schifter 
(§ 31 Abs. 3 der Reichsgewerbe- 
ordnung), 

e) der Prüfungszeugnisse der 
Hebeammen (§ 30 Abs. 2 a. a. 0.). 



Bezirks- , NurRevision. Klage- 
ansschnss I frist zwei Wochen. 
(Streitsache). 



§§ 117, 118 

Zust.Ge8. 
[§131a.Z.G.] 



Bezirks- 

anssehnss, 

in Berlin 

Polizei- 

prttsident« 



Kreis- 
ausschnss^ 

in Städten 
eines Land- 
kreises mit 
mehr als 
10000 E. 
und in Stadt- 
kreisen 
Bezirks- 
anssehnss 
(Streitsache). 

Bezirks- 
aussehuss 

(Streitsache). 



G^gen versagen- 
den Beschluss An- 
trag auf mündliche 
y emandlung im Ver- 
waltungs-Streitver- 
fahren. Frist zwei 
Wochen. Nur Re- 
vision. 

Berufung, Revi- 
sion. 



^§ 117, 118 
Zust.Ge8. 
161 Abs. 2 
ibid. 



119 Z.Ges. 
} 133 a.Z.G.] 



Berufung. 



Berufung. 



120 Z.Ge8. 
, 134a.Z.G.] 
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N. 



OegexLBtand 



Behörde 



Beehtsmittel 



Gesetiesitelle 



182. HeschlussfassuDg über die Ge- 
; nehmigun^ von Ortsstatuten betr. 
gewerbliche Angelegenheiten. 

188. 1 Beschlussfassung : 

a) über die Genehmigung zur 
; Erhöhung der bei der Äufoahme 
' in eine Innung zu entrichtenden 
! Antrittsgelder (§ 85 der Reichs- 

gewerbeordnung), 

b) über die GenehmiguDg zur 
Auflösung von Innungen (§ 93 
a. a. O.). 

184. Heschlussfiassung über die Ge- 

' nehmigung von Innungsstatuten 

und deren Abänderung (§ 92 der 

1 Reichsgewerbeordnung, § 98 ib.). 



185. 1 A. Streitigkeiten zwischen Orts- 

femeinden und Innungen in Folge 
.uflösung der letzteren gemäss 
L94 Abs. 4, § 103 a Abs. 8 der 
jichsgewerbeordnung. 
B. Klage gegen Entscheidungen 
I der Aufsichtsbehörde (§ 95 Abs. 1, 
I § 104 Abs. 7 und 8 ibid.). 

186. Entscheidung auf Klage der 
! Aufsichtsbehörde über die Schlies- 
sung einer Innung oder eines ge- 
I meinsamen Innungsausschusses 
! (§ 103 des Reichsg^etzes vom 
; 18. Juli 1881). 



1 87 . 1 Beschlussfassung über die Zahl, 
Zeit und Dauer der Kram- und 
! Viehmärkte. 



188. 



Beschlussfassung über die Zahl, 
Zeit und Dauer der Wochen- 
märkte, über die fernere Gestat- 
tung des herkömmlichen Wochen- 
marktverkehrs mit gewissen 
Handwerkerwaaren von Seiten 
der einheimischen Verkäufer (§ 64 
der Reichsgewerbeordnung), so- 
wie darüber, welche Gegenstände 
ausser den im § 66 a. a. O. auf- 
geführten, nach Ortsgewohnheit 



Bezirks- 
anssohnss. 



Desgl., 
auch in 
Berlin. 



Bezirks- 
ansschnss, 
in Berlin 
Polizei- 
präsident« 



Bezirks- 
ausschuss 

(Streitsache). 



Bezirks - 
ausschnss 

(Streitsache). 

Vorläufige 
Schliessung : 

Beschluss- 
sache. 

Provinzial- 
rath. 



Bezirks- 
ansschnss 

(ev. Zustim- 
mung des 
Bändels - 
ministers, 

vgl. § 129 

Zust.Ges.), 

auch in 

Berlin. 



Beschwerde. 



Desgl. 



\ 122 Z.Ges. 
.§138a.Z.G.l 

S 123 Z.Ges. 
I 161 Abs. 1 
ibid. [§ 136 
a. ZustGes.] 



Gegen vereagen- 
den Beschluss inner- 
halb zweier Wochen 
Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. Nur 
Revision. 

Berufimg. 



S 124 Z.Ges. 
l 161 Abs. 2 
ibid. [1 136 
a. ZustGes.] 



8 125 Z.Geg. 
;f§137a.Z.G.J 



Berufung, Revi- § 126 Z.Geg. 
sion. 



Beschwerde an 

den Minister für 

Handel und Ge- 
werbe. 

Beschwerde. 



5 127 Z.Geä. 
'§136a.Z.G.l 



S 128 Z.Ge8. 
ß 161 Abs. l 
ibid. [§ 136, 
a. Zust.Ges., 
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Gegenstand 



Reohtsmittel 



G^esetzesstelle 



und Bedürfiiiss im Regierungs- 
bezirke überhaupt oder an ge- 
wissen Orten zu den Wochen- 
marktartikeln gehören. 

Die Festsetzungen über Zahl, 
Zeit und Dauer der Wochen- 
märkte erfolgen unter Zustim- 

; mung der Gemeindebehörden des 

j Marktortes. 

Beschlussfassimg über die Ein- 
I fahrung neuer, sowie über die 
, Erhöhung oder Ermässigung oder 

anderweitige Reguhrung oeste- 
j hender Marktstandsgelder (Ges. 

vom 26. April 1872, GS. S. 513). 



190. Beschlussfassung : 

a) über die Genehmigung der 
auf Grund der S§ 1 bis 1 des 
i Gesetzes vom 18. März 1868, betr. 
die Emchtung öffentlicher, aus- 
scliliesslich zu benutzender 
' Schlachthäuser (Gesetzsammlung 
S. 277), gefassten Gemeindebe- 
schlüsse, sowie über die Bestä- 1 
1 ügwag von Verträgen zwischen 
einer Gemeinde und einem Un- ' 
I teniehmer in Betreff der Errich- ' 
• tung eines öffentlichen Schlacht- : 
I hauses (§ 12 a. a. O.), | 

I b) über Entschädigungsan- , 
j Sprüche der Eigenthümer und ; 
j Nutzungsberechtigten von Pri- i 
vatschlachtanstalten wegen des 
ilinen durch die Errichtung öffent- 1 
lieber, ausschliesslich zu benutzen- 1 
' der Schlachthäuser zugefügten i 
Schadens (§§ 9 bis 11 a. a. 0.). 

191. 1 Beschlussfassung über die Ein- 
1 richtung , Aufhebung oder Ver- 
I änderung der Kehrbezirke für 
I Schornsteinfeger (§ 39 der Reichs- 
gewerbeordnung). 

192. Entscheidung über Anträge 
auf Ablösung von Gewerbebe- 
' rechtigungen und auf Entschä- 
digung für autgehobene Gewer- 
beoerechtigungen. 



Bezirks- 
anssclmss, 

auch in 
Berlin. 



Bezirks- 
aussohnss. 



Beschwerde. 



ad a) Beschwerde 
an den Handels - 
minister. 



Bezirks- 
ausschnss; 

auch in 
Berlin. 



Bezirks- 
anssohnss 

(Streitsache). 



ad b) ordentlicher 
Rechtsweg. 



Beschwerde. 



Berufung. 



§ 130 Z.Ges. 
§ 161 Abs. 1 
ibid. [§ 141 
a. Zust.Ges.] 



S 131 Z.Ges. 
.§145a.Z.G.] 



S 132 Z.Ges. 

§ 161 Abs. 1 

ibid. [§ 136 

a. ZustGes.] 



§ 133 Z.Ges. 
t§144a.Z.G.l 
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193. 



194. 



195. 



196. 



XVlll. HaadeUkunmem, 
kanftn&niiiiehe Korporatlo- 
nen, BörMn. 

BeschluBsfassun^ über die Ge- 
nehmi^ang zur Erhebung eines 
zehn Aozent der Gewerbesteuer 
vom Handel übersteigenden Zu- 
schlages von Seiten einer Han- 
I delskammer, sowie zu einer üeber- 
' Bcbreitung des Etats derselben, 
I ingleichen über die Herabsetzung 
I der etatsmässigen Kosten auf den 
Betrag eines zehnprozentigen Zu- 
schlages zur Gewerbesteuer vom 
Handel (§ 24 des Gesetzes über 
die Handelskammern vom 24. Fe- 
bruar 1870, Gesetzsamml. S. 134). 

Klagen gegen Beschlüsse der 
Handelfikammer betr.: 

a) die Wahl von Mitgliedern 
und die Legitimation derselben, 

b) Erlöschung der Mitglied- 
schaft, 

c) Beschwerden wegen unrich- 
tiger Einschätzung zu einer fin- 
girten Gewerbesteuer, 

d) Einwendungen gegen die 
Liste der Wahlberechtigten, 

e) Ausschluss eines Mitglieds 
oder vorläufige Enthebung von 
seinen Funktionen. 

Klagen gegen Beschlüsse des 
Vorstandes einer kaufinännischen 
Korporation über die Aufiiahme, 
die Suspension oder die Aus- 
schliessung von Mitgliedern^ die 
Gültigkeit der Vorstandswanlen, 
die Rechte und Pflichten der Mit- 
glieder und die Yerhängnn^ von 
Ordnungsstrafen gegen Mitglie- 
der, soweit nach dem Statut 
gegen dergleichen Beschlüsse der 
K^urs an eine Behörde zulässig 
ist. 

£[lagen gegen Beschlüsse der 
Handelskammer oder des Vor- 
standes einer kaufmännischen 
Korporation, durch welche die 
Erlaubniss zum Besuche der, der 
Aufsicht der Handelskammer oder 
kaufinännischen Korporation un- 



Minister 

für Handel 

und 

Gewerbe« 



Endgültig. 



§ 134 Z.G€i| 



Bezirks- 
anssehnss 

(Streitsache). 



Revision. Klage- 
frist zwei Wochen. 



§§135,138 

ZustGes. 

[§147a.Z.G.] 



Bezirks- 
anssehnss 

an Stelle der 

B^ursbe- 

hörde 

(Streitsache). 



Desgl. 



Revision. Frist 
zur Klage zwei 
Wochen. 



Desgl. 



5136,138 
ZustGe«. 



g§ 137, 138 
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Gegeiutand 



Behörde 



Beohtsmittel Öesetiesstelle 



, terstellten Börse versagt, auf Zeit 
oder für immer entzogen, eine 
Beschwerde über unricntige Ein- 
schätzung zu den Börsenbeiträgen 
zurückj^wiesen, oder über einen 

I Handelsmakler eine Ordnungs- 
strafe verhängt wird , soweit 

I nacli der Börsen- oder Makler- 
ordnung gegen dergleichen Be- 
schlüsse der Rekurs an eine Be- 

j hörde zulässig ist. 



a^XX. Feuerlöiohwesen. 

)7. Beschlussfassun^ — soweit die 
Vorschriften über das Peuerlösch- 
' wesen nicht entgegenstehen — 
1 über die Genehmigung und er- 
! forderlichen Falls über die An- 
' Ordnung zur Bildung, Verände- 
rung oder Aufhebung von Ver- 
bänden mehrerer Landgemeinden 
oder Gutsbezirke behiä gemein- 
schaftlicher Anschaffiing und ün- 
terhaltuDg von Feuerspritzen 
(Spritzenverbänden). 

98. Bestätigung, ovent. Feststel- 
lung des die' gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten eines Spritzen- 
verbandes regelnden Staüits. 



.99. 



MO. 



201. 



Beschlussfassung über die in 
Folge Veränderung oder Auf- 
hebung eines Spritzenverbandes 
noth wendig werdende Ausein- 
andersetzung zwischen den Bes 
theiligten. 

Streitigkeiten zwischen den be- 
theiligten Gemeinden oder Guts- 
bezirken über ihre Berechtigung 
od. Verpflichtung zur TheilnSime 
an den Nutzungen bezw. Lasten 
des Spritzenverbandes. 



ZZ. HUfMcaMen. 

Beschlussfassung über An- 
träge auf Zulassung eingeschrie- 
bener Hilfskassen (§4 des Reichs- 
gesetzes vom 7. April 1876). 



Kreis- 
ausschnss. 



Beschwerde. 



Kreis- 
ausschnss. 



Bezirks- 
ausschnss. 



Bezirks- 
ausschnss 

(Streitsache). 



Beschwerde. 



Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 



Berufung. 



§ 139 Z.Ges. 



139 Abs. 2 
ZustGes. 



140 Abs. 1 
u. 2 ZustGes. 



§ 140 Abs. 3 
ZustGes. 



Bezirks- 
ansschnss, 
in Berlin 
Polizei- 
präsident. 



Antrag auf münd- 
liche Verhandlung 
im Verwaltungs- 
streitverfahren. 
Frist zwei Wochen. 
Nur Bevision. 



S 141 Z.Ges. 
S 161 Abs. 2 
ibid. [§ 149 
a. ZustGes.] 
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Behörde 



Reehtflinittel 



CfeeetxesBiellt 



202. a) Klage der Aufsichtsbehörde 
auf Schliessung eingeschriebener 
Hilfskassen (§29 a. a. 0.); 

b) Vorläufige Schliessung der 
Kasse. 



XXI, Baupolizei. 

203, Beschlussfassung über die An- 
wendung der in den Städten 
geltenden feuer- und baupolizei- 
lichen Vorschriften bei Grebäuden 
auf solchen zum platten Lande 
gehörigen Grundstücken, welche 
innerhalb der Städte oder im 
Gemenge mit städtischen bebau- 
ten Grundstücken liegen, gemäss 
den Vorschriften der Verordnung 
vom 17. Juli 1846 (Gesetzsamm- 
lung S. 399). 

204. Beschlussfassun^ über die An- 
wendung der Bestimmungen der 
Verordnung vom 21. Dezember 
1846, betr. die bei dem Bau von 
Eisenbahnen beschäftigten Hand- 
arbeiter (Gesetzsammlung 1847 
S.21)» auf andere öffentliche Bau- 
ausführungen (Kanal- und Chaus- 
seebauten etc.) gemäss § 26 der 
gedachten Verordnung: 

a) insoweit es sich um Bauten 
der Kreise, Amts-, Wegeverbände 
oder Gemeinden handelt, 

b) insoweit es sich um Bauten 
des Provinzialverbandes handelt, 

c) für den Stadtkreis Berlin. 

205. 1 a) Beschlussfassung über Dis- 
pense von Bestimmungen der 
I Baupolizeiordnungen, soweit die 
j Angelegenheit nicht nach die- 
sen Ordnungen zur Zuständig- 
keit anderer Organe^) gehört. 



Bezirks- 
anssehnss 

(Streitsache). 



I 



Berufung. 



i 142 Z.Ges. 
5U2a.Z.G.l 



Bezirks- 
ansschnss« 



Beschwerde. 



\ 143 Z.Ges. 
|153a.Z.G.] 



t 



ad a) der Beschwerde an den 
Regierung^- Proyinzialrath« 
Präsident 

unter Zu- 
stimmung des] 
Bezirks- i 
ausschusses, 1 
ad b) der | 

Ober- Endgültig. 

Präsident i 
unter Zu- i 
Stimmung des! 
Provinzial- < 
raths ; ! 
ad c) der 

Ober- I Desgl. 

Präsident. ; 

Ereis- 
ausschuss, 

in Stadt- 
kreisen und 
in Städten 
mit mehr als 
10000 E. 
Bezirks- 
aussclinss; 
auch in 
Berlin. 



14i Z.Ges. 
,lo4a.Z.G.] 



Beschwerde an 
den Bezirksans- 
schnss« 



§ 145 Z.(r^ 
§ 161 Abs.I 
ibid. [§ 15<^, 
a. ZustGes.] 



Beschwerde 
den Minister 
öffentlicken 
beiten. 



an 
der 
Ar- 



1) Verfügungen dieser Organe können nur im Wege der Beschwerde an die « 
Sichtsbehörde angefochten werden. 
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Gegenstand 



Rechtsmittel 



Gesetzesstelle 



b) an Stelle der Bezirksregie- 
rung in allen Fällen. 



Ergänzung der versagten Zu- 
stinunung der Ortspolizeibehörde 
zur Festsetzung von Strassen und 
B aufluchtlinien. 



)7. Beschlussfassung über das Vor- 
bandensein eines Bedürfnisses zur 
Festsetzung von Fluchtlinien. 

)8. Beschlussfassung über Einwen- 
dungen gegen den Bebauungs- 
1 plan. 

•9. . Beschlussfassung über Punkte^ 

hinsichtlich welcher, wenn bei 

Festsetzung von Fluchtlinien 

' mehrere Ortschaften betheiligt 

■ sind, eine Einigung nicht am er- 

' zielen ist. 

10. Bestätigung von Ortsstatuten 
auf Grund der §§12 und 15 des 
] Gesetzes vom 2. Juli 1875. 



Bezirks- 
ansschnss, 

auch in 
Berlin. 

Kreis- 
ansschnss, 

in Stadt- 
kreisen und 
Städten von 

mehr als 

10000 E. 

Bezirks- 
ansschnss; 

in Berlin 
Minister der 
öffentlichen 

Arbeiten« 

Desgl. 



Desgl. 



Beschwerde an 

den Minister der 

öfl^entlichen Ar- 
beiten« 

Beschwerde. 



Desgl. 



Desgl. 



Endgültig. 



Desgl. 



Desj^l. 



Desgl. 



Bezirks- 
ausschüsse 

für den Stadt- 
kreis Berlin 
Minister 
des Innern. 



Diflunembrations- 
nnd Ansledelnng^i-Saohen. 

II. Klage gegen den Abgaben- 
vertheilungsplan. 



Kreis- 
ansschnss, 

in Stadt- 
kreisen 
Bezirks - 
ansschnss 

(Streitsache). 



Beschwerde an den 
Proyinzialrath« 



Endgültig. 



I 146 Z.Ges. 
^ 5 d. Ges. V. 
2. Juli 1875 
betr. die An- 
legung oder 
Veränderung 
von Strassen 
und Plätzen 



Desgl. 



§ 146 Z.Ges. 
§ 8 a. a. 0. 



§ 146 Z.Ges. 
§ 9 a. a. 0. 



§ 146 Z.Ges. 



Berufimg. Revi- 



Berufung. Klage- 
frist zwei Wochen. 



9 d. Ges. V. 

5. Aug. 1876 
betr. die Ver- 
theUung der 
öffentlichen 

Lasten bei 
Grundstücks- 

theilungen 
u. s. w. 
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H. 


Osgenstftiid 


Behörde 


Beehtsmiitel ( 


hB«tu8ttelli 


212. 


Vorläufige Festsetzung der Ab- 
gabenvertneilung. 


Kreis- 


Endgültig. 


§ lla.^fi. 




ausschnssy 










m Stadt- 










kreisen 


,. 








Bezirks- 










EDSSchnss. 


• . . -^ 




213. 


Klage gegen den die Ansiede- 
lungsgenenmigung betreffenden 
Bescheid der ürtspolizeibehörde. 


Desgl. 


Berufung, Revi- , § 17 a. a. 0. 




(Streitsache). 


sion. 1 Vgl. auch 






Berufung. | wegen Aii- 








' legUDg einer 








Kolonie |i IH 








a. a.ü. 


214. 


Klage ^egen den Bescheid der 
OrtspolizeiMhörde betr. Geneh- 


Kreis- 


Berufung, Revi- §50 Feld u. 

sion. IForstpofo"- 




anssphuss. 

in Stadt- 




migung^ zur Errichtung einer 
Feuerstelle in der Nähe einer 


gesetz TOffi 




kreisen ,l-ApnU,^^5 




Waldung. 


Bezirks- 


Berufung. (TgLaucüiJD-^ 




- 


ausschnss 


ibid.). 






(Streitsache). 


^ 




Im Geltungsbereiche des 








lanenbnrgisehen Gesetzes Tom 




• 




22. Jannar 1876 (Offiz. Wochen- 




1 




blatt S. 11): 








215. 


Klage gegen die Entscheidung 1 Kreis- 


Berufiing, Revi- 


§ 148 Ui 




der Ortspohzeibehörde über die ! ansschnss 


sion. Klagefrist zwei 






Gestattung neuer Ansiedlungen ' (Streitsache). 


Wochen. 






nach Maassgabe der §§ 1 bis 4 a. 
a. 0. 






216. 


Klage g^en die Lastenver- ' Desgl. | Desgl. 
theilung nach Maassgabe des § 12 | 


§149 2.1 




Zustdes. 




Abs. 2 a. a. 0. 




217. 


Vorläufige Festsetzung über i Kreis- 


' Endgültig. 


§ 149 U 




die Lastenvertheilung. 1 anssohnss 




Zu8t.0& 




(an Stelle des: 




Landraths). ' 




mCTTT. Enteiffniini:«- ; 








■aohenO- 






218. 


Zulassung der Enteignuno: be- , Bezirks- 


Beschwerde an 


§ 3 desB 


hufs Geradelegung oder Eäwei- ansschnss^ 


den Minister der 


eignungä 


tening öffentlicher Wege u. s. w. ifürden Stadt- 


9irentlicheii Ar- 


gesetzesv 
11. Juni 18 


1 kreis Berlin 


beiten, soweit nicht 




die erste Ab- 


der ordentliche 


§ 150 Z.G 
f§15UZ« 




theilnng des 


Rechtsweg zulässig 




' Polizei- 


ist. Beschwerde- 


Geg-l- 






' Präsidiums. 


frist zwei Wochen. ' 


1) Die Befugnisse und Obliegenh 


eiten, welche sich aus den §§ 15, 18 bis 22. 


und 27 des Gesetzes vom 11. Juni 1874 ergeben, nimmt der Regierungspräsident w« 


§ 15 


7 Zust.Ges. 




^ C^r^r^rs]r> 
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Behörde 



Reohismiiiel 



Geseiiessielle 



119, i Vorübergehende Beschränkung 
' des Gmndeigenthums. 



120. Gestattimg der Vorarbeiten zu 
einem die Enteignung rechtfer- 
tigenden Unternehmen u. s. w. 



221. Pestsetzung der Obliegenheiten 
I des [Jntemehmers. 



222. \ Entscheidung über den £nt- 
i eignungsplan und Vollziehung 

der Enteignung. 

223. Entscheidung über die Ent- 
schädigung. 



224. 1 Bestimmung der Rechte, welche 
Wegebaupflichtigen in Bezug auf 
. I Entnahme Yon Materialien zum 
Wegebau einzuräumen sind. 



Beschlussfassung, soweit nach 
den für Enteignungen im Interesse 
der Landesktdtur in § 54 N. 1 
des G^tzes vom 11. Juni 1874 
aufrecht erhaltenen Gesetzen, in 
Verbindung mit dem Gesetze 
über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 80. Juli 1883, 
der Begierungspräsident über die 
Enteignung Entscheidung zu 
treffen haben würde, jedoch — 
unbeschadet der Vorschriften in 
§ 97 des Zuständigkeitsg^etzes 
— mit Ausnahme der JEnteig: 
nongen für die Zwecke von 
Deichen, welche einem Deich- 
verbande angehören, und für die 
Zwecke der Sielanstalten in den 
Yerbandsbezirken. 



T. Stengel, Znat&ndigkeit. 



Bezirks- 
anssehnss, 

fürden Stadt- 
kreis Berlin 
die erste Ab- 
theilnng des 

Polizei- 
präsidiums. 

Desgl. 



Desgl. 



Desgl. 



iDesgl. 



Kreis- 

(StadtO 

anssehuss. 



Bezirks- 
anssehnss. 



Beschwerde an 
den Minister der 
öffentlichen. Ar- 
beiten^ soweit nicht 

der ordentliche 
Bechtsweg zulässig 
ist. Beschwerdefrist 
^wei Wochen. 

Desgl. 



Desgl. 



Frist im Falle des 
34 a. a. 0. drei 
age. 

Endgültig vorbe- 
haltlich des Rechts- 
wegs innerhalb sechs 
Monaten. 

Beschwerde. 



Beschwerde. 



§ 4 des Ge- 
setzes vom 
11. Juni 1874. 
\ 150 Z.Ges. 
§ 157 a. Zust. 
Ges.] 



§ 5 des Ge- 
setzes vom 
11. Juni 1874. 
150 Z.Ges. 
§ 157 a. Zust. 
Ges.] 

Desgl. 
§ 14 des Ge- 
setzes vom"" 
11. Juni 1874. 

DesgL 
§§ 21, 32-35 
a. a. O. 



Desgl. 
29 a. a. 0. 



151 Z.Ges. 

53 Abs. 1 

esetz vom 

11. Juni 1874 

[§ 158 a. Zust. 

Ges.] 

§ 152 Z.Ges. 
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F. 



Gtgtaiiftnd 



Bfhörd« 



Raohiimiital 



OffletiMiUik 



229. 



.230. 



Entscheidung über Abtretung 
von Grondstücken zum Beiffbaa 
oder fiber Verpflichtung der fiNerg- 
werksbesitzer smm Erwerbe von 
Qnindstucken. 



Festsetzung der Entschädigung 
und Kaution in den Fällen der 
Nummer 226. 



in den Fällen der §§ 89 C des 
Reichsjgesetzes vom 21. Dezember 
1871, betr. die Beschränkung des 
Grundeigenthums in der Umge- 
bung von Festungen. 



XXIV. Ponioneiiitaiid 
und S t a at i a n g rtiörlgkett. 

Staatliche Aufsicht über die 
Amtsführung der Standesbeun- 
teni): 

a| in Landgemeinden und Guts- 
bezirken, 



b) in Stadtgemeinden, 



c) im Stadtkreise Berlin. 



Festsetzung der Entschädigung 
für die Wammehmung der Gre- 
schäffce der Standesbeamten in 
den Fällen des § 7 Abs. 2 des 
Reichsgesetzes vom 6. Februar 
1875. 



Besirks« 

«88ehn88« 
hl Berlin die 

erste Ab 
theilimir des 

Pollcei- 
prä8idium85 
unter Mit- 
wirkung des 

Ober- 
bergamts. 

DesgL 



Bezirks- 

ansschuss« 



Landrath 

als Vorsitzen- 
der des Eieis- 
ausschusses. 

Begieni]ig8- 
prftsident. 



Ober- 
präsident. 

Kreis- 
ausschnss. 
in Stadt- 
gemeinden 

die 
Gemeinde- 
Tertretnng« 



Beflchwerde an 
den Minister der 
öffentlichen Ar- 
beiten^ soweit nicht 
der ordentliche 
Rechtsweg zuläsrng 
ist 



Desgl. 



Endgültig, vorbe- 
haltlich des ordent- 
lichen Rechtswegs. 
Frist 90 Tage. 



§150 Abs. 2 

ZustGes. 

142 ff. % 

eiggesetzTJ 

24.Jmum 

[§157a.ZnsL 

Ges.] 



DesgL 



153Z.Ge. 
'§159a.M 

Ges.] 



Beschwerde an 
den Begierangs- 

Sräsidenten und 
Linister des In- 
nern. 

Beschwerde an 
den OberprSsiden- 
ten und Minister 
des Innern« 

Beschwerde an 
den Minister des 
Innern. 

Beschwerde an 
den Bezirksaus- 
sehnss, auch in 
Berlin. Frist zwei 
Wochen. Beschluss 

des Bezirksaus- 
schusses ist endfi^fil- 
üg. ^ 



8 154 Abs. 1 
' ZufllGes. 
[§160a.Zn8t. 

Ges.] 



8 154 Abs. 3 

ZußtGes. 
§ 161 Abs. 1 
Ibid. [§ 16Ö 
a. ZustGesJ 



*) Abgesehen vom Bezirk des Oberlandesgerichts Köln, wo es bei den bestehen e 
Vorschriften bleibt. 
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Klage gegen den Bescheid des 
Reeienmgspräsidenten ^) ^ durch 
^vv'elchen Angehörigen eines an- 
dern deutschen Bundesstaats oder 
einem £rüherenReichsangehörigen 
die Ertheilung der Aufnahme- 
Urkunde oder einem preussischen 
Staatsangehörigen die Ertheilung 
der .Entlassungsurkunde in Frie- 
denszeiten untersagt worden ist. 



Steuer anfirelesren- 



Iketten. 



Beschlussfassung üher die Er- 
gänzung der Yon dem Kreisaus- 
Bchusse versagten Zustimmung 
zur Yereinigunff von Gemeinden 
und Gutsl>Bzirken zu gemein- 
schaftlichen Einschätzungsbezir- 
ken für die Elassensteuer (Art. U 
des Gesetzes vom 16. Juni 1875, 
betr. einige Abänderungen der 
Vorschriften für die Veranlagung 
der Klassensteuer, Gesetzsamm- 
lung S. 234). 



ZZVZ. Feldpolizei. 

Erhöhung oder Ermässigung 
der in den |§ 71 u. 72 des Fem- u. 
Forstpolizeigesetzes vom 1. April 
1880 vorgeschriebenen Ersatz- 
geldbeträge auf Antrag derKreis- 
Yertretung (in Hohenzollem der 
Amtsvertretung). 

Ela^e ^egen den Bescheid der 
Ortspolizeibehörde betr. den An- 
spruch auf Ersatzgeld (abgesehen 
von dem in § 69 Abs. 3 a. a. 0. 
vorgesehenen Falle, in welchem 
das Ersatzgeld im Zivilprozesse zu 
verfolgen ist). 



Behörde 



Oberver- 

waltnngs- 

gerieht. 



Bezirks- 
aussehnss. 



Bezirks- 
ansschuss. 



Kreis- 
estadt.) 
ausschnss^ 

m Stadt- 
kreisen und 
Städten mit 
mehr als 
10000 E. 
Bezirks- 
ansschuss 
(Streitsache). 



Reehiittiiiel 



. Klage- 
7ochen. 



Beschwerde. 



Endgültig. 



Gesetientelle 



\ 155 Z.Ges. 
§ieia.Zu8t. 

Ges.] 



^ 156 Z.Ges. 

§161a.Zust 

Ges.] 



i 78 d. Ges. 

V. 1. April 

1880. 



§§ 75, 76 
a. a. 0. 



^) Derselbe hat gemäss § 155 Abs. 1 ZustGes. die durch das Reichsgesetz vom 
1. Juni 1870 der höheren Verwaltungsbehörde beigelegten Befagnisse auszuüben. 

8* 
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N. 



G«geii8taiid 



Beelitaiiiittol 



Gesetnaiellt 



235. 



237. 



238. 



239. 



240. 



Festsetzung allgemeiner Werth- 
Sätze für die Einstellung, War- 
tung und Fütterung gepfändeter 
Thiere für die Kreise des Bezirks. 



Klage gegen den Bescheid der 
Ortspolizeibehörde betr. Aufhe- 
bung oder Aufrechthaltune einer 
Pfändung. (In gewissen Fällen 
Rechtsweg.) 



ZZVn. Fontpolizei und 
WAldsohntK. 

Anordnung von Schutzmaass- 
regeln bei ^hutzwaldungen und 
Entscheidung über Entschädigung 
und Kosten derselben. 



Bildung von Waldgenossen- 
schaften. 

Feststellung des durch § 4 
bezw. 5 d. Gesetzes v. 14. März 
1881 über gemeinschaftliche Hol- 
zungen (Gresetzsammlung S. 261) 
Yorgescnriebenen Statuts. 

Anhaltung von Gemeinden zur 
Anbauun^ unkultivirter Grund- 
stücke mit Holz. 



Bezirks- Endgültig. 
aosschnss I 
(mit Zustim- 
mung der 

Kreis- 
vertretung). 

Kreis- Desgl. 

anssehnss. 
m Stadt- 
kreisen und 
in Städten 
von mehr als 
10000 E. 
Bezirks- 
anssehnss. 



Kreis- Berufung. Beyi- 

ansschnss | sion. 

als 
Waldschutz- 1 
gericht. 



§ 79 d. Ges. 
V. 1. April 



§§82-84 
a. ä. 0. 



Desgl. 



Desgl. 



Bezirks- 
anssehnss. 



Desgl. 
Desgl. 



Beschwerde an 
den Proyinzial' 
rath. 



§ 7ff. iOfö. 

v.6.JuliW) 

betr. Schutz-; 
Waldungen 
und Wald- 
genossen- 
schafteu 

(GS. S. 4161 

DesgL 



8 4 d- Ges. 

V. 14. Märt 

1881. 



i 8 d. Ges. V. 
i4.Au?.f 
betr. die Ver- 
waltung der 
den GemeiD- 
den u. 8. ^' 
gehörigen 
flolzuneen 

(GS. S.B7| 
bezw. §§2 f 
1. Ges. V. H- 

über gemeiö" 
gchaJlhche 

Eolzavgen- 
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^gensiand 



Behörde 



Beehismiitel ! Gesetiesstolle 



241. Beschwerde gegen Aufsichts- 
and Zwangsverragungen des Re- 
gierongspräffldenten. 



242. Genehmigong zur Yerddigong 
von Forstschatzbeamten, welche 
nicht königliche Beamte sind. 



ZXVili. VeterlnärpolizeL 

243. Beschwerde ^egen Anordnan^n 
der Polizeibehörde oder des oe- 
steJlten Kommissars zar Abwehr 
oder Unterdrückang von Vieh- 
seuchen. 



244. Bezeichnung von Personen für 
das Amt eines Schiedsmanns be- 
hufs Abschätzung des Werths 
der getödteten bezw. gefallenen 
Thiere. 



ZZIX. Pfandlettianstal- 
ten. 

245. Genehmigung (Bestätigung) von 
Pfandleihanstalten Seitens der 
Gemeinden oder weiterer kom- 
miinaler Verbände. 



246. 



Anwendbarkeitserklärung der 
Vorschriften des Gesetzes vom 
17. März 1881 auf bereits be- 
stehende Pfandleihanstalten der 
Gemeinden u. s. w. und Abän- 
derung der Statuten u. s. w. 



Ober- 
präsident. 



Bezirks- 
ausschuss. 



Vorgesetzte 
Polizei- 
behörde. 



Kreis- 
estadt-) 
anssehnss. 



_ a) Begie- 
irimgspräsi' 
deni^ 

b) m Berlin 
und soweit 
es sich um 
Pfandleih- 
anstalten der 
Provinzial- 
verbände 
handelt, 
Ober- 
prftsident 
(Versagimg 
nur mit Zu- 
stimmung des 

Bezirä- 
ausschusses, 
bezw. Pro- 
vinzialraths). 

Minister 
des Innern. 



Klage beim OVG. 

Frist für Klage 
u. Beschwerde zwei 
Wochen. 



Beschwerde. 



Weitere Be- 
schwerde bis an den 
Minister f&r Land- 
wirthsohaft. (Die 
Klage ist ausge- 
schlossen.) 



Endgültig. 



i 8 d. Ges. V. 
4. Aug. 1876 
u. §§ 2 ff. d. 
Ges. V. 14. 
März 1881. 

§ 28 d. Ges. v. 

15. April 1878 
betr. den 
Forstdieb- 
stahl 

(GS. S. 222). 

§ 2 Abs. 2 
den pr. Ausf. 

Ges. V. 12. 

März 1881 
(GS. S. 128) 
zum Beichs- 

gesetz vom 
30. Juni 1880. 

§ 18 a. a. 0. 



ad a gegen den ver- 
sagenden Beschluss 
Beschwerde, ad b 
endgültig. > 



§ 20 d. Ges. 

V. 17. März 
1881,betr.das 

Pfandleih- 
gewerbe 
(GS. S. 268). 



Endgültig. 



§ 22 a. a. 0. 
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0«gtiisU]id 



Bekörd« 



RaektBiiiittol 



GM0tMMtel]e 



247. 



248. 



249. 



250. 



251. 



252. 



Mrompi^llxtL 



Entscheidimg^ über die Schiff- 
barkeit eines öffentlichen Flusses. 



Entschddung aber den Gegen- 
stand und den Umfang der der 
Strombauverwaltung einzuräu- 
menden Rechte. 



Feststellung der Zahl und der 
Personen der Schiedsrichter zur 
Festsetzung der Entschädigung 
flir Abtretmig von Anlandungen. 

Feststellung der Höhe der in 
den Fällen der §§ 3 u. 8 des 
Gesetzes vom 20. August 1883 
zu gewährenden Entschädigung. 

Beschwerde gegen die von den 
Lokalbaubeamten der Strombau- 
verwaltung getroffenen Anord- 
nungen. 



Kirohllohe Ver- 
möfireiiMuisreleffmihelteii. 

Klage der evangelisch-kirch- 
Uchen Gemeindeorgane gegen 
Yerftigun^n der Staatsbehörae, 
durch welche Posten des Etats 
u. s. w. als gesetzwidrig bean- 
standet werden, oder cue Ein- 
tragung von Leistungen in den 
Etat angeordnet wird. 



Ober- 
pr&sident 

(mit Aus- 
schluss des 
Kechtswegs). 



Landrafh^ 

in Stadt- 



Kekurs an den 
zuständigen Mlni- 



Ortspolicei' 
behOrde 

0n Hannover 
Obrigkeit). 

Kreis- 

(Stadt.) 

aasschnss. 



Kreis- 
estadt-) 
anssohnss« 



Begierungs- 
präsident, 

bezw. 
Landdrost^ 
in den Be- 
zirken der 
Rhein-, Elb- 
u. Oderstrom- 
baudirektion 
bezw. in 
Berlin 
Ober- 
präsident. 



OVG. 



Beschwerde an 
den Regiemnifps- 
präsldenten, Frist 
zwei Wochen. 



Beschwerde. 



Endgültig, vorbe- 
haltlich des Rechts- 
wegs binnen 90 
Tagen. 

Beschwerde an 
den zuständigen 
Minister oder Kla- 
ge beim OYG« nach 
Maassgabe des § 127 
Abs. 3 u. 4 ALVG. 



1 d. Ges. V. 

). Aug. 181 
betr. die Be- 
fagaoBse der 

^rombau- 
verwaitang 

u. s.v. 
(GS. S. 833). 

§4Abs.2n. 
3 a. a. 0. 



§ 6 a. a. 0. 



§ 9 a. a. 0. 



§ 13 a.a.O. 



Endgültig. 



27d.Ge8.v. 

w Juni 1876 

(GS. S. 1Ä5) 

betr. die 
evangelische 

Kirchen- 
verfassung JD 

den acht 
älteren Pro 

vinzen. 
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Gegenstand 



Beehtnüit«! 



Gesetiesstelle 



Klage der verwaltenden Organe 
en Verfügungen der Staats- 
lörde, durch welche Posten 
des Etats u. s. w» als gesetz- 
widrig beanstandet werden, oder 
die Eintragung von Leistungen 
in den Etat angeordnet wird. 



Klage der Gemeindeorgane 
gesen Verfügungen der Staats- 
behörde, bezw. des Konsistoriums, 
durch welche Posten des Etats 
u. 8. w. als gesetzwidrig bean- 
standet werden, oder die Ein- 
tragung von Leistungen in den 
Etat angeordnet wird. 



Streitigkeiten : 

a) über die in §§ 7 bis 11 des 
Gesetzes vom 14. März 1880, 
betr. die Bestreitung der Kosten 
für die Bedürfnisse der Earchen- 

femeinden in den Landestheilen 
es linken Rheinufers (GS. S* 
225) — sofeme nicht über die 
Leistungspflicht überhaupt ge- 
stritten wird — , erwähnten Ver- 
pflichtungen; 

b) über die Frage, ob einer 
der im § 1 des Gesetzes vom 
14. März 1845 erwähnten Zu- 
schüsse durch veränderte Um- 
stände entbehrlich geworden ist. 



Anfeehtanfir g^ 
setswidxiffer oder iinzn- 
läMd«fer BesehlttMe. 

Anfechtung gesetzwidriger oder 
unzulässiger — endgültiger — 
Beschlüsse des Kreis-{Stadt-) aus- 
schusses, des Bezirksausschusses 
und des Provinzialraths durch 
den Landrath (Vorsitzenden des 
Ausschusses), Regierungspräsi- 
denten, bezw. Oberpräsioenten. 



OVG. 



Endgültig. 



OVG. 



DesgL 



Bezirks- 
aassehnss, 

bezw. rhei- 
nische Depu- 
tation für aa£ 
Heimath- 
wesen als 
Bheini- 
sches Ver- 
waltiings- 
g«richt. 



Berufung. 



OVG. 



Endgültig. 



6 d. Ges. V. 
Juni 1876 
über die Auf- 
sichtsrechte 
des Staats 
bei der Ver- 
mögens- 
verwaltung 
der katho- 
lischen 
Diözesen 
(GS. S. 149). 
Art 85 des 
Gesetzes vom 
6. Aprü 1878 

betr. die 
evangelische 

Kirchen- 
verfassun^ in 
der Provinz 
Schleswig- 
Holstein und 
im Amts- 
bezirk des 
Konsistori- 
ums zu 
Wiesbaden 
(GS. S. 141). 
§ 7—11 des 
Gesetzes vom 
14.Märzl880. 



126 fte«6. 

I 60 a. Zust. 
Ges.] 
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N. 


Gegenfliand 


Behörde 


Beohtsmiiiel 


Gesetiesstelle 














fyUcte. 




257. 


Positive und ne^tive Kom- 
petenzkonflikte zwischen Ver- 
waltiingsbehörden und Verwal- 
tungsgerichten. 


OVG. 


Endgültig. 


§ 113 Abs. 5 

Ziist.Ge8. 
[§ 83 Abs. 5 
a. ZustGes.] 


258. 


Vorentscheidung darüber, ob 
der Beamte sich einer Ueber- 
schreitunff seiner Amtsbefiignisse 
oder der Jnterlassung einer ihm 
obliegenden Amtshanc lung schul- 
dig gemacht hat. 


OVG. 

(für das ge- 

sammte 
Staategebiet). 


Endgültig. 


§ 114 Z.Ge8. 
a. ZustGes.) 
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Gesetz 

liber die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Ver- 
waltungsgerichtsbehörden. 

Vom 1. August 1883. 



> Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., 

■ verordnen^ mit Zustimmung beider Häuser des Landtags ^ über die 
Zuständigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
für den gesammten Umfang der Monarchie, was folgt: 

I. Titel. 
Angelegenheiten der Provinzen. 

§ 1. Gegen den auf die Reklamation eines Kreises wegen 
Vertheilung der Provinzialabgaben erlassenen Beschluss des Pro- 
vinzialausschusses findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Oberverwaltungseerichte statt. 

Der letzte Absatz des § 112 der Provinzialordnung für die 
. Provinzen Ost- und Westpreussen, Brandenburg, Pommern, Schle- 
sien und Sachsen vom 29. Juni 1875 (Gesetz -Sammlung 1881 
S. 233) kommt in Wegfall. 

II. Titel. 
Angelegenheiten der Kreise. 

E § 2. In den Fällen der Veränderung der Kreisgrenzen und 

! der Bildung neuer Kreise, sowie des Ausscheidens grosser Städte 
I aus dem Kreisverbande beschliesst der Bezirksausschuss über die 
I Auseinandersetzung der betheihVten Ejreise, vorbehaltlich der den 
I letzteren gegen einander innerhalb zwei Wochen zustehenden Klage 
; bei dem Bezirksausschusse. 

(§ 3. Gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses, be- 
treffend die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreis- 
abgaben, ist nur das Rechtsmittel der Revision zulässig. 
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I 4. Der zweite Absatz des § 180 der Kreisordnung ftlr die 
Provinzen Ost- und Westpreussen, Brandenburg, Pommern, Schle- 
sien und Sachsen vom 13. Dezember 1872 (Glesetz-SammL 1881 
S. 179) wird dahin geändert: 

Ge^en die Venügung des Regierungspräsidenten steht dem 
Elreise innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltongs- 
gerichte zu. 

Zur Ausführung der Rechte des Kreises kann der Kreistag 
einen besonderen Vertreter bestellen. 

in. Titel. 
Angelegenheiten der AmtsTerbBnde. 

§ 5. Der erste Absatz des § 55 c der Kreisordnung fiir die 
Provinzen Ost- und Westpreussen, Brandenburg, Pommern, Sclll^ 
sien und Sachsen vom 13. Dezember 1872 (@esetZ'SammL 18$i 
S. 179) wird dahin abgeändert: 

Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der Angelegen- 
heiten der Amtsverbände wird unbeschadet der vorstehenden 1^ 
Stimmungen in erster Instanz von dem Landrath als Vorsitzendeii 
des Kreisausschusses, in höherer und letzter Instanz von dem 
Regierungspräsidenten geübt. 

§ 6. Im Geltungsbereiche der Kreisordnung für die Pro- 
vinzen Ost- und Westpreussen, Brandenburg, Pommern, Schlesien 
und Sachsen vom 13. Dezember 1872 (Gesetz-Samml. 1881 S. 179) 
erfolgt fortan die Revision, endgültige Feststellung und Abänderong 
der Amtsbezirke (§ 49 Abs. 2 der Kreisordnung), die Vereinigung 
ländlicher Gemeinde- und Gutsbezirke bezügUch der Verwaltung 
der Polizei mit dem Bezirke einer Stadt (§ 49 a Absatz 1 a. a. 0.), 
sowie die Ausscheidung der ersteren aus dem Amtsbezirk (§ 49a 
Absatz 8 a. a. O.), aurch den Minister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bezirksausschusse nach vorheriger Anhörung 
der Betheiligten und des Kreistages. 

IV. Titel. 
Angelegenheiten der Stadtgemeinden. 

§ 7. Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der 
städtischen Gemeindeangelegenheiten wird in erster Instanz von 
dem Regierungspräsidenten, in höherer und letzter Instanz von 
dem Oberpräsidenten geübt, unbeschadet der in den Gesetzen ge- 
ordneten Mitwirkang des Bezirksausschusses und des Provinzial- 
raths. 

Für die Stadt Berlin tritt an die Stelle des Regierungspräsi- 
denten der Oberpräsident, an die Stelle des Oberpräsidenten der 
Minister des Innern, fUr die HohenzoUernschen Lande tritt an die 
Stelle des Oberpräsidenten der Minister des Innern. 

Beschwerden bei den Aufsichtsbehörden in städtischen Ge- 
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meindeangele^enheiten sind in allen Instanzen innerhalb zwei 
Wochen anzubringen. 

§ 8. Der Bezirksausschuss beschliesst, soweit die Beschluss- 
fassung nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde 
zusteht, über die Veränderung der Grenzen der Stadtbezirke. 

Der Bezirksausschuss beschliesst über die in Folge einer Ver- 
änderung der Grenzen der Stadtbezirke nothwendlg werdende 
Auseinandersetzung zwischen den betheiligten Gemeinden , vor- 
behaltlich der den letzteren gegen einander zustehenden Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren. 

§ 9. Streitigkeiten über die bestehenden Grenzen der Stadt- 
bezirke unterliegen der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 
Ueber die Festsetzung streitiger Grenzen beschliesst vorläufig, 
sofern es das öffentliche Interesse erheischt, der Bezirksausschuss. 
Bei dem Besclilusse behält es bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
im Verwaltuikgsstreitverfahren sein Bewenden. 
§ 10. Die Gemeindevertretung beschliesst: 

1) auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend den Besitz 
oder den Verlust des Bürgerrechts, insbesondere des Rechts 
zur Theilnahme an den Wahlen zur Gemeindevertretung, 
sowie des Rechts zur Bekleidung einer den Besitz des 
Bürgerrechts voraussetzenden Stelle in der Gemeindever- 
waltung oder Gemeindevertretung, die Verpflichtung zum 
Erwerbe oder zur Verleihung des Bürgerrechts, beziehungs- 
weise zur Zahlung von Bürgergewinngeldern (Ausfer- 
tiguugsgebühren) und zur Leistung des Bürgereides, die 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Bürgerklasse, die Rich- 
tigkeit der Gemeindewählerliste; 

2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung; 

3) über die Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung 
von Aemtern und Stellen in der Gemeindeverwaltung oder 
Vertretung, über die Nachtheile, welche gegen Mitglieder 
der Stadtgemeinde wegen Nichterfüllung der ihnen nach 
den Gemeindeverfassungsgesetzen obliegenden Pflichten, 
sowie über die Strafen, welche gegen Mitglieder der Ge- 
meindevertretung wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
Geschäftsordnung nach Maassgabe der Gemeindeverfassungs- 
gesetze zu verhängen sind. 

Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste sind während 
der Dauer der Auslegung der letzteren, Einsprüche gegen die Gül- 
tigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung innerhalb zwei Wochen 
nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses und in allen Fällen 
oei dem Gemeindevorstande zu erheben. 

In dem Geltungsbereiche der Kurhessischen Gemeindeordnung 
yom 23. Oktober 1834 ist die Gemeindewählerliste nach vorgängiger 
öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen hindurch auszulegen, 
und finden die in Betreff der Einsprüche gegen die Gemeinde- 
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Wählerliste getroffenen Bestimmungen auch auf fansprüche gegen 
das Verzeichniss der hochbesteuerten Ortsbürger Anwendung. 

§ 11. Der Beschluss der Gemeindevertretung (§ 10) bedart 
keiner Genehmigung oder Bestätigung von Seiten des Gemeinde- 
Yorstandes oder der Aufsichtsbehörde. Gegen den Beschluss der 
Gemeindevertretung findet die Klage im VerwaltungsstreitverfahreD 
statt. Die Klage steht in den Fällen des § 10 auch dem Gemeinde- 
Vorstände zu. 

Die Klage * hat in den Fällen des § 10 unter 1 und 2 keine 
aufschiebende Wirkung; jedoch dürfen Ersatzwahlen vor ergangener 
rechtskräftiger Entscheiaung nicht vorgenommen werden. 

§ 12. Der Bezirksausschuss beschliesst; soweit die Beschluss- 
fassung nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde 
zusteht, 

1) über die Zahl der aus jeder einzelnen Ortschaft einer 
Stadtgemeinde zu wählenden Mitglieder der Gemeiiide- 
Vertretung, 

2) über die V ornahme aussergewöhnlicher Ersatzwahlen zur 
Gemeindevertretung oder in den Gemeindevorstand. 

§ IS. Soweit die Bestätigung der Wahlen von Gemeinde- 
beamten nach Maassgabe der Gemeindeverfassungsgesetze den Auf- 
sichtsbehörden zusteht y erfolgt dieselbe durch den Begierangs- 
präsidenten. 

Die Bestätigung kann nur unter Zustimmung des Bezirksaus- 
schusses versagt werden. Lehnt der Bezirksausschuss die Zustim- 
mung ab, so kann dieselbe auf den Antrag des Regierungspräsi- 
denten durch den Minister des Innern ergänzt werden. 

Wird die Bestätigung vom Regierungspräsidenteu unter Zu- 
stimmung des Bezirksausschusses versagt, so kann dieselbe auf 
Antrag des Gemeindevorstandes oder der Gemeindevertretung von 
dem Minister des Innern ertheilt werden. 

§ 14. üeber die Gültigkeit von Wahlen solcher Qremeid^ 
beamten, welche der Bestätigung nicht bedürfen, beschliesst, soweit 
die Beschlassfassung der Aufsichtsbehörde zusteht, der Bezirks- 
ausschuss. 

§ 15. Beschlüsse der Gemeindevertretung oder des kollegia- 
lischen Gemeindevorstandes, welche deren Befugnisse überschreiten 
oder die Gesetze verletzen, hat der Gemeindevorstand, beziehunp- 
weise der Bürgermeister, entstehenden Falles auf Anweisung w^ 
Aufsichtsbehörde, mit aufschiebender Wirkung, unter Angabe der 
Gründe, zu beanstanden. Gegen die Verfügung des Gemeinde- 
vorstandes (Bürgermeisters) steht der Gemeindevertretung, bezie- 
hungsweise dem koUe^alischen Gemeindevorstande, die Klage i^ 
Verwaltungsstreitverfahren zu. 

Die in den Gemeindeverfassungsgesetzen begründete Behgp^ 
der Aufsichtsbehörden, aus anderen als den vorstehend angegebenen 
Gründen eine Beanstandung der Beschlüsse der GemeindevertretuBg 
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der des koUegiaÜBchen Gemeindevorstandes herbeizuführen ^ wird 
.ufgehoben. 

§ 16. Gemeindebeschlüsse über die Veräusserung oder wesent- 
iche Veränderung von Sachen^ welche einen besondereri wissen- 
chaftlich^n, historischen oder Kunstwerth haben, insbesondere von 
Archiven oder Theilen derselben, unterliegen der Genehmigung des 
legierungspräsidenten. 

Hinsichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen bewendet 
» bei den bestehenden Bestimmungen. 

Im üebrigen beschliesst der Bezirksausschuss über die in den 
ijemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde vorbehaltene Be- 
ätätigunff (Genehmigung) von Ortsstatuten und sonstigen die städ- 
tiachen Gemeindeangelegenheiten betreffenden Gemeindebeschlüssen. 

Soweit es sich um die Aufbringung der Gemeindeabgaben 
und Dienste handelt, steht aus Gründen des öffentlichen Interesses 
gegen den auf Beschwerde ergehenden Beschluss des Provinzial- 
raths dem Vorsitzenden des letzteren die Einlegung der weiteren 
Beschwerde an die Minister desf Innern und der Finanzen zu. 
Hierbei finden die Bestimmungen des § 123 des Gesetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 

Die Bestätigung (Genehmigung) von Gemeindebeschlüssen, 
durch welche besondere direkte oder indirekte Gemeindesteuern neu 
eingeführt oder in ihren Grundsätzen verändert werden, bedarf der 
Zustimmung der Minister des Innern und der Finanzen. 

§ 17. Der Bezirksausschuss beschliesst, soweit die Beschluss- 
fassung nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichts- 
behörde zusteht, 

1) abgesehen von den Fällen des § 15 über die zwischen 
dem Gemeindevorstande und der Gemeindevertretung, be- 
ziehungsweise dem Bürgermeister und dem koUegialischen 
Gemeindevorstande entstehenden Meinungsverschieden- 
heiten, wenn von einem Theile auf Entscheidung ange- 
tragen wird und zugleich die Angelegenheit nicht auf sich 
beruhen bleiben kann, 

2) an Stelle der Gemeindebehörden, im Falle ihrer durch 
widersprechende Interessen herbeigeführten Beschlussun- 
fähigkeit, 

2) an Stelle der nach Maassgabe der Gemeindeverfassungs- 
gesetze aufgelösten Gemeindevertretung. 
Der Bezirksausschuss beschliesst ferner an Stelle der Auf- 
sichtsbehörde : 

4) über die Art der gerichtUchen Zwangsvollstreckung wegen 
Geldforderungen gegen Stadtgemeinden (§ 15 zu 4 des 
Einfuhrungsgesetzes zur Deutschen Zivilprozessordnung 
vom 20. Januar 1877, Reichs-Gesetzbl. S. 244), 

5) über die Feststellung und den Ersatz , der Defekte der 
Gemeindebeamten nach Maassgabe der Verordnung vom 
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24. Januar 1844 (Gesetz-SammL S. 52); der Beschlugs ist 
vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges endgültig. 
§ 18. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend: 

1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeinde- 
'anstalten, sowie zur Theilnahme an den Nutzungen und 
Erträgen des Gemeindevermögens, 

2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Gemeinde- 
lasten, 

beschliesst der 'Gemeindevorstand. 

Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. 

Der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren unterliegen 
desgleichen Streitigkeiten zwischen Betheiligten über ihre in dem 
öffentlichen Rechte begründete Berechtigung oder Verpflichtung za 
den im Absatz 1 bezeichneten Nutzungen oeziehungsweise Lasten 

Einsprüche gegen die Höhe von Gemeindezuschlägen zu den 
direkten Staatssteuem, welche sich gegen den Prinzipalsatz der 
letzteren richten^ sind unzulässig. 

Die Beschwerden und die Einsprüche, sowie die Klage hata 
keine au&chiebende Wirkung. 

§ 19. Unterlässt oder verweigert eine Stadtgemeinde, die ihr 

gesetzlich oblie^nden, von der Behörde innerhalb der Grenzen 
irer Zuständigkeit festgestellten Leistungen auf den Haushaltsetat 
zu bringen oder ausserordentlich zu genehmigen , so verfugt der 
Regierungspräsident unter Anfuhrung der Gründe die Eintragung 
in den Etat, beziehungsweise die Feststellung der ausserordent- 
lichen Ausgabe. 

Gegen die Verfugung des Regierungspräsidenten steht der Ge- 
meinde die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Eine Feststellung des Stadtetats durch die Aufsichtsbehörde 
findet fortan nicht statt; auch in den Städten von Neuvorponunern 
und Rügen ist jedoch eine Abschrift des Etats gleich nach seiner 
Feststellung durch die städtischen Behörden der Aufsichtsbehörde 
einzureichen. 

§ 20. Bezüglich der Dienstvergehen der Bürgermeister, Bei- 

feordneten, Magistratsmitglieder und sonstigen Gemeindebeamten 
ommen die Bestimmungen des Gesetzes vom 21. Juli 1852 mit 
folgenden Maassgaben zur Anwendung: 

1) Gegen die Bürgermeister, Beigeordneten und Magistrats- 
mitglieder, sowie gegen die sonstigen Gemeindebeamten 
kann an Stelle der Bezirksregierung und innerhalb des 
derselben bisher zustehenden Ordnungsstrafrechts der Ke- 
gierungspräsident Ordnungsstrafen festsetzen. Gegen die 
Ötrafvermgungen des Regierungspräsidenten findet inner- 
halb zwei Wochen die Beschwerde an den Oberpräsidenten, 
gegen den auf die Beschwerde ergehenden Beschluss des 
Oberpräsidenten findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Oberverwaltungsgerichte statt. In Berlin findet 
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S5gen die Strafverfugungeu des Oberpräsidenten, in den 
olienzoUernschen Landen findet gegen die Strafver- 
fiigungen des Regierungspräsidenten innerhalb zwei Woclien 
unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte 
statt. 
2) Gegen die Strafverfiigungen des Bürgermeisters findet 
innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den ßegierungs- 
präsidenten, und gegen den auf die Beschwerde ergehenden 
Beschluss des Regierungspräsidenten innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte statt. 
8) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die 
Einleitung des Verfahrens von dem Regierungspräsidenten 
beziehungsweise dem Minister des Innern verSigt und von 
demselben der Untersuchungskommissar ernannt; an die 
Stelle der Bezirksre^erung beziehungsweise des Disziplinar- 
hofes tritt als entsdieidende Disziplinarbehörde erster In- 
stanz der Bezirksausschuss; an die Stelle des Staatsmini- 
steriums tritt das Oberverwaltungsgericht; den Vertreter 
der Staatsanwaltschaft ernennt bei dem Bezirksausschusse 
der Regierungspräsident, bei dem Oberverwaltungsgerichte 
der Minister des Innern. 
In dem vorstehend bezüglich der Entfernung aus dem Amte 
vorgesehenen Verfahren ist entstehenden Falles auch über die 
Thatsache der Dienstunßlhigkeit der Bürgermeister, Beigeordneten, 
Magistratsmitglieder und sonstigen Qemeindebeamten Entscheidung 
zu treffen. 

Gegen Mitglieder der Gemeindevertretung findet ein Disziplinar- 
verfahren nicht statt. 

Ueber streitige Pensionsansprüche der besoldeten Gemeinde- 
b)eamten beschliesst, soweit nach den Gemeindeverfassungsgesetzen 
die Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde zusteht, der Bezirksaus- 
schuss, und zwar, soweit der Beschluss sich darauf erstreckt, welcher 
Theil des Diensteinkommens bei Feststellung der Pensionsansprüche 
als Gehalt anzusehen ist, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen 
einander zustehenden Klage im Verwaltungsstreitverfahren, im 
Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. Der Beschluss 
ist vorläufig vollstreckbar. 

§ 21. Zuständig in erster Instanz ist im Verwaltungsstreit- 
verfahren für die in diesem Titel vorgesehenen Fälle, sofern nicht 
im Einzelnen anders bestimmt ist, der Bezirksausschuss, für den 
Stadtkreis Berlin in den Fällen des § 8 Absatz 2, § 9 und § 15 
das Oberverwaltunffsgericht. Die Frist zur Anstellung der Klage 
beträgt in allen Fällen zwei Wochen. 

Die Gemeindevertretung, beziehungsweise der kollegialische 
Gfemeindevorstand können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im Ver- 
waltungsstreitverfahren einen besonderen Vertreter bestellen. 

Gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses in den Fällen 
des § 18 unter 2 ist nur das Rechtsmittel der Revision zulässig. 
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§ 22. Die Bestimmungen dieses Abschnitts kommen zur An- 
wendung im Geltungsbereiche der Städteordnung für die sechs öst- 
lichen Provinzen vom 30. Mai 1853 (Gesetz-Samml. S. 261) auch 
auf die § 1 Absatz 2 daselbst erwähnten Ortschaften (Flecken)^ 

in der Provinz Schleswig-Holstein auch auf die §§ 94 ff. des 
Gesetzes vom 14. April 1869 (Gesetz-Samml. S. 589) erwähnten 
Flecken, 

im Regierungsbezirke Kassel auch auf die Stadt Orb, 

in den HohenzoUernschen Landen ausser auf Hechingen auch 
auf die Gemeinde Sigmaringen. 

Welche Gemeinden im Regierungsbezirke Wiesbaden ausser 
der Stadt Frankfurt als Stadtgemeinden im Sinne dieses Abschnitts 
zu betrachten sind, wird in der zu erlassenden Klreisordnung fiir 
Hessen-Nassau bestimmt. 

§ 23. In den zum ehemaligen Kurfärstenthume Hessen ge- 
hörigen Städten ist als Gemeindevorstand der Stadtrath, als 6e- 
meindevertretune der Gemeindeausschuss, 

in den Stadtgemeinden des vormaligen Herzogthums bau 
(§ 22) ist als Gemeindevorstand der Gemeinderath, als Gemeinde- 
vertretung der BürgerausschusS; 

in der Gemeinde Homburg v. d. H. ist als Gemeindevorstand 
der Bürgermeister, als Gemeindevertretung der Gemeindevorstand, 

in der Gemeinde Hechingen ist als . Gemeindevörstand der 
Stadtrath; als Gemeindevertretung der Bürgerausschuss, 

in der Gemeinde Sigmaringen ist als Gemeindevorstand der 
Gemeinderath; als Gemeindevertretung der Bürgerausschuss zu be- 
trachten. 

V. Titel. 
Angelegenheiten der Landgemeinden und der selbststSndigen 

G^utsbezirke. 

§ 24. Die Aufsicht des Staates über die Verwaltung der An- 
gelegenheiten der Landgemeinden, der Aemter in der Provinz 
Westfalen und der Bürgermeistereien in der Kheinprovinz, some 
der Gutsbezirke wird, unbeschadet der Vorschriften der Kreisord- 
nungen und der in den Gesetzen geordneten Mitwirkung des Kreis- 
ausschusses und des Bezirksausschusses; in erster Instanz von dem 
Landrathe als Vorsitzenden des EreisausschusseS; in höherer und 
letzter Instanz von dem Kegierungspräsidenten geübt. 

Beschwerden bei den Aufsichtsbehörden in den vorbezeichneten 
Angelegenheiten sind in allen Instanzen innerhalb zwei Wochen 
anzubringen. 

§ 25. Der Kreisausschuss beschliesst, soweit die Beschluss- 
fassung nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde 
zusteht, über die Veränderung der Grenzen der ländlichen Gemeinde- 
bezirke und der Gutsbezirke. 

Hinsichtlich der Veränderung der Grenzen der Aemter in der 
Provinz Westfalen und der Bürgermeistereien in der Kheinprovinz, 
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sowie hinsichtlich der Bildung neuer Gemeinde- und Gutsbezirke 
behält es bei den bestehenden Vorschriften sein Bewenden. 

In den im Absatz 1 bezeichneten Fällen findet neben der Be- 
schlussfassung des Kreisausschusses die in den Gemeindever- 
fassungsgesetzen vorgeschriebene Anhörung des Kreistages nicht 
mehr statt. An die Stelle der sonst für kommunale Bezirksver- 
änderungen, einschliesslich der Fälle des zweiten Absatzes, in den 
Gemeindeverfassungsgesetzen vorgeschriebenen Anhörung des Kreis- 
tages tritt die Anhörung des Kreisausschusses. 

Ueber die in Folge einer Veränderung der Grenzen der Land- 
gemeinden und Gutsbezirke, sowie der in Absatz 2 erwähnten Aemter 
und Bürgermeistereien nothwendig werdende Auseinandersetzung 
zwischen den Betheiligten beschliesst der Kreisausschuss, vorbehalt- 
lich der den letzteren gegen einander zustehenden Klage im Ver- 
waltungsstr ei tverfahr en . 

§ 26. Streitigkeiten über die bestehenden Grenzen der länd- 
lichen Gemeinde- und Gutsbezirke, sowie über die Eigenschaft 
einer Ortschaft als Gemeinde oder eines Guts als Gutsbezirks unter- 
liegen der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 

Ueber die im ersten Absätze bezeichneten Angelegenheiten 
beschliesst vorläufig, sofern es das öiBfentliche Interesse erheischt, 
der Kreisausschuss. Bei dem Beschluss behält es bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren sein Bewenden. 

§ 27. Die Gemeindevertretung, wo eine solche nicht besteht, 
der Gemeindevorstand, beschliesst: 

1) auf Beschwerden und Einsprüche , betreffend den Besitz 
oder den Verlust der Gemeindemitgliedschaft, sowie des 
Gemeindebürgerrechts, des Stimmrechts in der Gemeinde- 
versammlung, des Rechts zur Theilnahme an den Ge- 
meindewahlen, die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Klasse von Stimmberechtigten, die Wäldbarkeit zu einer 
Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Gemeindevertretung, 
die Ausübung des Stimmrechts durch einen Dritten, sowie 
über die Richtigkeit der Gemeindewählerliste; 

2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung; 

3) über die Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung 
einer Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Gemeinde- 
vertretung, über die Nachtheile, welche gegen Angehörige 
(Mitglieder) der Gemeinde wegen Nichterfüllung der 
ihnen nach den Gemeindeverfassungsgesetzen obliegenden 
Pflichten, sowie über die Strafen, welche gegen Mitglieder 

• der Gemeindevertretung wegen Zuwiderhandlungen gegen 
die Geschäftsordnung oder wegen unentschuldigten Aus- 
bleibens nach Maassgabe der Gemeindeverfassungsgesetze 
zu verhängen sind. 
Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerliste sind während 
der Dauer der Auslegung der letzteren, Einsprüche gegen die Gül- 
tigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung innerhalb zwei Wochen 

V. Stengel, Zuständigkeit. ^ 9 



Digitized by VjOOQIC 



— 130 — 

nach Bekanntmachung des Wahlergebnisses; und in allen Fällen 
bei dem G-emeindevorstande anzubringen. 

In dem Geltungsbereiche der Kurhessischen Gemeindeordnung 
finden die Vorschriften des § 10 Absatz 3 des gegenwärtigen Ge- 
setzes entsprechende Anwendung. 

§ 28. Die Beschlüsse der Gemeindevertretung, beziehungs- 
weise des Gemeindevorstandes, in den Fällen des § 27 bedürfen 
keiner Genehmigung oder Bestätigung von Seiten des Genaeinde- 
Vorstandes oder der Aufsichtsbehörde. 

Gegen die Beschlüsse findet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. Die Klage steht in den Fällen des § 27, wenn 
der Beschluss von der Gemeindevertretung gefasst ist, auch dem 6e- 
meindevorstande, sowie in der Provinz Westfalen dem Amtmanne zu. 
Die Klage hat in den Fällen des § 27 unter 1 und 2 keine 
aufschiebende Wirkung; jedoch dürfen Neuwahlen vor ergangener 
rechtskräftiger Entscheidung nicht vorgenommen werden. 

§ 29. Beschlüsse der Gemeindeversammlung, der Gemeinde- 
vertretung oder des kollegialischen Gemeindevorstandes, welche 
deren Befugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen, hat der 
Gemeindevorsteher, in der Provinz Westfalen auch der Amtmann, 
entstehenden Falles auf Anweisung der Aufsichtsbehörde mit auf- 
schiebender Wirkung, unter Angabe der Gründe, zu beanstanden. 
Gegen die Verfügung des Gemeindevorstehers beziehungsweise Amt- 
manns steht der Gemeindeversammlung, Gemeindevertretung, be- 
ziehungsweise dem kollegialischen Gemeindevorstande die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren zu. 

Die in den Gemeindeverfassungsgesetzen begründete Befugnis» 
der Aufsichtsbehörde, aus anderen als den vorstehend angegebenen 
Gründen eine Beanstandung von Beschlüssen der Gemeindever- 
tretung oder des kollegialischen Gemeindevorstandes herbeizuführen, 
wird aufgehoben. 

§ 30. Gemeindebeschlüsse über die Veräusaerung oder wesent- 
liche Veränderung von Sachen, welche einen besonderen wissen- 
schaftlichen, historischen oder Kunstwerth haben, insbesondere von 
Archiven oder von Theilen derselben, unterliegen der Genehmigung 
des Kegierungspräsidenten. 

Hinsichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen bewendet 
es bei den bestehenden Bestimmungen. 

§ 31. Im Uebrigen beschliesst der Kreisausschuss, soweit die 
Beschlussfassung in den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichts- 
behörde oder — in der Provinz Hessen-Nassau — dem Amts- 
bezirksrathe zusteht, über die Bestätigung (Genehmigung) von 
Ortsstatuten und sonstigen, die ländlichen Gemeindeangelegenheiten 
betreffenden Gemeindebeschlüssen, sowie über "die Herbeiführung 
und erforderlichen Falles Anordnung einer Ergänzung oder Ab- 
änderung der in Ansehung der Gemeindelasten oder des Gemeinde- 
stimmrechts bestehenden Ortsverfassung. 

In den vorstehend bezeichneten Fällen findet neben der Be- 
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Schlussfassung des Kreisausschusses die in den Gemeindeverfassungs- 
gesetzen vorgeschriebene Anhörung des Kreistages nicht mehr statt. 

Soweit es sich um die Autbringung der Gemeindeabgaben 
und Dienste handelt^ steht aus Gründen des öffentlichen Interesses 
gegen den auf Beschwerde ergehenden Beschluss des Bezirksaus- 
schusses dem Vorsitzenden des letzteren die Einlegung der weiteren 
Beschwerde an die Minister des Innern und der Finanzen zu. Hier- 
bei finden die Bestimmungen des § 123 des Gesetzes über die tiU- 
gemeine Landes Verwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 

Die Bestätigung (Genehmigung) von Gemeindebeschlüssen und 
der Erlass von Anordnungen^ durch welche besondere direkte oder 
indirekte Gemeindesteuern neu eingeführt oder in ihren Grund- 
sätzen verändert werden, bedürfen der Zustimmung der Minister 
des Innern und der Finanzen. 

Die §§ 33 und 34 Titel 7 Theil II des Allgemeinen Landrechts, 
die Kabinetsorder vom 25. Januar 1831, betreffend die Erwerbung 
von Rittergütern durch Dorfgemeinden oder deren Mitglieder (Gesetz- 
Samml. S. 5), und der § 4 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts- 
ordnung sind aufgehoben. 

§ 32. Der Kreisausschuss beschliesst, soweit die Beschltiss- 
fassung nach den Gemeinde Verfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde 
zusteht: 

1) über die Zahl der aus jeder einzelnen Ortschaft einer Ge- 
meinde zu wählenden Mitglieder der Gemeindevertretung, 

2) über die Vornahme aussergewöhnlicher Ersatzwahlen zur 
Gemeindevertretung oder in den Gemeindevorstand, 

3) über die Vermehrung der Zahl der Mitglieder des Ge- 
meindevorstandes, der Schöffen und der Ortsvorsteher, 
sowie über die Bestellung besonderer Ortsvorsteher für 
verschiedene Ortschaften eines Gemeindebezirks, 

4) über die Festsetzung der Besoldungen, der Dienstunkosten- 
entschädigungen und der baaren Auslagen der Mitglieder 
des Gemeindevorstandes, der Schöffen, der sonstigen Ge- 
meindebeamten, sowie der kommissarischen Gemeindevor- 
steher, Guts Vorsteher und sonstiger kommissarisch be- 
stellten Beamten. 

Der Kreisausschuss beschliesst ferner: 

5) an Stelle der Aufsichtsbehörde über die Feststellung und 
den Ersatz der bei Kassen und anderen Verwaltungen der 
Landgemeinden vorkommenden Defekte nach Maassgabe 
der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Gesetz -Samml. 
S, 52). Der Beschluss ist vorbehaltlich des ordentlichen 
Rechtsweges endgültig. 

§ 33. Der Kreisausschuss beschliesst, soweit die Beschluss- 
fasBung nach den Gemeindeverfassungsgesetzen der Aufsichtsbehörde 
zusteht : 

1) abgesehen von den Fällen des § 29 über die zwischen 
dem Gemeindevorstande und der Gemeindevertretung oder 



Digitized by VjOOQIC 



— 132 — 

zwischen demGemeindevorsteheranddem koIl^alisclienGe- 
meindevorstande entstandenen Meinangsverschiedenheiten, 

2) an Stelle der Gemeindebehörden im Falle ihrer durch 
widersprechende Interessen herbeigefllhrten Beschlussun- 
fähigkeit oder im Falle wiederholter Beschlussnnfähigkeit, 

3) an Stelle der nach Maassgabe der GemeindeverfEtssungs- 
gesetze au&elösten Gemeindevertretung. 

' Der Kreisausschuss beschliesst femer an SteUe der Bezirks- 
regierung : 

4) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollstreckangeü 
wegen Geldforderungen gegen Landgemeinden (§ 15 zu 4 
des £in{uhrungsgesetzes zur Deutschen Zivilprozessordnung 
vom 30. Januar 1877, Reichs-Gesetzbl. S. 244). 

§ 34. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend 

1) das Becht zur Mitbenutzung der öffentlichen Gemeinde- 
anstalten^ sowie ziir Theilnahme an den Nutzungen mi 
Ertr^en des Gemeindevermögens, 

2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den 6e- 
meindedasten, 

3) die besonderen Rechte oder Verpflichtungen einzelner ört- 
licher Theile des Gemeindebezirts oder einzelner Klassen 
der Gemeindeangehörigen in Ansehung der zu Nr. 1 und 2 
erwähnten Ansprüche und Verbindlichkeiten, 

beschliesst der Gemeindevorstand. 

Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt 

Der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren unterKegen 
desgleichen Streitigkeiten zwischen Betheiligten über ihre in dem 
öffentlichen Rechte begründete Berechtigung oder Verpflichtung zu 
den im Absatz 1 bezeichneten Nutzungen beziehungsweise Lasten. 

Einsprüche gegen die Höhe von Gemeindezuschlägen zu den 
direkten Staatssteuern, welche sich gegen den Prinzipalsatz der 
letzteren richten, sind unzulässig. 

Die Beschwerden und die Einsprüche, sowie die Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden sinngemäss Anwendung 
auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend die Heranziehung oder 
die Veranlagung von Grundbesitzern und Einwohnern eines Guts- 
bezirks zu den öffentlichen Lasten desselben. 

§ 35. ünterlässt oder verweigert eine Landgemeinde (Amt, 
Bürgermeisterei) oder ein Gutsbezirk, die ihnen gesetzlich obliegen- 
den, von der Behörde innerhalb der Grenzen uirer Zuständigkeit 
festgestellten Leistungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder 
ausserordentlich zu genehmigen, beziehungsweise zu erfüllen, so 
verfügt der Landrath; unter Anfuhrung der Gründe, die Eintr^ung 
in den Etat, beziehungsweise die Feststellung der ausserordentlichen 
Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths steht der Gemeinde 
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beziehungsweise dem Besitzer des Guts die Klage bei dem Bezirks- 
ausschusse zu. 

§ 36. Bezüglich der Dienstvergehen der Gemeindevorsteher, 
Mitglieder des Gemeindevorstandes und sonstigen Gemeindebeamten, 
sowie der Gutsvorsteher kommen die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maassgaben zur Anwendung: 

1) Die Befugniss^ gegen die Gemeindevorsteher (Ämtmänner 
in Westfalen, Bürgermeister in der ßheinprovinz), SchöflFen, 
Mitglieder des koUegialischen Gemeindevorstandes und 
sonstige Gemeindebeamte, sowie gegen Gutsvorsteher Ord- 
nungsstrafen zu verhängen, steht dem Landrathe, und im 
Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ord- 
nungsstrafrechts dem Kegierungspräsidenten zu. 

Gegen die Strafverfugungen des Landraths findet 
innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Regierungs- 
präsidenten, gegen die Strafverfügungen des Regierungs- 
Sräsidenten innerhalb gleicher Frist die Beschwerde an 
en Oberpräsidenten statt. 

2) Gegen die von dem Amtmann in Westfalen oder von dem 
Bürgermeister in der Rheinprovinz auf Grund des § 83 
der Westfälischen Landgemeindeordnung vom 19. März 
1856, beziehungsweise der §§ 83 und 104 der Rheinischen 
Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845 gegen Unterbeamte 
der Gemeinden, Aemter und Bürgermeistereien erlassenen 
Strafverfugungen findet innerhalb zwei Wochen die Be- 
schwerde an den Landrath und gegen den auf die Be- 
schwerde ergehenden Beschluss des Landraths innerhalb 
zwei Wochen die Beschwerde an den Regierungspräsi- 
denten statt. 

3) Gegen den auf die Beschwerde in den Fällen zu 1 und 2 
in letzter Instanz ergehenden Beschluss des Regierungs- 
präsidenten, beziehungsweise des Oberpräsidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwal- 
tungsgerichte statt. 

In den Hohenzollernschen Landen findet gegen die 
Strafverfugungen des Regierungspräsidenten innerhalb zwei 
Wochen unmittelbar die Klage bei dem Oberverwaltungs- 

f;erichte statt, 
n dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die 
Einleitung des Verfahrens von dem Landrathe oder von 
dem Regierungspräsidenten verfügt und von denselben der 
' Untersuchungskommissar und der Vertreter der Staats- 
anwaltschaft ernannt. Als entscheidende Disziplinarbehörde 
erster Instanz tritt an die Stelle der Bezirksregierung der 
Kreisausschuss ; an die Stelle des Staatsministeriums tritt 
das Oberverwaltungsgericht. Der Vertreter der Staats- 
anwaltschaft bei dem Oberverwaltungsgerichte wird von 
dem Minister des Innern ernannt. 
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In dem vorstehend zu 4 vorgesehenen Verfahren ist entstehenden 
Falles auch über die Thatsacbe der Dienstunfahigkeit der länd- 
lichen Gemeindebeamten Entscheidung zu treflfen. 

Ueber streitige Pensionsansprüche der besoldeten Gemeinde- 
beamten beschliessty soweit nach den Gemeindeverfassungsgesetzen 
die Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde zusteht, der Kreisaus- 
schuss, und zwar, soweit der Beschluss sich darauf erstreckt, welcher 
Theil des Diensteinkommens bei Feststellung der Pensionsanspruche 
als Gehalt anzusehen ist, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen 
einander zustehenden Klage im Verwaltungsstreitverfahren, im 
üebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. Der Beschluss 
ist vorläufig vollstreckbar. 

§ 37. Zuständig in erster Instanz ist im Verwaltungsstreit- 
verfehren für die in diesem Titel vorgesehenen Fälle, sofern nicht 
im Einzelnen anders bestimmt ist, der Ereisausschuss. Die Frist 
zur Anstellung der Klage beträgt in allen Fällen zwei Wochen. 

Die Gemeindeversammlung, die Gemeindevertretung, bezie- 
hungsweise der kollegialische Gemeinde vorstand können zur Wahr- 
nehmung ihrer Rechte im Verwaltungsstreitverfahren einen beson- 
deren Vertreter bestellen. 

§ 38. 1) In den Landgemeinden des vormaligen Kurfürsten- 
thums Hessen ist als Gemeindevorstand der Gemeinderath, 
als Gemeindevertretung der Gemeindeausschuss, 

2) in den vormals Grossherzoglich Hessischen Landestheilen 
ist als Gemeindevorstand der Bürgermeister, als Gemeinde- 
vertretung der Gemeinderath, 

3) in den Landgemeinden der vormals Königlich Bayerischen 
Landestheile ist als Gemeindevorstand der Gemeindevor- 
steher, als Gemeindevertretung der Gemeindeausschuss, 

4) in den Gemeinden des vormaligen Herzogthums Nassau 
ist als Gemeindevorstand der Gemeinderath, als Gemeinde- 
vertretung der Bürgerausschuss, 

5) in den Gemeinden des vormals Landgräflich Hessischen 
Amtes Homburg ist als Gemeindevorstand der Bürger- 
meister, als Gemeindevertretung der Gemeindevorstand, 

6) in den Landgemeinden des Stadtkreises Frankfurt a. M. 
ist als Gemeindevorstand der Schul theiss, als Gemeinde- 
vertretung der Gemeindeausschuss, 

7) in den Landgemeinden des ehemaligen Fürstenthums 
Hohenzollern - Hechingen ist als Gemeindevorstand das 
Ortsgericht, als Gemeindevertretung der Bürgerausschuss, 

8) in den Gemeinden des ehemaligen Fürstenthums Hohen- 
zollern -Sigmaringen ist als Gemeindevorstand der Ge* 
raeinderath, als Gemeindevertretung der Bürgerausschuss 

z\i betrachten. 
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VI. Titel. 
Armenangelegenhelten. ^ 

§ 39. Streitigkeiten zwischen Armenverbänden wegen öffent- 
licher Unterstützung Hülfsbedürftiger werden im Verwaltungsstreit- 
yerfahren entschieden. 

Zuständig in erster Instanz ist der Bezirksausschuss. 

Im Uebrigen behält es bei den Bestimmungen des ßeichs- 
gesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 sein 
Bewenden. 

§ 40. Der Bezirksausschuss beschliesst endgültig über die 
Bestätigung der in den §§ 8, 9, 10 und 12 des Gesetzes, betreflfend 
die Ausfuhrung des Bundesgesetzes über den Unterstützungswohn- 
sitz, vom 7. März 1871 (Gesetz-Samml S. 130) und des betreffenden 
Lauenburgischen Gesetzes vom 24. Juni 1871 (Offizielles Wochenbl. 
S. 183) gedachten Statuten zur Regelung der Armenpflege in den 
nicht ausschliesslich im Eigenthum des Gutsbesitzers stehenden 
Gutsbezirken und in den Gesammtarmenverbänden, sowie über die 
Genehmigung zur Wiederauflösung von Gesammtarmenverbänden 
(§ 14 a. a. 0.). 

Soweit die Feststellung der Statuten bisher dem Kreistage 
oblag, erfolgt dieselbe fortan durch den Ereisausschuss. 

Ist den Statuten die Bestätigung wiederholt versagt worden, 
so stellt der Bezirksausschuss dieselben endgültig fest. 

§ 41. Beschwerden von Armen gegen Verßgungen von Orts- 
armenverbänden darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher 
Weise Armenunterstützungen zu gewähren sind (§ 63 des Ge- 
setzes vom 8. März und § 51 des Gesetzes vom 24. Juni 1871), 
unterliegen : 

1) sofern eine Stadt von mehr als 10000 Einwohnern an dem 
Armen verbände betheiligt ist, der endgültigen Beschluss- 
fassung des Bezirksausschusses; 

2) andernfalls der endgültigen Beschlussfassung des Kreis- 
aasschusses. 

Desgleichen unterliegen Beschwerden von Armen gegen Ver- 
fügungen von Landarmenverbänden über die Art und Höhe der 
Unterstützung der endgültigen Beschlussfassung des Bezirksaus- 
schusses, sofern die Landarmenverbände nur aus einem Kreise 
bestehen. 

§ 42. Beschwerden von Ortsarmenverbänden gegen Verfügungen 
der Landarmenverbände darüber, ob, in welcher Höhe und in 
welcher Weise Beihülfen zu gewähren sind (§ 36 des Gesetzes vom 
8. März 1871), unterliegen der endgültigen Beschlussfassung des 
Provinzialraths. 

§ 43. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss beschliesst: 
1) an Stelle der in den §§ 60 bis 62 des Gesetzes vom 
8. März 1871 und in den §§ 48 bis 50 des Lauen- 
burgischen Gesetzes vom 24. Juni 1871 bezeichneten 
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Kreiskommission über Streitigkeiten zwischen Armenver- 
bänden im schiedsrichterlichen oder sühneamtlichen Ver- 
mittelungsverfahren ; 
2) an Stelle des Landraths; beziehungsweise des städtischen 
Gemeindevorstandes, auf den Antrag eines Armenverbandes 
gegen die zur Unterstützung eines Hülfsbedürftigen ver- 
pflichteten Angehörigen gemäss § 65 beziehungsweise § 53 
a. a. O. 

Die Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses sind, vorbehalt- 
lich des ordentlichen Rechtsweges im Falle zu 2, endgültig. 

§ 44. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend 

1) die Verpflichtung zur Theilnahme an den Lasten der 
Armenpflege in Gutsbezirken und in Gesammtarmen- 
verbänden (§§ 8 ff. des Gesetzes vom 8. März 1871), 

2) die Heranziehung oder Veranlagung zu den Lasten der 
Landarmenverbände (§ 29 a. a. O.), 

beschliesst in den Fällen zu 1 der Gutsvorsteher, beziehungawefe 
der Vorsitzende der Vertretung des Gesammtarmen Verbandes, in 
den Fällen zu 2 der Vorstand des Landarmenverbandes. 

Gegen den Beschluss findet innerhalb zwqi Wochen die Klage 
im Verwaltun^sstreitverfahren statt. Zuständig ist in den Fällen 
zu 1 der Ereisausschuss, in den Fällen zu 2 der Bezirksausschuss. 
Gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses ist in allen Fällen 
nur das Rechtsmittel der Revision zulässig. 

Einsprüche gegen Zuschläge zu den direkten Staatssteuem, 
welche sich gegen den Prinzipalsatz der letzteren richten, sind un- 
zulässig. 

Die Beschwerden und die Einsprüche, sowie die KWe haben 
keine aufschiebende Wirkung. Dieselben stehen in den Fällen zu 2 
nur den unmittelbar zur Aufbringung der Kosten der Landarmen- 
pflege herangezogenen einzelnen Verbänden, Kreisen und Ge- 
meinden zu. 

VII. Titel. 
Schnlangelegenlielteii. 

§ 45. Ueber die Feststellung des Geldwerthes der Naturalien 
und des Ertrages der Ländereien bei amtlicher Festsetzung de* 
Einkommens der Elementarlehrer beschliesst auf Anrufen von Be- 
theiligten der Kreisausschuss und, sofern es sich um Stadtschulen 
handelt; der Bezirksausschuss. Der Beschluss des Bezirksausschusses 
in erster oder zweiter Instanz ist endgültig. 

§ 46. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend die Heran- 
ziehung zu Abgaben und sonstigen nach öffentlichem Kecht zu for- 
dernden Leistungen für Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht 
dienen, beschliesst, vorbehaltlich der Bestimmungen des § 47, die 
örtliche Behörde, welche die Abgaben und Leistungen für die Schule 
ausgeschrieben hat (Vorstand des Schulverbandes, der Schul- 
gemeinde, Schulsozietät, Schulkommune etc.). 
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Gegen den Beschluss findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

Der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren unterliegen 
desgleichen Streitigkeiten zwischen Betheiligten über ihre in dem 
öffentlichen Kechte begründete Verpflichtung zu Abgaben und Leis- 
tungen für Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen. 

Zuständig in erster Instanz ist im Verwaltungsstreitverfahren 
der Ereisausschuss und, sofern es sich um Stadtschulen handelt, 
der Bezirksausschuss. 

Die Entscheidung über streitige Abgaben und sonstige nach 
öffentlichem Rechte zu fordernde Leistungen für Schulen der be- 
zeichneten Art oder für deren Beamte, sowie über streitiges Schul- 
geld für solche Schulen nach § 15 des Gesetzes über die Erweiterung 
des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Samml. S. 241) erfolgt 
fortan im Verwaltungsstreitverfahren. 

Einsprüche gegen die Höhe von Zuschlägen für Schulzwecke 
zu den direkten Staatssteuern, welche sich gegen den Prinzipalsatz 
der letzteren richten, sind unzulässig. 

Die Beschwerden und die Einsprüche, sowie die Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

Die Vorschriften dieses Paragraphen finden auf solche Ab- 
gaben und Leistungen für Schulen, welche zu den Gemeindelasten 
(§§ 18, 34) gehören, keine Anwendung. 

§ 47. Ueber die Anordnung von Neu- und Reparaturbauten 
bei Schulen, welche der allgemeinen Schulpflicht dienen, über die 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur Aufbringung der Baukosten, 
sowie über die Vertheilung derselben auf Gemeinden (Gutsbezirke), 
Schulverbände und Dritte, statt derselben oder neben denselben 
Verpflichtete beschliesst, sofern Streit entsteht, die Schulaufsichts- 
behörde. 

Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. Dieselbe ist, soweit der in Anspruch Genommene 
zu der ihm angesonnenen Leistung 'aus Gründen des öffentlichen 
Rechts statt seiner einen Anderen für verpflichtet erachtet, zugleich 
gegen diesen zu richten. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten 
(Absatz 1) darüber, wem von innen die öffentlich-rechtliche Ver- 
bindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung einer der Erfüllung 
der allgemeinen Schulpflicht dienenden Schule obliegt, der Ent- 
scheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 

Die Klage ist in den Fällen des zweiten Absatzes innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. Die zuständige Behörde kann zur 
Vervollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. 
Durch den Ablauf dieser Fristen wird jedoch die Klage im Ver- 
waltungsstreitverfahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen 
aus Gründen des öfientlichen Rechts verpflichteten Dritten nicht 
ausgeschlossen. 

Zuständig im Verwaltungsstreitverfahren ist in erster Instanz 
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der Kreisausschuss und^ sofern es sich um Stadtschulen handelt, 
der Bezirksausschuss. 

§ 48. Unterlässt oder verweigert ein Schulverband (Schul- 
gemeinde, Schulsozietät, Schulkommune etc.) bei Schulen, welche 
der allgemeinen Schulpflicht dienen , in anderen als den im § 47 
Absatz 1 bezeichneten Fällen die ihm nach öffentlichem Rechte 
obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zu- 
ständigkeit festgestellten Leistungen auf den Haushaltsetat zu bringen 
oder ausserordentlich zu genehmigen beziehungsweise zu erfüllen, 
so verfügt der Landrath und, sofern es sich um Stadtschulen han- 
delt, der Regierungspräsident die Eintragung in den Etat beziehungs- 
weise die Feststellung der ausserordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths steht dem Schulverbande 
die Klage bei dem Bezirksausschusse, gegen die Verfügung des 
Regierungspräsidenten die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte 
zu. Dabei finden die Bestimmungen des § 47 Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 4 sinngemässe Anwendung. 

§ 49. Die Vorschriften des § 47 finden auch Anwendung, 
wenn die Schule mit der Küsterei verbunden ist. 

Für die im Verwaltungsstreitverfahrcn nach § 47 zu treffenden 
Entscheidungen sind die von den Schulaufsichtsbehörden innerhalb 
ihrer gesetzlichen Zuständigkeit getroffenen allgemeinen Anord- 
nungen über die Ausführung von Schulbauten maassgebend. 

Die der Schulaufsichtsbehörde nach Maassgabe des Gesetzes 
zustehende Befugniss zur Einrichtung neuer oder Theilung vor- 
handener Schulsozietäten bleibt unberührt. 

VIII. Titel. 
Einquartlerungsangelegenhelten. 

§ 50. Ueber die Bestätigung von Gemeindebeschlüssen oder 
Ortsstatuten wegen Vertheilung der Quartierleistungen und son- 
stigen Naturalleistungen (Vorspann, Naturalverpflegung, Fourage) 
(§ 7 Absatz 3 bis 5 des Gesetzes vom 25. Juni 1868, betreffend 
die Quartierleistungen für die bewaffnete Macht während des 
Friedenszustandes, Sundes-Gesetzbl. S. 523, und § 7 Absatz 2 des^ 
Gesetzes vom 13. Februar 1875 über die Naturalleistungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden, Reichs-Gesetzbl. S. '52) beschliesst 
der EreisausschusS; in Städten der Bezirksausschuss. 

Der Kreisausschuss beschliesst über die Festsetzung des üm- 
fangs der Quartierleistung für solche Gutsbezirke, welche eine Ver- 
einigung mit einer Gemeinde nicht abgeschlossen haben (§ 7 letzter 
Absatz des Gesetzes vom 25. Juni 1868). 

§ 51. Werden gegen die für die Vertheilung der Quai'tier- 
leistungen aufgestellten Kataster (§ 6 Absatz 4 des Gesetzes vom 
25. Juni 1868) innerhalb der gesetzlich bestimmten Frist von 21 
Tagen Einwendungen erhoben, so hat hierüber in Betreff der 
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Städte der Gemeindevorstand, in Betreff der übrigen Ortschatten 
der Ereisaussehuss zu beschliessen. 

Gegen den Beschluss findet innerhalb zwei Wochen die Be- 
schwerde an den Bezirksausschuss statt. 

Der Beschluss des Bezirksausschusses ist endgültig. 

IX. Titel. 
Sparkassenangelegenhelten. 

§ 52. Die Errichtung von Sparkassen durch Kreise, Stadt- 
xind Landgemeinden, und andere über den Umfang eines Kreises 
nicht hinausgehende kommunale Verbände bedarf der staatlichen 
Genehmigung auch in denienigen Landestheilen , in welchen eine 
solche bisher nicht vorgescnrieben war. 

Diese Genehmigung, sowie die Bestätigung der bezüglichen 
Statuten steht dem Oberpräsidenten zu. Die Genehmigung (Be- 
stätigung) darf nur unter Zustimmung des Provinzialraths versagt 
werden. Ingleichen bedarf es der Zustimmung des Provinzi^d- 
raths zu Statutenänderungen und zur Auflösung von Sparkassen, 
soweit solche der Oberpräsident nach bestehendem Eechte gegen 
den Willen der Kreise, Gemeinden oder sonstigen Verbände vor- 
zunehmen ermächtigt ist. 

§ 53. Die Aufsicht über die Verwaltung der im § 52 bezeich- 
neten Sparkassen wird durch die geordneten Kommunalaufsichts- 
behörden geübt. 

Wo bezüglich dieser Verwaltung in bestehenden Gesetzen oder 
in den Statuten eine ausdrückliche staatliche Genehmigung vorge- 
Bchrieben ist, ertheilt dieselbe der Regierungspräsident, in Berlin 
der Oberpräsident. Die Versagung der Genehmigung darf nur 
unter Zustimmung des Bezirksausschusses erfolgen. 

X. Titel. 

Synagogengemeindeangelegenhelten. 

§ 54. Der Bezirksausschuss entscheidet auf Klagen Einzelner 
wegen der ihnen, als Mitgliedern einer Synagogengemeinde, oder auf 
Grund des Gesetzes vom 28. Juli 1876, betreffend den Austritt aus den 
jüdischen Synagogengemeinden (Gesetz- Samml. S. 353), zustehenden 
Rechte und obliegenden Verpflichtungen zu Abgaben und Leistungen. 

XI. Titel. 

Wegepolizei. 

§ 55. Die Aufsicht über die öffentlichen Wege und deren 
Zubehörungen , sowie die Sorge dafür, dass den Bedürfnissen des 
öffentlichen Verkehrs in Bezug auf das Wegewesen Genüge ge- 
schieht, verbleibt in dem bisherigen Umfange den für die Wahr- 
nehmung der Wegepolizei zuständigen Behörden. Sind dazu 
Leistungen erforderlich, so hat die Wegepolizeibehörde den Pflich- 
tigen zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit binnen einer angemessenen 
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Frist aufzufordern und, wenn die Verbindlichkeit nicht bestritten 
wird, erforderlichen Falles mit den gesetzlichen Zwangsmitteln 
anzuhalten. Auch ist die zuständige Wegepolizeibehörde beAigt, 
das zur Erhaltung des ge&hrdeten oder zur Wiederherstellung des 
unterbrochenen Verkehrs Nothwendige, auch ohne vorgängige Auf- 
forderung des Verpflichteten, iiir Rechnung desselben in Ausfüh- 
rung bringen zu lassen , wenn dergestallt Gefahr im Voruge ist, 
dass die Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch den Ver- 
pflichteten nicht abgewartet werden kann. 

§ 56. Gegen die Anordnungen der Wegepolizeibehörde, welche 
den Bau und die Unterhaltung der öffentlichen Wege oder die 
Aufbringung und Vertheilung der dazu erforderlichen Kosten oder 
die Inanspruchnahme von Wegen für den öffentlichen Verkehr be- 
treffen, findet als Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen der Ein- 
spruch an die Wegepolizeibehörde statt. 

Wird der Einspruch der Vorschrift des ersten Absatzes zu- 
wider innerhalb der gesetzlichen Frist bei denjenigen Behörden 
erhoben, welche zur JBeschlussfassung oder Entscheidung auf Be- 
schwerden gegen Beschlüsse oder Verfügungen der Wegepo&ei- 
behörde zuständig sind, so gilt die Frist Ss gewahrt. 

Der Einspruch ist in solchen Fällen von den angerufenen Be- 
hörden an die Wegepolizeibehörde zur Beschlussfassung abzugeben. 

Ueber den Einspruch hat die Wegepolizeibehörde zu be- 
schliessen. Gegen den Beschluss findet die Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der in Anspruch Genom- 
mene zu der ihm angesonnenen Leistung aus Gründen des öffent- 
lichen Rechts ptatt seiner einen Anderen für verpflichtet erachtet, 
zugleich gegen diesen zu richten. In dem Verwaltunesstreit- 
verfahren ist entstehenden Falles auch darüber zu entscheiden, ob 
der Weg für einen öffentlichen zu erachten ist. 

Auch im üebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten 
darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verpflichtung zur 
Anlegung oder Unterhaltung eines öffentlichen Weges obliegt, der 
Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 

Die Klage ist in den Fällen des vierten Absatzes innerhalb 
zwei Wochen anzubringen; Die Zuständige Behörde kann zur Ver- 
vollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. Durch 
den Ablauf dieser Fristen wird jedoch die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen aus Gründen 
des öffentlichen Rechts verpflichteten Dritten nicht ausgeschlossen. 

Zuständig im Verwaltungstreitverfahren ist in erster Instanz 
der Kreisausschuss , in Stadtkreisen, in Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern, und, sofern es sich um Chausseen handelt, 
oder ein Provinzialverband , Landeskommunal- oder Kreiskommu- 
naiverband als solcher, oder — in der Provinz Hannover — ein 
Wegeverband betheiligt ist, oder wenn die Klage gegen Beschlüsse 
des Landraths gerichtet ist, der Bezirksausschuss. 

Wird ein Weg im Verwaltungsstreitverfahren für einen öffent- 
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liehen erklärt, so bleibt demjenigen, welcher privatrechtliche An- 
sprüche auf den Weg geltend macht, der Antrag auf Entschädigung 
gegen den Wegebauverpflichteten im ordentlichen Rechtswege nach 
Maassgabe des § 3 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 (Gesetz -Samml. 
S. 192) vorbehalten. 

§ 57. üeber Einziehung oder Verlegung öiffentlicher Wege 
beschliesst — vorbehaltlich der in den §§58 und 60 für die Pro- 
vinzen Schleswig- Holstein und Hannover im Anschluss an die 
dortige Wegegesetzgebung getroflfenen besonderen Bestimmungen — 
die Wegepolizeibehörde, nachdem das Vorhaben mit der Auffor- 
derung , Einsprüche binnen vier Wochen zur Vermeidung des Aus- 
schlusses geltend zu machen, in ortsüblicher Weise, sowie durch 
das Kreisblatt und das Amtsblatt veröffentlicht worden ist. Gegen 
den Beschlass der Wegepolizeibehörde steht den mit dem Einsprüche 
Zurückgewiesenen innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Kreisausschusse , beziehungsweise dem Bezirksaussdiusse nach 
Maassgabe der Vorschrift in § 56 Absatz 7 zu. 

Wird die beantragte Verlegung oder Einziehung eines öffent- 
lichen Weffes von der Wegepolizeibehörde von vornherein oder 
nach dem Einspruchs- (Ausschliessungs-) Verfahren abgelehnt, so 
ist dem Antragsteller nur das Anrufen der Aufsichtsbehörde ge- 
stattet. 

Der Artikel IV des Gesetzes, betreffend die Abänderung von 
Bestimmungen der Kreisordnung für die Provinzen Preussen, Bran- 
denburg, Jrommern, Posen, Schlesien und Sachsen vom 13. De- 
zember 1872 und die Ergänzung derselben vom 19. März 1881 
(Gesetz-Samml. S. 155) wird aufgehoben. 

§ 58. In der Provinz Schleswig-Holstein unterliegt der Be- 
schlussfassung des Ereisausschusses , in Stadtkreisen des Bezirks- 
ausschusses : 

1) die Bestätigung von Bestimmungen der Gemeinden in Be- 
treff der Anlegung, Verlegung oder Einziehung von Neben- 
wegen, öffentlichen Fusssteigen oder Landwegen nach 
§§ 226, 234 Absatz 1, 235 der Wegeverordnung für die 
Herzogthümer Schleswig und Holstein vom 1. März 1842 
(Sammlung der Verordnungen S. 191) und § 7 Absatz 1 
der Wegeordnung für das Herzogthum Lauenburg vom 
7. Februar 1876 (Offizielles Wochenblatt S. 27); 

2) die Anordnung der Verlegung von Nebenwegen nach 
§ 226 Satz 1 der Wegeverordnung vom 1. März 1842, 

. sowie die Anordnung der Anlegung neuer Landwege oder 
der Verlegung oder besseren Einrichtung bestehender 
Landwege im Kreise Herzogthum Lauenburg nach § 7 
Absatz 2 der Wegeordnung vom 7. Februar 1876; 

3) die Genehmigung des Zusammentretens von Gemeinden 
und Gutsbezirken zu einem Verbände behufs gemein- 
samer Herstellung und Unterhaltung von Nebenwegen 
nach § 13 des Gesetzes vom 26. Februar 1879, betreffend 
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die Abänderung der Wegegesetzgebung für die Provinz 
Schleswig-Holstein u. s. w. (Gesetz- Samml. S. 94); 
4) die Anordnung der im Interesse der Sicherheit der Wege- 
benutzung nach § 14 der Wege Verordnung vom 1. März 1842 
zulässigen Beschränkungen der Benutzung von Grund- 
stücken in der Nähe öflfentlicher Wege. 

§ 59. In der Provinz Schleswig-Holstein beschliesst der Be- 
zirksausschuss: 

1) über die Zulassung einzelner Ausnahmen von den Regeln 
hinsichtlich der Breite und der Herstellungsart der Neben- 
wege nach § 221 der Wegeverordnung vom 1. März 
1842; 
2) über die Herstellungsart derjenigen neu auszubauenden 
Nebenlandstrassen, hinsichtlich welcher die Kreise aus 
Provinzialmitteln eine Unterstützung nicht erhalten, nach 
§ 146 der Wegeverordnung vom 1. März 1842 und § 7 
Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Februar 1879. 

§ 60. In der Provinz Hannover beschliesst: 

1) in Landkreisen der Kreisausschuss^ in Stadtkreisen sowie 
in den bezüglich der Verwaltung der allgemeinen Landes- 
angelegenheiten selbstständigen Städten der Bezirksaus- 
schuss : 

a. über Beschwerden Betheiligter g^en Bestimmungen 
der Gemeinden darüber, welche Wege als Gemeinde- 
wege anzulegen , aufiaugeben oder für solche zu er- 
erklären sind (§ 11 des Hannoverschen Gesetzes 
vom 8. Juli 1851 über Gemeindewege und Land- 
strassen — Hannoversche Gesetz-Samml. S. 141); 

b. über Beschränkungen des Gebrauchs von Gemeinde- 
wegen auf bestimmte Zwecke des Verkehrs oder 
hinsichtlich einzelner Arten der Beförderungsmittel 
(§ 17 a. a. O.); 

über Beschwerden Betheiligter gegen die Anordnung 
der gesetzlichen Gemeindevertretung in Betreff der 
Theilung eines Gemeindebezirks in ünterbezirke 
zur abgesonderten Anlegung oder Unterhaltung von 
Gemeinde wegen (§ 24 Absatz 2 Nr. 2 und Absatz 
4 a. a. O.); 

2) der Bezirksausschuss über zeitweilige Beschränkungen des 
Gebrauchs von Landstrassen hinsichtlich der Zwecke des 
Verkehrs oder der Beförderungsmittel (§ 18 a. a. 0.)- 

3) Ueber die Verbindung mehrerer benachbarter Ortsge- 
meinden zur gemeinschaftlichen Anlegung und Unterhal- 
tung der für sie alle wichtigen Gemeindewege innerhalb 
des einen oder anderen Bezirks (§ 24 Absatz 2 Nr. 1 und 
Absatz 3 a. a. O.) beschliesst 

a. der KreisausschusS; wenn die betheiligten Gemeinden 
demselben Kreise angehören; 
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' b. der Bezirksausschüsse wenn ein Stadtkreis oder eine 
bezüglich der Verwaltung der allgemeinen Landes- 
angelegenheiten selbstständige Stadt betheiligt ist, 
oder die Gemeinden verschiedenen Kreisen, aber 
demselben Regierungsbezirke angehören; 
c. der Pro vinzialrath , wenn die Gemeinden verschie- 
denen Regierungsbezirken angehören. 
§ 61. Für den Umfang des Regierungsbezirkes Kassel ba- 
scbliesst der Bezirksausschuss an Stelle der Bezirksregierung: 

über die Heranziehung der Gemeinden und Gutsbezirke zum 
Wegebau ausserhalb ihrer Gemarkungen, sowie über die Ver- 
theilung der Wegebaulast (§§ 2, 3 und 4 des Gesetzes, be- 
treffend die Abänderung der Wegegesetze im Regierungs- 
bezirke Kassel, .vom 16. März 1879 — Gesetz-Samml. S. 225). 
§ 62. Für den Umfang des vormaligen Herzogthums Nassau 
beschliesst der Bezirksausschuss über die Feststellung des Beitrages 
der Gemeinden zu den Kosten der Herstellung chaussirter Ver- 
bindungsstrassen, nach Maassgabe der §§ 5 und 6 des Nassauischen 
Gesetzes, betreffend die Erbauung chaussii'ter Verbindungsstrassen, 
vom 2. Oktober 1862 (Verordnungsblatt S. 176). 

Die im § 7 a. a. O. dem Amtsbezirksrathe vorbehaltene 
Beschlttssfassung steht dem Kreisausschusse zu. Gegen diesen Be- 
schluss steht der Chausseebauverwaltung und den betheiligten Ge- 
nieinden binnen zwei Wochen die Beschwerde an den Bezirksaus- 
schuss offen. 

§ 63. Für den Umfang der vormals Grossherzoglic'h Hessischen 
Landestheile beschliesst der Kreisausschuss über die Ertheilung 
der Genehmigung: 

1) zur Ausfuhrung neuer Ortsstrassen und Vizinalwege seitens 
der Gemeinden in Gemässheit des Gesetzes vom 4. Juli 
1812, das Rechnungswesen der Gemeinden u. s. w. be- 
treffend ; 

2) zur Bildung von Vizinalwegverbänden in Gemässheit des 
Grossherzoglich Hessischen Gesetzes vom 6. November 1860, 
die Anlegung und Unterhaltung der Vizinalwege betreffend 
(Grossherzoglich Hessisches Regierungsbl. S. 333). 

§ 64. Ueber den besonderen Beitrag, welchen die Unter- 
nehmer von Fabriken u. s. w., durch deren Betrieb Wege in er- 
heblicher Weise benutzt werden, nach bestehenden Gesetzen (Gesetz 
vom 26. Februar 1877, betreffend eine Abänderung des Hanno- 
verschen Gesetzes über Gemeindewege und Land Strassen, — Ge- 
setz-Samml. S. 18; § 24 der Wegeordnung für das Herzogthum 
Lauenburg vom 7. Februar 1876 — Lauenburgisches Offizielles 
Wochenbl. S. 27; § 7 des Gesetzes vom 16. März 1879, betreffend 
die Abänderung der Wegegesetze im Regierungsbezirke Kassel — 
Gesetz-Samml. S. 225) zu den Kosten der Unterhaltung oder des 
Neubaues des betreffenden Weges zu leisten haben, entscheidet 
auf Klage des Wegepflichtigen in erster Instanz: 
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bei Gemeindewegen in Landkreisen der Kreisausschußs, 
bei sonstigen Wegen der Bezirksausschuss. 
In der Provinz Hannover steht bei den Gemeindewegen in 
allen bezüglich der allgemeinen Landesverwaltung selbstständigen 
Städten diese Entscheidung dem Bezirksausschusse zu. 

XII. Titel. 
Wasserpolizei. 

A. Räumung von Gräben, Bächen und Wasserläufen. 

§ 65. Ueber den Erlass von Reglements (Regulativen) wegen 
Räumung von Gräben, Bächen und Wasserläufen beschliesst in den 
durch die nachstehend bezeichneten Gesetze vorgesehenen Fällen 
an Stelle der bisher zuständigen Behörde der Kreis- (Stadt-)Äus- 
schuss (§ 3 des Vorfluthgesetzes für Neuvorpommern und Rügen 
vom 9. Februar 1867 — Gesetz-Samml. S. 220; Artikel 10 und 
15 des Grossherzoglich Hessischen Gesetzes vom 18. Februar 1853, 
betreffend die Auträumung und Unterhaltung der Bäche, — Bß- 
gierungsbl. S. 65 ; Artikel 39 des Landgräflich Hessischen Ge- 
setzes vom 15. Juli 1862, betreffend die Errichtung und Beauf- 
sichtigung der Wassertriebwerke an Bächen u. s. w., — Archiv 
S. 895). 

§ 66. Gegen die Anordnungen der für die Wahrnehmung der 
Wasserpolizei zuständigen Behörde wegen Räumung von Gräben, 
Bächen und Wasserläufen, beziehungsweise wegen Aufbringung 
oder Vertheilung der dazu erforderlichen Kosten findet als Rechts- 
mittel innerhalb zwei Wochen der Einspruch an die Wasserpoli- 
zeibehörde statt. Dabei finden die Vorschriften des zweiten und 
dritten Absatzes des § 56 sinngemässe Anwendung. 

Ueben den Einspruch hat die Wasserpolizeibehörde zu be- 
schliessen. Gegen den Beschluss der Behörde findet die Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der In- 
anspruchgenommene zu der ihm angesonnenen Leistung aus Grün- 
den des öffentlichen Rechts statt seiner einen Anderen für ver- 
pflichtet erachtet, zugleich gegen diesen zu richten. 

Auch im üebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten 
darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit 
zur Räumung von Gräben und sonstigen Wasserläufen obliegt, der 
Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 

Die Klage ist in den Fällen des zweiten Absatzes innerhalb 
zwei Wochen anzubringen. Die zuständige Behörde kann zur 
Vervollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist gewähren. 
Durch den Ablauf dieser F'risten wird jedoch die Klage im Ver- 
waltungsstreitverfahren auf Erstattung des Geleisteten gegen einen 
aus Gründen des öffentlichen Rechts Verpflichteten nicht ausge- 
schlossen. 

Zuständig im Verwaltungsstreitverfahren ist in erster Ingtanz 
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der EreisausBchuss, in Stadtkreisen und wenn die Klage gegen 
Beschlüsse des Landraths gerichtet ist, sowie in Städten mit mehr 
als 10 000 Einwohnern der BezirksaasschuBS. 

Auf Gräben, Bäche und Wasserläufe im Bezirke eines Deich- 
verbandes finden die vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung. 

ß. Stau-, Entwässerungs- und Bewässerungs- 
anlagen, sowie Verschaffung der Vorfluth. 

I. Vorschriften für den betreffenden Geltungsbereich folgender 
Gesetze : 

1) Gesetz vom 15. November 1811 wegen des Wasserstauens 
bei Mühlen und Verschaffung von Vorfluth (Gesetz-Samml. 
S. 352); 

2) Rheinisches Ruralgesetz vom 28. September 1791 ; 

3) Rheinisches ßessortreglement vom 20. Juli 1818; 

4) Gesetz vom 11. Mai 1853, betreffend die Anwendung der 
Vorfluthgesetze auf unterirdische Wasserleitungen (Gesetz- 
Samml. S. 182); 

5) Gesetz vom 14. Juni 1859 wegen Verschaffunff der Vor- 
fluth in den Bezirken des Äpeliationsgerichtshofes zu Köln 
und des Justizsenats zu Ehrenbreitenstein, sowie in den 
HohenzoUernschen Landen (Gesetz-Samml. S. 325); 

6) Vorfluthgesetz flir Neuvorpommern und Rügen vom 9. Fe- 
bruar 1867 (Gfesetz-Samml. S. 220); 

7) Gesetz über die Benutzung der Privatflüsse vom 28. Fe- 
bruar 1843 (Gesetz-Samml. S. 41); 

8) Verordnung vom 9. Januar 1845, betreffend die Einfuh- 
rung des Gesetzes vom 28. Februar 1843 über die Be- 
nutzung der Privatflüsse in dem Bezirke des Appellations- 
gerichtshofes zu Köln (Gesetz-Samml. S. 35); 

9) Gesetz vom 23. Januar 1746, betreffend das für Entwäs- 
serungsanlagen einzuführende Aufgebots- und Präklusions- 
verfahren (Gesetz-Samml. S. 26); 

10) Wiesenordnung für den Kreis Siegen vom 28. Oktober 
1846 (Gesetz-Samml. S. 485). 

a. Festsetzung der Höhe des Wasserstandes bei Stauwerken. 

§ 67. Behufs Festsetzung der Höhe des Wasserstandes bei 
Stauwerken erfolgt die Ernennung der sachverständigen Kommis- 
sarien endgültig durch Beschluss des Kreis- (Stadt-) Ausschusses. 
Eine Zuziehung des Gerichts findet ferner nicht statt. 

Gegen die durch die Kommissarien beim Mangel rechtsver- 
bindlicher deutlicher Bestimmungen bewirkte Festsetzung des 
Wasserstandes steht den Betheiligten die Klage bei dem Kreis- 
(Stadt-) Ausschusse zu. 

Streitigkeiten darüber, ob die Höhe des Wasserstandes in 
rechtsverbindlicher und deutlicher Weise bestimmt sei, unterliegen 

V. Stengel, Zuständigkeit. 10 
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der Entscheidung im VerwaltungsstreitYerfahren vor dem Kreis* 
(Stadt-) AusacEusse. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss ist befugt, durch 
endgültigen Beschluss einen Wasserstand, welcher bis zur rechts- 
kränigen Entscheidung im Yerwaltungsstreitverfahren inne zu 
halten ist, vorläufig festzusetzen (§§ 1 — 7 des Gesetzes vom 15. No- 
vember 1811 ; §§ 4 bis 11 des Gesetzes vom 9. Februar 1867; Titelll 
Artikel 16 des Rheinischen Ruralgesetzes vom 28. September 1791; 
§ 2 Nr. 3 und 4 des Rheinischen Ressortreglements vom 20. Juli 
1818). 

b. Verschafiring von Vorfluth. 

§ 68. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss beschliesst: 

1) über Anträge auf Verschaffung von Vorfluth, und zwar 
nach einer vorgängigen, von ihm anzuordnenden örtlichen 
Untersuchung (§§ 103 bis 109 und 113bisll6 TheillTitelS 
Allgemeinen Landrechts; §§ 11 bis 18 des Vorfluthgesetzes 
vom 15. November 1811; Artikel 3 des Gesetzes vom 
11. Mai 1853; §§ 14 bis 16, 18 bis 21 des Gesetzes vom 
9. Februar 1867; §§ 4 ff. des Vorfluthgesetzes vom 14. Jmii 
1859). Das schiedsrichterliche Verfahren nach den Be- 
stimmungen der §§ 15 ff. des Vorfluthgesetzes vom 15. No- 
vomber 1811 findet auch auf die Fälle der §§ 103 bis 109 
und 113 bis 116 Theil I Titel 8 Allgemeinen Landrechts 
Anwendung; 

2) über Anträge auf Mitbenutzung einer Entwässerungsanlage 
und auf Abänderungen eines Entwässerungsplans (§§ 17^ 
20 des Gesetzes vom 9. Februar 1867). 

Gegen den Beschluss findet innerhalb zwei Wochen der An- 
trag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

8 69. Die Aufforderung zur Schiedsrichterwahl, die Ernennung 
des Obmannes^ sowie der von den Betheiligten nicht rechtzeitig 
gewählten Schiedsrichter und die Ermächtigung des Schiedsgerichts 
erfolgt endgültig durch Beschluss des Kreis- (Stadt-) Ausschusses 
(§§ 22, 23, 25, 27 des Gesetzes vom 15. November 1811; §§ 23, 
24, 26 des Gesetzes vom 9. Februar 1867). 

§ 70. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss beschliesst: 

1) über die Rechtmässigkeit der Ablehnung des Schieds- 
richteramts (§ 30 des Gesetzes vom 15. November 1811; 
§ 24 des Gesetzes vom 9. Februar 1867); 

2) über die Zurückweisung unzulässiger Schiedsrichter (§§ 28, 
29 des Gesetzes vom 15. November 1811; § 24 des Ge- 
setzes vom 9. Februar 1867); 

3) über die Festsetzung der Vergütung der Schiedsrichter 
(§ 83 des Gesetzes vom 15. November 1811; § 27 des 
Gesetzes vom 9. Februar 1867); 

4) über die Festsetzung der Vergütung der Kommissarien 
(§ 27 des Gesetzes vom 9. Februar 1867). 

Gegen die Beschlüsse des Kreis- (Stadt-) Ausschusses steht 
innerhalb zwei Wochen den Betheiligten den Antrag auf münd- 
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liehe VerhaiidluDg im Streitverfahren zu, in welchem der Kreis- 
(Stadt-) Äusschuss endgültig entscheidet. 

§ 71. Die Anfechtung der schiedBrichterlichen Entscheidung 
erfolgt innerhalb sechs Wochen im Wege der Klage bei dem Ej^eis- 
(Stadt-) Ausschusse (§§ 25, 26 des Gesetzes vom 15. November 
1811, § 26 des Gesetzes vom 9. Februar 1867). 

§ 72. Die Vorschrift in § 28 des Gesetzes vom 9. Februar 1867 
wegen exekutivischer Einziehung von Kosten und Kosten Vorschüssen 
durch die Bezirksregierung ist aufgehoben. 

c. Bewässerungsanlagen. 

§ 73. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Beschränkung 
der Ableitung des Wassers, wenn durch eine Bewässerungsanlage 
das öffentliche Interesse gefilhrdet oder der nothwendige Wasser- 
bedarf den unterhalb liegenden Einwohnern entzogen wird (§15 
des Gesetzes vom 28. Februar 1843; § 3 der Wiesenordnung ftlr 
den Kreis Siegen vom 28. Oktober 1846). 

§. 74. Der Kreis- (Stadt-) Äusschuss fesst den Präklusions- 
bescheid bei Bewässerungsanlagen ab (§§ 19 bis 22, beziehungsweise 
6 bis 9 a. a. O.). Gegen die Präklusion ist das Restitutionsgesuch 
innerhalb zwei Wochen bei dem Kreis- (Stadt-) Ausschüsse an- 
zubringen, welcher darüber im Verwaltunffsstreitverfahren ent- 
scheidet. Auf Berufung entscheidet der Bezirksausschuss end^ltig. 

Das Gleiche gilt bezüglich des Präklusionsverfahrens bei Ent- 
wässerungsanlagen (Gesetz vom 23. Januar 1846 ; Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 11. Mai 1853; § 29 des Gesetzes vom 9. Februar 1867). 

§ 75. lieber Widersprüche gegen eine Bewässerungsanlage 
des Uferbesitzers (§§ 16 a und b, 17, 23 Absatz 1 und 2 des Ge- 
setzes vom 28. Februar 1843; § 12 der Wiesenordnune vom 28. Ok- 
tober 1846) entscheidet der Kreis- (Stadt-) Äusschuss im Ver- 
waltungsstreitverfahren. 

§ 76. Die Anträge eines Uferbesitzers auf Einräumung oder 
Beschränkung von Rechten behufs Ausführung oder Erhaltung von 
Bewässerungsanlagen sind bei dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse an- 
zubringen. 

Behufs Prüfung des Antrags an Ort und Stelle und Ver- 
nehmung der Betheiligten ernennt der Kreis- (Stadt-) Äusschuss 
einzelne seiner Mitglieder oder andere Sachverständige, welche das 
Ergebniss der Erhebung unter Beifügung ihres Gutachtens fest- 
zustellen haben. 

Demnächst beschliesst der Kreis- (Stadt-) Äusschuss über die 
Vorfrage, ob ein überwiegendes Landeskulturinteresse vorwalte 
(§§ 30 bis 32 des Gesetzes vom 28. Februar 1843). 

§ 77, Der Kreis- (Stadt-) Äusschuss ernennt endgültig die 
Kommissarien für das fernere Verfahren und beschliesst über die 
erhobenen Widersprüche gegen den von den Kommissarien ent- 
worfenen Plan, sowie über die Frist zu seiner Ausfuhrung. 

Gegen den Beschluss findet innerhalb zwei Wochen der 

10* 



Digitized by VjOOQIC 



— 148 — 

Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren 
statt (§§ 38 bis 44 a. a. O.). 

§ 78. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss ernennt endgültig die 
Taxatoren und stellt die Entschädigung durch Endurtheu fest 

Gegen das Endurtheil steht dem Berechtigten nur die Be- 
rufung an das Oberlandeskulturgericht zu (§§ 48 bis 47; hi 
und 55 a. a. O.). 

§ 79. Die Einziehung und Auszahlung oder EQnterlegung der 
festgestellten Entschädigungssumme liegt dem Landrathe^ in Stadt- 
kreisen dem Gemeindevorstande ab. 

§ 80. Ueber den Antrag auf vorläufige Gestattung der An- 
lage und die Höhe der zu erlegenden Kaution beschlicsst der Kreis- 
(Stadt-) Ausschuss. 

II. Vorschriften für den Geltungsbereich der provisorischen Verfügung 
für die Geestdistrikte des Herzogthums Schleswig vom 6. September 

1863 (Chronologische Samml. S. 232). 

§ 81. Gegen die Anordnungen, Festsetzungen und Erkennt- 
niese der Wasserlösungskommissionen und der Schauungsmännei 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Kreis- (Stadt) 
Ausschusse statt. Derselbe kann zur Vervollständigung der Klage 
eine angemessene Nachfrist gewähren. 

Die Wasserlösungskommissionen und beziehungsweise die 
Schauungsmänner entscheiden durch Erkenntniss auch: 

1) auf Beschwerde gegen Verfügungen der von den Wasser- 
lösungskommissionen Kommittirten (§ 22 a. a. O.), 

2) in Streitigkeiten der Betheiligten unter einander über die 
ihnen aus dem Gesetz oder den rechtlich bestehenden 
Regulativen zustehenden Rechte und Pflichten. 

Im Falle des Schlusssatzes des § 17 a. a. O. entscheidet der 
Kreis- (Stadt-) Ausschuss im Verwaltungsstreitverfahren. 

Gegen Ver.ügungen des Landraths an die in Wasserlösungs- 
angelegenheiten Betheiligten steht denselben innerhalb zwei Wochen i 
die Klage bei dem Bezirksausschusse zu. | 

III. Vorschriften für den Geltungsbereich der Wasserlösuugs- ^ 
Ordnung für die Geestdistrikte des Herzogthums Holstein vom 
16. Juli 1857 (Gesetz- und Ministerialbl. S. 208) und der Wasser- 
lösungs Ordnung für den Kreis Herzogthum Lauenburg vom 

22. Mai 1857 (Gesetz- und Ministerialbl. S. 135). 

§ 82. Die Entscheidung 

1) über Beschwerden gegen Verfugungen der Behörden, durch 
welche die Betheiligten zur Erfüllung der durch das 
Gesetz oder durch die rechtlich bestehenden Regulative 
bestimmten Verpflichtungen angehalten werden, 

2) über Streitigkeiten unter den Betheiligten über die ü 
aus dem Gesetz oder aus den rechtlich besf ' 
Regulativen entspringenden Rechte und Pflichten 
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erfolgt nach Maassgabe der §§10 und 12^ beziehungsweise §§ 9 
und 11 der gedachten Verordnungen. 

Gegen die Entscheidung findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage im Verwaltungsstreitverfahren statt. Zuständig ist in erster 
Instanz der Kreisausschuss^ in Stadtkreisen und in Städten über 
10 000 Einwohner, sowie wenn die Beschwerde gegen die Ver- 
fugung des Landraths gerichtet ist, der Bezirksausschuss. 

Ueber Anträge auf ßegulirungen, insbesondere über den 
Eriass von Regulativen, durch welche die Rechte und Pflichten 
der an einer Wasserlösung Betheiligten nach Maassgabe der 8§ 2 
bis 9 und 11, beziehungsweise §§ 2 bis 8 und 10 der gedachten 
Verordnungen bestimmt werden sollen, beschliesst der Kreis- 
(Stadt-) Ausschuss. 

Die betreffenden Schaukommissionen sind vor dem Beschlüsse 
zu hören und haben auf Erfordern des Kreis- (Stadt-) Ausschusses 
die Untersuchung und Vermittelung vorzunehmen. 

Gegen den Beschluss des Kreis- (Stadt-) Ausschusses findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

IV. Vorschriften für den Geltungsbereich des Hannoverschen 
Gesetzes vom 22. August 1847 über Ent- und Bewässerung der 
Grundstücke, sowie über Stauanlagen (Hannoversche Gesetz- 

Samml. S. 262). 

§ 8S. In erster Instanz beschliesst der Bezirksausschuss an 
Stelle der Landdrostei und der Kreis- (Stadt-) Ausschuss — in 
den bezüglich der Verwaltung der allgemeinen Landesangelegen- 
heiten selbstständigen Städten der Bezirksausschuss — an Stelle 
der Obrigkeit (§§ 98, 99 a. a. O.) über die nach jenem Gesetze 
(§§ 4, 47, 53, 68, 74, 86, 87, 90) für die Vorrichtung neuer 
Entwässerungs-, Bewässerungs- und Stauanlagen, sowie für die 
Aenderung und Aufhebung solcher Anlagen erforderliche vorgängige 
Genehmigung der zuständigen Behörde (zu vergleichen jedoch 
§ 84 Ziffer 1). 

§ 84. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss beschliesst über Anträge : 

1) auf Zulassung neuer Entwässerungs-, Bewässerungs- oder 
Stauanlagen, oder auf Aenderung oder Wegräumung 
derartiger Anlagen gegen den Widerspruch Betheiligter 
(§ 97 a, a. O.); 

2) auf Setzung eines Stauziels u. s. w. (§§ 75 bis 77 a. a. 0.) 
für vorhandene Stauanlagen (§ 79 a. a. O.); 

3) auf den Eintritt in eine oder auf den Austritt aus einer 
Entwässerungs- oder Bewässerungsgenossenschaft, welche 
auf Grund des Hannoverschen Gesetzes vom 22. August 
1847 oder vor Eriass desselben errichtet und als öffent- 
liche Genossenschaft im Sinne des Gesetzes vom 1. April 
1879, betreffend die Bildung von Wassergenossenschanen 
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(Gesetz-Samml S. 297), nicht begründet ist (§§ 47 bis 52, 

§§ 68 und 69 a. a. O.). 
Qegen den Beschluss des Ereis- (Stadt-) AusschusseB findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

V. Vorschriften für den Geltungsbereich der Kurhessischen Ver- 
ordnung vom 31. Dezember 1824, betreffend den Wasserbau 
(Eurhessische Gesetz-SammL S. 99), des Kurhessischen Gesetzes 
vom 28. Oktober 1834, betreffend die Beseitigung mehrerer der 
Verbesserung des Acker- und Wiesenbaues entgegenstehenden 
Hindernisse (Kurhessische Gesetz-Samml. S. 156) und des Kur- 
hessischen Gesetzes vom 17. Dezember 1857, betreffend die Aus- 
führung von Entwässerungsanlagen mittelst unterirdischer Röhren 
(Kurhessische Gesetz-Samml. S 51). 

§ 85. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Ertheilung 
der nach §§ 16 und 17 Absatz 2 der Verordnung vom 31. Dezember 
1824 erforderlichen Genehmigung zu den dort bezeichneten Wasser- 
bauanlagen und zu Veränderungen an vorhandenen derartigen An- 
lagen (zu vergleichen jedoch § 86 Ziffer 1 und 3). 

§ 86. Der Kreis- (Stadt) Ausschuss beschüesst über Anträge: 

1) auf Zulassung oder Veränderung der im § 85 bezeich- 
neten Wasserbauanlagen gegen den Widerspruch Be- 
theiligter; 

2) auf Setzung von Aichpfahlen bei vorhandenen Stauanlagen 
und über den Widerspruch Betheiligter ; 

3) auf Führung von Bewässerungs- oder Entwässerungs- 
gräben oder Drains durch fremde Grundstücke, auf Ge- 
stattung von Vorarbeiten für Drainsanlagen auf fremden 
Grundstücken, oder auf Anlegung von Werken zum Stauen 
oder zur Hebung des Wassers auf fremden Grundstücken 
nach §§ 6 bis 9 des Gesetzes vom 28. Oktober 1834 und nach 
dem Gesetze vom 17. Dezember 1857; 

4) auf Feststellung des Beitrags, welchen Gemeinden oder 
Private nach § 3 Absatz 2 der Verordnung vom 31. De- 
zember 1824 zu den Kosten von Wasserbauten zu leisten 
haben^ welche nach ihrem Gegenstande und Zwecke nicht 
nur als Staats-; sondern zugleich als Gemeinde- oder 
Privatbauten erscheinen; nach § 18 der Verordnung vom 
31. Dezember 1824. 

Gegen den Beschluss des Kreis- (Stadt-) Ausschusses findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

VI. Vorschriften für den Geltungsbereich «Ter „Nassauischen Ver- 
ordnung vom 27. Juli 1858; betreffend Entwässerungs- und Be- 
wässerungsanlagen (Verordnungsbl. S. 100); der Grossherzoglich 
Hessischen Gesetze vom 18. Februar 1853, betreffend die Auf- 
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räumung und Unterhaltung der Bäche (Regierungsbl. S. 65); 
vom 19. Februar 1853, betreffend die Regulirung der Bäche 
(Regierungsbl. S. 70); vom 20. Februar 1853, betreffend die 
Errichtung und Beaufsichtigung der Wassertriebwerke (Regie- 
rungsbl. ö. 75) und vom 2. Januar 1858, betreffend die Ent- 
wässerung von Grundstücken (Regierungsbl. S. 33); beziehungs- 
weise der Landgräflich Hessischen Gesetze vom 15. Juli 1862 über 
Errichtung und Beaufsichtigung der Wassertriebwerke (Archiv 
S. 895) und vom 15. Juli 1862, betreffend die Entwässerung 
von Grundstücken (Archiv S. 889). 

§ 87. Der Bezirksausschuss beschliesst an Stelle der Bezirks- 
regiermng : 

1) über die nach Artikel 4 des Grossherzoglich Hessischen 
Gesetzes vom 18. Februar 1853 erforderliche Genehmigung 
der vertragsmässigen Vereinigung mehrerer Gemeinden 
zu einem Verbände (Konkurrenz) behufs gemeinsamer Auf- 
bringung der Kosten für Aufräumung und Unterhaltung 
eines Baches; 

2) über die Genehmigung zu einer Bachregulirung, zu Ent- 
und Bewässerungsanlagen oder zur Anlage von Wasser- 
triebwerken nach §§ 2, 19, 25 und 26 der Nassauischen 
Verordnung vom 27. Juli 1858 (zu vergleichen jedoch 
§ 89 Ziffer 1 und 4); 

3) über die Genehmigung zur Anlegung oder Veränderung 
von Wassertriebwerken nach §§ 1 und 15 der Gross- 
herzoglich Hessischen Verordnung vom 20, Februar 1853 
und des Landgräflich Hessischen Gesetzes vom 15. Juli 
1862 (zu vergleichen jedoch § 89 Ziffer 4). 

§ 88. Der Kreisausschuss beschliesst über die Anlegung von 
Schwellen in den Sohlen regulirter Bäche nach § 5 der Nassau- 
ischen Verordnung vom 27, Juli 1858 und Artikel 20 des Gross- 
herzoglich Hessischen Gesetzes vom 19. Februar 1853. 
^§ 89. Der Kreisausschuss beschliesst über Anträge: 

1) auf Zulassung von Bachregulirungen, sowie neuer Ent- 
und Bewässerungsanlagen gegen den Widerspruch Bethei- 
ligter nach § 2 der Nassauischen Verordnung vom 
27. Juli 1858; 

2) auf Ausführung von Entwässerungsanlagen gegen den 
Widerspruch Betheiligter nach §§ 1, 21 und 32 des 
Grossherzoglich Hessischen Gesetzes vom 2. Januar 1858 
und des Landgräflich Hessischen Entwässerungsgesetzes 
vom 15. Juli 1862; 

3) auf Entscheidung über Widersprüche von Gemeinden 
gegen eine Bachregulirung oder gegen die Uebernahme 

• der durch eine Bachregulirung entstehenden Kosten und 
über das Verhältniss, in welchem die Kosten einer Bach- 
regulirung auf mehrere Gemeinden zu vertheilen sind, 
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nach Artikel 10, 7 und 8 des Grossherzoglich Hessischen 
Gesetzes vom 19. Februar 1853; 
3) auf Genehmigung zur Errichtung, sowie zur Veränderung 
von Triebwerken an Bächen und deren Seitengräben 
geeen den Widerspruch Betheiligter nach §§ 19, 25, 26 
und 27 der Nassauischen Verordnung vom' 27. Juli 1858, 
beziehungsweise Artikel 8 und 10 des Grossherzoglich 
Hessischen Gesetzes vom 20. Februar 1853 und des Land- 
gräflich Hessischen Gesetzes vom 15. Juli 1852; 
5) auf Setzung von Aichpföhlen an bereits bestehenden 
Triebwerken nach § 28 der Nassauischen Verordnung 
vom 27. Juli 1858, beziehungsweise Artikel 20 und 21 
des Grossherzoglich Hessischen Gesetzes vom 20. Februar 
1853 und des Landgräflich Hessischen Gesetzes vom 
15. JuU 1862. 
Gegen den Beschluss des Kreisausschusses findet innerhalb 
zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungsstreitverfahren statt. 

Vn. Vorschriften für den Geltungsbereich des Bayerischen Gesetze» 
über Benutzung des Wassers vom 28. Mai 1852 (Bayerisches 
Gesetzblatt S. 489). 

§ 90. Der Bezirksausschuss beschliesst: 

1) über die im Interesse der Erhaltung des nöthigen Wasser- 
bedarfs für eine Ortschaft erforderlichen Beschränkungen 
hinsichtlich der Ableitung des Wassers nach § 58 a. a. 0.; 

2) über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder 
Abänderung von Stauanlagen nach Artikel 61 und 82 
a. a. O. (zu vergleichen jedoch § 91 Ziffer 4). 

§ 91. Der Kreisausschuss beschliesst über Anträge: 

1) auf Genehmigung zu einer Abweichung von der gesetz- 
lichen Beschränkung der Uferanlieger in der Benutzung 
des Wassers nach Artikel 54 Absatz 2 und § 58 a. a. 0.; 

2) auf Vertheilung des Wassers unter die Berechtigten 
bei Verminderung des Wasserstandes nach Artikel 60 
a. a. O.; 

3) auf Zuweisung von Wasser für Grundstücke, welche nicht 
an dem Flusse liegen, nach Artikel 62 und 63 a. a. 0.; 

4) auf Genehmigung zur Errichtung oder Abänderung von 
Stauvorrichtungen und Triebwerken oder auf Setzung 
eines Stauziels gegen den Widerspruch Betheiligter nach 
Artikel 61, 73, 76, 77, 83 und 84 a. a O. ; 

5) auf Zuleitung oder Ableitung des für eine Be- oder Ent- 
wässerung erforderlichen Wassers durch fremde Grund- 
stücke. 

Gegen den Beschluss des Kreisausschusses findet innerhalb 
zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Vcr- 
waltungsstreitverfahren statt. 
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Vin. Vorschriften für den Geltungsbereich der Mtihlenordnung 
für das Fürstenthum Hohenzollern-Sigmaringen vom 8. November 1845 
(Gesetz-Samml, für Hohenzollern-Sigmaringen Bd. VII S. 157). 

§ 92. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Feststellung 
von Instruktionen ifiir die Einrichtung und Benutzung der Mühlen- 
hauptkanäle nach § 27 Nr. 12 a. a. O. 

§ 93. Der Ämtsausschuss beschliesst über die Einrichtung von 
Fluthschleusen an Mühlen wehren zur Verhütung von üeberschwem- 
mungen nach § 27 Nr. 13 a. a. O. 

Der Ämtsausschuss beschliesst ferner über Anträge: 

1) auf Errichtung, Veränderung oder Wiederherstellung von 
Wassermühlen nach § 23 II, § 5 III, § 8 a. a. O. ; 

2) auf Gewährung einer Entschädigung an einen Mühlen- 
besitzer für die Einrichtung von Fluthschleusen nach § 27 
Nr. 13 a. a. O*; 

3) auf Benutzung des Wassers für Mühlen und die Ge- 
währung bezüglicher Entschädigungen nach § 25 Absatz 2 
a. a. O. 
Gegen den Beschluss des Amtsaüsschusses in den Fällen zu 1 
bis 3 findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

C. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 94. Das Gesetz, betrefiend die Bildung von Wassergenossen- 
schaften, vom 1. April 1879 (Gesetz-Samml. S. 297) kommt fortan 
mit folgenden Maassgaben zur Anwendung. 

Die in § 49 Absatz 3 dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse, in 
der Beschwerdeinstanz dem Bezirksausschusse übertragene Aufsicht 
über Wassergenossenschaften wird fortan vom Landrath als Vor- 
sitzenden des Kreisausschusses, in Stadtkreisen von der Ortspolizei- 
behörde, in der Beschwerdeinstanz vom ßegierungspräsidentenge- 
fiihrt. In den Fällen der §§ 51, 53, 71 behält es bei der Zu- 
ständigkeit des Kreis- (Stadt-) Ausschusses sein Bewenden. 

An die Stelle des zweiten Absatzes des § 50 tritt folgende 
Bestimmung: 

Gegen die Verfügung oder Feststellung des Landraths 
oder der Ortspolizeibehörde steht der Genossenschaft inner- 
halb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschusse, 
gegen die Verfugung oder Feststellung des Regierungs- 
präsidenten die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 
In Betreff der Rechtsmittel gegen die Androhung, Festsetzung 
und Ausfährung des Zwangsmittels in den Fällen des § 54 finden 
die Bestimmungen der §§ 132 ff. des Gesetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 

Bei dem Verfahren zur Begründung öffentlicher Wasser- 
genossenschaften tritt, sofern das Genossenschaftsgebiet die Grenzen 
eines Regierungsbezirks nicht überschreitet, in den Fällen der 
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§§ 73, 75; 76, 77, 93 und 94 der BeffienuKgsprisident an die 
Stelle des Oberpräsidenten, und im FaUe des § 72 Ziffer 2 der 
Landrath, in Stadtkreisen der Gemeindevorstand an die SteDe der 
Regierung. Die Befiigniss zur Uebertragting der Leitung des Ver- 
fahrens an eine Auseinandersetzungsbebörde (§ 77 Absatz 1 Satz 2) 
verbleibt dem Oberpräsidenten. 

Die §§ 53 Absatz 3, 97 und 98, sowie der im § 57 daselbst 
f&r den Fall einer anderweiten Organisation der höheren Ver- 
waltungsbehörden gemachte Vorbehalt treten ausser Kraft. 

§ 95. Durch die Vorschriften des gegenwärtigen Titels werden 
nicht berührt: 

1) die Zuständigkeiten der zur Wahrnehmung der Strom-, 
Schiff&hrts- und Hafenpolizei berufenen Behörden; 

2) die Zuständigkeiten der Auseinandersetzungsbehörden zur 
Regelung der mit einer Auseinandersetzung verbundenen 
Wasserstau-, Ent- und Bewässerungsanlagen; 

3) die Bestimmungen der Reichsgewerbeordnung vom 21. 
Juni 1869 (Bundes-Gesetzbl. S. 245) über Stauanlagen fiir 
Wassertriebwerke und die darauf bezüglichen Zuständig- 
keitsvorschriften in §§ 109 ff. des gegenwärtigen Gesetzes. 

XIII. Titel. 
Delehangelegenheiten. 

§ 96. DerBezirksausschussbeschliesst, soweit es sich um Deiche 
handelt, welche zu keinem Deichverbande oder Deichbande gehören: 

1) über die Genehmigung für neue und ftir die VerlegunS; 
Erhöhung oder Beseitigung bestehender Deichanlagen nach 
§§ 1 bis 3 des Gesetzes über das Deichwesen vom 
28. Januar 1848 — Gesetz-Samml. S. 54; §§ 16 und 17 
der Kurhessischen Verordnung vom 31. Dezember 1824, 
betreffend den Wasserbau^ — Kurhessische Gesetz-Samml. 
S. 99; Artikel 10, 36 und 40 des Bayerischen Gesetzes 
vom 28. Mai 1852, betreffend die Benutzung des Wassers, 
— Gesetz-Samml. für Bayern S. 489; 

2) über die Herstellung ganz oder theilweise verfallener oder 
zerstörter Deiche und die Heranziehung der Pflichtigen 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung nach §§ 4 und 5 
des Gesetzes vom 28. Januar 1848; 

3) über die interimistische Tragung der Deichbaulast und 
die Vertheilung der Beiträge nach §§ 6 — 8 a. a. 0.; 

4) über die Besdiränkung oder Untersagung der Nutzung 
eines Deichs nach § 24 a. a. 0. 

Die Beschwerde findet an den Minister für Landwirthschaft 
u. s. w. statt. 

§ 97. Befugnisse, welche hinsichtlich der Deichverbände den 
Bezirksre^erungen (Landdrosteien) in Gemässheit des Gesetzes 
über das Deichwesen vom 28. Januar 1848 übertragen worden sind, 
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können durch Statut oder Statutenänderung den Kreis- (Stadt-) 
Ausschüssen^ den Bezirksausschüssen oder den Provinzialräthen 
überwiesen werden. 

Auch können den vorbezeichneten Behörden Befugnisse hinsicht- 
lich der Deichverbände und der Siel verbände (Schleusen-, Wettern-, 
Wasserlösungs- u. s. w. Verbände) durch Statuten übertragen 
werden, mittelst welcher ^ die innere Organisation der Deich- und 
Sielverbände im Geltungsbereiche der besonderen Deichordnungen 
nach Artikel IV des Gesetzes vom 11. April 1872 (Geseiz-Samml. 
S. 377) neu geregelt und festgestellt wird. 

XIV. Titel. 
Fischerelpollzel. 

§ 98, Der Bezirksausschuss beschliesst: 

1) über den Erlass von Regulativen, betreflfend die Beauf- 
sichtigung und den Schutz der Laichschonreviere (§ 31 dös 
Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874, Gesetz-Samml. S. 197); 

2) über die Genehmigung zur Ausfuhrung von Fischpässen 
(§§ 36 und 39 a. a. O.); 

3) darüber, in welchen Zeiten des Jahres der Fischpass 
geschlossen gehalten werden muss, und in welcher Aus- 
dehnung oberhalb und unterhalb des Fischpasses für 
die Zeit, während welcher der Fischpass geöffnet ist, jede 
Art des Fischfanges verboten ist' (§§ 41 und 42 a. a. O.). 

§ 99. Der Bezirksausschuss beschliesst femer: 
1) über die Gestattung von Ableitungen nach § 43 Absatz 2 
des Fischereigeseizes vom 30. Mai 1874 und über die 
Anordnungen von Vorkehrungen nach § 43 Absatz 3 
a. a. 0., sofern die betreffende Ableitung nicht Zubehör 
einer der im § 16 der Reichsgewerbeordnung vom 21. 
Juni 1869 (Bundes-Gesetzbl. S. 245) als genehmigungs- 
pflichtig bezeichneten Anlagen ist. 

Die Schlussbestimmung des § 43 des Fischerei- 
gesetzes wird in Betreff der im § 16 der Reichsgewerbe- 
ordnung nicht erwähnten Anlagen aufgehoben; 
2) über die Gestattung von Ausnahmen von dem Verbote 
des Flachs- und Hanfrötens in nicht geschlossenen Ge- 
wässern (§ 44 a, a. O.). 
§ 100. Der ELreis- (Stadt-) Ausschuss fuhrt die Aufsicht über 
die nach den §§ 9 und 10 des Fischereigesetzes vom 30. Mai 1874 
gebildeten Genossenschaften. 

Behauptet die Genossenschaft, dass eine im Aufsichtswege ge- 
troffene Verfügung dem Statute oder dem Gesetze widerspricht, 
so steht ihr innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche 
Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren zu. 
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§ 101. Wird d e Verpflichtung zur Theilnahme an den Lasten 
der nach den §§ 9 und 10 a. a. 0. gebildeten Oenossenschaften, 
oder 

wird das Recht 2sur Theilnahme an den Auf künften aus der 
gemeinschaftlichen Fischereinutzung (§ 10 a. a. O.) bestritten, 
so hat hierüber der Genossenachaftsvorstand Bescheid zu ertheilen. 
Gegen den Bescheid findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Kreis- (Stadt-) Ausschüsse statt. Die Entscheidung des Ereis- 
(Stadt-) Ausschusses ist yorlftufig vollstreckbar, 

§ 102. Der Entscheidung des Bezirksausschusses unterliegen: 

1) Streitigkeiten über die Frage, ob ein Gewässer als ein 
geschlossenes anzusehen ist (§ 4 a. a. O.); 

2) Klagen der Fischereiberechtigten oder Fischereigenossen- 
schaften auf weitere Beschränkung oder gänzliche Auf- 
hebung von Fischereiberechtigungen , welche auf die Be- 
nutzung einzelner bestimmter Fangmittel oder ständkr 
Fischereivorrichtungen gerichtet sind (§ 5 ZiflTer 2 a. a.ö.l. 

XY. Titel. 
Jagdpollzel. 

§ 108. In Jagdpolizeisachen beschliesst^ soweit die Beschluss- 
fassung nach bestehendem Rechte den Verwaltungsbehörden zu- 
steht, unbeschadet der nachfolgenden Bestimmungen, der Landrath, 
in Stadtkreisen die Ortspolizeibehörde. 

Gegen Beschlüsse dieser Behörden, durch welche Anordnungen 
wegen Abminderung des Wildstandes getroffen oder Anträge auf 
Anordnung oder Gestattung solcher Abminderung abgelehnt werden, 
findet statt der allgemeinen Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen 
die Beschwerde an den Bezirksausschuss statt. Der Beschluss des 
Bezirksausschusses ist endgültig. 

§ 104. Der Kreisausschuss , in Stadtkreisen der Bezirksaus- 
schuss, beschliesst, soweit die Beschlussfassung nach bestehendem 
Rechte den Verwaltungsbehörden zusteht, 

1) über die Genehmigung zur Bildung mehrerer fiir sich 
bestehender Jagdbezirke aus dem Bezirke einer Gemeinde 
(Gemarkung, Feldmark); 

2) über die Anordnung der Vereinigung mehrerer Gemeinde- 
bezirke (Gemarkungen, Feldmarken) zu einem gemein- 
schaftlichen Jagdbezirke gemäss § 6 der Verordnung, b^ 
treffend das Jagdrecht und die Jagdpolizei im ehemaligen 
Herzogthum Nassau, vom 30. März 1867 (Gesetz-Samnu. 
S. 426) und § 8 des Lauenburgischen Gesetzes, betreffend 
das Jagdrecht und die Jagdpolizei, vom 17. Juli 1872 
(Offiziefles Wochenblatt Nr. 42). 

Bestimmungen, wonach es zur Annahme eines Ausländers»^ 
Jagdpächters einer besonderen Genehmigung bedarf, finden sui 
Angehörige des Deutschen Reichs fortan keine Anwendung. 
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§ 105. Streitigkeiten der Betheiligten über ihre in dem öffent- 
lichen Rechte begründeten Berechtigungen und Verpflichtungen 
hinsichtlich der Ausübung der Jagd; insbesondere über 

1) Beschränkung in der Ausübung des Jagdrechts auf eigenem 
Grund und Soden, 

2) Bildung von gemeinschaftlichen Jagdbezirken , Anschluss 
von Grundstücken an einen gemeinschaftlichen Jagdbezirk, 
oder Ausschluss von Grundstücken aus einem solchen, 

3) Ausübung der Jagd auf fremden Grundstücken, welche 
von einem grösseren Walde oder von einem oder mehreren 
selbstständigen Jagdbezirken umschlossen sind, sowie die 
den Eigenthümem der Grundstücke zu gewährende Ent- 
schädigung 

unterliegen der Entscheidung im Verwaltungsstreitverfahren. 

Zuständig im Verwaltungsstreitverfahren ist in erster Instanz 
der Kreisausschuss, in Stadtkreisen der Bezirksausschuss. 

§ 106. Auf Beschwerden und Einsprüche, betreffend die von 
der Gemeinde oder dem Jagdvorstande festgestellte Vertheilung 
der Erträge der gemeinschaftlichen Jagdnutzung, beschliesst die 
Gemeindebehörde beziehungsweise der Jagdvorstand. 

Gegen den ßeschluss findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Kreisausschusse, in Stadtkreisen bei dem Bezirksaus- 
schüsse st^tt. 

Die im ersten Absätze gedachte Feststellung bedarf keiner 
Genehmig iinff oder Bestätigung von Seiten der Auisichtsbehörde. 

§ 107. jDer Bezirksausschuss beschliesst über die Verlänge- 
rung, Verkürzung oder Aufhebung der gesetzlichen Schonzeit, so- 
weit darüber nach bestehendem Kechte im Verwaltungswege Be- 
stimmung getroffen werden kann. Der Beschluss ist endgültig. 

§ 108. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Erneuerung 
der auf den Schleswigschen Westseeinseln bestehenden Konzes- 
sionen zur Errichtung von Vogelkojen, sowie über die Ertheilung 
neuer Konzessionen (§ 9 des Gesetzes vom 1. März 1873, Gesetz- 
Samml. S. 27). 

XVI. Titel. 

Gewerbepollzei. 

A. Gewerbliche Anlagen. 

§ 109. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss, in den einem Land- 
kreise angehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern der 
Magistrat (kollegialische Gemeindevorstand), beschliesst über An- 
träge auf Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung gewerb- 
licher Anlagen (§§ 16 — 25 der ßeichsgewerbeordnung vom 21. Juni 
1869), soweit konzessionspflichtige Anlagen der nachbezeichneten 
Art in Frage stehen: 

Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanstalten, An- 
stalten zur Destillation von Erdöl, Anlagen zur Bereitung 
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von Braankohleotheery Stemkohlentheer und Koaks, Äs- 
phaltkochereien und Pechriedereien, Glas- und Knsshütten^ 
Kalk-, Zi^el' und Gipsofen, Metallgiessereien, Hammer- 
werke, SchneUbleichen, F^misBaiedereien, Stärkefabriken, 
Stärkcsimpfabriken, Wachatnch-, Darmsaiten- , Dach- 
pappen- and Dachfilzfabriken, Darmzubereitangsanstalteii, 
Leim-^ Thran- und Seifensiedereien, KnochenbrennereieD, 
Knochendarren, Knochenkochereien und Knochenbleicheii, 
Hopfenschwefeldarren, Zubereitongsanstalten für Thier- 
haare, Talgschmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Ab- 
deckereien, btrohpapierstofffabriken, Stauanlagen fiir Was- 
sertriebwerke, Fabriken, in welchen Dampfkessel oder 
andere Blechgefösse durch Vernieten hergestellt werden, 
Anstalten zum Imprägniren von Holz mit erhitzten Tbeer- 
ölen, Eunstwollefabriken und D^asfabriken , endlich 
Dampfkessel mit Ausnahme der für den Gebraacli mt 
Eisenbahnen bestimmten Lokomotiven und der zum Be- 
triebe auf Bergwerken und Auf bereitungsanstalten be- 
stimmten Dampfkessel. 
Im Falle fernerer Ergänzung des Verzeichnisses der kon^es- 
sionspflichtigen Anlagen gemäss § 16, letzter Absatz, der Beichs- 
Gewerbeordnung bleibt die Bestimmung darüber, fbr welche der in 
das Verzeichniss nachträglich aufgenommenen Anlagen der Ereis- 
ausschuss (Stadtausschuss, Magistrat) zuständig ist. Königlicher 
Verordnung vorbehalten. 

§ 110. Der Bezirksausschuss beschliesst über Anträge aoi 
Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung gewerblicher An- 
lagen, soweit die Beschlussnahme darüber nicht nach § 109 dem 
Kreis- (Stadt-) Ausschüsse (Magistrat) überwiesen ist. 

Der Bezirksausschuss beschliesst ferner im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Oberbergamte über die Zulässigkeit von Wasser- 
triebwerken, welche zum Betriebe von Bergwerken oder Aufberei- 
tungsanstalten dienen (§ 59 Absatz 3 des Allgemeinen Berggesetzes 
vom 24. Juni 1865, Gesetz-Samml. S. 705). 

§ 111. Der Bezirksausschuss beschliesst auf Antrag der Orts* 

{)olizeibehörde darüber, ob die Ausübung eines Gewerbes in An- 
agen, deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräusch verbunden ist, 
an der gewählten Betriebsstätte zu untersagen oder nur unter Be- 
dingungen zu gestatten ist (§ 27 der Reichsgewerbeordnung). 

S 112. Die Befugniss, gemäss § 51 der Reichsgewerbeordnung 
die fernere Benutzung einer gewerblichen Anlage wegen über- 
wiegender Nachtheile und Gefiemren für das Gemeinwohl zu unter- 
sagen, steht dem Bezirksausschusse zu. 

§ 113. In den Fällen der §§ 109 bis 112 findet die Beschwerde 
an den Minister für Handel und Gewerbe statt. Sofern bei Stou- 
anlagen Landeskulturinteressen in Betracht kommen, ist der i»^' 
nister für Landwirthschaft zuzuziehen. 
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B. GewerblicheEonzessionen. 

§ 114. Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniss zum 
Betriebe der Grastwirthschaft oder Scbankwirthschaft; zum Klein- 
haiidel mit Branntwein oder Spiritus, sowie zum Betriebe des 
Pfandleihgewerbes und zum Handel mit Giften (§§ 33, 34 der 
Reichsgewerbeordnung) beschliesst der Kreis- (Stadt-) Ausschuss. 

Wird die Erlaubniss versagt, so steht dem Antragsteller inner- 
halb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungsstreitverfahren vor dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse zu. 

Ueber Anträge auf Ertheilung der Erlaubniss zum Betriebe 
der Gastwirthschaft , zum Ausschänken von Branntwein oder von 
Wein, Bier oder anderen geistigen Getränken, sowie zum Klein- 
handel mit Branntwein oder Spiritus, ist zunächst die Gemeinde- 
und die Ortspolizeibehörde zu nören. Wird von einer dieser Be- 
hörden Widerspruch erhoben, so darf die Ertheilung der Erlaub- 
niss nur auf Grund mündlicher Verhandlung im Verwaltungsstreit- 
verfahren erfolgen. 

Die Entscheidung des Bezirksausschusses ist endgültig. 

In den zu einem Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern tritt an die Stelle des Kreisausschusses der 
Magistrat (koUegialische Gemeindevorstand). 

§ 115. Ueber die Anträge auf! Ertheilung: 
a, der Konzession zu Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- 
und Privat -Irrenanstalten (§ 30 Absatz 1 der Reichs- 

fewerbeordnung), 
er Erlaubniss zu Schauspielunternehmungen (§ 32 a. a. O.) 
beschliesst der Bezirksausschuss. 

Gegen den die Konzession (Erlaubniss) versagenden Beschluss 
findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhand- 
lung im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

Für die im Verwaltungsstreitverfahren in den Fällen zu a 
zu treffenden Entscheidungen sind die von den Medizinalaufsichts- 
behörden innerhalb ihrer gesetzlichen S^uständigkeit getroffenen 
allgemeinen Anordnungen über die gesundheitspolizeilichen Anfor- 
derungen, welche an die baulichen und sonstigen technischen Ein- 
richtungen der unter a bezeichneten Anstalten zu stellen sind, 
maassgebend. 

§ 116. Gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörde, durch 
welche die Erlaubniss zum gewerbsmässigen öffentlichen Verbreiten 
von Druckschriften (§ 43 der Reichsgewerbeordnung) versagt, 
oder die nicht gewerbsmässige öffentliche Verbreitung von Druck- 
schriften (§ 5 des Reichsgesetzes über die Presse vom 7. Mai 1874, 
Reichs-Gesetzbl. S. 65) verboten worden ist, findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Kreisausschusse, in Stadtkreisen und 
in den zu einem Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 
10 000 Einwohnern bei dem Bezirksausschusse statt. 
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§ 117. Q-egen Verfügungen der unteren Verwaltungsbehörden, 
durch welche Reichsangehörigen der Legitimationsschein: 

1) zum Ankauf von Waaren oder zum Aufsuchen .von 
Waarenbesteliungen (§ 44 der Reichsgewerbeordnung) oder 

2) zum Gewerbebetrieb im Umherziehen (§ 58 Nr. 1 und 2 
der Reichsgewerbeordnung) 

versagt worden ist, findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei 
dem Bezirksausschusse statt. Ueber Anträge wegen Ertheilung 
von Legitimationsscheinen für alle anderen Arten des Gewerbe- 
betriebes im Umherziehen beschliesst der Bezirksausschuss. Gegen 
den versagenden Beschluss findet innerhalb zwei Wochen der 
Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitver- 
fahren statt. 

§ 118. In den Fällen der §§ 115, 116 und 117 ist gegen die 
Endurtheile des Bezirksausschusses nur das Rechtsmittel der Re- 
vision zulässig. 

§ 119. Der Kreisausschuss , in Stadtkreisen und in den zu 
einem Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern der Bezirksausschuss, entscheidet auf Klage der zustän- 
digen Behörde: 

1) über die Untersagung des Betriebes der im § 35 der 
Reichsgewerbeordnung und der im § 37 a. a. O. gedach- 
ten Gewerbe; 

2) über die Zurücknahme von Konzessionen zum Betriebe 
der Gast- und Schankwirthschaft, zum Kleinhandel mit 
Branntwein und Spiritus, sowie zum Betriebe des Pfand- 
leihgewerbes und zum Handel mit Giften (§ 53 a. a. 0.). 

§ 120. Der Bezirksausschuss entscheidet auf Klage der zu- 
ständigen Behörde über die Zurücknahme : 

1) der im vorstehenden § 119 Nr. 2 nicht gedachten, im 
§ 53 der Reichsgewerbeordnung aufgeführten Appro- 
bationen, Genehmigungen und Bestallungen^ mit Ausnahme 
der Konzessionen der Markscheider; 

2) der Konzessionen der Versicherungsunternehmer, sowie 
der Auswanderungsunternehmer und Agenten; 

3) der Konzessionen der Handelsmakler; 

4) der Patente der Stromschiflfer (§ 31 Absatz 3 der Reichs- 
gewerbeordnung) ; 

5) der Prüfungszeugnisse der Hebeammen (§ 30 Absatz 2 
a. a. O.). 

§ 121. Insofern durch Reichsgesetz bestimmt wird, dass ausser 
den in §§ 114 bis 120 aufgeführten Gewerbetreibenden noch andere 
einer Konzession (Approbation, Genehmigung, Bestallung) zum 
Gewerbebetriebe bedürfen oder noch anderen Gewerbetreibenden 
der Gewerbebetrieb untersagt oder die ihnen ertheilte Konzession 
zurückgenommen werden kann, so wird die zur Ertheilung der 
Konzession, Untersagung des Gewerbebetriebes, beziehungsweise 
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Zurücknahme der Konzession zuständige Behörde durch Königliche 
Verordnung bestimmt. 

C. Ortsstatuten. * 

§ 122. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Geneh- 
migung von Ortsstatuten, betreffend gewerbliche Angelegenheiten 
(§ 142 der Reichsgewerbeordnung und § 57 Nr. 2 der Verordnung 
vom 9. Februar 1849, Gesetz-Samml. S. 93). 

D. Innungen. 

§ 123. Der Bezirksausschuss beschliesst: 

1) über die Genehmigung zur Erhöhung der bei der Auf- 
nahme in eine Innung zu entrichtenden Antrittsgelder 
(§ 85 der Reichsgewerbeordnung); 

2) über die Genehmigung zur Auflösung von Innungen (§ 93 
a. a. 0.). 

§ 124. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Genehmigung 
von Innungsstatuten und deren Abänderung (§ 92 der Reichs- 
gewerbeordnung; § 98 b a. a. 0. in der Fassung des Reichsgesetzes 
vom 18. Juli 1881, Reichs-Gesetzbl. S. 233). 

Gegen den, die Genehmigung versagenden Beschluss findet 
innerhiJb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsstreitverfahren statt. 

Gegegi die Entscheidung des Bezirksausschusses ist nur das 
Rechtsmittel der Revision zulässig. 

§ 125. Der Entscheidung des Bezirksausschusses unterliegen 
Streitigkeiten zwischen Ortsgemeinden und Innungen in Folge der 
Auflösung der letzteren gemäss § 94 Absatz 4 der Reichsgewerbe- 
ordnung (§ 103 a Absatz 3 des Reichsgesetzes vom 18. Juli 1881). 

Ingleichen findet in den Fällen des § 95 Absatz 1 der Reichs- 
gewerbeordnung und des 8 104 Absatz 7 und 8 des Reichsgesetzes 
vom 18. Juli 1881 innerhalb der gesetzlichen Frist von vier Wochen 
gegen die dort erwähnten Entscheidungen der Aufsichtsbehörde die 
Klage bei dem Bezirksausschusse statt. 

§ 126. Der Bezirksausschuss entscheidet auf Klage der Auf- 
sichtsbehörde über die Schliessung einer Innung oder eines gemein- 
samen Innungsausschusses (§ 103 des Reichsgesetzes vom 18. Juli 
1881). 

Der Bezirksausschuss kann vor Erlass des Endurtheils nach 
Anhörung des Innungsvorstandes oder des gemeinsamen Innungs- 
aasschusses die vorläufige Schliessung der Innung oder des gemein- 
samen Innungsausschusses anordnen, welche alsdann bis zum Er- 
lass des Endurtheils fortdauert. 

E. Märkte. 

§ 127. Der Provinzialrath beschliesst über die Zahl, Zeit und 
Dauer der Kram- und Viehmärkte. 

y. Stengel, Zaständigkeit. 1 1 
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Gegen den Beschloss findet die Beschwerde an den Mmister 
für Handel und Gewerbe statt. 

§128. Der Bezirksaasschoss beschliesst über die Zahl; Zeit 
und Dauer der Wochenmärkte, über die fernere Gestattung des 
herkömmlichen Wochenmarktsverkehrs mit gewissen Handwerker- 
waaren von Seiten der einheimischen Verkäufer (§ 64 der Beichs- 
r Werbeordnung), sowie darüber, welche Gegenstände ausser den im 
66 a. a. O. angeführten nach Ortsgewohnheit und Bedürfhiss 
im Regierungsbezirke überhaupt oder an gewissen Orten zu den 
Wochenmarktsartikeln gehören. 

Die Festsetzungen über Zahl, Zeit und Dauer der Wochen- 
märkte erfolgen unter Zustimmung der Gemeindebehörden des 
Marktortes. 

§ 129. Sofern bei Aufhebunff von Märkten der in den §§ 127 
und 128 bezeichneten Art Entschädigungsansprüche von Markt- 
berechtigten in Frage kommen, bedürfen die bezüglichen Beschlüsse 
der Zustimmung des Ministers für Handel und Gewerbe. 

§ 180. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Einführung 
neuer, sowie über die Erhöhung oder Ermässigung oder ander- 
weite Begulirung bestehender Marktstandsgelder (Gesetz vom 
26. April 1872, betreffend die Erhebung von Marktstandsgeldern, 
Gesetz-Samml. S. 513). 

Bei der Bestimmung des § 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 
26. April 1872 behält es sein Bewenden. 

F. Oeffentliche Schlachthäuser. 

§ 131. Der Bezirksausschuss beschliesst: 
1) über die Genehmigung der auf Grund der §§ 1 bis 4 des 
Gesetzes vom 18. März 1868, betreffend dSe Errichtung 
öffentlicher, ausschliesslich zu benutzender Schlachthäuser 
(Gesetz-Samml. S. 277), gefassten Gemeindebeschlüsse, so- 
wie über die Bestätigung von Verträgen zwischen einer 
Gemeinde und einem Unternehmer in Betreff der Er- 
richtung eines öffentlichen Schlachthauses (§ 12 a. a. 0.); 
2) über Entschädigungsansprüche der Eigenthümer und 
Nutzungsberechtigten von Privatschlachtanstalten wegen 
des ihnen durch die Errichtung öffentlicher, ausschliesslich 
zu benutzender Schlachthäuser zugefugten Schadens (§§ 9 
bis 11 a, a. 0.). 
In den Fällen zu 1 findet die Beschwerde an den Minister für 
Handel und Gewerbe, in den Fällen zu 2 nur der ordentliche 
Rechtsweg gemäss § 11 a. a. 0. statt. 

G. Kehrbezirke. 

§ 132. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Einrichtung, 
Aufhebung oder Veränderung der Kehrbezirke für Schornsteinfeger 
(§ 89 der Reichsgewerbeordnung). 
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H. Ablösung gewerblicher Berechtigungen. 

§ 133. Der BezirkBausschuss entscheidet über Anträge auf 
Ablösung von Gewerbeberechtigungen und auf Entschädigung für 
aufgehobene Gewerbeberechtigungen. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausschusses findet unter 
Ausschluss anderer Rechtsmittel nur die Berufung an das Ober- 
verwaltungsgericht statt. 

XVII. Titel. 
Handelskammern; kaufinSnniscIie Korporationen, Börsen. 

§ 134. Der Minister für Handel und Gewerbe beschliesst über 
die Genehmigung zur Erhebung eines zehn Prozent der Gewerbe- 
steuer vom Handel übersteigenden Zuschlags von Seiten einer 
Handelskammer, sowie zu einer Ueberschreitung des Etats derselben, 
ingleichen über die Herabsetzung der etatsmässigen Kosten auf den 
Betrag eines zehnprozentigen Zuschlags zur Gewerbesteuer vom 
Handel (§ 24 des Gesetzes über die Handelskammern vom 
24. Februar 1870, Gesetz-Samml. S. 134). 

§ 135. Die Beschlussfassung über Einsprüche gegen die Wahl 
von Mitgliedern (§§ 15 a. a. O.) steht der Handelskammer zu, 
welche im Uebrigen die Legitimation ihrer Mitglieder von Amtö- 
wegen prüft und darüber beschliesst. 

Die Handelskammer beschliesst darüber, ob die Mitgliedschaft 
in Folge eines in der Person des Mitgliedes eingetretenen Um- 
fitandes erloschen ist (§ 17 a. a. O.). 

Die Handelskammer beschliesst ferner über Beschwerden wegen 
unrichtiger Einschätzung zu einer fingirten Gewerbesteuer behufs 
Aufbringung der etatsmässigen Kosten (§ 23 a. a. 0.). 

Gegen die nach Maassgabe der vorstehenden Bestimmungen 
gefassten Beschlüsse der Handelskammer, ferner gegen Beschlüsse 
der Handelskammer über Einwendungen gegen die Listen der 
Wahlberechtigten (§ 11 a. a. 0.) und gegen Beschlüsse der 
Handelskammer, durch welche ein Mitglied ausgeschlossen oder 
seiner Funktionen vorläufig enthoben wird (§§ 18, 19 a. a. O.), 
findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksaus- 
schusse statt. 

§ 136. Gegen Beschlüsse des Vorstandes einer kaufmännischen 
Korporation über die Aufnahme, dip Suspension oder die Aus- 
schliessung von Mitgliedern, die Gültigkeit der Vorstandswahlen, die 
Rechte und Pflichten der Mitglieder und die Verhängung von 
Ordnungsstrafen gegen Mitglieder findet, soweit nach dem Statut 
gegen dergleichen Beschlüsse der Rekurs an eine Behörde zulässig 
ist, an Stelle desselben innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem 
Bezirksausschusse statt 

§ 137. Gegen Beschlüsse der Handelskammer oder des Vor- 
standes einer kaufmännischen Korporation, durch welche die Er- 

11* 
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laubniss zum Besuche der, der Au£ncht der Handelskammer oder 
kaufmännischen Korporation unterstellten Börse versagt, auf Zeit 
oder für immer entasogen, eine Beschwerde über unrichtige Ein- 
schätzung zu den Börsenbeiträgen zurückgewiesen, oder über einen 
Handelsmakler eine Ordnungsstrafe verhängt wird, findet, soweit 
nach der Börsen- oder Maklerordnung gegen dergleichen Beschlüsse 
der Rekurs an eine Behörde zulässig ist, an Stelle desselben inner- 
halb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschusse statt 

§ 188. Gegen die Endurtheile des Bezirksausschusses in den 
Fällen der §§ 135 bis 137 ist nur das Rechtsmittel der Revision zulässig. 

XVm. Titel. 
FeuerlSschwesen. 

§ 139. Der Kreisausschuss beschliesst, soweit die Vorschriften 
über das Feuerlöschwesen nicht entgegenstehen, über die Geneh- 
migung und erforderlichen Falls über die Anordnung zur Bildung^ 
Veränderung und Aufhebung von Verbänden mehrerer Landgemein- 
den oder Gutsbezirke behufs gemeinschaftlicher Anschaffung und 
Unterhaltung von Feuerspritzen (Spritzenverbänden). 

lieber die gemeinschaftlichen Angelegenheiten jedes Spritzen- 
verbandes, insbesondere über die Aufbringungsweise und die 
Vertheilung der Kosten, sind, soweit dies nothwendig ist, die 
erforderlichen Festsetzungen durch ein unter den Betheiligten zu 
vereinbarendes Statut, welches der Bestätigung des Kreisaus- 
schusses bedarf, zu treffen. Kommt eine Vereinoarung über das 
Statut binnen einer von dem Kreisausschusse zu bemessenden 
Frist nicht zu Stande, oder wird dem Statute die Bestätigung 
wiederholt versagt, so stellt der Kreisausschuss das Statut fest. 

§ 140. lieber die in Folge Veränderung oder Aufhebung 
eines Spritzenverbandes nothwendig werdende Auseinandersetzung 
zwischen den Betheiligten beschliesst der Kreisausschuss. 

Gegen den Beschluss findet innerhalb zwei Wochen der Antrag 
auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsstreitverfahren statt. 

Streitigkeiten zwischen den betheiligten Gemeinden oder Guts- 
bezirken über ihre Berechtigung oder Verpflichtung zur Theilnahrae 
an den Nutzungen beziehungsweise Lasten des Spritzenverbandes 
unterliegen der Entscheidung des Kreisausschusses im Verwaltungs- 
streitvenahren. 

XIX. Titel. 
Hilfskassen. 

§ 141, Der Bezirksausschuss beschliesst über Anträge auf Zu- 
lassung eingeschriebener Hilfskassen (§ 4 des Beichsgesetzes über 
die eingeschriebenen Hilfskassen vom 7. April 1876, Reichs-Gesetzbl. 
S. 125). 

Gegen den die Zulassung versagenden Beschluss findet inner- 
halb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Ver- 
waltungsstreitverfahren statt. 
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Gegen die Entscheidung des Bezirksausschusses ist nur das 
Kechtsmittel der Revision zulässig. 

§ 142. Der Bezirksausschuss entscheidet auf Klage der Auf- 
sichtsbehörde über die Schliessung eingeschriebener Hilfskassen 
(§ 29 a. a. 0.). 

Der Bezirksausschuss kann vor Erlass des Endurtheils nach 
Anhörung des Eassenvorstandes die vorläufige Schliessung der 
Hilfskasse anordnen, welche alsdann bis zum Erlasse des End- 
urtheils fortdauert. 

XX. Titel. 
Baupolizei. 

§ 148. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Anwendung 
der in den Städten geltenden feuer- und baupolizeilichen Vorschriften 
bei Gebäuden auf solchen zum platten Lande gehörigen Qrund- 
Btücken, welche innerhalb der Städte oder im Gemenge mit 
städtischen bebauten Grundstücken liegen^ gemäss den Vorschriften 
der Verordnung vom 17. Juli 1846 (Gesetz-Samml. S. 3991 

§ 144. lieber die Anwendung der Bestimmungen der Ver- 
ordnung vom 21. Dezember 1846, betreffend die bei dem Bau von 
Eisenbahnen beschäftigten Handarbeiter (Gesetz-Samml: 1847 S. 21), 
auf andere öffentliche Bauausführungen (Kanal- und Chaussee- 
bauten u. s. w.) gemäss § 26 der gedachten Verordnung beschliesst: 

1) insoweit es sich um Bauten der Kreise, Amts-, Wegever- 
bände oder Gemeinden handelt, der Regierungspräsident 
unter Zustimmung des Bezirksausschusses; 

2) insoweit es sich um Bauten des Provinzialverbandes 
handelt, der Oberpräsident unter Zustimmung des Pro- 
vinzialraths ; 

3) für den Stadtkreis Berlin der Oberpräsident. 

§ 145. Ueber Dispense von Bestimmungen der Baupolizei- 
ordnungen beschliesst nach Maassgabe dieser Ordnungen der Kreis- 
ausschuss, in Stadtkreisen und in den zu einem Landkreise ge- 
hörigen Städten von mehr als 10 000 Einwohnern der Bezirksaus- 
schuss, soweit die Angelegenheit nicht nach diesen Ordnungen zur 
Zuständigkeit anderer Organe gehört. Verfügungen der letzteren 
unterliegen der Anfechtung nur im Wege der Beschwerde an die 
Aufsichtsbehörde. 

Der Bezirksausschuss tritt in Betreff der Zuständigkeit zur 
Ertheilung von Dispensen in allen Fällen an die Stelle der 
Bezirksregierung. 

Zur Einleffung der Beschwerde gegen den Beschluss ist auch 
die zur Ertheilung der Bauerlaubniss zuständige Behörde befugt, 
welcher der Beschluss zuzustellen ist. -^ 

Gegen den Beschluss des Bezirksausschusses in erster Instanz 
findet die Beschwerde an den Minister der öffentlichen Arbeiten statt. 

§ 146. Die §§ 17 und 18 des Gesetzes, betreffend die An- 
legung und Veränderung von Strassen und Plätzen in Städten und 
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ländlichen Ortschaften, vom 2. Juli 1875 (Gesetz-Samml. S. 561) 
werden aa&ehoben. 

Die "W^mehmung der in den §§ 5, 8, 9 a. a. O. dem Kreis- 
ausschasse beigelegten Funktionen hegt für den Stadtkreis Berhn 
dem Minister der öffentUchen Arbeiten, fär die übrigen Stadtkreise, 
sowie für die zu einem Landkreise gehörigen Städte mit mehr als 
10 000 Einwohnern dem Bezirksausschusse ob. Die Bestätigung 
der Statuten nach den §§ 12 und 15 a. a. O. erfolgt för den 
Stadtkreis Berlin durch den Minister des Innern. 

XXL Tit^l. 
Dlsmembratlons- und Ansledelungssaclien. 

§ 147. Die §§ 22 und 23 des Gesetzes vom 25. August 1876, 
betreffend die Vertlfieilung der öffentlichen Lasten bei Grundstückß- 
theilungen und die Gründung neuer Ansiedelungen in den Provinzen 
Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen und 
Westfalen (Gesetz-Samml. S. 405), treten ausser Kraft. 

§ 148. Die in den §§ 1 bis 4 des Lauenburgischen Gesetzes 
vom 4. November 1874, betreffend die Gründung neuer Ansiede- 
lungen im Herzogthum Lauenburg (Offizielles Wochenbl. S. 291), 
dem Landrathe zugewiesene Entscheidung über die Gestattang 
neuer Ansiedelungen ist von der Ortspolizeibehörde zu treffen. 

Gegen den Bescheid, welcher mit Gründen zu versehen und 
dem Antragsteller, sowie denjenigen, welche Widerspruch erhoben 
haben, zu eröffnen ist, steht den Betheiligten innerhalb zwei 
Wochen die Klage im Verwaltungsstreitverfahren bei dem Kreis- 
ausschusse zu. 

§ 149. Im Geltungsbereiche des Lauenburgischen Gesetzes 
vom 22. Januar 1876, betreffend die Vertheilung der öffentlichen 
Lasten bei Grundstückszersttickelungen (Offizielles Wochenblatt 
S. II), tritt 

1) an die Stelle der im § 12 Absatz 2 den Betheiligten und 
der Patronatsbehörde offen gehaltenen Beschwerde gegen 
die Lastenvertheilung, innerhalb der dort bestimmten Frist 
von zwei Wochen, die Klage beim Kreisausschusse im 
Verwaltungsstreitverfahren, und 

2) an die Stelle der vorläufigen Festsetzung des Landraths 
über die Lastenvertheilung (§ 16 a. a. O!) die vorläufige 
Festsetzung durch BeschTuss des Kreisausschusses, gegen 
welchen eine Beschwerde nicht stattfindet. 

XXIL Titel. 
Entelgnnngssaclien. 

§ 150. Die Befugnisse und Obliegenheiten, welche in dem 
Gesetze vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von Grund- 
eigenthum (Gesetz-Samml. S. 221) den Bezirksregierungen (Land- 
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drosteien) beigelegt worden sind, werden in den Fällen der §§ 15, 
18 bis 20, 24 und 27 von dem Regierungspräsidenten, in den 
Fällen der §§ 3, 4, 5, 14, 21, 29, 32 bis 35 und 53 Absatz 2 von 
dem Bezirksausschusse im Beschlussverfahren, in dem Stadtkreise 
Berlin von der ersten Abtheilung des Polizeipräsidiums, wahr- 
genommen. 

Auch gehen auf den Bezirksausschuss beziehungsweise die 
erste Abtheilung des Polizeipräsidiums in Berlin die nach den 
§§ 142 ff. des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865 
(Gesetz-Samml. S. 705) der Bezirksregierung zustehenden Befug- 
nisse über. 

Gegen die in erster Instanz gefassten Beschlüsse des Bezirks- 
ausschusses beziehungsweise d^r ersten Abtheilung des Polizei- 
präsidiums findet, soweit nicht der ordentliche Rechtsweg zulässig 
ist, innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Minister der 
öffentlichen Arbeiten statt. 

Bei der für die Erhebung der Beschwerde in § 34 des Ge- 
setzes vom H. Juni 1874 bestimmten Frist von drei Tagen behält 
es sein Bewenden. 

§ 151. Die nach § 53 Absatz 1 des Gesetzes vom 11. Juni 
1874 dem Landrathe (in Hannover der betreffenden Obrigkeit) zu- 
gewiesene Entscheidung ist durch Beschluss des Kreis- (Stadt-) 
Ausschusses zu treffen. 

Der § 56 des gedachten Gesetzes tritt ausser Kraft. 

§ 152. Soweit nach den für Enteignungen im Interesse der 
Landeskultur im § 54 Nr. 1 des Gesetzes vom 11. Juni 1874 auf- 
recht erhaltenen Gesetzen, in Verbindung mit dem Gesetze über 
die allgemeine Landesverwahung vom 30. Juli 1883, der Regie- 
rungspräsident über die Enteignung Entscheidung zu treffen haben 
würde, beschliesst der Bezirksausschuss, jedoch — unbeschadet der 
Vorschriften im § 97 des gegenwärtigen Gesetzes — mit Ausnahme 
der Enteignungen flir die Zwecke von Deichen, welche einem 
Deichverbande angehören, und für die Zwecke der Sielanstalten in 
den Verbandsbezirken. 

§ 153. Der Bezirksausschuss beschliesst endgültig vorbehalt- 
lich des ordentlichen Rechtweges über die Feststellung der Ent- 
schädigung in den Fällen der §§ 39 ff. des Reichsgesetzes vom 
21. Dezeniber 1871, betreffend die Beschränkungen des Grundeigen- 
thums in der Umgebung von Festungen (Reichs-GesetzbL S. 459). 

XXIII. Titel. 
Personenstand und Staatsangehörigkeit. 

§ 154. Die staatliche Aufsicht über die Amtsführung der 
Standesbeamten wird in den Landgemeinden und Gutsbezirken von 
dem Landrath als Vorsitzenden des Kreisausschusses, in höherer 
Instanz von dem Regierungspräsidenten und dem Minister des 
Innern, in den Stadtgemeinden von dem Regierungspräsidenten, in 
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höherer Instanz von dem OberprSsidenten und dem Mmister des 
Innern , im Stadtkreise Berlin von dem Oberpräsidenten und in 
höherer Instanz von dem Minister des Innern gefuhrt 

In dem Bezirke des Oberlandesgerichts zu Köln bewendet es 
bei den dieserhalb zur Zeit bestehenden Vorschriften. 

Die Festsetzung der Entschädigung fhr die Wahrnehmung der 
Geschäfte des Standesbeamten in den Fallen des § 7 Absatz 2 des 
Keichsgesetzes vom 6. Februar 1875 (§ 5 Absatz l des Gesetzes 
vom 8. Harz 1874) erfolgt in den Stadtgemeinden durch die Ge- 
meindevertretung, ftir die Landgemeinden durch BeschliiBs des 
Kreisausschusses. Beschwerden über die Festsetzung sind in beiden 
Fällen innerhalb zwei Wochen bei dem Bezirksausschüsse anzu- 
bringen. Der Beschluss des Bezirksausschusses ist endgültig. 

§ 155. Die durch das Rei?hsgesetz vom 1. Juni 1870 über die 
Erwerbung und den Verlust der Bundes- imd Staatsangehörigkeit 
(Bundes-OesetzbL S. 355) der höheren Verwaltungsbehörde bei- 
gelegten Befugnisse übt fortan der Regierungspräsident aus. 

Gegen den Bescheid des Regierungspräsidenten; durch welchen 
Angehörigen eines anderen Deutschen Bundesstaats oder einem 
früheren Reichsangehörigen die Ertheilung der Au&ahmearkunde, 
oder einem Preussischen Staatsangehörigen die Ertheilung der Ent- 
lassungsurkunde in Friedenszeiten versagt worden ist (§§ 7^ 15; 17 
und 21 letzter Absatz a. a. 0.)^ findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte statt. 

XXIV. Titel. 

Stenerangelegenhelten. 

§ 156. Der Bezirksausschuss beschliesst über die Ergänzung 
der von dem Kreisausschusse versagten Zustimmung zur Ver- 
einigung von Gemeinden und Gutsbezirken zu gemeinschaftlichen 
Einschätzungsbezirken für die Klassensteuer (Artikel II des Ge- 
setzes vom 16. Juni 1875, betreffend einige Abänderungen der 
Vorschriften für die Veranlagung der Klassensteuer. Gesetz-Samml. 
S. 234). 

XXV. Titel. 

Ergänzende, Vebergangs- und Sehlussbestinunungen. 

§ 157. Durch den in dem gegenwärtigen Gesetze vorgeschriebenen 
Besenwerdezug an einen bestimmten Minister wird die in den be- 
stehenden Vorschriften begründete Mitwirkung anderer Minister 
bei Erledigung der Beschwerde nicht berührt. 

§ 158. Durch die den Behörden in diesem Gesetze beigelegten 
Befugnisse zur Entscheidung beziehungsweise Beschlussfassung in 
Wegebausachen und in wasserpolizeilichen Angelegenheiten werden 
die der Landespolizeibehörde und dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten nach §§ 4 und 14 des Gesetzes über die Eisenbahnunter- 
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nehmuBgen vom 3. November 1838 (Gesetz-Samml. S. 505) und 
nach § 7 des Gesetzes vom 1. Mai 1865 (Gesetz-Samml S. 317) 
zustehenden Befugnisse in Eisenbahnangelegenheiten nicht berührt. 

§ 159. Die in den §§ 7 und 22 des Gesetzes über die Eisen- 
bahnunternehmungen vom 3. November 1838 und nach § 9 des 
Gesetzes vom 1. Mai 1865 (Gesetz-Samml. S. 317) der Bezirks- 
regierung beigelegten Befugnisse gehen auf den Minister der öffent- 
lichen Arbeiten über. 

In Streitsachen zwischen Eisenbahngesellschafien und Privat- 
personen wegen Anwendung des Bahngeld- und des Frachttarifs 
(§ 35 des ersteren Gesetzes) entscheidet fortan der ordentliche 
Richter. 

§ 160. In den FäUen der §§ 1, 18, 34, 44, 46, 47, 54 und 140 
des gegenwärtigen Gesetzes, sowie des § 53 des Gesetzes, betreffend 
die Budung von Wassergenossenschaften, vom 1. April 1879 
(Gesetz-Samml. S. 297) ist die Zuständigkeit des Kreis- (Stadt-) 
Ausschusses, des Bezirksausschusses und des Oberverwaltungs- 
gerichts auch insoweit begründet, als bisher durch § 79 Titel 14 
Theil n Allgemeinen Landrechts, beziehungsweise §§ 9, 10 des 
Gesetzes über die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 
(Gesetz-Samml. S. 241), oder sonstige bestehende Vorschriften der 
ordentliclie Rechtsweg für zulässig erklärt war. 

Der Grundsatz, dass die Entscheidungen unbeschadet aller 
privatrechtlichen Verhältnisse ergehen (S^ 7 des Gesetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883), bleibt hierbei] 
unberührt. 

§ 161. Für den Stadtkreis Berlin ist der Bezirksausschüsse 
auch in den FäUen der §§ 14, 17 Nr. 2 und 5, 41, 110, 111, 112, 
123, 128, 130, 132, 145 und 154 Absatz 3 dieses Gesetzes zu- 
ständig. 

In den Fällen der §§ 115, 117, 124 und 141 beschliesst för 
den Stadtkreis Berlin an Stelle des Bezirksausschusses der Polizei- 

fräsident; gegen den versagenden Beschluss desselben findet inner- 
alb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausschusse statt. 

§ 162. Maassgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl 
einer Stadt ist in Betreff der Bestimmungen dieses Gesetzes die 
durch die jedesmah'ge letzte Volkszählung ermittelte ZsiA der orts- 
anwesenden Zivilbevölkerung. 

§ 163. Das gegenwärtige Gesetz tritt gleichzeitig mit dem 
Gesetze über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
in Kraft. 

Bezüglich der vor diesem Zeitpunkte anhängig gemachten 
Sachen sind die Vorschriften des § 154 Absatz 3 des letzteren 
Gesetzes maassgebend. 

§ 164. Mit dem Tage des Inkrafttretens des gegenwärtigen 
Gesetzes kommt das Gesetz, betreffend die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden etc., vom 
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26. Juni 1876 (Q-esetz-Samml. S. 297) in allen seinen Theilen in 
WegML 

Ingleichen treten mit dem gedachten Zeitpunkte alle mit den 
Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes in Widerspruch stehenden 
Bestimmungen ausser Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Bad Gastein, den 1. August 1883. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. 
Friedberg. v. Gossler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. i 



Pierer*fche Hofbachdruckerei. Stephan Geibel A Co. in Altenbnrg. 
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Nachtrag 



zu 



„Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und Ver- 
waltungsgerichte nach dem preussischen Zuständigkeits- 
gesetze vom 1. August 1883 übersichtlich zusammengestellt 
von K. Frhm. von Stengel". 



Y. Stengel, Zuständigkeit. 12 



Digitized by VjOOQIC 



r 




Nachdem der Druck dieser Schrift bereits beendigt war, hat 
das Zuständigkeitsgesetz yom 1. August 1883, noch ehe 
es in Kraft getreten ist. eine Reihe von Abänderungen erfahren, auf 
welche hier in Kürze hingewiesen werden soll. 

A. I. In § J 21 Zust.6es. ist vorgesehen, dass sofeme nach 
reichsgesetzlicher Vorschrift ausser den in §§ 114 — 120 RGewO. 
aufgeführten Gewerbetreibenden noch andere einer Konzession 
(Approbation, Genehmigung, Bestallung) zum Gewerbebetriebe be- 
dürfen oder noch andern Gewerbetreibenden der Gewerbebetrieb 
untersagt oder die ihnen ertheilte Konzession zurückgenommen 
werden kann, die zur Ertheilung der Konzession, Untersagung des 
Gewerbebetriebs bezw. Zurücknahme der Konzession zuständige 
Behörde durch Königliche Verordnung bestimmt werden kann. 

Die Voraussetzung des § 121 ZG. war bei Erlass des Gesetzes 
bereits eingetreten, da das Reichsgesetz vom 1. Juli 1883, betr. 
Abänderung der Gewerbeordnung, welches am 1. Januar 1884 in 
Kraft getreten ist, die Fälle, in denen eine Konzession erfordert 
wird u. s. w., vermehrt hat. In Folge dessen ist auf Grund des 
§ 121 a. a. O. am 31. Dezember 1883 eine Königl. VC. zur Aus- 
führung des RGes. vom 1. Juli 1883, betr. Abänderung der GewO. 
(GS. 1884 S. 7), ergangen, welche foleende mit dem 1. April 1884 
in Kraft tretende Bestimmungen enthält.: 

§ 1. Der Kreis- (Stadt-) Ausschuss beschliesst: 

a. über die Ertheilung der Erlaubniss an diejenigen, welche 
gewerbsmässig in ihren Wirthschafts- oder sonstigen Räumen 
bingspiele, Gesangs- und deklamatorische Vorträge, Schau- 
stellungen von Personen oder theatralische Vorstellungen, 
ohne dass ein höheres Interesse der Kunst oder Wissen- 
schaft dabei obwaltet, öffentlich veranstalten oder zu deren 
öffentlicher Veranstaltung ihre Räume benutzen lassen 
wollen (§ 33 a der RGewO.), 

b. über Anträge auf Ertheilung der Erlaubniss, innerhalb 
des Gemeindebezirks des Wohnsitzes oder der gewerb- 
lichen Niederlassung den im § 42 b Abs. 1 der KGewO. 
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bezeichneten Gewerbebetrieb auszuüben, soweit es dazu 
der Erlaubniss bedarf. 

Wird die Erlaubniss versagt^ so steht dem Antragsteller inner- 
halb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsstreitverfahren vor dem Kreis- (Stadt-) Ausschusse zu. 

Die Entscheidung des Bezirksausschusses ist endgültig. 

In den zu einem Landkreise gehörigen Städten mit inehr als 
10000 Einwohnern tritt an die Stelle des Kreisausschusses der 
Magistrat (kollegialische Gemeindevorstand). 

§ 2. Gegen Verfügungen der unteren Verwaltungsbehörden, 
durch welche Reichsangehörigen: 

a. eine Gewerbelegitimationskarte (§ 44 a Abs. 6 a. a. O.) 
versagt, 

b. eine Gewerbelegitimationskarte oder eine Legitimations- 
karte zum Aufsuchen von Waarenbestellungen oder zum 
Aufkaufen von Waaren (§ 44 a Abs. 1 a. a. O.) durch 
Zurücknahme entzogen worden ist, findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Bezirksausschusse statt, gegen 
dessen Endurtheile nur das Eechtsmittel der Revision zu- 
lässig ist. 

§ 3. Der Bezirksausschüsse im Stadtkreis Berlin der Polizei- 
präsident, beschliesst über Anträge auf Genehmigung des im § 56 
Abs. 4 a. a. 0. vorgesehenen Druckschriftenverzeichnisses. 

Geg^n den versagenden Beschluss des Bezirksausschusses 
findet der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- 
streitverfahren, gegen den versagenden Beschluss des Polizei- 
präsidenten die Klage bei dem Bezirksausschusse innerhalb zwei 
Wochen statt. 

Gegen die Endurtheile des Bezirksausschusses ist nur das 
Rechtsmittel der Revision zulässig. 

§ 4. Der Kreisausschuss, in Stadtkreisen und in den zu einem 
Landkreise gehörigen Städten mit mehr als 10000 Einwohnern 
der Bezirksausschuss, entscheidet auf Klage der Ortspolizeibehörde 

a. über die Zurücknahme der Erlaubniss zu dem im § 33 a 
der RGewO. bezeichneten Gewerbebetrieb und über die 
Untereagung desselben, 

b. über die Zurücknahme der Erlaubniss, innerhalb des Ge- 
meindebezirks des Wohnorts oder der. gewerblichen Nieder- 
lassung den im § 42 b Abs. 1 a. a. O. bezeichneten Ge- 
werbebetrieb auszuüben, 

c. über die Untersagung des im § 42 b Abs. 1 a. a. O. be- 
zeichneten Gewerbebetriebes mit den im § 59 Ziffer 1 
und 2 aufgeführten Erzeugnissen und Waaren, falls eine 
solche Untersagung nach § 42 b Abs. 3 zugelassen wor- 
den ist, 

d. über die Untersagung des Gewerbebetriebes solcher Pfand- 
leiher, welche den Gewerbebetrieb vor dem Inkrafttreten 

12* 
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des Gesetzes vom 23. Juli 1879 begonnen haben (§ 53 
Abs. 3 der RGewO.), 
e. über die Untersagung des ohne Wandergewerbeschein zu- 
lässigen Gewerbebetriebes im Umherziehen (a. a. O. § 59 a). 

§ 5. Der Bezirksausschuss entscheidet auf Klage der Orts- 
polizeibehörde über die Zurücknahme des Wandergewerbescheins 
(§ 58 a. a. O.), der Ausdehnung desselben (§ 60 Abs. 3 a. a. O.) 
und der Erlaubniss, bei dem Gewerbebetrieb im UmherKiehen an- 
dere Personen von Ort zu Ort mitzuführen, in den Fällen des 
§ 62 Abs. 2 a. a. O. 

II. Femer sind auf Grund der §§ 56d und 60 Abs. 4 der 
RGewO. am 31. Oktober 1883 vom Bundesrathe Ausfuhmngs- 
bestimmungen (Zentralblatt f. d. D. B. 1883 S. 305 ff.) hinsichtlich 
des Gewerbebetriebes der Ausländer im Umherziehen im Allge- 
meinen und hinsichtlich des Geschäftsbetriebes der ausländischen 
Handelsreisenden im Besonderen getroffen worden, welche insoferne 
hier einschlagen, als der Bundesrath vorgeschrieben hat, dass: 

1) die auf Grund der von ihm hinsichtlich des Gewerbe- 
betriebes der Ausländer im Umherziehen im Allgemeinen 
erlassenen Verfugungen einschliesslich der Versagung der 
Genehmigung des Druckschriftenverzeichnisses (§ 56 Abs. 4 
der RGewO.) nur im Wege der Beschwerde an die 
unmittelbar vorgesetzte Aufsichtsbehörde an- 
gefochten werden können, 

2) auf die Ertheilung, Versagung und Zurücknahme der für 
ausländische Handlungsreisende vorgeschriebenen Gewerbe- 
legitimationskarten die Bestimmungen des vom Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen handelnden Titels III der GewO. 
mit der Maassgabe entsprechende Anwendung finden, dass 
der Mangel eines festen Wohnsitzes im Inlande (§ 57 b 
der GewO.) einen Grund zur Versagung der Gewerbe - 
legitimationskarte nicht bildet, und dass gegen die auf 
Grund dieser Bestimmung getroffenen Verfugungen nur 
die Beschwerde an die unmittelbar vorgesetzte 
Aufsichtsbehörde zulässig ist. 

Eine Anfechtung der fraglichen Verfugungen im Wege der 
Klage nach Maassgabe des § 117 ZG. ^) ist hiernach ausgeschlossen. 

III. Zur Ausführung des Reichsgesetzes vom 1. Juli 1883, 
betr. die Abänderung der RGewO., ist weiter eine gemeinschaftliche 



*) Dabei mag darauf hingewiesen werden, dass Ziffer 2 des § 117 ZG. 
dadurch gegenstandslos geworden ist, dass die daselbst in Bezug genommenen 
Nr. 1 und 2 § 58 GewO. durch die neue Fassung des § 58 und bezw. des § 5U 
GewO. beseitigt worden sind, s. a. die im Texte sub UI ihrem wesentlichen 
Inhalte nach angegebene Anweisung vom 29. Dezember 1883, sub 2 c. 
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Anweisung des Ministers des Innern und des Ministers für Handel 
und Gewerbe am 29. Dezember 1883 (Preuss. VerwBl. S. 137) 
ergangen, welche hinsichtlich der Zuständigkeit der Behörden in 
Gewerbeangelegenheiten auf Grund des § 155 RGewO. folgende 
Vorschriften enthält: 

1) Unter der Behörde, welche Ausnahmen von dem Verbot, 
im Umherziehen Waaren zu versteigern oder im Wege 
des Glücksspieles oder der Ausspielung (Lotterie) abzu- 
setzen, zulassen darf (§ 56c GewO.), und unter der höheren 
Verwaltungsbehörde (§§ 42 b, 55 u. a. RGewO.) sind, so- 
weit nicht iür besondere Fälle etwas anderes bestimmt ist, 
die Regierungspräsidenten zu verstehen. 

2) Auf die Ertheilung oder Versagung der Legitimations- 
karte für reichsangehörige Handlungsreisende (§ 44 a 
RGewO.), sowie auf die Ertheilung oder Versagung der 
Wandergewerbescheine (§§ 55 ff. a, a. O.), der Ausdehnung 
derselben (§ 60 Abs. 2 a. a. O.) und der Genehmigung, 
bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen andere Personen 
von Ort zu Ort mitzufuhren (§ 62 a. a. O.), findet der 
§ 117 ZG. mit folgenden Maassgaben Anwendung: 

a. An die Stelle der bisherigen Legitimationsscheine (§ 44 a 
RGewO. alt. Fass.) treten die Legitimationskarten 
(§ 44a Abs. 1 — 5 RGewO.), an die Stelle der Legiti- 
mationsscheine zum Gewerbebetrieb im Umherziehen 
die Wandergewerbescheine (§§ 55 ff. a. a. O.). 

b. Von unteren Verwaltungsbehörden werden Wander- 
gewerbescheine nicht mehr ertheilt (§ 61 a. a. O.). 

c. In den im § 59 RGewO. vorgesehenen Fällen werden 
Wandergewerbescheine nicht mehr ertheilt. 

d. In den Fällen des § 57 N. 5 a. a. O. ist nach § 63 
Abs. 2 a. a. O. nur die Beschwerde an die unmittelbar 
vorgesetzte Aufsichtsbehörde (s. unten sub 3), nicht das 
Verwaltungsstreitverfahren oder das Verfahren nach 
§§ 20, 21 RGewO. zulässig. 

e. Eine Beschränkung des im § 59 N. 2 RGewO. für den 
daselbst erwähnten Gewerbebetrieb bestimmten räum- 
lichen Gebietes durch die Verwaltungsbehörden ist un- 
zulässig. 

f. Die den höheren Verwaltungsbehörden (s. oben sub 1), 
einschliesslich der Bezirksausschüsse, unmittelbar vor- 
gesetzte Behörde im Sinne des § 63 Abs. 2 a. a. O. ist | 
der Oberpräsident. 

B. Eine weitere Abänderung des Zuständigkeitsgesetzes vom | 
1. August 1883 ist veranlasst worden durch das Reichsgesetz vom; 
15. Juni 1883 (RGBl. S. 73 ff.), betr. die Krankenversicherung! 
der Arbeiter. Zur Ausführung dieses Gesetzes, welches, soweit j 
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seine Bestimmungen die Beschlnssfassung über die statutarische 
Einführung des Versicherangszwangs , sowie die Hersteliang der 
zur Durchführung des Versicherungszwangs dienenden Einrich- 
tungen betreffen, am 1. Dezember 1883 in Krall getreten ist, im 
Uebrigen aber mit dem 1. Dezember 1884 in Kraft zu treten hat, 
haben der Minister des Innern und der Minister fiir Handel und 
Gewerbe am 26. November 1883 eine gemeinschafUiche Anwei- 
sung erlassen (Preuss. VerwBl. S. 92 ff., 96 ff., 107 ff.). Diese 
Anweisung enthält im Abschnitt I Vorschriften darüber, welche 
Behörden und Verbände in Preussen unter Gemeindebehörde, 
höhere Verwaltungsbehörde u« s. w. im Sinne des Krankenver- 
sicherungsgesetzes zu verstehen sind, und stützt sich in dieser Be- 
ziehung auf die §§ 84 und 44 des RG. vom 15. Juni 1883, von welchen 
Paragraphen § 84 die Bestimmung darüber, welche Behörden in jedem 
Bundesstaate unter Gemeindebehörde, höhere Verwaltungsbehörde, 
und welche Verbände als weitere Kommunalverbände im Sinne 
des Gesetzes zu verstehen sind, den Landesregierungen mit 
der Maassgabe überlässt, dass mit den von den höheren Verwal- 
tungsbehörden wahrzunehmenden Geschäften diejenigen höheren 
Verwaltungsbehörden zu betrauen sind, welche nach Landesrecht 
die Aufsicht oder Oberaufsicht in Gemeindeangelegenheiten wahr- 
zunehmen haben, während § 44 b vorschreibt, dass die Oberaufeicht 
über die Ortskrankenkassen unter Oberaufsicht der höheren Ver- 
waltungsbehörde in Gemeinden von mehr als 10000 Einwohnern 
von den Gemeindebehörden, übrigens von den seitens der Landes- 
regierungen zu bestimmenden Behörden wahrgenommen wird. 

Der Inhalt des hier in Betracht kommenden Abschnitts I der 
Anweisung vom 26. November 1883 ist folgender: 

1) Unter der Bezeichnung weiterer Kommunalverband 
sind sämmtliche Provinzial- und Kreisverbände, sowie sämmtliche 
Landarmenverbände zu verstehen, in der Provinz Schleswig-Holstein 
auch der lauenburgische Landeskommunal verband, in der Provinz 
Hannover auch die Amtsverbände, in der Provinz Hessen-Nassau 
auch die kommunalständischen Verbände der Regierungsbezirke 
Kassel und Wiesbaden, und in den hohenzoUernschen Landen der 
Landeskommunalverband und die Ober-Amtsbezirke. 

2) Unter der Bezeichnung höhere Verwaltungsbehörde 
sind zu verstehen: 

a. Die Bezirksausschüsse in Bezug auf die Genehmigung 
der statutarischen Bestimmungen (§§ 2, 52, 54) von Ge- 
meinden und weiteren Kommunalverbänden mit Ausnahme 
der Provinzialverbände ; in Bezug auf die Genehmigung 
und Abänderung von Kassenstatuten (§§ 23, 24) der Orts- 
krankenkassen (§§ 16, 17, 18, 43), der Betriebs- (Fabrik-) 
Krankenkassen (§§ 59 S,) und der Baukrankenkassen 
(§ .69 ff), in Bezug auf die Schliessung und Auflösung 
vop Ortskrankenkassen (§§ 47, 48) und die Ausscheidung 
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aus gemeinsamen Ortskrank 
1. Januar 1885 ab in Bezug j 
gearbeiteten Statuten der na< 
(Fabrik-) oder Baukrankenkasi 
kassen mit Beitrittszwang. 

b. Die Oberpräsidenten in 
von statutarischen BestimmuE 
Schlüssen (§§ 12, 14, 43) de 
in Bezug auf die Gemeinde 
10, 13), wenn der Provinziab 
angehörender einzelner Gemei 

c. Die Regierungspräsidei 

Im Stadtkreise Ber 
Bezirksausschusses in denjen 
sich um die Genehmigung 
mungen (§§ 2, 52, 54) han< 
Regierungspräsidenten der Ol 

In der Provinz Hessen- 
präsident in dem unter 
Angelegenheiten der kommunj 

In den hohenzolleri 
die Stelle des Oberpräsiden 
sident. 

Für Einrichtungen, welche tibei 
Verwaltungsbehörde hinaus sich erstre 
den vorstehenden Bestimmungen eine 
behörde eintritt und vorbehaltlich an< 
zelne Fälle , diejenige höhere Verwa 
deren Bezirk die betheiligte Anstal 
halten soll. 

Bei Betriebs- (Fabrik-) Krankenkj 
welche ausschliesslich für Betriebe de 
richtet werden, hat die höhere VerY 
nungen und Entscheidungen abgesehe 
dieser Anw. nach Benehmen mit der ' 
triebe vorgesetzten Dienstbehörde zu 
mung nicht erzielt, so ist die Entsc 
die höheren Instanzen zu berichten. 

Bis zu demjenigen Zeitpunkt, mi 
Posen , Schleswig - Holstein , Hannover 
und in der Rheinprovinz die Gesetze 
allgemeine Landesverwaltung und voi 
Zuständigkeit der Verwaltungs- und 
in Kraft ffesetzt werden, treten in di 
der Bezirksausschüsse und der Regi( 
rungsabtheilungen des Innern und die 
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3) Als Gemeindebehörde gilt in den selbständigen GuU 
bezirken und Gemarkungen/ welche den Gemeinden bezüglich der 
Krankenversicherung der Arhdiier gleichgestellt sind, der Guts- 
herr und der G^markungsberechtigte. 

Im üebrigen ist unter Gemeindebehörde der Vorstand der 
Gemeinde zu verstehen. Bildet derselbe ein Kollegium, so hat er 
zur Wahrnehmung der Aufsicht (Nr. 4) einen Kommissar zu be- 
stellen. 

4) Die Aufsicht über die Gemeindekrankenkassen 
(§ 4) führt die Kommunalaufsichtsbehörde der Gemeinde. Die Auf- 
sicht über die gemeinsame Gemeindekrankenkassenversicherung 
mehrerer Gemeinden (§§ 12, 13) steht vorbehaltlich anderweitiger 
Bestimmung für einzelne Fälle der Aufsichtsbehörde derjenigen 
Gemeinde zu, in deren Bezirk die Verwaltung dieser Versicherung 
ihren Sitz hat 

In Betreff der Aufsicht über solche Betriebs- (Fabrik-) und 
Baukrankenkassen, welche ausschliesslich für Betriebe des Reichs 
oder des Staates errichtet werden, ergeht besondere Bestimmung. 

Die Aufsicht über die Ortskrankenkassen fiir den Be- 
zirk einer Gemeinde (§§ 16 — 18) und die Aufsicht über die nicht 
unter die Bestimmung des vorigen Absatzes fallenden Betriebs- 
(Fabrik-) und Baukrankenkassen (§§ 59 ff., 69 ff.), deren Bezirk 
über den Bezirk einer Gemeinde nicht hinausgeht, führen in Ge- 
meinden von mehr als 10000 Einwohnern die Gemeindebehörden, 
im Üebrigen die Kommunalaufsichtsbehörden. 

Für gemeinsame Ortskrankenkassen mehrerer Gemeinden 
(§ 43) und für solche nicht ausschliesslich für Betriebe des 
Reichs oder des Staates errichtete Betriebs- (Fabrik-) und 
Baukrankenkassen (§§ 59 ff., 69 ff.), deren Bezirk sich über 
den Bezirk einer Gemeinde hinaus erstreckt, wird die Aufsichts- 
behörde von der höheren Verwaltungsbehörde, eventuell vom 
Minister für Handel und Gewerbe bestimmt. 

Die Aufsicht über die Innungskrankenkassen (§ 73) 
führt die Aufsichtsbehörde der Innung. Die Vorschriften bezüg- 
lich der Au&icht über die Knappschaftskassen (§ 74) und 
die Vorschriften bezüglich der Aufsicht über diejenigen ein- 
geschriebenen oder auf Grund landesherrlicher Vorschriften er- 
richteten Hülfskassen, liir welche ein Zwang zum Beitritt nicht 
besteht (§ 75), bleiben unberührt^). 



1) Ein Hinweis auf die einzelnen Stellen dieser Schrift, welche durch die 
vorstehenden Bestimmungen ergänzt und berichtigt werden, ist um des- 
willen unterlassen worden, weil sich die Einfügung des Nachtrags am 
fassenden Orte wohl von selbst ergiebt und eiu derartiger Hinweis dem 
iCser die Mühe des Aufsuchens doch nicht erspart haben würde. 
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